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Editorial: Energiekämpfe: Interessen, Kräfteverhältnisse und 
Perspektiven 


Das aufder Verbrennungder fossilen Ener- 
gieträger Öl, Kohle und Gas beruhende 
Energiesystem befindet sich in einer Krise. 
Zwar dürften die fossilen Vorkommen 
noch eine Weile reichen - das gilt umso 
mehr, als sowohl beim Öl als auch beim 
Gas zunehmend aufunkonventionelle Res- 
sourcen (Teersand, Schieferöl- und -gas) 
zurückgegriffen wird. Allerdings wird die 
Verbrennungvon Ölund Kohle aus klima-, 
in Ländern wie China auch aus gesund- 
heitspolitischen Gründen zunehmend 
kritisiert. Am Abbau und an der energeti- 
schen Nutzungder besonders klimaschäd- 
lichen Braunkohle entzündet sich derzeit 
in einigen Ländern eine Protestbewegung, 
die sich auf lokale Anti-Kohle-Initiativen 
ebenso wie auf zentrale Veranstaltungen 
in Gestalt von Protest-Camps oder direkte 
Interventionen an Tagebauen stützt. Erd- 
gas ist zwar im Vergleich zu Ölund Kohle 
weniger umweltschädlich, jedoch wird die 
Gasversorgung in Europa von den jüngs- 
ten geopolitischen Spannungen zwischen 
Russland und der EU bzw. der NATO 
überlagert. 

Außer durch Ressourcenkonflikte und 
die Überlastung der Senken - also jener 
Ökosysteme, die die Emissionen aus der 
Verbrennung fossiler Energieträger absor- 
bieren und damit eine wichtige klimatische 
Regulierungsfunktion ausüben - ist das 
fossilistische Energiesystem auch von- 
seiten der erneuerbaren Energien unter 


Druck geraten. Deren Nutzung befindet 


sich weltweit im Aufschwung. In Deutsch- 
land ist ihr Anteil am gesamten Endener- 
gieverbrauch zwischen 2000 und 2013 auf 
12,4 Prozent gestiegen und hat sich somit 
verdreifacht; was den Strom angeht, wird 
mittlerweile mehr als ein Viertel des Be- 
darfs von erneuerbaren Energien gedeckt 
(Umweltbundesamt 2015: 34f.). Groß- 
konzerne wie RWE oder E.ON, die über 
Jahrzehnte hinweg mit der Energieversor- 
gung aus fossilen und atomaren Quellen 
viel Geld verdient haben, befinden sich 
in einer Existenzkrise, der sie mit einem 
grundlegenden Umbau ihrer Unterneh- 
mensstrukturen zu begegnen versuchen. 
Der Übergangvon einem fossilistischen 
zu einem auferneuerbaren Energieträgern 
beruhenden System, dessen Möglichkeit 
sich in diesen Entwicklungen andeutert, ist 
jedoch keineswegs konfliktfrei geschweige 
denn ausgemacht. In Deutschland wurde 
die Dynamik des dezentralen Ausbaus 
der Stromerzeugung mittels Solar- und 
Windkraft durch die Novellierungen des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) in 
den Jahren 2014 und 2016 gebremst. Pro- 
fiteure der EEG-Novelle sind eben jene 
Großkonzerne der Energieversorgung, 
die mit der Krise des Fossilismus selbst 
in eine existenzbedrohende Lage geraten 
sind. Ihnen soll etwa durch die Förderung 
zentraler Großstrukturen der Stromerzeu- 
gung - vor allem in Gestalt von offshore- 
Windparks, die für die bisherigen Prota- 


gonisten der Energiewende (Haushalte, 
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Genossenschaften, Stadtwerke) nicht 
finanzierbar sind - das Aufspringen auf 
einen Zug ermöglicht werden, dessen Ab- 
fahrt vorüber einem Jahrzehnt sie verpasst 
oder sogar zu verhindern versucht haben. 

Der Konflikt um die künftige Gestalt 
einer Energieversorgungauf Grundlage er- 
neuerbarer Energieträger, bei dem esletzt- 
lich darum geht, ob die Kontrolleüber eine 
wichtige gesellschaftliche Infrastruktur 
wie bisher von einem Konglomerat großer 
Konzerne ausgeübt wird, ob die Spielräume 
für das lokale und nichtmonopolistische 
Kapital in diesem Bereich erweitert werden 
oder ob die Energieversorgung kapitalis- 
tischen Verwertungsinteressen gar ganz 
entzogen und demokratisiert wird, ist nur 
einer von vielen Konflikten, die in der 
Krise des fossilistischen Energiesystems 
ausgetragen werden. 

In anderen Auseinandersetzungen, 
etwa jenen um die europäische Klima- 
und Energiepolitik, steht die prioritäre 
Förderung der erneuerbaren Energien 
und damit die Systemtransformation 
selbst zur Disposition. So setzt das 2014 
beschlossene Klima- und Energiepaket der 
EU viel stärker als sein Vorgänger aus dem 
Jahr 2007 auf „Technologieneutralität“ bei 
der Bekämpfung des Klimawandels: Ob 
die - in ihrer Höhe selbst strittigen - eu- 
ropäischen Ziele zur Reduktion von Treib- 
hausgasemissionen mittels des Ausbausvon 
erneuerbaren Energien erreicht werden 
oder über eine Renaissance der Atomkraft 
und durch neue, dank der carbon-capture- 
and-storage-Technologie „CO -arme“ 
Kohlekraftwerke, sollen die EU-Mitglieder 
selbst entscheiden dürfen. Dieser Kurs- 
wechsel der europäischen Energiepolitik 
ist der Tatsache geschuldet, dass es Staaten 
wie Polen, deren interne Kräfteverhält- 
nisse stark von fossilistischen Akteuren 
dominiert werden, nicht zuletzt vor dem 


Hintergrund der Wirtschaftskrise gelingt, 
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ihre Interessen zunehmend erfolgreich zu 
artikulieren (Geden/Fischer 2014). 

Wird also der Übergang von einem 
System der fossilen zu einem der (dezent- 
ral zu erzeugenden) erneuerbaren Energien 
auf dem Stromsektor gerade bekämpft, 
so erlebt der Wärmesektor in Teilen der 
Welt, wie z.B. in den USA, derzeit einen 
Boom der nicht konventionellen Öl- und 
Gasförderung (Daniljuk 2015). Durch den 
Aufstieg der USA zum weltweit größten 
Ölproduzenten und durch den gegen Russ- 
land gerichteten Versuch, die Kooperation 
zwischen den USA und europäischen Staa- 
ten auf dem Gassektor zu intensivieren, 
erhält dieser Boom zusätzlich eine geopoli- 
tische Dimension. Eine sozial-ökologische 
Transformation des Energiesektors wird 
damit auch weiterhin mit erheblichen Be- 
harrungskräften des fossilistischen Systems 
konfrontiert sein. 

Im Verkehrssektor hat die Energie- 
wende noch nicht einmal begonnen. Die 
private fossilistische Automobilität ist 
ungeachtet des Klimawandels nach wie 
vor das dominante Muster der Fortbe- 
wegung. In den Mittel- und Oberklassen 
aufstrebender Länder wie China breitet 
sie sich gerade mit Macht aus. Weltweit 
verzeichnen besonders ressourcen- und 
emissionsintensive Fahrzeuge derzeit unter 
allen neu zugelassenen Pkw die höchsten 
Zuwachsraten. 

Im Vergleich zur Energiewende auf dem 
Stromsektor hat eine „Mobilitätswende“ 
deutlich weiterreichende Implikationen 
für die Lebensweise. Sie erfordert eine 
Transformation des beruflichen Alltags, 
der Freizeit- und Urlaubsgestaltung sowie 
der Stadtentwicklung. Wenn das Auto seine 
Zentralität verliert, hat das Auswirkungen 
auf symbolische Orientierungen (Vorstel- 
lung von Freiheit und Männlichkeit) sowie 
auf Klassen- und Geschlechterverhältnisse 
(Konversion einer männlich geprägten 
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Branche wie der Automobilindustrie; 
Arbeitszeitverkürzung; Überwindung 
von suburbanen Siedlungsstrukturen, die 
fossilistische Formen der Fortbewegung 
ebenso perpetuieren wie asymmetrische Ge- 
schlechterverhältnisse). Nicht zufällig be- 
schränken sich bisherige verkehrspolitische 
Ansätze auf eine ökologische Modernisie- 
rungder fossilen Automobilität mittels des 
Elektromotors und der Beimischung von 
Agrartreibstoffen. Während die Politik der 
Elektroautomobilität ihren selbst gesetzten 
Zielen aber weit hinterher hinkt, bricht sich 
die Ausweitungder Agrartreibstoffproduk- 
tion am zunehmenden Widerstand in den 
Ländern des globalen Südens, teilweise auch 
des globalen Nordens (Dietz u.a. 2015). 

Der Energiesektor ist damit auf vielfäl- 
tige Weise umkämpft, politische Kräftever- 
hältnisse und deren Verschiebungen bilden 
sich in ihm ab. Dielange Geschichte der Um- 
weltbewegungen ist ganz wesentlich eine 
Geschichte von Energiekämpfen. Die Krise 
gesellschaftlicher Naturverhältnisse wird 
an Energiefragen sichtbar; die Energiepo- 
litik berührt ebenso Fragen der politischen 
Ökonomie wie solche der Aushandlung 
geopolitischer Interessen, der Dynamiken 
sozialer Bewegungen, der vorherrschenden 
Verbrauchsmuster und der geschlechtsspe- 
zifischen Rollenzuschreibungen. 

Die Transformation des Energiesystems 
bietet auch Chancen für emanzipatorische 
Projekte. Mittlerweile hat sich eine lebhafte, 
sowohl aktivistische als auch wissenschaft- 
liche Debatte entwickelt, die sich mit 
Energiefragen aus einer explizit kritischen 
Perspektive beschäftigt. Stichworte hierfür 
sind die Forderungen nach einer world-wide 
energy revolution (Abramsky 2010), nach 
energy justice (Bickerstaff et al. 2013), dem 
right to energy (Walker 2015) oder Energic- 
demokratie (Kunze/Becker 2015). Vor al- 
lem in Großbritannien spielt die Auseinan- 
dersetzungmit Energiearmut eine wichtige 
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Rolle in den Kämpfen um eine Neuaus- 
richtung der Energieversorgung (Board- 
man 2010). In der Bundesrepublik stehen 
aktuell die Gründung von kommunalen 
Stadtwerken, Energiegenossenschaften oder 
energieautonomen Gemeinden für kon- 
krete Vorhaben einer sozial-ökologischen 
Energieversorgung und zumindest teilweise 
für die Abkehr von neoliberalen Prämissen 
in der Steuerung von Infrastruktur (Becker 
u.a. 2015). Doch auch diese Tendenzen hin 
zu einer Dezentralisierung der Energiever- 
sorgung sind von Widersprüchen geprägt. 
So gehen Dezentralisierung und Demo- 
kratisierung keineswegs notwendigerweise 
Hand in Hand. Mancherorts wird etwa 
die Aufstellung von Windrädern gerade 
mit demokratiepolitischen Argumenten 
bekämpft, die auf die Verletzung der Inte- 
ressen und Beteiligungsrechte der lokalen 
Bevölkerung verweisen. 

In ersten Beitrag gibt Markus Wissen 
einen Überblick über aktuelle Entwick- 
lungstendenzen des globalen Energiere- 
gimes. Auf der Basis vor allem der Szena- 
rien der Internationalen Energieagentur 
(IE) argumentiert er, dass die These vom 
Höhepunkt der Ölförderung (peak oil) 
angesichts des Booms der nicht konventi- 
onellen fossilen Energieträger nicht mehr 
ohne Weiteres haltbar ist. Kritisch zu beur- 
teilen sind zudem solche Analysen, die von 
einer Konsolidierung der US-Hegemonie 
aufdem Wegder Energiepolitik ausgehen. 
Auch wenn die USA in jüngerer Zeit zum 
weltweit größten Ölförderer aufgestiegen 
sind, wird ihre dominante Position durch 
das energiepolitische Agieren Chinas und 
durch Interessengegensätze zwischen 
den kapitalistischen Staaten des globalen 
Nordens beeinträchtigt. Die entscheidende 
energiepolitische Herausforderung liegt 
in der Überwindung des sozial ebenso 
wie ökologisch zerstörerischen (neo-)fos- 
silistischen Energieregimes. Dazu reicht 
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ein bloßes greening der kapitalistischen 
Produktionsweise nicht aus. Vielmehr 
müssen das Niveau des Energieverbrauchs 
ebenso wie die energetischen Produktions- 
verhältnisse grundlegend infrage gestellt 
und transformiert werden. 

Tobias Haas beleuchtet die Verknüp- 
fung der bundesdeutschen Energiepolitik 
mit Entwicklungen auf der europäischen 
Ebene. Die Konflikte zwischen dem 
grünen, auf erneuerbaren Energieträgern 
aufbauenden und dem grauen, auf fossil- 
nuklearen Strukturen basierenden Projekt 
sind gerade auch dadurch geprägt, dass sie 
auf unterschiedlichen räumlichen Maß- 
stabsebenen (scales) angesiedelt sind. Die 
Versuche, die Energiewende zu verlangsa- 
men und eine weitere Dezentralisierung 
zu stoppen, wurden maßgeblich durch 
EU-Richtlinien, vor allem der Generaldi- 
rektion Wettbewerb, flankiert und voran- 
getrieben. Diese skalaren Verschiebungen 
von Kräfteverhältnissen zugunsten des 
grauen Projekts manifestierten sich in der 
Novellierung des deutschen EEG im Jahr 
2014. Damit wird deutlich, dass energiepo- 
litische Themen maßgeblich auch über die 
Frage der jeweils geeigneten Ebenen und 
deren Verschränkungen - der politics of 
scale - verhandelt werden. 

Achim Brunnengräber und Felix Syro- 
vatka untersuchen die unterschiedlichen 
Strategien der Anti-Atom-Bewegung bei 
der Endlagersuche für radioaktive Abfälle. 
Der Versuch, mit der Einsetzung der End- 
lager-Kommission 2014 VertreterInnen 
der Zivilgesellschaft einzubinden, stellte 
die Anti-Atom-Bewegung vor die Heraus- 
forderung, ihr Verhältnis zum Staat neu 
zu bestimmen. Innerhalb der Bewegung 
führte dies zu einer Polarisierungzwischen 
Akteuren, die sich an der Kommission 
beteiligten, und denjenigen, die eine Teil- 
nahme ablehnen. Damit werden Fragen der 
Kooptation von sozialen Bewegungen und 
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der Hegemonie in politischen Entschei- 
dungsprozessen thematisiert. 

Die Rolle sozialer Bewegungen dis- 
kutiert Hendrik Sander am Beispiel der 
Klimagerechtigkeitsbewegungin Deutsch- 
land. Diese Bewegung differenzierte sich 
nach der Mobilisierungzum internationa- 
len Klimagipfel in Kopenhagen in einen 
„sozial-ökologischen“ und einen „radikal- 
ökologischen“ Flügel aus. Beide streben 
eine grundlegende Transformation des 
Energiesystems und der diesem zugrunde 
liegenden gesellschaftlichen Verhältnisse 
an. Während der sozial-ökologische Flü- 
gel Sander zufolge aber vor allem auf den 
Aufbau von Alternativen setzt, konzent- 
riert sich der radikal-ökologische auf das 
Zurückdrängen der Energiekonzerne, die 
weiter auf Kohle als Energieträger setzen, 
und organisiert Aktionen wie die Energie- 
und Klimacamps oder die Ende-Gelände- 
Kampagne. Damit versucht dieser Teil der 
Klimagerechtigkeitsbewegung, innerhalb 
desgrünen Hegemonieprojekts die Kräfte- 
verhältnisse hin zu kapitalismuskritischen 
Positionen zu verschieben. Sander zeigt, 
wie eine historisch-materialistische Ana- 
lyseperspektive dazu beitragen kann, die 
Entwicklung, Möglichkeiten und Grenzen 
der Bewegungbesser zu verstehen. 

Die räumliche Dimension der Trans- 
formation des Energiesystems am Beispiel 
der Agrartreibstoff-Problematik steht im 
Mittelpunkt des Beitrags von Oliver Pye, 
Bettina Engels und Kristina Dietz. Die 
Nutzung von Agrartreibstoffen geht mit 
einer Verschiebung von gesellschaftlichen 
und internationalen Kräfteverhältnissen 
einher, die aus einer raumtheoretischen 
Perspektive besser begriffen werden kann. 
Hierbei sind die vier Dimensionen Netz- 
werke, Territorium, scale und place von 
besonderer Bedeutung. Dies zeigen die 
AutorInnen anhand von globalen Produk- 
tionsnetzwerken, Reterritorialisierungen 
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durch Palmölplantagen, der Reskalierung 
von Finanzmärkten sowie lokalen Ausein- 
andersetzungen um Flächennutzungen für 
die Agrartreibstoffindustrie. Dabei wird 
deutlich, wie sich neue soziale Disparitäten 
über die räumliche Restrukturierung der 
Energieversorgung herausbilden. 

Der Einspruch von Ulrich Schacht- 
schneider nimmt die aktuelle Novellierung 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zum 
Anlass, die mit einer „Bürgerenergiewende“ 
bzw. einem „Green New Deal“ verknüpften 
Erwartungen kritisch zu hinterfragen. So 
sind Investitionen in Anlagen erneuerbarer 
Energieträger für Haushalte mit niedrigen 
Einkommen nicht möglich, obwohl diese 
die Förderung solcher Investitionen über 
den Strompreis mit finanzieren. Dem- 
gegenüber ist ein sozio-ökonomischer 
Kulturwandel notwendig, der sich vom 
Paradigma stetigen Wachstums verab- 
schiedet. Degrowth bedeutet dabei nicht 
nur weniger Energiebedarf, sondern auch 
die Abkehr von einer „imperialen Lebens- 
weise“. Die Debatte um die Widersprüche 
zwischen einem grünen Kapitalismus und 
einer grundlegenden sozial-ökologischen 
Transformation wird maßgeblich anhand 
von Energiefragen geführt werden müssen. 

David Döll greift in seinem Einspruch 
die Nuit-Debout-Analyse von Felix Sy- 
rovatka in PROKLA 183 auf. Mit den 
Protesten in Frankreich, so Döll, haben 
die Anti-Austeritäts-Proteste ihren nörd- 
lichsten Punkt erreicht und die „Bewegung 
der Plätze“ trifft auf Klassenkämpfe. Diese 
„Bündelung der Kämpfe“ (convergence des 
luttes) markiere eine neue Qualität, wo- 
bei gerade von der Organisationsform zu 
lernen sei, da sie bereits eine strategische 
Bündelungvon Demokratie- und Klassen- 
kämpfen antizipiert. 

Außerhalb des Schwerpunkts wür- 
digt Alex Demirovid die vor 50 Jahren 
erschienene Negative Dialektik, eines der 
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wichtigsten Werke von Theodor W. Ad- 
orno. Die Negative Dialektik zählte Adorno 
zu jenen Werken, die er „in die Waagschale 
zu werfen habe“. Für Demirovic ist die 
Schrift, die im Herbst 1966 erschien, eine 
Fortsetzungdes Marxismus, „die Form, in 
der er sich selbst reflektiert“, ein notwen- 
diger Schritt nach den Erfahrungen des 
Nationalsozialismus, wenn die Kritische 
Theorie „ihren emanzipatorischen Gehalt 
bewahren und erneuern will.“ 

Ulf Kadritzke bereitet im ersten Teil 
seines Beitrags zum Begriffund Phänomen 
der Mittelklassen soziologische Analysen 
der Weimarer Republik auf, die, so seine 
These, weit mehr zu bieten haben, als die 
derzeit gegenwärtige gesellschaftspoliti- 
schen Ausdeutungen der Mitte, die den 
Klassenbegriff gerade los haben wollen und 
sich keine Rechenschaft darüber ablegen, 
„welche begrifllichen, theoretischen und 
damit auch politischen Vorentscheidun- 
gen in den Verfahren und empirischen 
Fragestellungen eingeschlossen sind“. Im 
zweiten Teil (in PROKLA 185) wird Kad- 
ritzke vor dem Hintergrund der „Weimarer 
Soziologen“ aktuellen Arbeiten auf den 
Zahn fühlen. 


Matthias Naumann und Markus Wissen 
(für die Redaktion) 


“xx 


Als Gastredakteur hat Matthias Naumann 
am Schwerpunkt dieses Heftes mitgewirkt. 
Die PROKLA-Redaktion dankt ihm 
ganz herzlich für seine Ideen und sein 
Engagement. 
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PROKLA 185 Ausnahmezustand - Sozialismus oder Barbarei? 
(Dezember 2016) 


Die politische Zeit hat sich in den vergangenen Jahren enorm beschleunigt. 
Die Ereignisse und Probleme lösen sich in immer schnellerem Rhythmus ab. 
Die kritische Analyse kommt ins Hintertreffen, sie hinkt der schnellen Ab- 
folge, der Verschiebung der Herausforderungen und Prioritäten hinterher. 
Wir befinden uns an einem Punkt, an dem die Bemühung, den Entwick- 
lungen nachzuspüren und Zusammenhänge zu erschließen, atemlos macht 
- und irgendwie vergeblich wirkt. Dieser „Ausnahmezustand“ bedarf selbst 
einer kritischen Analyse. Dabei ist mit „Ausnahmezustand“ nicht einfach 
eine Herrschaftspraxis jenseits rechtsstaatlicher Prinzipien gemeint, die es 
zunehmend auch gibt, sondern die zeitdiagnostische Feststellung: die Welt 
scheint aus den Fugen. Aber sind wir tatsächlich mit einer „Chaotisierung“ 
gesellschaftlicher Verhältnisse konfrontiert? Oder sind nicht vielmehr Muster 
im Chaos zu erkennen? Und: Stehen die vielen beunruhigenden Ereignisse, 
die scheinbar nichts miteinander zu tun haben, nicht vielmehr doch in einem 
(welt-Jpolitischen Zusammenhang, den eine Analysc herausstellen müsste? 
Was verarbeitet die zunehmend autoritär auftretende Staatsgewalt - allein eine 
politische Rechtsverschiebung oder viel cher eine Polarisierung gesellschaftli- 
cher Verhältnisse? Warum fassen überkommene herkömmnliche Begriffe - von 
„autoritärer (Wettbewerbs-)Etatismus“ über „Doppelstaat“ bis „Faschismus“ 
- analytisch nicht, was derzeit passiert? 


Markus Wissen 


Zwischen Neo-Fossilismus und „grüner Ökonomie” 
Entwicklungstendenzen des globalen Energieregimes 


Kapitalismus und fossile Energien bilden seit über 200 Jahren eine Symbiose. 
Historisch hat die massenhafte Nutzung zunächst von Kohle und sodann von Öl 
mit der Durchsetzung des Industriekapitalismus begonnen. Beide - die kapitalis- 
tische Produktionsweise und das fossile Energieregime - sind so eng miteinander 
verbunden, dass es durchaus plausibel ist, die Geschichte der ersteren aus der 
Perspektive des letzteren zu schreiben, wie es etwa Rolf-Peter Sieferle (1982) 
getan hat, ohne dabei gleichwohl reduktionistisch zu werden: Sieferle (ebd.: 56ff.) 
betont, dass der Kapitalismus das Ergebnis einer „Verzweigungssituation“ ist, in 
der mehrere Entwicklungen konvergierten, von denen keine aufeine der anderen 
reduzierbar ist. Neben der Entdeckungund Nutzung des energetischen Potenzials 
der Kohle handelte es sich vor allem um die Durchsetzung des Marktimperativs, 
der sich immer mehr gesellschaftlicher Bereiche bis hin zur Reproduktion der 
Arbeitskraft bemächtigte. 

Die Bedeutung der fossilen Energien ergibt sich letztlich daraus, dass ohne 
sie „die Größenordnung und Universalisierung der Kapitalakkumulation, zu- 
sammen mit hoch energieintensiven Formen der sozialen Reproduktion“ nicht 
möglich gewesen wären (di Muzio 2015: 6, Übers. d. A.). Vor allem Erdöl hat 
einen schr hohen Energiegcehalt, sein Energieertrag ist im Vergleich zu der En- 
ergie, die für seine Förderung aufgewendet werden muss, höher als bei jedem 
anderen Treibstofl.' Der Einsatz von Maschinen, die mittels der Verbrennung 
von Öl angetrieben werden, hat es ermöglicht, die Arbeitsproduktivität erheb- 
lich zu steigern. Um die ölbasierte Energie, die weltweit pro Jahr genutzt wird, 
anderweitigzur Verfügung zu stellen, bedürfte es 2.500 Atomkraftwerke (aktuell 
gibt es erwa 400) oder 5.200 Kohlekraftwerke. Zudem ist Öl lagerfähig, gut 
zu transportieren und vielseitig verwendbar (Urry 2013: Sff.). Aufgrund dieser 
Eigenschaften ermöglicht es Öl, Güter und Menschen in kurzer Zeit über große 
Distanzen zu transportieren. Mithilfevon Transportmitteln, die von ölbasierten 


1 Das Verhältnis von Energieaufwand zu Energieertrag wird als EROEI - energy returned 
on energy invested — bezeichnet und gemessen. 
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Verbrennungsmotoren angetrieben werden, lassen sich Märkte in weit entfernten 
Teilen der Erde erschließen; Transportzeiten verkürzen sich, sodass der Kapital- 
umschlag beschleunigt und die Profitrate erhöht wird. 

Öl ist deshalb der Rohstoff, der mit der kapitalistischen Produktionsweise, 
genauer: mit der dem Kapitalverhältnis innewohnenden Tendenz zur Expansion 
im Raum und zur Beschleunigung in der Zeit (Marx 1857-58: 438), am chesten 
zu korrespondieren scheint (Altvater 2005: 85 ff.). „Öl ist nicht irgendeine alte 
Energiequelle. Es ist die bislang einzige Energiequelle, die Menschen und Dinge 
in dem Maße bewegen kann, wie es für das 20. Jahrhundert charakteristisch ist, 
und es hat die Welt in soziale Praktiken eingeschlossen, die nicht weiter beste- 
hen können, sollte es tatsächlich zu einem apokalyptischen ‘Energie-Einbruch’ 
kommen” (Urry 2013: 96, Übers. d. A.). 

Dass es tatsächlich zu einem „apokalyptischen“ Einbruch in der Versorgung 
mit Ölund anderen natürlichen Ressourcen kommt, wird gerade auch in marxisti- 
schen Debatten für zunehmend wahrscheinlich gehalten. Bereits Ende der 1980er 
Jahre hatte James O’Connor die Überlegungeiner second contradiction der kapi- 
talistischen Produktionsweise entwickelt. Im Unterschied zur first contradiction, 
also dem Widerspruch zwischen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen, 
besteht diese darin, dass der Kapitalismus strukturell zu einer „Unterproduktion“ 
seiner eigenen Produktionsbedingungen tendiert, also dazu, diese Bedingungen 
- und dazu gehört wesentlich auch die Natur - ständig zu untergraben, sodass sie 
tendenziell nicht mehr in ausreichender Qualität und Quantität bzw. nur noch 
zu steigenden Kosten zur Verfügung stehen (O’Connor 1988, zu einer kritischen 
Auseinandersetzung mit O’Connor und anderen ökomarxistischen Ansätzen 
siehe Dietz/ Wissen 2009). 

An O’Connor anknüpfend hat in jüngerer Zeit Jason Moore argumentiert, 
dass sich der Kapitalismus selbst seine soziale und ökologische Geschäftsgrund- 
lage entziche. In ökologischer Hinsicht sei neben der Rohstoffversorgung im 
Allgemeinen die Frage des Zugangs zu preiswerter Energie im Besonderen zen- 
tral. Hier aber sieht Moore einen wichtigen Engpass. Auch wenn Öl geologisch 
nicht notwendigerweise knapp werde, so steige bei seiner Förderung doch der 
Arbeitsaufwand im Verhältnis zum Energieertrag. Die Möglichkeiten, sich 
Natur billig anzueignen, würden sich deshalb zunehmend erschöpfen (Moo- 
re 2014: 297). Birgit Mahnkopf argumentiert in dieselbe Richtung, wenn sie 
feststellt, dass die Systemvoraussetzungen des Kapitalismus verschwänden, 
insofern „die Ressourcen bis zur physischen Erschöpfung geplündert und die 
Schadstoffsenken überlastet sind“ (Mahnkopf 2013: 10). Aus diesem Grund 
tauge die gegenwärtige im Unterschied zu vorangegangenen Krisen auch „nicht 
zu einem weiteren Jungbrunnen’ für das herrschende Produktions- und Ge- 


sellschaftssystem“ (ebd.: 7). 
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Inwieweit das im Hinblick auf Energie in ihrer Funktion als „cheap nature“ 
(Moore 2014) zutreffend ist, soll im Folgenden auf der Basis jüngerer Studien 
erörtert werden, in denen die derzeitigen Dynamiken des Energieregimes im 
globalen Maßstab empirisch untersucht werden. Die Frage, der ich nachgehen 
möchte, ist, in welchen energetischen, geopolitischen und sozial-ökologischen 
Entwicklungen diese Dynamiken konvergieren und welche politischen Heraus- 
forderungen für die Linke sich folglich stellen. 

Zunächst behandle ich die Entwicklungen beim wichtigsten Treibstoff, dem 
Öl, und frage, inwieweit die peak-oil-Ihese, der zufolge das globale Maximum 
der Ölförderung bereits überschritten wurde, noch haltbar ist. Dabei sowie in 
den folgenden Abschnitten stütze ich mich in erster Linie auf die Projektionen 
der Internationalen Energieagentur (IEA), ergänzt um die Analysen von British 
Petroleum (BP) und der U.S. Energy Information Administration.’ Sodann geht 
es um die geopolitischen Implikationen der Veränderungen auf dem Öl- und 
Gassektor. Vor allem erörtere ich, inwieweit der Boom nicht konventioneller 
fossiler Energien in den USA und der Aufstieg letzterer zum weltweit größten 
Ölproduzenten die US-Hegemonie gefestigt haben. Im dritten Abschnitt des 
Hauptteils geht es um die sozial-ökologischen Dimensionen der Energieproble- 
matik und um die Frage, wie das partielle greening der Energieproduktion in Ge- 
stalt eines zunehmenden Einsatzes erneuerbarer Energieträger einzuschätzen ist. 
Abschließend thematisiere ich die erdölabhängige Produktions- und Lebensweise 
des globalen Nordens, deren Krisen verschärfende globale Verallgemeinerung 
sowie die Perspektiven einer grundlegenden sozial-ökologischen Transformation. 


Peak oil? 


Peak oil bezeichnet das Maximum der Ölförderung. Der Begrifflässt sich aufein 
einzelnes Ölfeld, ein Land oder auch aufdie gesamte globale Extraktion bezichen. 
Nach dem peak steigt der finanzielle und energetische Aufwand, der erforderlich 
ist, um die Ölförderung auf dem bestehenden Niveau zu halten. Der Grund dafür 
ist, dass mit der zunehmenden Ausbeutung eines Ölfelds der Druck nachlässt, 
aufgrund dessen Öl an die Oberfläche gelangt, sodass immer mehr Wasser und 
Energie von außen zugeführt werden muss: „Der Druckabfall muss ausgeglichen 


2 Inder Tendenz stimmen die Szenarien verschiedener Organisationen überein. Unter- 
schiede im Einzelnen sind auf abweichende Annahmen etwa hinsichtlich der Öl- und 
Gasvorkommen, der Entwicklung von Fördertechnologien, der Geschwindigkeit des 
Strukturwandels in China sowie von Energie- und Umweltpolitiken zurückzuführen. 
Ein Vergleich verschiedener Szenarien findet sich in BP (2016a: 95). 
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werden, indem neues Wasser ins Gestein gepresst oder das Öl energieaufwendig 
an die Oberfläche gepumpt wird. Den Druckabfall aufdiese Weise auszugleichen, 
kann ökonomisch so teuer werden, dass sich die Förderung nicht mehr lohnt und 
Ölfelder aufgegeben werden“ (Altvater 2005: 151). 

Der Begriff peak oil geht aufden US-amerikanischen Geologen Marion King 
Hubbert zurück, der in den 1950er Jahren den Höhepunkt der US-amerikani- 
schen Ölförderung für die frühen 1970er Jahre berechnete, was sich dann auch 
tatsächlich als zutreffend erwies. Der globale peak wurde in jüngerer Zeit von 
unterschiedlichen BeobachterInnen auf Ende der 1990er oder auf die 2000er 
Jahre datiert (Urry 2013: 100). 

Die Entwicklung des Ölpreises schien dies zunächst zu bestätigen. Lag der 
monatliche Durchschnittspreis pro Barrel (159 Liter) Rohöl der Sorte Brent 
zwischen Mai 1987 und Dezember 1998 auf einem nahezu konstant niedrigen 
Niveau von 18 US-Dollar (USD), so stieg er danach bis auf einen Höchststand 
von 133 USD im Juli 2008. Im Zuge der Finanzkrise stürzte er innerhalb weniger 
Monate auf40 USD ab (Dezember 2008), erholte sich jedoch schon bald wieder 
und erlebte von 2011 bis 2014 einen erneuten Höhenflug mit einem Spitzenwert 
von 125 USD im März 2012. Im Sommer 2014 setzte sodann ein anhaltender 
Preisverfall ein, der mit 31 USD im Januar 2016 seinen Tiefpunkt erreichte. 
Seitdem steigt der Ölpreis wieder leicht an.’ 

Vorallem der Preisverfall seit 2014 überrascht insofern, als er sich im Gegensatz 
zu dem von 2008/2009 nicht mit konjunkturellen Entwicklungen erklären lässt. 
Stattdessen liegen seine Ursachen in den durch technologische und politische 
Faktoren veränderten Produktions- und Wettbewerbsbedingungen auf dem 
Energiescktor, die die peak-oil-Ihese in einem anderen Licht erscheinen lassen 
(zum Folgenden siehe Daniljuk 2016: 38ff.). 

Bereits zu Beginn der 1980er Jahre hatte der US-amerikanische Mineralölkon- 
zern Exxon (seit 1999 ExxonMobil, der Nachfolger der Standard Oil Company) da- 
mit begonnen, die Ausbeutungnicht konventioneller Vorkommen fossiler Energien 
zu erproben. Bei diesen handelt es sich vor allem um Teersand, aus dem Schweröl 
und Bitumen extrahiert werden und dessen größte Lagerstätten sich in der kana- 
dischen Provinz Alberta und in Venezuela befinden, und um das als „Schieferöl“ 
und „Schiefergas“ bezeichnete Öl bzw. Gas aus Tonsteinen, das mittels hydranlic 
fracturing (fracking) gefördert wird.‘ Wegen der hohen Erschließungskosten und 
desab 1986 anhaltend niedrigen Ölpreises zogsich Exxon zwar schon bald wieder 


3 Zahlen nach U.S. Energy Information Administration, URL: eia.gov, Zugriff: 29.6.2016. 
Angegeben ist jeweils der monatliche Durchschnittspreis. 

4 Eine dritte Form der nicht konventionellen fossilen Energien sind Öl und Gas aus 
Tiefseelagerstätten. 
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aus den einschlägigen Projekten zurück. Der US-amerikanische Staat blieb jedoch 
am Ball und begann einige Jahre später, die Möglichkeiten einer kommerziellen 
Nutzung der nicht konventionellen Öl- und Gasvorkommen zu untersuchen. 

Ab 2005 wurden die Investitionen in die Erschließung nicht konventioneller 
Öl-und Gasvorkommen dann mit aktiver Unterstützungder US-Regierung unter 
George W. Bush intensiviert, technische Fortschritte reduzierten die Erschlie- 
ßungskosten, und der steigende Ölpreis tat sein Übriges, um die Förderungvon Öl 
aus Teersand sowie Ölund Gas aus tiefen Gesteinsschichten rentabel zu machen. 
Zusammen mit der ebenfalls gestiegenen Flüssiggasproduktion bewirkte die nicht 
konventionelle Ölförderung, dass die USA Saudi-Arabien als weltgrößten Öl- 
produzenten ablösten. Das Angebot an nicht konventionellem Ölversechsfachte 
sich zwischen 2000 und 2014 (von 1,2 auf 7,6 Millionen Barrel pro Tag), sein 
Anteil an der gesamten Ölproduktion stieg von 1,6 auf 8,5 Prozent (IEA 2015: 
134). Malte Daniljuk (2016: 38) bezeichnet den Preisverfall, der im Sommer 2014 
einsetzte, denn auch als fracking shock - in Analogie zum supply shock, der 1986 
die mehr als ein Jahrzehnt währende Phase eines niedrigen Ölpreises einleitete. 
BP (2016b: 1) spricht von einer „US shale revolution“. 

Im Unterschied zu früheren Krisen reagierte die OPEC auf diese Entwicklung 
nicht mit einer Senkungihrer Förderquoten, denn der Preisanstieg, den sie damit 
voraussichtlich erzielt hätte, wäre auch Nichr-OPEC-Staaten zugutegekommen. 
Bleibt der Preis dagegen niedrig, dann, so könnte man erwarten, leidet darunter 
vor allem die nicht konventionelle Ölförderung. Da sie sich erst ab einem Öl€- 
preis von 70 bis 80 USD pro Barrel rentiert, wird sie gleichsam zum Opfer ihres 
eigenen Erfolgs, wenn der Preis pro Barrel für längere Zeit bei unter 50 USD 
verharrt (Klare 2016). Bisher hat sich dies allerdings nicht bewahrheitet. Zwar 
istin den USA seit 2014 die Anzahl der Bohrlöcher zurückgegangen; außerdem 
wird weniger Geld in die Erschließung neuer Vorkommen investiert. Jedoch hat 
sich der Preisverfall noch nicht aufdas Niveau der nicht konventionellen Öl- und 
Gasförderung in den USA ausgewirkt. Dieses ist unverändert hoch, was einer 
bei Daniljuk zitierten Untersuchung des IWF zufolge an den Produktivitätsstei- 
gerungen beim fracking liegt, die die Anfälligkeit der Unternehmen gegenüber 
einem fallenden Ölpreis reduziert habe (Daniljuk 2016: 39). 

Eine wichtige Frage ist nun, inwieweit der Boom der nicht konventionellen 
fossilen Energien die energiepolitische und -wirtschaftliche Situation dauerhaft 
oder nur vorübergehend verändert hat. Michael Klare (2016: 16) geht von einer 
dauerhaften Veränderung aus. Die Entwicklung, die mit dem Ölpreisverfall im 
Sommer 2014 einsetzte, sei „das Zeichen einer radikalen Zeitenwende: der Beginn 
einer Epoche, in der die weltweite Nachfrage immer unterhalb der theoretischen 
Produktionskapazität liegen wird, mit der Folge eines dauerhaften Überangebots“. 
Von peak oil könne daher keine Rede mehr sein. 
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Weniger in dieser Zuspitzung als in ihrer Tendenz wird Klares Annahme von 
den Projektionen der Internationalen Energieagentur (IEA) untermauert. In 
ihrem World Energy Outlook 2015 geht die IEA zwar davon aus, dass die globale 
Nachfrage nach Öl zwischen 2014 und 2040 von 90,6 auf 103,5 Millionen Barrel 
pro Tag, das heißt um rund 14 Prozent, steigt (IEA 2015: 118ff.). Die vorhan- 
denen Reserven und Ressourcen seien jedoch hinreichend, um die wachsende 
Nachfrage zu decken. Vor allem die Bedeutung der nicht konventionellen För- 
derung werde weiter zunehmen. Ihr Anteilan der gesamten Ölproduktion steige 
von 1,6 Prozent (2000) über 8,5 Prozent (2014) auf rund 14 Prozent (2040). 
Demnach würden 2040 pro Tag 14,5 Millionen Barrel nicht konventionellen 
Öls produziert werden. 2014 waren es noch 7,6 Millionen Barrel (ebd.: 134). 

Die von der peak-oil-Ihese erwartete Verknappung der Ölvorkommen ist in 
nächster Zeit somit nicht zu erwarten. Darauf deutet auch der von der IEA pro- 
jizierte cher moderate Anstieg des Ölpreises auf 80 USD pro Barrel 2020 und 
auf 128 USD im Jahr 2040 hin (ebd.: 112). Statt von einem peak und einem 
diesem folgenden raschen Rückgang ist eher von einem Plateau auszugehen, auf 
dem sich die Ölproduktion auch dank der nicht konventionellen Vorkommen 
zumindest für einen gewissen Zeitraum stabilisiert (Bridge/Le Billon 2013: 180). 
Einschränkend muss allerdings auf die Unsicherheiten verwiesen werden, mit 
denen die einschlägigen Projektionen behaftet sind. 

Die IEA operiert insgesamt mit vier Szenarien. Das zentrale Szenario, also 
das, das die IEA selbst für am wahtrscheinlichsten hält und dem auch die bislang 
präsentierten Zahlen entnommen sind, ist das New Policies Scenario. Im Unter- 
schied zum Current Policies Scenario stellt es nicht nur die im Jahr 2015 bereits 
eingeleiteten, sondern auch die zu diesem Zeitpunkt angekündigten Maßnahmen 
zur Reduktion des Verbrauchs fossiler Energien in Rechnung.° Es geht mithin 


5 Diese und die folgenden prozentualen Angaben wurden aufgrund der Daten des World 
Energy Outlook 2015 (LEA 2015) berechnet. 

6 Reserven sind die nachgewiesenen und auf dem derzeitigen technologischen Entwick- 
lungsstand wirtschaftlich förderbaren Vorkommen. Ressourcen sind bekannte und ge- 
schätzte Vorkommen, die auf dem derzeitigen technologischen Entwicklungsstand noch 
nicht wirtschaftlich förderbar sind, aber in der Zukunft wohl wirtschaftlich gefördert 
werden könnten. 

7 DerRest der Produktion entfällt auf Flüssiggase wie Ethan, Propan oder Butan, die etwa 
in der Petrochemie eingesetzt werden. 

8 Ein drittes Szenario, das 450 Scenario, denkt die künftige Nutzung fossiler Energien 
ausgehend von einem bestimmten, politisch erwünschten Ergebnis: einer Erwärmung 
der globalen Durchschnittstemperatur um maximal zwei Grad Celsius. Dafür, so die 
Annahme, müsste die CO,-Konzentration in der Atmosphäre bei 450 ppm (parts per 
million), also 450 CO,-Molekülen pro einer Million Luftmolcküle, stabilisiert werden. 
Der Verbrauch fossiler Energien würde stärker restringiert als im New Policies Scenario. 
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davon aus, dass die Staaten in den nächsten Jahren ihre diesbezüglichen Anstren- 
gungen intensivieren. Dabei stützt es sich etwa auf die energiebezogenen Kom- 
ponenten der nationally determined contributions, der Absichtserklärungen zur 
Reduktion von Treibhausgasen, die die Mitglieder der Klimarahmenkonvention 
im Zusammenhang mit der Vertragsstaatenkonferenz 2015 in Paris an das UN- 
Klimasekretariat übermittelt haben (IEA 2015: 34). In der Tat wurde vor und auf 
der Pariser Klimakonferenz der politische Willen bekräftigt, die Anstrengungen 
zur Bekämpfung des Klimawandels zu intensivieren. Immer mehr Investoren 
scheinen darauf zu reagieren, indem sie ihr Geld aus dem Geschäft mit fossilen 
Brennstoffen abziehen (divestrment), um es in zukunftsträchtigeren Aktivitäten 
anzulegen. Der Entscheidung der Familie Rockefeller, ihr mit der Standard Oil 
Company erwirtschaftetes Vermögen nun außerhalb ihres chemaligen Kernge- 
schäfts zu investieren, hat in diesem Zusammenhang besonderen Symbolwert. 

Dennoch bleiben Unsicherheiten. So ist etwa keineswegs ausgemacht, dass 
die Staaten auf künftige Wirtschaftskrisen nicht, wie schon nach 2008, wieder 
mit einer ressourcen- und emissionsintensiven Wachstumsstrategie reagieren, die 
die im Umfeld der Pariser Klimakonferenz abgegebenen Absichtserklärungen 
konterkariert. Damit würden sie sich dem Current Policies Scenarios annähern, 
dem zufolge Ölnachfrage und -preis deutlich stärker wachsen als im New Policies 
Scenario (ebd.: 113). 

Eine weitere Unsicherheit liegt in den politischen Krisen und militärischen 
Konflikten im Mittleren Osten, also jener Region, in der die größten nachgewie- 
senen Ölvorkommen lagern und die mittels einer Steigerung ihrer Produktion 
den weitaus größten Teil der wachsenden Ölnachfrage decken soll. So erwartet 
die IEA etwa das in absoluten Zahlen größte Wachstum der Ölproduktion für 
den Irak und stützt sich dabei auf die Größe und „low-cost nature“ der dortigen 
Ressourcen (ebd.: 140). Die politische Instabilität des Landes und die schwieri- 
ge Lage des Staatshaushalts gehen als investitionshemmende Faktoren zwar in 
die Berechnungen ein. Inwieweit sie sich jedoch tatsächlich in mathematischen 
Modellen abbilden lassen, ist fraglich. Von diesen Schwierigkeiten betroffen sind 
auch OPEC-Mitglieder außerhalb des Mittleren Ostens wie Libyen, Nigeria und 
Venezuela, bei denen die IEA trotz bewaffneter Konflikte bzw. politischer und 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten von einem Wachstum der Ölförderungausgeht. 


Das vierte Szenario, das Low Oil Price Scenario, geht im Gegensatz dazu von dauerhaften 
Bemühungen der Ölproduzenten aus, den Ölpreis niedrig zu halten, um ihre jeweiligen 
Marktanteile zu vergrößern und eine Substitution von Öl durch andere Energieträger 
zu verhindern. Zudem unterstellt es ein vergleichsweise niedriges Wirtschaftswachstum 


(IEA 2015: 34ff). 
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Schließlich beruhen die Projektionen der IEA insgesamt darauf, dass viel Geld 
in die Erschließung neuer Ölfelder investiert wird, denn die Produktion aus den 
existierenden Ölfeldern soll um zwei Drittel sinken (ebd.: 133). So scheint sich 
die peak-oil-Ihese zwar in geologischer Hinsicht nicht zu bestätigen, zumindest 
ist der Peak aufgeschoben. Verknappungen aus politischen und ökonomischen 
Gründen sind damit aber keineswegs ausgeschlossen. 


Neo-Fossilismus und Geopolitik 


Eine wichtige Frage ist, welche geopolitischen und -ökonomischen Implikationen 
die „neo-fossilistische“ US-amerikanische Energiepolitik hat, die aufdie Ausbeu- 
tung nicht konventioneller fossiler Vorkommen setzt. Hier hat Malte Daniljuk 
jüngst in Anlehnung an das American-Empire-Konzept von Leo Panitch und 
Sam Gindin (2003) die These vertreten, dass die USA ihre international führende 
Rolle nicht zuletzt mittels ihrer Energiepolitik erfolgreich konsolidiert hätten 
(Daniljuk 2015). Mit dem partiellen militärischen Rückzug aus dem Mittleren 
Osten hätten die USA unter Obama mit dem Imperialismus der Bush-Ära in 
sicherheitspolitischer Hinsicht gebrochen, während sie wirtschafts- und energie- 
politisch den Weg der Bush-Administration fortgesetzt und eine Erschließung der 
heimischen nicht konventionellen Öl- und Gasvorkommen forciert hätten. Das 
verschaffe ihnen sowohl einen Technologievorsprung als auch die Möglichkeit, 
die westeuropäischen Staaten mit Erdgas zu versorgen, sie gleichsam energiepoli- 
tisch zu durchdringen und aus der Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen 
zu befreien, sofern die Infrastrukturen für die Verflüssigung und Verschiffung 
von US-amerikanischem Erdgas ausgebaut würden. Der Verzicht aufdie direkte 
Kontrolle rohstoffreicher Territorien in Konfliktregionen und die gleichzeitige 
Förderung der eigenen Ressourcen sei mithin eine effiziente und stimmige Stra- 
tegie, mit „weichen“ Mitteln die US-Hegemonie zu festigen. 

Wie geschen sind die USA in den letzten Jahren in der Tat zum weltweit 
größten Ölproduzenten aufgestiegen; und die Förderung von nicht konventi- 
onellem Öl und Gas scheint technologisch derart ausgereift zu sein, dass der 
Ölpreisverfall seit 2014 der starken Position der US-amerikanischen Ölindustrie 
bislang nicht ernsthaft geschadet hat. Volkswirtschaftlich überwiegen offen- 
sichtlich die Vorteile, insofern der Preisverfall laut IWF wie ein „gigantisches 
Konjunkturprogramm“ wirkt (Daniljuk 2015: 539). Zudem wurde Russland 
als ein wichtiger Konkurrent der USA, der in Syrien und der Ukraine derzeit 
seine geopolitischen Ambitionen unterstreicht, in jüngerer Zeit in dem für ihn 
zentralen Bereich der Energiepolitik geschwächt. Der Ölpreisverfall belastet die 
russische Handelsbilanz, und die im Zuge des Ukrainekonflikts vom Westen 
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verhängten Sanktionen gefährden den Zugang Russlands zu jenen Technologien, 
die für die Erschließung der arktischen Ölvorkommen sowie von neuen - kon- 
ventionellen wie nicht konventionellen - onshore-Ressourcen erforderlich sind. 
Die IEA geht denn auch davon aus, dass die russische Ölproduktion zwischen 
2014 und 2040 um 18 Prozent zurückgeht (TEA 2015: 135Sff.). 

Dennoch stellt sich die Frage, ob und inwieweit die Konsolidierung der US- 
Hegemonie auf dem Wege der Energiepolitik von Dauer ist. Bei der Suche nach 
einer Antwort sind zwei Punkte zu berücksichtigen: erstens die Dynamiken 
im Kräfteverhältnis zwischen den USA und ihren energie- und geopolitischen 
Konkurrenten, zweitens die energiepolitischen Interessengegensätze, die zwischen 
den kapitalistischen Zentren existieren. 


Globale energiepolitische Konkurrenzen und Verschiebungen 


Was den ersten Punktbetrifft, so sind in dem von der IEA betrachteten Zeitraum 
Verschiebungen zugunsten des globalen Südens zu erwarten. Zwar werden die 
USA der IEA zufolge auch im Jahr 2040 mit einem Anteil von zwei Dritteln der 
weltweit größte Produzent von Schieferöl sein. Die gesamte US-amerikanische 
Ölproduktion erreiche jedoch zu Beginn der 2020er Jahre ihren Höhepunkt. Von 
daan sinke sie, um zur Mitte des Jahrzehnts wieder hinter die von Saudi-Arabien 
zurückzufallen. Das erwartete Wachstum im Bereich der nicht konventionellen 
fossilen Energien finde beim Schweröl und Bitumen aus Teersand statt. Hier 
würden vor allem Kanada und - im Rahmen der OPEC - Venezuela ihre Pro- 
duktion ausweiten (TEA 2015: 130ff.). 

Das Wachstum der nicht konventionellen Ölproduktion wird in den Nicht- 
OPEC-Staaten der IEA zufolge den Rückgang der konventionellen Produktion 
nicht kompensieren, sodass die gesamte Ölproduktion der Nicht-OPEC-Staaten 
um 2020 ihren Höhepunkt erreicht und bis Mitte der 2030er Jahre unter das 
Niveau von 2014 sinkt. Ihr Anteil an der Weltproduktion gehe von 59 Prozent 
(2014) auf51 Prozent (2040) zurück. Die OPEC weite dagegen ihre Produktion 
aus und steigere ihren Anteil an der Weltproduktion von 41 auf 49 Prozent. Das 
globale Nachfragewachstum werde deshalb allein von der OPEC gedeckt (ebd.: 
132fF.). 

Die Dynamik zugunsten der OPEC spiegelt sich auch in der Rohstoffaus- 
stattung wider. Zwar werden die größten Ölressourcen aufdem amerikanischen 
Kontinent bzw. vor dessen Küsten vermutet. Konkret handelt es sich um rund 


9 Indiesem Punkt kommen die IEA und BP zu unterschiedlichen Einschätzungen. BP 
geht davon aus, dass der Anstieg der Ölproduktion in den Nicht-OPEC-Staaten höher 
ist als der in den OPEC-Staaten (BP 2016: 21). 
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2,2 Billionen Barrel, von denen 1,9 Billionen nicht konventionelle Vorkommen 
sind (wobei das Schieferöl, auf dem der fracking-Boom der USA beruht, mit 83 
Milliarden Barrel den kleinsten Teil ausmacht). Die - zum weitaus größten Teil 
konventionellen - Ölressourcen des Mittleren Ostens belaufen sich demgegen- 
über nur aufrund 1,2 Billionen Barrel. Die nachgewiesenen Reserven allerdings, 
also jene Vorkommen, die sich mit einer Wahrscheinlichkeit von 90 Prozent 
profitabel fördern lassen, sind im Mittleren Osten mit 811 Milliarden Barrel 
deutlich höher als in Amerika mit 233 Milliarden (ebd.: 131). 

Die „überwältigende Mehrheit der Reserven und Produktionskapazitäten‘“, 
so betont Di Muzio (2015: 119, Übers. d. A.), „hat sich von den internationalen 
Ölgesellschaften auf den globalen Süden verlagert“, weshalb die Financial Times 
bereits von den „new seven sisters“ spreche.'” Bei diesen handelt es sich um die 
sieben staatlichen Ölgesellschaften Saudi-Arabiens, Irans, Iraks, Venezuelas, 
Chinas, Russlands und Brasiliens, von denen die saudi-arabische Saudi Aramco 
die größte ist (ebd.: 119f.). 

Die Verschiebungen zugunsten der OPEC und anderer Länder des globa- 
len Südens dürften für die westlichen Staaten vor allem im Hinblick auf die 
Kontrolle der Ölproduktion und -verteilung relevant sein, weniger dagegen in 
puncto Importabhängigkeit. Letztere stellt cher für die aufsteigenden Länder 
des globalen Südens als für die etablierten kapitalistischen Zentren ein Problem 
dar. Den Analysen von BP zufolge könnte Nordamerika schon in den nächsten 
Jahren im Hinblick aufdie Ölversorgungautark werden (BP 2016a: 27). Dies ist 
zum einen dem Boom der nicht konventionellen fossilen Energien geschuldet, 
der wie geschen maßgeblich in den USA und Kanada stattfindet. Zum anderen 
ist die Ölnachfrage in Nordamerika wie im gesamten OECD-Raum rückläu- 
fig. Der Grund hierfür sind Energieeflizienzmaßnahmen im Transportsektor 
und in der industriellen Produktion sowie der Strukturwandel zugunsten des 
Dienstleistungssektors.!! 


10 Alsdie „seven sisters“ wurden im 20. Jahrhundert die mächtigen Ölgesellschaften (IOCs 
- International Oil Companies) des globalen Nordens bezeichnet, darunter die heutigen 
BP, ExxonMobil und Royal Dutch Shell. 

11 Von diesem Befund darf nicht auf eine absolute Entkopplung des Wachstums in den 
OECD-Ländern vom Energie- und Materialverbrauch geschlossen werden. Die Daten 
der IEA geben nur darüber Auskunft, auf wessen Territorium Öl in welchen Mengen 
zum Einsatz kommt. Zu welchen Zwecken dies geschicht, sagen sie nicht. Wenn z.B. eine 
petrochemische Anlage in China Waren für den Export produziert, dann werden der 
damit einhergehende Ölverbrauch ebenso wie das CO,, das bei der Produktion emittiert 
wird, China angerechnet und nicht dem Land, in das die Waren exportiert und wo sie 
konsumiert werden. Ein konsumbasierter Indikator ist der material footprint (Wiedmann 
u.a. 2013). Er macht die „Externalisierung von ressourcenintensiven Prozessen reifer 
Ökonomien“ (ebd.: 3, Übers. d. A.) sichtbar. Konkret misst er das Ressourcenäquivalent 
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In den Nicht-- OECD-Ländern sinkt zwar die Ölintensität; das heißt, dass die 
Menge an Öl, die für eine Einheit des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aufgewendet 
wird, kleiner wird. Noch stärker als die Ölintensität sinkt, wächst aber das BIP, 
sodass die Ölnachfrage absolut ansteigt.'” Am stärksten soll sie in Asien wachsen, 
und hier vor allem in Indien, das sich zur „world’s number one source of energy 
demand growth“ (IEA 2015: 72) entwickle. China, wo zwischen 2005 und 2015 
60 Prozent des globalen Ölverbrauchs stattfand, gehe dagegen in eine weniger 
energieintensive Phase über, was allerdings nur bedeute, dass sich das Wachstum 
der Nachfrage abschwäche. Absolut werde die Ölnachfrage Chinas auch im 
Zeitraum 2014-2050 wachsen. Beide Staaten würden folglich zunehmend von 
Ölimporten abhängig (ebd.: 115ff., 146; vgl. BP 2016: 13). 

Die Treiber des Wachstums der Ölnachfrage sind der Transport und die 
Petrochemie. Bei letzterer handelt es sich um den größten Ölverbraucher im 
industriellen Sektor. Er bedient vor allem die in den Schwellenländern rapide stei- 
gende Nachfrage nach Plastik. Im wachsenden Ölbedarf des Transportbereichs 
spiegelt sich die Ausbreitung der Automobilität, vor allem des privaten Pkw- 
Besitzes in den Schwellenländern, wider. Weltweit wird sich den Projektionen 
von BP zufolge die Zahl der Autos verdoppeln: von 1,2 Milliarden in 2015 auf 
2,4 Milliarden in 2035. Dieses Wachstum findet nahezu ausschließlich in den 
aufsteigenden Ökonomien der Nicht-OECD-Länder statt, deren Fahrzeugflotte 
sich von einer halben Milliarde auf 1,5 Milliarden verdreifachen werde. Das 
Wachstum der Energieefhizienz hält damit nicht Schritt. Laut BP werden Pkw 
im Jahr 2050 durchschnittlich 40 Prozent weniger Treibstoff verbrauchen als 
2015 (BP 2016a: 23ff.). Die damit verbundenen Energieeinsparungen werden 
aber durch das Wachstum der Pkw-Flotte zunichtegemacht. Dazu kommt, dass 
in jüngerer Zeit die Zahl von ressourcenintensiven Fahrzeugen wie den sport 
utility vehicles (SUVs) besonders stark gewachsen ist. In China steigt aus diesem 
Grund die durchschnittliche Energieintensität der verkauften Fahrzeuge nach 
Jahren des Rückgangs seit 2013 wieder an (IEA 2015: 120fF.). 


derin einem Land konsumierten Güter und berücksichtigt dabei sowohl die Ressourcen, 
die in ein Gut eingehen (z.B. Metalle), als auch jene, die zu seiner Herstellung benötigt 
werden (z.B. Wasser) bzw. im Herstellungsprozess anfallen (z.B. Abfälle), ohne im End- 
produkt aufzuscheinen. Die Differenz aus den Ressourcenäquivalenten der Importe plus 
der einheimischen Ressourcenextraktion und den Ressourcenäquivalenten der Exporte 
ergibt den material footprint eines Landes. Legt man diesen Indikator zugrunde, hat es 
in den meisten OECD-Ländern keinerlei Verbesserungen der Ressourcenproduktivität 
gegeben, das heißt, der material footprint ist im Gleichschritt mit dem Bruttoinlands- 
produkt gewachsen (ebd.: 3). 

12 Zwischen 2000 und 2014 betrug das Wachstum fast 62 Prozent, und für die Zeit von 
2014 bis 2040 rechnet die IEA mit 48 Prozent (IEA 2015: 115ff.). 
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Vor diesem Hintergrund erklärt sich, dass China seine Bemühungen inten- 
siviert, über seine nationalen Ölunternehmen seine globalen energiepolitischen 
Kontrollkapazitäten zu erhöhen. Während die USA sich eneigiepolitisch regiona- 
lisieren, investieren chinesische Unternehmen im globalen Maßstab und „diver- 
sifizieren damit die Bezugsquellen des Landes für Öl und Gas“ (Daniljuk 2016: 
74; vgl. Schmalz 2015: 553). Dabei engagieren sie sich auch in solchen Ländern 
und Regionen, in denen die USA ihr militärisches Engagement zurückgefahren 
haben, also etwa im Irak. Die Frage ist deshalb, inwieweit die USA durch ihren 
partiellen Rückzug aus dem Mittleren Osten eine geopolitische Lücke hinterlas- 
sen, die von einem seiner größten Konkurrenten nun zu füllen versucht wird. In 
diesem Fall würde die Konsolidierung der US-Hegemonie mittels einer stärker 
binnenzentrierten Energieversorgungihren Widerpart selbst mit hervorbringen. 

Zu den Unterschieden in der räumlichen Orientierungkommen unterschied- 
liche ökonomische und politische Strategien der Herrschaftssicherung, wobei die 
chinesischen Strategien sich als die erfolgreicheren zu erweisen scheinen. Wie 
Jannik Schritt (2016) am Beispiel der Republik Niger gezeigt hat, folgt die Stra- 
tegie der westlichen Staaten - in diesem Fall der USA und Frankreichs - einem 
neokolonialen Muster, das eine enklavenförmige Industrialisierung des Landes 
zugunsten der internationalen Ölgesellschaften beinhaltet: Investiert wird in 
die Ölextraktion, während der Aufbau vor- und nachgelagerter Industriezweige 
vernachlässigt werde. Dies gehe einher mit einer direkten militärischen Präsenz. 
China dagegen sichere seine Interessen hegemonial ab, indem es die einheimische 
Armee bewaffne und ausbilde und eine staatskapitalistische Entwicklungsstra- 
tegie des Aufbaus von ökonomischen Binnenverflechtungen unterstütze. Statt 
als neokoloniale Macht werde China deshalb cher als Partner und soff power 
wahrgenommen." 


Interessengegensätze zwischen den kapitalistischen Zentren 


Was das Verhältnis der kapitalistischen Zentren untereinander betrifft, so scheint 
der Boom der nicht konventionellen fossilen Energien die Rolle der USA ge- 
genüber ihren Partnern gefestigt und die energiepolitischen Optionen letzterer 
erweitert zu haben. Dasbezicht sich angesichts des verschlechterten Verhältnisses 
der EU und der USA zu Russland vor allem auf die Gasversorgung. Die wachsende 
Bedeutung von nicht konventionellem Gas, die großen Vorkommen desselben 


13 Berücksichtigt werden muss jedoch, dass viele der chinesischen Investitionen aufgrund 
der Instabilität der Regionen, in denen sie getätigt werden, schr risikoreich sind und 
den betreffenden Unternehmen in jüngerer Zeit nicht selten hohe Verluste bescherten 


(Daniljuk 2016: 73ff.). 
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in den USA und der technologische Vorsprung bei der Förderung, über den US- 
amerikanische Unternehmen verfügen (IEA 2015: 229ff.), korrespondieren mit 
dem Bestreben der EU, sich in der Gasversorgung von Russland unabhängiger 
zu machen. Insofern scheint einiges dafür zu sprechen, dass die kapitalistischen 
Zentren in puncto Gasversorgung enger zusammenrücken, während gleichzeitig 
China und Russland ihre Bemühungen um eine energiepolitische Kooperation 
intensivieren (ebd.: 205). 

Diese Entwicklungen werden jedoch von Divergenzen innerhalb der EU sowie 
zwischen dieser und den USA überlagert und teilweise konterkariert. So offen- 
barte der Prozess, der 2014 zur Verabschiedung der europäischen klima- und 
energiepolitischen Ziele bis 2030 führte, tief greifende Interessengegensätze vor 
allem zwischen westeuropäischen Vorreitern in puncto erneuerbarer Energien 
und osteuropäischen Staaten, die primär auf Kohle und Atomkraft setzen. Im 
Ergebnis wurden den EU-Mitgliedstaaten weitreichende Spielräume zugestanden, 
die diese durch national höchst unterschiedliche energiepolitische Strategien 
füllen dürften. 

Inwieweit sich dieser Tendenz zu einer Fragmentierung und Renationalisie- 
rungder europäischen Energiepolitik (Fischer 2014) durch die 2015 aufden Weg 
gebrachte Europäische Energieunion begegnen lässt, ist unklar. Folgt man Danil- 
juk (2016: 57), dann lässt sich „ein grundsätzlicher Wechsel in der europäischen 
Energiepolitik feststellen. Die erste wesentliche Neuorientierung besteht darin, 
dass die EU überhaupt erstmals den Anspruch aufeine gemeinsame Energiepoli- 
tik formuliert. Zweitens wird unter dem Stichwort ‘Energieunabhängigkeit’ daran 
gearbeitet, die Anteile von Öl- und Gasimporten aus der Russischen Föderation 
zurückzudrängen.“ 

Ob dies gelingt, ist jedoch mehr als fraglich. Mit der Energieunion sind erst 
einmal keine substanziellen Neuerungen verbunden. Stattdessen handelt es sich 
um einen Versuch der Kommission, die klima- und energiepolitischen Aktivitäten 
der EU unter einem gemeinsamen Dach zu bündeln und fortzuschreiben. Die 
Symbolik scheint hier wichtiger zu sein als der materielle Gehalt: Die Kommission 
willein Zeichen gegen die zentrifugalen Tendenzen auf dem Gebiet der Energie- 
politik setzen und damit auch ihre eigene energiepolitische Rolle gegenüber dem 
Ministerrat, dem Europäischen Rat und den Mitgliedstaaten stärken. Severin 
Fischer und Oliver Geden zufolge ist die Energieunion-Debatte denn auch „eher 
als Symptom der EU-Integrationskrise zu deuten“ (Fischer/Geden 2015: 4). 

Materielle Fortschritte dürften sich perspektivisch vor allem im Hinblick auf 
den Energie-Binnenmarkt ereignen, mit dem die grenzüberschreitenden Trans- 
porte von Strom und Gas innerhalb der EU erleichtert werden sollen. Zudem 
wird die Diversifizierung der Gasversorgung als vordringliche Aufgabe betrach- 
tet - dies vor dem Hintergrund, dass der russische Anteil an den Gasimporten 
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der EU 2014 42 Prozent betrug (European Commission 2015: 5) und die EU- 
Eigenproduktion stark rückläufig ist.'* Eine Diversifizierung der Gasproduktion 
erfordert einen Ausbau des pipeline-Systems, mit dem Gas, das einmal Europa 
erreicht hat, auch an die einzelnen Mitgliedstaaten weitergeleitet werden kann. Sie 
bedarfzudem weiterer „external entry points“ (European Commission 2016: 7), 
über die das Gas die EU überhaupt erst erreichen kann. Diesbezüglich plant die 
EU die Erschließung eines südlichen Korridors, durch den Gas aus Turkmenistan 
und Aserbaidschan - zwei Staaten, deren Erdgasproduktion laut IEA (2015: 206) 
in den nächsten Jahrzehnten erheblich zunimmt - über die Türkei nach Europa 
geleitet werden soll. Außerdem sollen die Hafen- und Lager-Infrastrukturen 
geschaffen bzw. weiterentwickelt werden, über die verflüssigtes Erdgas Europa 
per Schiff erreichen kann. 

Es ist der Auf und Ausbau dieser letztgenannten Infrastrukturen, aufden sich 
die Erwartungeiner engeren energiepolitischen Kooperation innerhalb des Ame- 
rican Empire, in diesem Fall zwischen den USA und der EU, vor allem gründet 
(Daniljuk 2016). Allerdings bedarf es hierzu nicht nur infrastruktureller, sondern 
auch institutioneller Voraussetzungen. Zu diesen gehört ein Handelsabkommen, 
wie es bislang in Gestalt der Transatlantic Trade and Investment Partnership 
(TTIP) geplant war. Die Wahrscheinlichkeit, dass dieses zustande kommt, wird 
jedoch immer geringer. TTIP wird nicht nur von sozialen Bewegungen und 
linken NGOs bekämpft, auch innerhalb der EU sowie zwischen dieser und den 
USA gibt es starke Interessengegensätze, die den Fortschritt der Verhandlungen 
behindern und ihren Abschluss unwahrscheinlich machen. Das gilt erst recht 
nach dem Brexit-Votum Großbritanniens, mit dem „der in Handelsfragen engste 
Verbündete der USA [...] seine Durchsetzungskraft verloren“ hat (Mühlauer 
2016). 

Dazu kommt, dass die Diversifizierung der Gasversorgung innerhalb der EU 
nicht von allen Akteuren mit der gleichen Konsequenz verfolgt wird. So treibt der- 
zeit ein Konsortium aus dem russischen Energiekonzern Gazprom, den deutschen 
Unternehmen Uniper und BASF/Wintershall, dem englisch-niederländischen 
Konzern Royal Dutch Shell, der österreichischen OMV und dem französischen 
Unternehmen Engie den Bau einer zweiten pipeline durch die Ostsee voran (Nord 
Stream 2), mit der Gas direkt von Russland nach Deutschland geliefert werden 
soll. Unterstützt wird das Vorhaben, das bei der Europäischen Kommission auf 
starkes Missfallen stößt (European Commission 2016: 6), etwa vom deutschen 
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel. Im Frühjahr 2018 soll die Verlegung der 


14 Zwischen 2000 und 2013 ist die Gasproduktion in der EU von 264 auf 173 Milliarden 
Kubikmeter (bcm), also um gut ein Drittel, gesunken. Für den Zeitraum 2013 bis 2040 
rechnet die IEA mit einem Rückgang von 47 Prozent auf 92 bcm (IEA 2015: 206). 
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Rohre beginnen. Die Kapazität der neuen pipeline liegt dem Konsortium zufolge 
bei 55 Milliarden Kubikmeter im Jahr.'” Damit könnten über sie mehr als zehn 
Prozent des - im Gegensatz zum Ölbedarf wachsenden - europäischen Gasbe- 
darfs gedeckt werden. 

Insofern ist die Annahme der IEA (2015: 221), dass Europa auch künftig in 
hohem Maße auf den Import von russischem Gas angewiesen bleibt, durchaus 
plausibel. Sie korrespondiert mit der Erwartung, dass die Gasproduktion Russ- 
lands zwar bis 2020 zurückgehe, um dann aber wieder anzusteigen und bis 2030 
das Niveau von 2013 zu übertreffen (ebd.: 206). Die geopolitischen Spannungen 
zwischen der Sphäre der US-Hegemonie und ihrem russischen Konkurrenten 
werden in der Energiepolitik also allem Anschein nach von den Interessengegen- 
sätzen überlagert oder gar konterkariert, die die Sphäre der US-Hegemonie selbst 
durchziehen. Was sich abzeichnet, sind vielfältige Konfliktlinien, die sowohl 
entlang der Grenzen zwischen den kapitalistischen Zentren einerseits und ihren 
energie- und geopolitischen Konkurrenten andererseits als auch quer zu diesen 
Grenzen verlaufen. 


Energie und sozial-ökologische Krise 


Die sozial-ökologischen Konsequenzen des (Neo-)Fossilismus sind dagegen ver- 
gleichsweise eindeutig. Weltweit wird etwadie Hälfte des Öls in Ländern produ- 
ziert, in denen die Menschenrechte nur unzureichend geschützt sind (Bridge/Le 
Billon 2013: 119). Die Ölextraktion und -raffination bedrohen die Gesundheit 
und das Leben der ArbeiterInnen und ihrer Familien, wobei die Betroffenheit 
über Klasse und Hautfarbe vermittelt ist: „ArbeiterInnen und AnwohnerInnen 
werden bei der Extraktion und Raflination von fossilen Brennstoffen kontami- 
niert, verletzt und getötet. Tatsächlich sterben mehr ArbeiterInnen in der ÖL, 
Gas- und Kohleextraktion als in allen anderen Industrien zusammen. Dabei sind 
Menschen mit niedrigem Einkommen, Farbige und indigene Gemeinschaften 
stärker von der Nutzung fossiler Brennstoffe betroffen als andere Bevölkerungs- 
gruppen“ (Just Transition Alliance, zitiert nach Brie/Candeias 2012: 13, Übers. 
d.A.). 

Auch der Klimawandel ist ein Resultat des fossilistischen Energieregimes, 
denn im Energiescktor fallen rund zwei Drittel der weltweiten Treibhausga- 
semissionen an (IEA 2015: 56): Nicht nur, dass die Verbrennung von Öl, Gas 
und Kohle CO, in einer Größenordnung freisetzt, die von natürlichen Senken 


15 Siehe „Nord-Stream treibt Erdgas-Pipeline durch Ostsee voran“, URL: faz.net, Zugriff 
9.7.2016. 


358 Markus Wissen 


wie Wäldern und Ozeanen nicht mehr absorbiert werden kann - auch die Ex- 
traktion fossiler Energien trägt wesentlich zur Erderwärmung bei, insofern bei 
ihr das Treibhausgas Methan entweicht, dessen Erderwärmungspotenzial ein 
Vielfaches des Erwärmungspotenzials von CO, beträgt. Die IEA schätzt, dass der 
gesamte Energiesektor mit 100 Millionen Tonnen ein Drittelderanthropogenen 
Methanemissionen verursacht. Dazu tragen der Öl- und Gassektor 55 und der 
Kohlebergbau 30 Millionen Tonnen bei (ebd.: 212; vgl. Kapp 1988: 89 ff.).'° 

Der Boom der nicht konventionellen fossilen Energieträger verschärft diese 
Probleme insofern, als die Extraktion von Öl aus Teersand, die Umwandlung in 
Rohöl und die Raffination zu normalen Ölprodukten enorm material- und ener- 
gieaufwändigist. Zudem verursacht die Extraktion von Teersand-Öldie dreifache 
Menge von Treibhausgasen wie die konventionelle Ölproduktion. Auch die För- 
derungvon Öl aus der Tiefsee ist hoch problematisch. Sie erfordert einen großen 
finanziellen und energetischen Aufwand und beinhaltet erhebliche Gefahren für 
Mensch und Umwelt. Bei der Explosion der Bohrplattform Deepwater Horizon, 
mit der die Unternehmen BP, Halliburton und Transocean die Exploration von 
Tiefseeöl im Golfvon Mexiko betrieben, starben am 20. April 2010 elf Arbeiter. 
In den folgenden Wochen strömten fast fünf Millionen Barrel Rohöl ins Meer. 
Es handelte sich um die bislang schwerste Umweltverschmutzung dieser Art 
(Urry 2013: 103ff.). Die Extraktion von Schieferöl mittels fracking schließlich 
führt aufgrund der Chemikalien, die zusammen mit Wasser und Sand in die 
Bohrlöcher gepresst werden, um das Tongestein aufzusprengen, in dem sich das 
Öl befindet, zur Kontamination von Grundwasser. Außerdem erhöht sie in den 
betroffenen Regionen die Erdbeben-Gefahr (Bridge/Le Billon 2013: 14). 

Parallel zum Boom nicht konventioneller fossiler Energieträger sind in vie- 
len Teilen der Welt die Bemühungen verstärkt worden, durch eine Erhöhung 
der Energieeffizienz den Verbrauch von Öl, Gas und Kohle zu reduzieren sowie 
diese (partiell) durch erneuerbare Energien zu ersetzen. Im Transportsektor 
etwa werden agrofuels (Ethanol bzw. Biodiesel) den fossilen Treibstoffen bei- 
gemischt, um die Mobilität von Gütern und Menschen klimafreundlicher zu 
gestalten. Rund 60 Länder haben mittlerweile entsprechende Bestimmungen 
erlassen. Dabei stellen die USA, Brasilien und die EU die wichtigsten Märkte 
für Agrartreibstoffe dar, aber auch in China und Indien nimmt der Verbrauch 
zu. Die IEA (2015: 67) schätzt, dass sich die weltweite Nachfrage nach agrofuels 
bis 2040 verdreifachen wird. 

In sozial-ökologischer Hinsicht ist die Agrartreibstoffproduktion allerdings 
mehr als zweifelhaft. Zwar wurden in jüngerer Zeit sowohl freiwillige als auch 


16 Die restlichen 15 Millionen Tonnen stammen überwiegend aus der unvollständigen 
Verbrennung von Biomasse. 
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verbindliche Zertifizierungssysteme entwickelt. Aber zum einen ist fraglich, 
inwieweit diese tatsächlich im Sinne der natürlichen Umwelt und marginalisierter 
Bevölkerungsgruppen wirken (Pichler 2013). Zum anderen spricht die bloße 
Menge an agrofuels, die nötig ist, um die wachsende Nachfrage zu bedienen, gegen 
eine sozial und ökologisch nachhaltige Produktion. Stattdessen ist zu erwarten, 
dass sich die Tendenz einer agrarindustriellen Landnahme verstärkt, die nicht 
nur äußerst energie- und emissionsintensive Bewirtschaftungsformen beinhaltet, 
sondern auch mit Vertreibungen von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern und mit 
der Zerstörung von Ökosystemen einhergeht (siehe den Beitrag von Kristina 
Dietz, Bettina Engels und Oliver Pye in diesem Heft sowie Dietz u.a. 2015; Brad 
u.a. 2015). 

Auch durch eine Umstellung der Antriebsart vom Verbrennungs- auf den 
Elektromotor werden sich die energetischen und Emissionsprobleme des Trans- 
portsektors nicht lösen lassen. Autos mit Elektroantrieb emittieren nur dann 
beim Fahren kein CO,, wenn sie mit Strom aus erneuerbaren Energien betrieben 
werden. Dies dürfte bei einem begrenzten Umstiegaufdie Elektroautomobilität 
noch zu bewerkstelligen sein, nicht jedoch bei einer vollständigen Systemum- 
stellung auf dem gegenwärtigen Mobilitätsniveau. Zudem ist die Energiebilanz 
von Elektrofahrzeugen nicht nur von ihrem Betrieb, sondern auch von ihrer 
Herstellung abhängig. Diese aber ist schr material- und energieintensiv. Für die 
Extraktion der Metalle, die in Elektromotoren (und Windkraftanlagen) zum 
Einsatz kommen, wird „im großen Stil nichterneuerbare, fossile Energie einge- 
setzt‘; und der Energieaufwand steigt in dem Maße, wie der Metallgehalt der 
Erze abnimmt und die Minen unzugänglicher werden (Exner u.a. 2016: 13). 

In einem anderen zentralen Bereich der Energienutzung, dem Stromscktor, 
zeichnet sich eine Abkehr von den fossilen Energieträgern, in diesem Fall von 
der Kohle, deutlicher ab. Derzeit werden noch weltweit 60 Prozent des Stroms 
durch die Verbrennung von Kohle erzeugt. Die gesamte Nachfrage nach diesem 
Energieträger, die neben dem Stromsektor vor allem von der Schwerindustrie 
ausgeht, ist zwischen 2000 und 2013 vor allem aufgrund des Wachstums der 
chinesischen Wirtschaft weltweit um 68 Prozent gestiegen. Dem New Policies 
Scenario der IEA zufolge wächst der Kohleverbrauch im globalen Maßstab zwar 
auch in den nächsten Jahrzehnten. Allerdings gingen die Wachstumsraten zu- 
rück, sodass 2040 nur 12 Prozent mehr Kohle nachgefragt werden als 2013 (TEA 
2015: 269fF.). 

Die Anteile der einzelnen Energieträger an der Stromerzeugung verschieben 
sich laut IEA zulasten der Kohle und zugunsten der Atomkraft sowie der erneuer- 
baren Energien. Vor allem letztere sind derzeit weltweitim Aufwind, der auch in 
den nächsten Jahrzehnten anhalte. Daran habe China (gefolgt von der EU, Indien 
und den USA) den größten Anteil. Anfang der 2030er Jahre sollen die Erneuer- 
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baren die Kohle als wichtigste Energiequelle für die Stromerzeugungübertreffen. 
Der Anteil der Kohle betrage dann allerdings immer noch 30 Prozent; und nur 
fünf Prozent der kohlebasierten Stromerzeugung komme aus Kraftwerken, die 
mittels carbon capture and storage - einer ohnehin sehr umstrittenen Technologie 
- das Entweichen von CO, in die Atmosphäre verhinderten (ebd.: 271, 343ff.). 
Trotz gewisser Dekarbonisierungstendenzen decken die fossilen Energieträger 
in allen Szenarien der IEA auch 2040 den größten Anteil am globalen Primär- 
energiebedarf (ebd.: 270). Nur ein Drittel der Stromerzeugung, ein Sechstel des 
Wärmebedarfs und gut fünf Prozent des Treibstoffverbrauchs werden durch 
erneuerbare Energien gedeckt (ebd.: 67). Der zwar rückläufige, aber dennoch 
hohe Anteil der fossilen Energieträger am Primärenergiebedarf bedeutet auch, 
dass die CO,-Emissionen weiter steigen. Die kapitalistische Innovationsdynamik 
ist mithin zwar in der Lage, das Wirtschaftswachstum ab einem bestimmten 
Entwicklungsstand relativ vom Naturverbrauch und der Senkenbelastung'” zu 
entkoppeln - der Ressourcenverbrauch und die Emissionen pro Einheit des BIP 
gehen in vielen Teilen der Welt zurück. Dieser Rückgang wird jedoch durch die 
Größenordnungdes Wirtschaftswachstums überkompensiert, sodass der globale 
Kapitalismus und sein Energieregime von der nötigen absoluten Entkopplung 
weit entfernt sind. So ist es wenig überraschend, dass sich die Welt selbst in dem 
vorsichtig optimistischen New Policies Scenario der IEA weiter von dem Ziel, die 
Erderwärmung auf zwei Grad Celsius zu begrenzen, entfernt (ebd.: 57). 


Selektives greening oder Transformation der 
energieintensiven Lebensweise? 


Der Überblick über die Entwicklungstendenzen des globalen Energieregimes 
hat gezeigt, dass der Höhepunkt der Ölförderung durch den Boom nicht kon- 
ventioneller fossiler Energieträger allem Anschein nach aufgeschoben ist. Dieser 
Boom setzte zu Zeiten eines steigenden Ölpreises ein, weil die nicht konventi- 
onelle Öl- und Gasförderung finanziell und energetisch aufwändiger ist als die 
konventionelle und sich deshalb erst ab einem bestimmten Ölpreisniveau rentiert. 
Die USA sind aufgrund des racking-Booms zum weltgrößten Ölproduzenten auf 
gestiegen. Aufgrund von Produktivitätssteigerungen in der US-amerikanischen 
Schieferölproduktion hat sich daran auch mit dem Ölpreisverfall seit 2014 bislang 
nichts geändert. 


17 Senken sind Ökosysteme, die mehr von einem Schadstoff aufnehmen als an ihre Umwelt 


abgeben, also etwa Wälder im Fall von co,. 
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Inwieweit die USA aber ihre geopolitische und -ökonomische Position gleich- 
sam energetisch gestärkt und dabei auch zur Festigung der US-Hegemonie bei- 
getragen haben, ist fraglich. Durch ihren partiellen Rückzug aus ölreichen Kon- 
Hiktregionen wie dem Mittleren Osten haben die USA eine Lücke hinterlassen, 
dievon China gefüllt werden könnte. In anderen Regionen scheint die chinesische 
sofl-power-Strategie erfolgreicher zu sein als das neokoloniale Auftreten der USA 
und anderer westlicher Staaten. Im Inneren der Sphäre der US-Hegemonie wird 
eine mögliche Intensivierungder Kooperation in Energiefragen von den Konflik- 
ten um T'TTIP überlagert. Dazu kommt das Interesse relevanter Kapitalfraktionen 
an einer westeuropäisch-russischen Zusammenarbeit aufdem Gasscktor, wie sie 
gerade mit dem Nord-Stream-Pipeline-Projekt forciert wird. 

Die neo-fossilistische Entwicklungsrichtung des globalen Energieregimes wird 
durch ein selektives greening partiell modifiziert. Vor allem die Stromversorgung 
wird in vielen Ländern auferneuerbare Energien umgestellt (für Deutschland und 
die EU siche die Beiträge von Tobias Haas und Ulrich Schachtschneider in diesem 
Heft); außerdem nimmt die Energieeffizienz zu, das heißt, der Energieeinsatz pro 
Einheit des BIP sinkt. Wie geschen reicht dies in sozial-ökologischer Hinsicht 
aber so lange nicht aus, wie das Niveau des Energieverbrauchs sowie die diesem 
zugrunde liegende „imperiale Produktions- und Lebensweise“ (Brand/ Wissen 
2011) nicht infrage gestellt werden. Und dies zeichnet sich derzeit nicht ab. Im 
Gegenteil: Die energieintensive, in weiten Teilen erdölabhängige Lebensweise, 
wie sie im globalen Norden seit Langem Normalität und im Alltagsverstand, in 
den Infrastrukturen, Institutionen und gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen 
verankert ist (Huber 2013), breitet sich gerade mit Macht in den Mittel- und 
Oberklassen der Schwellenländer aus. Die erwartete Verdopplung der weltwei- 
ten Pkw-Flotte, die fast gänzlich auf die Zunahme des privaten Pkw-Besitzes in 
Nicht-OECD-Staaten zurückzuführen sein wird, ist dafür ein guter Indikator. 

Diese Entwicklung hat nicht nur eine ökologische, sondern auch eine Klas- 
sen- und Geschlechterdimension. Dass sich mit der imperialen Lebensweise 
etwas verallgemeinert, was aus ökologischen Gründen nicht verallgemeinerbar 
ist, steht außer Frage. Der Klassencharakter dieser Entwicklung verschwindet 
dagegen aufden ersten Blick hinter der egalisierenden Steigerungdes materiellen 
Wohlstands im globalen Süden. Dieser Wohlstand einer sich ausdehnenden 
„transnationalen Verbraucherklasse“ (Wuppertal Institut für Klima Umwelt 
Energie 2005: 82ff.) - also der Mittel- und Oberklassen im globalen Norden 
und Süden, denen eine material- und energieintensive Art des Konsumierens 
gemeinsam ist — wird jedoch erkauft mit miserablen Arbeitsbedingungen in 
der Extraktion und Weiterverarbeitung der Ressourcen. Zudem verstärkt er die 
existenziellen Bedrohungen, denen ArbeiterInnen im globalen Süden durch die 
Schwankungen der Weltmarktpreise für Rohstoffe ausgesetzt sind. 
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Tim di Muzio (2015: 9f.) hat dafür ein interessantes Beispiel angeführt. Als 
2010 aufgrund des Ausbruchs des isländischen Vulkans Eyafjallajokull der 
gesamte Luftverkehr in Europa zum Erliegen kam, bedeutete dies, dass in der 
kenianischen exportorientierten Landwirtschaft tausende ArbeiterInnen ihren 
Job verloren, weil die Produkte ihrer Arbeit nicht mehr nach Europa transportiert 
werden konnten. Hier zeigt sich nicht nur die ökologische Irrationalität einer 
imperialen Lebensweise - Lebensmittel werden weit entfernt von den Orten 
ihres Verbrauchs in einer energieintensiven kapitalistischen Landwirtschaft 
hergestellt, um dann ebenso energieintensiv zu den KonsumentInnen transpor- 
tiert zu werden. Deutlich werden auch die Abhängigkeitsstrukturen, in die die 
unmittelbaren ProduzentInnen dabei gezwängt werden - der Klassencharakter 
der imperialen Lebensweise. 

Die Geschlechterdimension offenbart sich dort, wo automobile Infrastruktu- 
ren zwar die Fahrt zum Lohnarbeitsplatz ermöglichen, die alltäglichen Wege der 
Sorgearbeit aber erschweren (Bauhardt 2007); sie äußert sich in einer männlich 
dominierten Automobilindustrie und in den geschlechtsspezifischen Symboliken 
der Automobilität (Paterson 2007); und nicht zuletzt wird sie dort sichtbar, 
wo das Niveau des Energieverbrauchs entlang von Geschlechtergrenzen variiert 
(Appel 2010). 

Die energieintensive Produktions- und Lebensweise infrage zu stellen, würde 
voraussetzen, dass die Energieproduktion und -nutzung unter eine demokratische 
gesellschaftliche Kontrolle gebracht wird (vgl. den Beitrag von Hendrik Sander 
in diesem Heft). Die Entscheidungen über die zu verwendenden Energieträger, 
über die Bedingungen der Energieproduktion und -verteilung sowie die Höhe 
des Energieverbrauchs würden kollektiv getroffen und sich an sozialen sowie 
ökologischen Kriterien orientieren. 

Die Höhe des Energieverbrauchs zum Gegenstand einer an sozial-ökologi- 
schen Kriterien orientierten demokratischen Auseinandersetzung zu machen, 
bedeutet auch, sich auf solche Aktivitäten zu verständigen, deren Energiever- 
sorgung aufgrund ihrer sozial-ökologischen Destruktivität gesellschaftlich 
nicht länger erwünscht ist, jedenfalls solange nicht, wie sie nicht grundlegend 
transformiert worden sind. Diese Aktivitäten - und nicht die Stromanschlüs- 
se von Menschen, die aufgrund ihrer prekären sozialen Lage ihre Rechnung 
nicht mehr bezahlen können - wären im wörtlichen Sinn abzuschalten. Die 
Automobilproduktion würde vermutlich ebenso dazugehören wie der Braun- 
kohletagebau. Ihre Stilllegung würde somit weniger aus dem Ende von „cheap 
nature“ resultieren, sondern daraus, dass die sozial-ökologische Destruktivität 
der vorherrschenden Naturverhältnisse nicht länger akzeptiert würde - und 
zwar lange bevor letztere an ihre Ressourcengrenzen gestoßen wären. Das ist 
auch die zentrale Botschaft, die von der Bewegung für Klimagerechtigkeit und 
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Energiedemokratie ausgeht: Es ist nicht allein die absolute Erschöpfung der 
energetischen Potenziale der kapitalistischen Produktionsweise, die politische 
Handlungsfähigkeit erzeugt, sondern auch die Herrschaftsförmigkeit, die in 
die imperiale Lebensweise eingeschrieben ist und die es in sozial-ökologischen 
cross-over-Projekten zu politisieren gilt. 
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Tobias Haas 


Die Energiewende unter 
dem Druck (skalarer) Kräfteverschiebungen 
Eine Analyse des EEG 2.0 


1. Einleitung 


Eine verstärkte Politisierung der Krise der gesellschaftlichen Naturverhältnisse 
leitete in Deutschland in den letzten Jahrzehnten einen Wandel hin zu einem 
regenerativen Energiesystem ein. Dieser bleibt bisher jedoch weitgehend auf das 
Stromsystem beschränkt. Das zentrale Instrument der Energiewende ist das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Es wurde im Jahr 2000 eingeführt und 
bestimmt die Fördersätze für Ökostrom. Diese werden mittels einer Umlage 
von den Stromverbraucher_innen finanziert. Zwischen 2009 und 2014 stieg 
die EEG-Umlage von 1,30 auf 6,24 Cent pro Kilowattstunde (kWh) an und 
wurde zum zentralen Angriffspunkt der Energiewendegegner_innen. Die 
Auseinandersetzungen im nationalen Kontext wurden überformt durch den 
Interventionismus der Europäischen Kommission. Im Dezember 2013 eröffnete 
die Generaldirektion für Wettbewerb (GD Wettbewerb) ein Beihilfeverfah- 
ren gegen das EEG. Insbesondere die Industriebefreiung stand in der Kritik. 
Gleichzeitig kursierte damals der Entwurf neuer Leitlinien zu Umwelt- und 
Energiebeihilfen, die Umlagesysteme verunmöglicht hätten. Damit wäre das in 
Deutschland geltende System garantierter Einspeisevergütung, das mit dem EEG 
von 2012 um das Marktprämienmodell ergänzt wurde', ausgehebelt worden. Die 
Beihilfeleitlinien markieren einen neuen Versuch, durch ein „regulatorisches 
upscaling“ die heterogenen Fördersysteme zu harmonisieren, die innerhalb der 
EU auf nationalstaatlicher Maßstabsebene angesiedelt sind. 

Insofern fanden die Auseinandersetzungen um die EEG-Novelle von 2014 
vor dem Hintergrund dieser beiden Entwicklungsdynamiken statt: einer Kos- 
tendebatte, die die Zukunftsfähigkeit des EEG infrage stellte und einen Versuch 
der GD Wettbewerb, ihren Einflussbereich auszuweiten und die nationalen För- 


1 Die Vergütung für Regenerativstrom nach dem Marktprämienmodell setzt sich aus dem 
Börsenstrompreis plus einer Prämie zusammen. 
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dersysteme in Richtung Ausschreibungsverfahren zu bewegen. Das im Sommer 
2014 verabschiedete EEG 2.0 bildet, so die These dieses Artikels, eine multiskalare 
Kräfteverschiebung ab. Den Gegner_innen einer ambitionierten Energiewende 
ist es damit gelungen, den Ausbau der erneuerbaren Energien (mittels Ausbau- 
korridore) auszubremsen und in eine stärker zentralistische Richtungzu wenden 
(Umstellung auf Ausschreibungen und Direktvermarktung).? 

Der vorliegende Artikel ist wie folgt aufgebaut: Zunächst wird eine an (neo-) 
gramscianischen Ansätzen orientierte Analyseperspektive auf die energiepoliti- 
schen Konflikte rund um den deutschen Stromsektor entwickelt und ein grünes 
von einem grauen Hegemonieprojekt unterschieden. Daran anknüpfend wird 
herausgearbeitet, wie ab dem Jahr 2012 die Energiewende im nationalstaatlichen 
Kontext verstärkt politisch angegriffen wurde. Im vierten und fünften Abschnitt 
werden die Entwicklungsdynamiken auf der europäischen Maßstabsebene dis- 
kutiert und der unvollendete Energiebinnenmarkt und das Beihilferecht als 
Konfliktarenen analysiert. Daran anschließend wird aufgezeigt, wie sich diese 
doppelte Kräfteverschiebung in den Auseinandersetzungen um das EEG 2.0 
verdichtete. Der Beitragschließt mit einem Ausblick auf die weiteren Perspektiven 
der Energiewende über das EEG 2.0 hinaus. 


2. Hegemonieprojekte im Konfliktfeld Energiewende 


Eine der grundlegenden Fragestellungen Antonio Gramscis war: Wie gelingt es 
den herrschenden Gruppen, die bestehenden (kapitalistischen) Herrschaftsver- 
hältnisse abzusichern und zu erneuern? Vor diesem Hintergrund führt Gramsci 
das Hegemoniekonzept ein. Er unterscheidet dabei zwischen „herrschen“ und 
„führen“. Herrschend ist eine Gruppe, wenn sie über die Zwangsmittel (des 
Staates) verfügt. Führend ist sie, wenn es ihr darüber hinaus gelingt, auf den 
Alltagsverstand der Subalternen dahin gehend einzuwirken, dass diese den be- 
stehenden kapitalistischen Verhältnissen und ihrer eigenen „Unterwerfung“ aktiv 
zustimmen. Insofern ist bei Gramsci der Kern der politischen Auseinanderset- 
zungen das Ringen verschiedener Gruppen darum, ihre partikularen Interessen 
zu universalisieren. Das Terrain der Auseinandersetzungen bildet der sogenannte 


2 ImEEG2.0 wurden für alle wesentlichen Technologien Ausbaukorridore festgelegt: Sollte 
der Ausbau schneller vorangehen, würden die Fördersätze deutlich gekürzt. Wurden die 
Fördersätze im Einspeisevergütungssystem gesetzlich garantiert, erfolgt die Festlegung 
in Zukunft verstärkt über Ausschreibungen. Potenzielle Investor_innen laufen damit 
Gefahr, ihre Projekte nicht realisieren zu können. Während im „alten“ EEG der/die 
Netzbetreiber_in den Strom abnahm, müssen bei Direktvermarktungsmodellen die EE- 
Anlagen-Betreiber_innen ihren Strom an ein Vermarktungsunternehmen veräußern. 
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integrale Staat, der die politische Gesellschaft, also den Staat im engeren Sinne, 
und die Zivilgesellschaft umfasst (Gramsci 1991: 101ff., 772£.). 

Den Überlegungen Gramscis liegt demzufolge ein differenziertes Verständnis 
der Zivilgesellschaft zugrunde. Diese wird durch historische und aktuelle Kon- 
Hikte geprägt. Gleichzeitig verdichten sich zivilgesellschaftliche Auseinanderset- 
zungen im staatlichen Terrain. Der Staat kann in der Tradition Gramscis mit 
Nicos Poulantzas als eine „materielle Verdichtung sozialer Kräfteverhältnisse“ 
(Poulantzas 2002: 159) verstanden werden. Er ist formell von der Gesellschaft 
getrennt, besitzt eine eigene Materialität und bildet zu einem gewissen Grad 
gesellschaftliche Kämpfe ab. Insofern ist der Nationalstaat nicht als homogener 
Akteur, sondern als umkämpftes soziales Verhältnis zu verstehen. 

In den energiepolitischen Auseinandersetzungen in Deutschland verdichte- 
ten sich lange Zeit die zivilgesellschaftlichen Konflikte im staatlichen Terrain 
in Auseinandersetzungen zwischen dem „grünen“ Bundesumweltministerium 
(BMU) und dem „grauen“ Wirtschaftsministerium (BMWi). Gleichzeitig ist die 
EU als eine Form internationalisierter Staatlichkeit von zunehmender Relevanz 
für energiepolitische Auseinandersetzungen. Deren Integrationsmodus ist primär 
auf die wirtschaftliche Integration ausgerichtet, etwa auf die Schaffung eines 
gemeinsamen Binnenmarktes und einer Währungsunion. Daher kommen den 
Politics of Scale, also dem Ringen darum, wer auf welcher Maßstabsebene welche 
Interessen verallgemeinern und durchsetzen kann, eine große Bedeutung zu. 
Insofern ist sowohl Hegemonie als auch Staatlichkeit multiskalar zu denken 
(Wissen 2008: 15; Brand 2008). 

Um die energiepolitische Konfliktkonstellation im Kontext der Transforma- 
tion des deutschen Stromsystems zu analysieren, wird auf den Projekt-Begriff 
zurückgegriffen. Der Begriff „Projekt“ wird innerhalb gramscianischer For- 
schungsarbeiten schr unterschiedlich gefasst (Kannankulam/Georgi 2012). 
Grundsätzlich können Hegemonieprojekte aufzwei verschiedene Arten bestimmt 
werden. Die erste Variante besteht darin, Projekte klassentheoretisch abzuleiten. 
Dieser Ansatz wird etwa von der sogenannten Amsterdamer Schule verfolgt 
(Overbeck 2004). Eine zweite Variante besteht darin, Projekte über „die empirisch 
zu ermittelnden strategischen Praxen“ (Buckel 2011: 640, Hervorhebung im 
Original) zu bestimmen. Gleichwohl sind um Hegemonie ringende Projekte ana- 
lytische Abstraktionen, die weder unmittelbar existieren noch statisch konzipiert 
werden sollten, sondern einen Versuch darstellen, das komplexe Konfliktfeld zu 
strukturieren. Angelehnt an den Operationalisierungsansatz der Forschungs- 
gruppe „Staatsprojekt Europa“ (2014) können im Hinblick auf die energiepo- 
litischen Auseinandersetzungen zwei Hegemonieprojekte ausgemacht werden. 
Der Begriff Hegemonieprojekt deutet an, dass es sich dabei um konkurrierende, 
um Hegemonie ringende Projekte handelt. Diese werden von unterschiedlichen 
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Akteur_innen getragen. Die Aggregation verschiedener Akteur_innen zu einem 
Hegemonieprojekt erfolgt über die Bestimmung der materiellen Interessen und 
Vorstellungen darüber, wie die Stromversorgung idealerweise organisiert werden 
sollte. Insofern liegt jedem Hegemonieprojekt ein verbindendes Interesse bzw. 
ein Gemeinschaftsinteresse zugrunde. 

Das Gemeinschaftsinteresse des grauen Hegemonieprojcekts besteht darin, die 
bestehenden fossil-nuklearen Erzeugungskapazitäten optimal zu verwerten und 
die Strompreise insbesondere für die industriellen Abnehmer_innen gering zu 
halten. Die Akteur_innen des grauen Spektrums zielen daraufab, den Wandel des 
Stromsystems zu verlangsamen und ihm einen stärker zentralistischen Charakter 
zu geben. Den Kern dieses Projekts bildet die traditionelle Energiewirtschaft, also 
insbesondere die aus der Liberalisierungin den 1990er Jahren hervorgegangenen 
vier großen Konzerne E.ON, RWE, Vattenfall und EnBW. Darüber hinaus gehö- 
ren weite Teile der deutschen Industrie dem grauen Akteurspektrum an. Dieses 
befürchten im Falle einer beschleunigten Energiewende steigende Strompreise. 
Zudem können der Bundesverband der Deutschen Energie- und Wasserwirtschaft 
(BDEW) und der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) dem grauen 
Hegemonieprojekt zugeordnet werden. Im zivilgesellschaftlichen Bereich ist das 
Projekt vor allem in der konservativen Presse (u.a. FAZ, Die Welt) und zahlreichen 
Think Tanks (u.a. das Rheinisch Westfälische Institut für Wirtschaftsforschung 
(RWTI) und das Institut der Deutschen Wirtschaft (IW)), die der deutschen 
(Energie-)Wirtschaft und dem ökonomischen Mainstream nahestchen, fest 
verankert. Im parteipolitischen Spektrum sind die Wirtschaftsflügel der CDU/ 
CSU, der SPD sowie die FDP dem grauen Hegemonieprojekt zuzuordnen. Im 
staatlichen Terrain ist traditionell das BMWi dem grauen Akteursspektrum 
gegenüber aufgeschlossen (Sander 2016: 107f.). 

Das Gemeinschaftsinteresse desgrünen Hegemonieprojekts ist demgegenüber, 
einen möglichst schnellen Umstiegaufein regeneratives Energiesystem herbeizu- 
führen. Getragen wird das Projekt wesentlich von den grünen Kapitalfraktionen, 
also den Unternehmen, die im Bereich des Anlagenbaus, der Entwicklungund des 
Betriebs von erneuerbaren Energien-Anlagen Geschäftsmodelle entwickeln und 
entsprechend versuchen, politisch Einfluss auszuüben. Dies geschieht vorwiegend 
über die Branchenverbände Bundesverband Windenergie (BWE), Bundesverband 
Solarwirtschaft (BSW), Bundesverband Bioenergie (BEE) und die Dachorgani- 
sation Bundesverband Erneuerbare Energien (BEE) (Haas/Sander 2013: 12ff.). 
Im zivilgesellschaftlichen Bereich forcieren alle relevanten Umwelt-NGOs den 
Umstieg auf regenerative Energien. Unterstützung finden sie dabei von weiten 
Teilen der links-liberalen Presse (u.a. die tageszeitung, Süddeutsche Zeitung) 
und diversen Umweltforschungsinstituten (u.a. Öko-Institut, Wuppertal Insti- 
tut für Klima, Energie und Verkehr). Während der ökonomische Mainstream 
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der Energiewende skeptisch gegenübersteht, vertritt das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) energiewendeaffine Positionen. Parteipolitisch 
sind das Bündnis90/Die Grünen Bestandteil des grünen Hegemonieprojckts, 
ebenso weite Teile der Linkspartei sowie die Umweltflügel von CDU/CSU und 
SPD. Im staatlichen Terrain ist das BMU zum grünen Akteursspektrum zu 
zählen (Sander 2016: 108ff.). In den letzten Jahren sehen sich die grünen Kräfte 
verschärften Angriffen auf die Energiewende ausgesetzt. 


3. Die „graue Offensive” im nationalen Kontext 


Seit der Einführung des EEG im Jahr 2000 wurde das Gesetz aus dem grauen 
Akteursspektrum heraus attackiert, da es das zentrale Instrument des überwiegend 
dezentralisierten Ausbaus der regenerativen Energien bildet. Zwischen 2000 und 
2014 hat sich der Anteil der erneuerbaren Energien am Stromverbrauch von 6,7 
Prozent auf 27,3 Prozent erhöht (Agora Energiewende 2016). Die Transformation 
des Energiesystems geht zulasten der etablierten Konzerne E.ON, RWE, Vattenfall 
und EnBW. Neben schrumpfenden Marktanteilen sanken mit der wachsenden 
Einspeisung der erneuerbaren Energien die Börsenstrompreise. Infolgedessen 
wandelten sich die großen Energiekonzerne innerhalb von wenigen Jahren von 
hochprofitablen zu kriselnden Unternehmen - ein Prozess, der europaweit zu 
beobachten ist (Greenpeace 2014). Insofern agiert die fossil-nukleare Energiewirt- 
schaft, die den Kern des grauen Hegemonieprojekts bildet, aus einer defensiven 
Position heraus. Sie sicht sich einer im zivilgesellschaftlichen Terrain relativ breit 
verankerten Befürwortung erneuerbarer Energien gegenüber und verzeichnet 
einen Rückgang ihrer materiellen Ressourcen. Vor diesem Hintergrund intensi- 
vierte das graue Akteursspektrum nach der „Entsorgung“ des Atomkonflikts nach 
Fukushima seine Bemühungen, das EEG in seiner bestehenden Form abzuschaffen. 

Die deutlich gestiegene EEG-Umlage wird in zweifacher Weise gegen einen 
weiteren Zubau der Erneuerbaren in Stellung gebracht. Erstens werden die stei- 
genden Strompreise mit wachsender Energiearmut erklärt (der jedoch zahlreiche 
andere Ursachen zugrunde liegen). So argumentieren etwa Frondel und Sommer 
(2014), dass das EEG eine „sozialpolitische Zeitbombe“ sei und darüber hinaus 
drohe, unbezahlbar zu werden. Zweitens wird die wachsende Umlage als Gefahr 
für die Wertbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland dargestellt. Allerdings 
profitiert die deutsche Industrie von großzügigen Befreiungen. Die Wetrbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Exportindustrie ist enorm hoch. Der Handelsbilanzüber- 
schuss in Höhe von 7,3 Prozent im Verhältnis zum Bruttoinlandprodukt (BIP) 
im Jahr 2013 ist ein deutlicher Beleg dafür, dass die Energiewende keine Gefahr 
für den „Standort Deutschland“ darstellt (Rosenkranz 2014: 28ff.). 
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Um die Energiewende zu bremsen und in eine andere, stärker zentralistische 
Richtungzu lenken, wurde aus dem grauen Akteursspektrum heraus verstärkt die 
Forderungnach einer Marktintegration der erneuerbaren Energien vorgebracht. 
Ein wichtiger Baustein dabei war die Kampagne „EEG stoppen - Energiewende 
machen“ der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM). Die Kampagne 
startete im Herbst 2012 und wurde unterstützt vom RWI (2012), das seine For- 
derung nach der EEG-Abschaffung erneuerte. Es plädierte demgegenüber für 
ein „Wettbewerbsmodell Erneuerbare Energien“. Politisch zugespitzt wurde die 
Kampagne mit teils überaus alarmistischen Slogans wie „Hilfe! Die Energiewende 
wird unbezahlbar“, „Für eine Energiewende ohne räuberische Kosten“, „Rettet 
die Energiewende!“, „Hohe Strompreise kosten Wählerherzen“ oder „Subventi- 
onen lassen die Strompreise explodieren“. Im Schatten dieser Kampagne wurde 
auch vom BDI massiv Druck auf das EEG und die Energiewende ausgeübt. So 
verkündete der Hauptgeschäftsführer des Verbandes, Markus Kerber, in einer 
Pressemitteilung im Oktober 2012: 


Mit dem Bekanntwerden der neuen EEG-Umlage wird die politische Debatte um die 
Zukunft des EEG an Heftigkeit weiter zunehmen.“ [...] Das EEG stoße an seine Grenzen, 
die Kosten gerieten außer Kontrolle. Alle bisherigen politischen Versuche einer Kostenbe- 
grenzung seien misslungen. „Nun ist die Zeit reif für konkrete Vorschläge der Bundesre- 
gierung. Wir brauchen ein EEG 2.0. Alle Vorschläge müssen aufden Tisch und niemand, 
auch nicht die Länder, darf sich wegducken“, so Kerber. (BDI 10.10.2012) 


Diese Debatte zeigte Wirkung und wurde innerhalb der Bundesregierung von 
dem für das EEG zuständige Umweltminister, Peter Altmaier, aufgenommen 
und sogar weiter verschärft. In einem Interview mit der EAZ bezifferte er die 
potenziellen Kosten der Energiewende aufbis zu eine Billion Euro (vgl. Altmaier 
2013). Der Vorstoß Altmaiers deutet an, dass die graue Offensive gegen das EEG 
auch zu Verschiebungen innerhalb des Ensembles der Staatsapparate geführt 
hatte, die sich in der Verlagerung des EEGs in das Wirtschaftsministerium im 
Jahr 2013 materialisierte. Zudem internalisierten zunehmend auch Akteur_innen 
des grünen Spektrums den Marktintegrationsdiskurs oder sahen sich gezwungen, 
sich in diesem diskursiven Feld zu bewegen (Interview BWE). 

Trotz dieser Angriffe besteht in der Bevölkerung nach wie vor eine große 
Zustimmung zur Energiewende. Allerdings hat sich das diskursive Feld in den 
letzten Jahren stark verschoben. Legitimierten in den 2000er Jahren wesentlich 
klimapolitische Motive die Energiewende, verengte sich die Debatte stark aufdie 
Frage der Finanzierbarkeit. Um die Kosten in den Griffzu bekommen, wurde aus 
dem grauen Akteursspektrum mit wachsender Vehemenz die „Marktintegration“ 
der Erneuerbaren gefordert (Geels u.a. 2016: 911). Insofern standen nach der 
Bundestagswahl im Herbst 2013 aufgrund der Angriffe aus dem grauen Akteurs- 
spektrum und desbeihilferechtlichen Drucks aus Brüssel alle Vorzeichen aufeine 


Energiewende unter Druck: Eine Analyse des EEG 371 


grundlegende Reform des EEG unter dem Primat der „Marktintegration“. Dies ist 
gleichbedeutend mit einer Abkehr vom System garantierter Einspeisevergütung, 
dem Kern des EEG. Im folgenden Abschnitt werden die Auseinandersetzungen 
um die Förderung der regenerativen Energien auf der europäischen Maßstabse- 
bene und ihre Wechselwirkungen mit dem Binnenmarktprojcekt reflektiert. Es 
wird argumentiert, dass über das Beihilfenrecht ein partielles „regulatorisches 
up-scaling“ stattgefunden hat, das die Abkehr vom System der garantierten Ein- 
speisevergütung in Deutschland begünstigt hat. 


4. Verstärkung für die „graue Offensive” aus Brüssel 


Die anhaltenden Konflikte um die nationalen Fördersysteme der erneuerbaren 
Energien werden überformt durch den (im Energiebereich weitgehend unvoll- 
endeten) Europäischen Binnenmarkt und die damit verbundenen Regulierung- 
saspekte. Der Binnenmarktprozess wurde wesentlich von Kapitalgruppen als 
Politics of Scale forciert, „um die neoliberale Agenda über die europäische Ebene 
auf die nationalen Auseinandersetzungen einwirken zu lassen“ (Brand 2008: 
178). Dem Binnenmarkt liegen vier Grundfreiheiten zugrunde: der freie Verkehr 
von Personen, Waren, Dienstleistungen und Kapital. Die spezifischen Charak- 
teristika des Stroms, der aufgrund der räumlichen Inkongruenz von Erzeugung 
und Konsumtion und der bisher nur begrenzt verfügbaren Speicherbarkeit über 
große Distanzen mittels Stromnetzen transportiert werden muss, erweisen sich 
in Anbetracht der nur begrenzt vorhandenen länderübergreifenden Übertra- 
gungsnetze als Hemmnis für die Verkehrsfreiheit der Ware Strom. 

Im Jahr 1996 trat die erste Richtlinie zur Schaffung eines Elcktrizitätsbin- 
nenmarktes (Richtlinie 96/92/EG) in Kraft, die weitgehende Vorgaben zur 
Liberalisierung der Strommärkte machte. Ein wesentliches Resultat des Libe- 
ralisierungs- und Privatisierungsprozesses war die Herausbildung von sieben 
transnationalisierten Energiekonzernen, die im Jahr 2008 etwa 52 Prozent der 
Stromerzeugung innerhalb der EU aufsich vereinten (Schülke 2010: 20). In den 
Jahren 2003 und 2009 traten das zweite und das dritte Binnenmarktpaket mit 
weitergehenden Regelungen zur Schaffung eines Elektrizitätsbinnenmarktes 
in Kraft. Gleichwohl wurde in Artikel 194 Absatz 2 des im Jahr 2009 in Kraft 
getretenen Vertrags von Lissabon festgehalten, dass die Wahl des Energiemixesim 
nationalstaatlichen Kompetenzbereich verbleibt. Es entstand eine geteilte Zustän- 
digkeit und ein skalares Spannungsverhältnis. Es wird immer wieder neu darum 
gerungen, wie das Verhältnis von „nationalstaatlicher Energiesouveränität“ und 
dem übergreifenden Projekt der Vollendung des Elektrizitätsbinnenmarktes 
konkret bestimmt wird (Gawel u.a. 2014: 9). 
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Auch in Bezugaufden Ausbau der erneuerbaren Energien sind die spezifischen 
Interessenlagen der jeweiligen Akteure mit den Konflikten auf der europäischen 
Maßstabsebene vermittelt, die eine eigene Materialität aufweist, in Form des 
europäischen Staatsapparateensembles und des zivilgesellschaftlichen Terrains. 
Im energiepolitischen Feld sind die transnationalen Konzerne und ihre Verbände 
gut organisiert. Dies gilt allerdings auch für das grüne Verbändespektrum und 
die großen Umwelt-NGOs (Hirschl 2008: 329ff.). Die energiepolitischen Kom- 
petenzen der europäischen Staatlichkeit liegen vor allem bei der GD Energie. 
Aber auch die Generaldirektionen für Klima, Umwelt und insbesondere für 
Wettbewerb sind je nach Regelungsbereich von großer Bedeutung. 

Die zentralen Bausteine der erneuerbare Energien-Politiken im europäi- 
schen Kontext waren die beiden in den Jahren 2001 und 2009 verabschiedeten 
Richtlinien, die national verbindliche Ausbauziele festschrieben. Während der 
Aushandlung der Richtlinien wurde jeweils aus dem grauen Akteursspektrum 
heraus versucht, Quotenmodelle? durchzusetzen und damit die Einspeisevergü- 
tungssysteme, etwa das deutsche EEG, auszuhebeln. Beide Versuche scheiterten, 
nicht zuletzt deshalb, weil die deutschen Bundesregierungen das EEG vehement 
verteidigt haben, sowohl Rot-Grün als auch Schwarz-Rot (Solorio Sandoval u.a. 
2014). 

Nachdem die beiden Harmonisierungsversuche gescheitert waren, trat die 
Energiepolitik, wie auch die Klimapolitik, unter der Kommission Barroso II, 
die zwischen 2009 und 2014 im Amt war, zunehmend in den Hintergrund. Die 
Weltfinanz- und Wirtschaftskrise hatte oberste Priorität, währenddessen die nati- 
onalen energiepolitischen Entwicklungswege immer stärker auseinanderdrifteten 
(Geden/Fischer 2012). Allerdings kam es kurz vor Ende der Kommission Barroso 
I zu zwei bedeutenden energiepolitischen Weichenstellungen, der klima- und 
energiepolitische Rahmen für 2030 und ein neues Beihilfenrecht, deren Aus- 
handlungsprozesse sich zeitlich überschnitten und wechselseitig beeinflussten. 

Im Herbst 2014 wurde der klima- und energiepolitische Rahmen der EU für 
das Jahr 2030 beschlossen. In dem Verhandlungsprozess blieb es lange unklar, 
ob an die Zieltrias von 2020 (Treibhausgasreduktion, regenerative Energieträ- 
ger, Energieeffizienz) angeknüpft wird. Zunächst rückte die EU-Kommission 
aufgrund von großem Widerstand aus zahlreichen Mitgliedsstaaten davon ab, 
ein verbindliches Erneuerbarenziel vorzuschlagen. Nach der Bildungder Großen 
Koalition in Deutschland und der Eröffnung eines Beihilfeverfahrens gegen das 
deutsche EEG, änderte die Bundesregierung ihre Position. Ein verbindliches 


3 Bei Quotenmodellen wird vorgegeben, wie hoch der Anteil erneuerbarer Energien sein 
muss. Strom aus regenerativen Quellen wird zertifiziert, wobei die Zertifikate gehandelt 
werden können. 
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Erneuerbarenziel wurde fortan als das beste „Schutzschild“ gegen den Zugriff 
der GD Wettbewerb auf die nationale Förderpolitik erkannt. Letztendlich wurde 
auf dem Treffen des Europäischen Rats im Oktober 2014 beschlossen, dass bis 
2030 die Treibhausgasemissionen um 40 Prozent reduziert werden sollen. Der 
Anteil der erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch soll verbindlich 
aufmindestens 27 Prozent und die Energieefhizienz um 27 Prozent erhöht werden. 
Letzteres hatte jedoch keinen verbindlichen Charakter (Interview GD Energie). 

Bereits im Herbst 2013 legte die GD Wettbewerb einen ersten Entwurf für 
neue Beihilfeleitlinien vor, der im Hinblick aufden Gegenstandsbereich und die 
Detailschärfe wesentlich über die bestehenden Umweltbeihilfeleitlinien hinaus- 
ging. Nachdem die vorherigen Harmonisierungsversuche weitgehend gescheitert 
waren, wurde nun von der GD Wettbewerb ein neuer Versuch eines „regulatori- 
schen up-scaling“ gestartet. Im Entwurf war unter dem Leitmotiv der Marktin- 
tegration der sofortige Übergangzu Ausschreibungsmodellen vorgesehen.‘ Um 
dieses übergeordnete Ziel zu erreichen, wurden im Entwurfzahlreiche Bausteine 
zur Öffnung nationaler Fördersysteme angelegt (Stiftung Umweltenergierecht 
2014: 83ff.). Gleichzeitig machte der Leitlinienentwurf Vorgaben für mögliche 
Befreiungen von energieintensiven Unternehmen und setzte dafür hohe Hürden, 
die mit den bestehenden Befreiungen der deutschen Industrie nicht kompatibel 
gewesen wären (EU COM 2013). 

Vonseiten der Mitgliedsstaaten gab es große Widerstände gegen den Leitli- 
nienentwurf. Der zentrale Kritikpunkt war, dass die EU-Kommission mit den 
vorgestellten Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien ihre Kompetenzen über- 
schreiten würde, da es sich bei der Energiepolitik um eine geteilte Zuständigkeit 
handele und im Vertragvon Lissabon (Artikel 194 Absatz 2) den Mitgliedstaaten 
die Souveränität über den nationalen Energiemix zugebilligt werde. Darüber 
hinaus wurde vielfach kritisiert, dass der Leitlinienentwurf nicht kompatibel 
mit der Erneuerbarenrichtlinie von 2009 sei, da diese im Hinblick auf die För- 
dermechanismen den Nationalstaaten einen großen Spielraum einräume und 
die Zusammenarbeit mit anderen Mitgliedsländern lediglich auf freiwillige Ba- 
sis gestellt worden sei (Stiftung Umweltenergierecht 2014: 88f.; Interview GD 
Energie; Interview EREF). Die zu große Detailschärfe des Leitlinienentwurfs 
kritisierte das deutsche BM Wi in seiner Stellungnahme im Namen der deutschen 
Bundesregierung folgendermaßen: 


Viele Vorschläge der Kommission sind zu detailliert, zu eng oder mangels Erfahrun- 
gen schlicht verfrüht, so etwa hinsichtlich der Ausnahmeregelungen für stromintensive 


4 Über die Regelungen zu den Beihilfen für erneuerbare Energien hinaus gibt es zahlreiche 
weitere Regelungsbereiche, etwa im Hinblick auf Kapazitätsmärkte, auf die hier nicht 
weiter eingegangen werden kann. 
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Industrien, des Fördermechanismus bei den Erneuerbaren Energien (EE), der Kapazi- 
tätsmechanismen und der umfassenden Transparenz- und Berichterstattungspflichten. 
Flexibilitäten für die Mitgliedstaaten im Rahmen der entsprechenden Binnenmarktre- 
gelungen sind hier unerlässlich. [...] Vor diesem Hintergrund bittet die Bundesregierung, 
dass die Kommission den Entwurf der Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien umfassend 
überarbeitet und vereinfacht. (BMWi 2014: 1) 


Die Kritik der Mitgliedstaaten an dem Entwurf wurde auch innerhalb der EU- 
Kommission teilweise mitgetragen. Insbesondere innerhalb der GD Energie 
wurde der Entwurf schr kritisch geschen. Sie hat Ende 2013 sogenannte Guidances 
zur Förderung erneuerbarer Energien veröffentlicht, in der Ausschreibungsmo- 
delle als eine von vier wettbewerblichen Optionen aufgeführt werden (Stiftung 
Umweltenergierecht 2014: 25ff.). Insofern gab es unter anderem in dieser Frage 
zwischen den beiden Generaldirektionen einen inhaltlichen Dissens und, so 
zumindest die Wahrnehmung einer interviewten Person aus der GD Energie, 
eine mangelnde Abstimmung vonseiten der GD Wettbewerb: 
[...] die Kollegen der DG Wettbewerb sind Experten im Wettbewerbsrecht, aber nicht 
notwendig Experten in der Energiepolitik. Es gibt komplexe wirtschaftliche und tech- 
nische Zusammenhänge, wie der Strommarkt funktioniert oder das Investitionsprofil 
einzelner Energietechnologien etc., das können die gar nicht verstehen, es sei denn, sie 
holen sich die Expertise rein. Das war aber nicht unbedingt das, was stattgefunden hat. 


[...] also was in ersten Entwürfen der Leitlinien zum Teil drin stand war hanebüchen. 
(Interview GD Energie) 


Vonseiten der grünen Kapitalverbände wurde zunächst ebenfalls schr deutliche 
Kritik an dem Leitlinienentwurf geübt, der im Hinblick auf die Detailschärfe 
der Regelungen zur Erneuerbarenförderung in die gleiche Richtung ging wie 
die Regierungspositionen der Mitgliedsstaaten. Das graue Akteursspektrum, 
insbesondere der Dachverband der traditionellen Energiewirtschaft EURELEC- 
TRIC, hingegen begrüßte die Stoßrichtung des Entwurfs der GD Wettbewerb 
im Hinblick aufdie Erneuerbarenfördersysteme. Der Verband wiederholte seine 
Forderung nach einem stärker harmonisierten Fördermodell für den Zeitraum 
bis 2020 und dem anschließenden Auslaufen der Unterstützung für entwickelte 
Technologien (EURELECTRIC 2014). 

Im April 2014 beschloss die Europäische Kommission die neuen Umwelt- und 
Energiebeihilfeleitlinien. Die GD Wettbewerb machte aufgrund heftiger Proteste 
aus den Mitgliedsstaaten und vonseiten der GD Energie gegen die Regelungen 
zu den erneuerbaren Energien zahlreiche Zugeständnisse. An den Ausschrei- 
bungsmodellen wurde zwar festgehalten, allerdings wurde eine Übergangsfrist 
bis 2017 eingeräumt. Ausschreibungen müssen nicht technologieneutral sein, 
es gibt großzügigere Freigrenzen für kleine Anlagen und es wurden zahlreiche 
Opt-out-Optionen verankert. Dies bedeutet, dass ein anderes Fördersystem an- 
gewendet werden kann, falls eine Regierung in der Lage ist, zu belegen, dass 
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Ausschreibungsmodelle aus bestimmten Gründen nicht zu den gewünschten 
Ergebnissen führen werden (Tews 2014: 12; Interview EPIA; Interview EREF). 

Insgesamt ergibt sich hinsichtlich der Beihilfeleitlinien ein gemischtes Bild. 
Während der erste Entwurf ein frontaler Angriff auf alle Einspeisevergütungs- 
systeme und die dahinter stehenden sozialen Kräfte darstellte, schwächte die 
GD Wettbewerb ihre Linie im Laufe der Aushandlungen ab. Zugleich haben die 
Leitlinien nicht die Wirkungeines Gesetzes, sondern sie machen den nationalen 
oderföderalen Gesetzgebungsinstanzen Rahmenvorgaben. Die Ausgestaltung der 
Erneuerbarenförderregime verbleibt nach wie vor im nationalstaatlichen Kom- 
petenzbereich. Der auf eine Transformation der Energiesysteme hinarbeitende 
Dachverband der europäischen Energiekooperativen RESCOOP befürchtet 
zwar die Bevorteilung großer Projekte durch die Leitlinien, entwickelt jedoch 
strategische Ansätze, wie damit umzugehen ist: 


Wir befürchten, dass bei diesen Ausschreibungssystemen nur noch große Projekte durch- 
kommen werden. [...) Wir müssen jetzt versuchen, gute Beispiele zu geben und best-practices 
zu entwickeln [...] wie in Schottland. Dort ist eine Kapazität von 500 Megawatt für Bür- 
gerenergieprojekte festgeschrieben. Und es gibt einen Mechanismus, um die lokalen Ge- 
meinschaften dabeizu unterstützen. [...] Ausschreibungen mögen beängstigend sein, aber 
wenn das Ausschreibungsdesign stimmt, kannst Du sie gewinnen. (Interview RESCOOP) 


In der Zwischenzeit wurden mehrere Klagen gegen die Beihilfeleitlinien einge- 
reicht. Die deutsche Bundesregierung hat im Februar 2015 den Europäischen 
Gerichtshof eingeschaltet, um klären zu lassen, ob das EEG als Beihilfe einzu- 
stufen ist (Standpunkt der Kommission) oder nicht (Standpunkt der deutschen 
Bundesregierung) (euractiv 2015). Selbst falls einige Klagen Erfolghaben sollten, 
werden die Leitlinien bereits eine starke Wirkung entfaltet haben, da mit einer 
Entscheidung erst in einigen Jahren zu rechnen ist. 


5. Das EEG 2.0 - eine multiskalare Verdichtung 
energiepolitischer Konflikte 


Für das Verständnis der Auseinandersetzungen um die Novellierung des deut- 
schen EEG im Jahr 2014 ist eine Analyse der Konfliktdynamiken auf der euro- 
päischen Maßstabsebene elementar. Nachdem Bundesumweltminister Peter Alt- 
maier in seiner Amtszeit keine Novellierung des EEG mehr durchsetzen konnte, 
war die Energiepolitik ein wesentlicher Bestandteil der Koalitionsverhandlungen. 
Neben der Deckelung der Ausbaugeschwindigkeit und der Implementierungvon 
Ausbaukorridoren, die weit hinter die Forderungen im SPD-Wahlprogramm 
zurückfielen, war die Frage der Umstellung des Fördersystems ein zentraler 


Konfliktpunkt. Dem Verhandlungsführer der Unionsgruppe, Peter Altmaier, 
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gelanges, gegen die beteiligten Vertreter_innen des Umweltflügels seiner Partei 
ein Positionspapier durchzusetzen, in dem ein sofortiger Umstiegauf Ausschrei- 
bungsverfahren festgelegt wurde. Dies wurde jedoch von der SPD-Arbeitsgruppe 
aufgrund der schlechten Erfahrungen in anderen Ländern und der Tatsache, dass 
eventuelle Reduktionen der Fördersätze durch die zusätzlichen administrativen 
Kosten überkompensiert würden, abgelehnt. Die CDU und deren energiepoliti- 
scher Koordinator, Thomas Bareiß, hingegen drängten auf eine schnelle Umstel- 
lung auf Ausschreibungen. Im Endeffekt einigte sich die Arbeitsgruppe auf die 
Durchführung eines Pilotprojekts für Photovoltaikfreiflächenanlagen. Bis 2018 
sollte die Förderhöhe komplett über Ausschreibungsverfahren ermittelt werden, 
„sofern bis dahin in einem Pilotprojekt nachgewiesen werden kann, dass die Ziele 
der Energiewende auf diesem Wege kostengünstiger erreicht werden können“ 
(CDU/CSU/SPD 2013: 39). Insofern wurde bereits im Koalitionsvertrag die 
weitere Aushöhlung des Systems der garantierten Einspeisevergütung angelegt. 
Während der Koalitionsverhandlungen reiste Altmaier mehrmals gemeinsam 
mit Hannelore Kraft, der Verhandlungsführerin der SPD, nach Brüssel, um sich 
mit der Europäischen Kommission abzustimmen. Dabei ging es jedoch primär 
um die Industriebefreiungen (Interview SPD). 

Mit der Bildung der neuen Bundesregierung wurde die Zuständigkeit für 
das EEG vom „grünen“ Bundesumweltministerium in das „graue“ Bundeswirt- 
schaftsministerium übertragen, das der Vizekanzler und SPD-Vorsitzende Sigmar 
Gabriel übernahm. Abgeschen von den beiden Aushandlungsprozessen auf der 
europäischen Maßstabsebene (neue Beihilfeleitlinien, 2030 Klima- und Ener- 
giepaket) war die Reform des EEG das zentrale energiepolitische Vorhaben der 
neuen Bundesregierung. Bereits im Januar 2014 verabschiedete das Kabinett ein 
Eckpunktepapier für das EEG 2.0. Noch vor der Sommerpause sollte die Novelle 
durch den Bundestagund den Bundesrat gehen. Das graue Akteursspektrum be- 
grüßte das Eckpunktepapier. So äußerte sich etwa die damalige Geschäftsführerin 
des BDEW, Hildegard Müller, in einer Presseerklärung: „Insbesondere die sich 
abzeichnenden Maßnahmen zur Marktintegration der Erneuerbaren Energien 
sind ein großer Schritt in die richtige Richtung. In der Frage der Direktvermark- 
tung etwa geht Bundesminister Gabriel deutlich über den Koalitionsvertrag 
hinaus.“ (BDEW 2014) 

Das grüne Akteursspektrum hingegen stellte sich schr deutlich gegen das 
Eckpunktepapier. Insbesondere das „Einbremsen“ der Erneuerbaren in Aus- 
baukorridore, die Einführung der verpflichtenden Direktvermarktung und 
die Umstellung auf Ausschreibungsmodelle wurden heftig kritisiert. Einerseits 
wurde argumentiert, dass die „marktnähere“ Förderung der Erneuerbaren kei- 
neswegs das Gesamtsystem billiger und eflizienter mache, dadie administrativen 
Kosten deutlich über dem Modell der garantierten Einspeisevergütung lägen. 
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Andererseits wurden die Pläne als Bedrohung der Akteursvielfalt geschen, da 
die Umstellung der Förderung Großprojekte und finanzstarke Akteure zulasten 
von Bürgerenergieprojekten bevorzuge (BEE 2014; BWE 2014). 

Das Bundeswirtschaftsministerium verfolgte im Hinblick auf die Erneu- 
erbarenförderung eine Doppelstrategie. Einerseits wurde versucht, die neuen 
Beihilfeleitlinien aus Brüssel aufzuweichen. Andererseits wurden die Leitlinien 
instrumentalisiert, um die geplante Novelle des EEG zügig durchzusetzen und 
die in ihr angelegte Umstellungauf Ausschreibeverfahren als alternativlos darzu- 
stellen. Dies wurde etwa in der Rede von Sigmar Gabriel beim Neujahrsempfang 
des BEE im Februar 2014 deutlich, die im Magazin „Erneuerbare Energien“ 
folgendermaßen paraphrasiert wird: 


Ausgangspunkt der EU ist, ab sofort die Förderung der Erneuerbaren nur noch über 
Ausschreibungen technologieneutral und europaweit zu gestatten. ‘Sie können ja mal 
eine Tagung über die Frage machen, was das in Deutschland bedeuten würde.’ Das wäre 
nach seiner Auffassung eine totale Ausbremsung der Energiewende. Deswegen werde 
Deutschland ein Erneuerbare-Energien-Gesetz bis zur Mitte des Jahres in Deutschland 
verabschieden müssen. ‘Schaffen wir das nicht und gehen weit über die Sommerpause 
hinaus, dann wird das nicht mehr notifizierungsfähig sein und wir werden für 2015 keine 
Befreiungstatbestände für die Industrie machen können. Damit wären wir in einer dra- 
matischen Krise der deutschen Rohstoffindustrie und der energieintensiven Industrie.’ 
Die EU versuche, über den Umweg des Wettbewerbsrechts die nationale Energiepolitik 
zu beenden. “Wenn man chrlich ist’, so Gabriel, ‘brauchen wir in Europa auch eine har- 
monisiertere Energiepolitik als wir sie bisher haben.’ Wenn nicht schon 2017 in Richtung 
Ausschreibungen gegangen werde, werden die Chancen für das EEG in Brüssel sinken. 
“Alles was die von uns wollen, ist eine stärkere Marktintegration und dass wir aufden Weg 
in Richtung Ausschreibungen gehen.“ 


Gabriel benutzte den Entwurf zu den Umwelt- und Beihilfeleitlinien, um das 
EEG in Richtung Ausschreibungen und Direktvermarktung zu bewegen. Selbst 
vor Vertreter_innen der Erneuerbarenbranche verknüpfte er es gleichzeitig mit 
der Forderung, die Industriebefreiungen beizubehalten. Vor diesem Hintergrund 
wurde im Gesetzgebungsprozess darauf hingearbeitet, die Umstellung auf Aus- 
schreibeverfahren bereits im Jahr 2017 zu vollziehen. Im Koalitionsvertrag war 
das Jahr 2018 vereinbart worden. Im Hinblick auf die Belastung von Eigenver- 
brauchsanlagen oder den Ausbaukorridor für Windenergieanlagen ist es gegen- 
über den ursprünglichen Plänen zu Abschwächungen im Gesetzgebungsverfahren 
gekommen. Gleichzeitig wurden die Umstellung auf Ausschreibungsverfahren 
(nach einem erfolgreichen Pilotverfahren für PV-Freiflächenanlagen) und die 
Einführung einer verpflichtenden Direktvermarktung für Anlagen ab einer 


gewissen Anlagengröße beibehalten (Geels u.a. 2016: 906). 


5 Vgl. „Gabriel: Brüsselzwingt uns zur EEG-Novelle“, erneuerbareenergien.de (12.2.2014). 
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Insofern wurde nach der Einführung des Marktprämienmodells im EEG 2012 
mit dem EEG 2.0 ein weiterer großer Schritt in Richtung Abkehr vom System 
garantierter Einspeisevergütungen gegangen und damit der zentrale Pfeiler des 
EEG weiter ausgehöhlt. Dabei wurde vonseiten der deutschen Bundesregierung 
der Druck aus Brüssel aufgenommen und als Legitimationsgrundlage für die 
Abkehr vom Einspeisevergütungssystem benutzt. An anderer Stelle, etwa im 
Hinblick auf die Industriebefreiungen, agierte die Bundesregierung hingegen 
schr konfrontativ auf die Angriffe aus Brüssel und verteidigte die großzügigen 
Befreiungen (Interview SPD). 


6. Fazit und Ausblick 


Die doppelte, beziehungsweise multiskalare Kräfteverschiebung zugunsten des 
grauen Hegemonieprojekts führte unter dem Deckmantel der Marktintegration 
zu einer Einhegung und Neuausrichtung der Energiewende entlang der Inter- 
essen des grauen Akteursspektrums. Zugleich hat im Verlauf der letzten Jahre 
die Konfliktlinie zwischen grauem und grünem Hegemonieprojekt an Kontur 
eingebüßt. Teile des grauen Akteursspektrums richten sich verstärkt auf das 
regenerative Eneirgiezeitalter aus, was sich etwaim Konzernumbau von E.ON und 
RWE manifestiert. Teile des grünen Akteurspektrums hingegen inkorporieren 
verstärkt die Ideologie der Marktintegration und wirken an der Ausbremsung 
und Transformation der Energiewende aktiv mit (etwa der grüne Staatssekretär 
von Sigmar Gabriel, Rainer Baake oder der Ihink Tank Agora Energiewende). 
Die „Rückholung“ des EEG und der Energieabteilung des BMU in das BMWi 
symbolisiert diese sich abzeichnende neue Synthese unter dem Primat der Markt- 
integration und Kosteneflizienz. 

Der mit dem EEG 2.0 eingeschlagene Weg wird mit der EEG-Novelle von 
2016 weiter begangen. Ausschreibungen sollen ab dem Jahr 2017 nicht mehr auf 
PV-Freiflächenanlagen beschränkt bleiben, sondern auf Windanlagen und Bio- 
masse ausgeweitet werden. Das BMWibegründet diesen Schritt folgendermaßen: 
Die „erneuerbaren Energien sind erwachsen geworden - und fit genug, sich dem 
Wettbewerb zu stellen. Mit den Ausschreibungen sichern wir kostenefhizient den 
kontinuierlichen, kontrollierten Ausbau. Die Grundlage dafür: [...] das EEG 2016.° 

Die in diesem Artikel aufgezeigte skalare Kräfteverschiebung ist eingebettet 
in eine territoriale bzw. geopolitische Neuzusammensetzung der Energiever- 
sorgung. Der Fracking-Boom in den USA, die wachsende Energienachfrage 


6 URL:bmwi.de/DE/Themen/Energie/Erneuerbare-Energien/eeg-2016-wettbewerbliche- 
verguetung.html, Zugriff: 17.6.2016. 
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vor allem in Asien und der rapide gesunkene Ölpreis sind Ausdruck einer sich 
dynamisch verändernden globalen Energielandschaft. Während im Hinblick auf 
die Entwicklung der erneuerbaren Energien lange Zeit Europa das dynamische 
Zentrum darstellte, hat sich in den letzten Jahren, nicht zuletzt verstärkt durch 
die austeritätsgetriebene Rezession in Europa, die Dynamik stark nach Asien 
und in die Amerikas verlegt (Sawin u.a. 2015). Die auf der europäischen Maß- 
stabsebene beschlossenen Ziele für 2030 und die Beschlüsse zur Energiewende 
in Deutschland deuten zwar darauf hin, dass die Umstellung auf erneuerbare 
Energien weiter voranschreiten wird, allerdings in einem schr moderaten Tempo 
und unter starker Berücksichtigung der Interessen des grauen Akteursspektrums. 
Dies verdeutlichen auch die Pläne für die aktuelle Novellierung des EEGs. Vor 
dem Hintergrund der umfassenderen Krise der gesellschaftlichen Naturver- 
hältnisse bedürfte es jedoch einer Beschleunigung der Energiewende und einer 
Weiterentwicklung in Richtung einer sozial-ökologischen Transformation. 
Ansatzpunkte hierfür sind erwa die Kämpfe um die Rekommunalisierung der 
Energieversorgung in Berlin, Hamburg und in vielen anderen Städten oder die 
Stärkung genossenschaftlicher Ansätze (vgl. Haas/Sander i.E.). 
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Achim Brunnengräber und Felix Syrovatka 


Konfrontation, Kooperation oder Kooptation?' 
Staat und Anti-Atom-Bewegung im Endlagersuchprozess 


Whyl, Brockdorf, Wackersdorfund Gorleben sind nur einige der Ortsnamen, die 
in der Bundesrepublik Deutschland symbolisch für zivile Proteste und oftmals 
auch gewaltförmige Konfrontationen zwischen dem Staat und der Anti-Atom- 
Bewegung? stehen. Die seit den 1970er Jahren andauernde Polarisierung zwi- 
schen dem „Atomstaat“ und einer erstarkten sozialen Bewegung hat Phasen der 
Entspannung wie solche der neuerlichen Zuspitzungen erlebt. Aufgelöst haben 
sich die Spannungen aber nie. Der Beschluss der schwarz-gelben Bundesregie- 
rung nach der Reaktorkatastrophe 2011 im japanischen Fukushima, die zuvor 
gewährten Laufzeitverlängerungen wieder zurückzunehmen und bis 2022 aus 
der Atomenergie auszusteigen, hat jedoch die atompolitische Wende eingeleitet 
(Brunnengräber 2016).? Sie geht mit ersten Anzeichen für eine Entschärfungdes 
Konflikts aufstaatlicher wie aufzivilgesellschaftlicher Seite einher. Vor allem mit 
dem Standortauswahlgesetz (Stand AG‘), das 2013 verabschiedet wurde, soll ein 
„historischer Durchbruch“ zur Lösung des „größten und längsten [Konflikts] 
in der Nachkriegsgeschichte“ der Bundesrepublik Deutschland gelingen. Ziel 
des Gesetzes sei es, „gesellschaftlichen Frieden und am Ende natürlich auch 
Akzeptanz für die spätere Endlagersuche“ herzustellen. So der damalige Bun- 
desumweltminister Peter Altmaier (2013) in einer Regierungserklärung. Zu 


1 Wirdanken Tobias Haas, Daniel Häfner und der PROKLA-Redaktion für die hilfreichen 
Anmerkungen und Kommentare zu den vorhergehenden Versionen unseres Textes. 

2 Als Anti-Atom- oder Anti-AKW-Bewegung sollen in diesem Beitrag alle „Individuen, 
Gruppen und Organisationen [verstanden werden], die sich im Rahmen eines größeren, 
netzwerkartigen Zusammenhangs, dem sie sich selbst zurechnen, aktiv und insbesondere 
mit Mitteln des kollektiven öffentlichen Protests gegen die zivile Nutzung der Atomener- 
gie wenden“ (Rucht 2008: 246). 

3 Zuvor hatte die rot-grüne Bundesregierung im Jahr 2000 mit den vier deutschen Ener- 
gieversorgungsunternehmen (EVU) den sogenannten Atomkonsens beschlossen. Die 
schwarz-gelbe Bundesregierung kündigte diesen im Jahr 2010 durch die Verlängerung 
der Laufzeiten faktisch wieder auf. 

4 Standortauswahlgesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. IS. 2553), zuletzt geändert durch die 
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. IS. 1474). 
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diesem Zweck wurde 2014 auch eine 34-köpfige „Kommission Lagerung hoch 
radioaktiver Abfallstoffe“ (nachfolgend: Endlager-Kommission) eingesetzt, die 
den Suchprozess nach einem Standort für ein Endlager für radioaktive Abfälle 
vorbereiten soll.’ Unter Einbeziehung aller Konfliktparteien soll die Suche „er- 
gebnisoffen“ und in Kooperation mit den „Umweltverbänden, Bürgerinitiativen 
und der Zivilgesellschaft“ (Altmaier 2013) erfolgen. Im Oktober 2014 wurde eine 
weitere 19-köpfige Kommission zur „Sicherstellung der Finanzierung von Stillle- 
gungund Rückbau der Atomkraftwerke sowie der Entsorgung der radioaktiven 
Abfälle“ eingesetzt.* Auch hier war der Anspruch, ein repräsentatives Gremium 
unter Beteiligung zivilgesellschaftlicher Kräfte zu schaffen. 

Die Einbeziehung von zivilgesellschaftlichen Akteuren in die Endlager- 
Kommission sowie in die Kommission zur Überprüfung der Finanzierung des 
Kernenergieausstiegs (nachfolgend: KFK-Kommission) stellen durchaus ein 
Novum in der Atomenergiepolitik dar. Kann die verhärtete Konfliktlinie da- 
durch aufgebrochen werden? Durch die Festlegung staatlicher Institutionen 
auf den Salzstock Gorleben als Endlager für die radioaktiven Abfälle und die 
vehemente Verteidigung dieser Entscheidung wurde in der Vergangenheit die 
Polarisierung immer wieder untermauert. Aufseiten der Anti-Atom-Bewegung 
istaufdiese Weise jegliches Vertrauen in die staatliche Politik verloren gegangen. 
Das ungelöste Entsorgungsproblem wurde zu einem Schlüsselkonflikt, in dem 
die Bewegungsakteure immer wieder betont haben, dass sie Verantwortung bei 
der Suche nach einem geeigneten Endlager übernehmen werden (Stay 2013: 
30). Da sie ihre Identität bisher aber vor allem aus einem kollektiven „Dagegen- 
sein“ gewonnen hat, wird sich die Entwicklung eines kollektiven „Dafür“ in der 
Endlagerfrage auch auf die Binnendynamiken der Bewegung auswirken (Brun- 
nengräber/Hocke 2014). 

Nach der Veröffentlichung der Schlussberichte der jeweiligen Kommissionen 
(Endlager-Kommission 2016; KFK 2016) bietet es sich daher an, deren Arbeit und 
mögliche Verschiebungen in der Konfliktlinie kritisch zu beleuchten. Wir wollen 
in diesem Beitrag der Frage nachgehen, ob der Atomenergiekonflikt entschärft 
werden konnte und ob sich durch die Institutionalisierung des Projektes der 
Endlagerung eine Annäherung zwischen Staat und sozialer Bewegung abzeich- 
net.’ Im ersten Abschnitt legen wir dar, inwiefern es zu einer atompolitischen 


5 Fürausführliche Informationen vgl. bundestag.de/endlager. 

6 Soder Auftragder Kommission, wie er im Einsetzungsbeschluss durch die Bundesregic- 
rungvom 14. Oktober 2015 erteilt wurde. Für weitere Informationen vgl. bmwi.de/DE/ 
Themen/Energie/Konventionelle-Energietraeger/uran-kernenergie.html. 

7 Unter Endlagerprojekt bzw. Endlagerung wird im Folgenden der umfassende Prozess von 
der Planung und der Vorbereitung der Standortsuche bis hin zur Vorbereitungund dem 
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Wende gekommen ist. Dafür zeichnen wir die Entwicklungen zwischen dem 
ersten Atomausstiegsbeschluss der rot-grünen Bundesregierung aus dem Jahr 
2001 und der Einrichtung der Endlager- und der KFK-Kommission nach. Im 
zweiten Abschnitt wird die inhaltlich-strategische Positionierungder Anti-Atom- 
Bewegungim Kontext der Endlager-Kommission analysiert und dabei zwischen 
Verweigerungund Verhandlungsbereitschaft unterschieden. Zum Schluss werden 
wir herausarbeiten, dass sich im Kampf um Hegemonie die Interessen der Anti- 
Atom-Bewegung zumindest teilweise in die Staatsapparate verdichtet haben. Der 
Prozess der Endlagerung wird aber weiterhin von staatlichen Instanzen dominiert 
und von unzureichenden Politikmaßnahmen begleitet. 


Die atompolitische Wende 


Die Auseinandersetzungen um die Frage der Endlagerung der radioaktiven Ab- 
fälle fanden in der Vergangenheit hauptsächlich in den Arenen der Zivilgesell- 
schaft statt. Durch die 1977 erfolgte Festlegungauf Gorleben als Zwischenlager 
und mögliches atomares Endlager war es das Ziel innerhalb der Staatsapparate, 
sowohl die Transporte von Atommüll dorthin sowie die Endlagerung - auch 
mit Polizeigewalt - durchzusetzen. Die großen Demonstrationen in Hannover 
und Gorleben, die sogenannte Freie Republik Wendland oder die Vielzahl von 
Publikationen gegen die Atomkraft (etwa anti-atom-aktuell) sind aber nur einige 
Beispiele für die zahlreichen zivilgesellschaftlichen Auseinandersetzungen um 
die Kernenergie im Allgemeinen und die Endlagersuche im Besonderen. Durch 
die beginnende Institutionalisierung der Anti-Atom-Bewegung in den Staats- 
apparaten durch die Partei DIEGRÜNEN und deren ökologischen Einfluss auf 
andere Parteien wurde die Entscheidung für Gorleben als Standort mehr und 
mehr infrage gestellt sowie die Standortsuche für ein Endlager als dringliches 
politisches Projekt formuliert. 

Mit der rot-grünen Regierungsübernahme sah sich die Anti-Atom-Bewegung 
allerdings auch vor die Frage gestellt, wie sie sich zur herrschenden Atompolitik 
verhalten soll (Fischer/Böhnke 2004: 403). Denn eine ihrer zentralen Forde- 
rungen, der Ausstieg aus der Atomenergie, wurde zur ofliziellen rot-grünen Re- 
gierungspolitik. Bis dahin hatte die Anti-Atom-Bewegung hauptsächlich eine 
unversöhnliche Politik gegen den herrschenden Block verfolgt (Brunnengräber/ 
Hocke 2014: 63; Kolb 1997). Doch die Schwächen des Atomkonsenses der rot- 


grünen Bundesregierung mit den vier großen Energieversorgungsunternehmen 


Bau des Endlagers sowie die Verbringung der Behälter ins Endlager, dessen Verschluss 
und das Monitoring verstanden. 
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(EVU) aus dem Jahr 2001 und weitere Castor-Transporte boten hinreichend 
Anlass für außerparlamentarischen Protest. Die kurze Achterbahnfahrt zwischen 
der Aufkündigungdes Artomkonsenses durch die schwarz-gelbe Bundesregierung 
2010 und dem neuerlichen Atomausstiegsbeschluss kurz nach der Reaktorkatast- 
rophe von Fukushima im Jahr 2011 leiteten schließlich die Phase der Abkehr von 
der Atomenergie ein, die im Jahr 2022 ihren Wendepunkt erreichen soll. Mit der 
Stilllegungdes letzten AKWs, dem Rückbau und der Standortsuche beginnt die 
zweite Phase der Atompolitik, die nun zur Entsorgungspolitik wird. Schon jetzt 
steht fest, dass diese Phase des Aufräumens der nuklearen Hinterlassenschaften, 
die bis zum Verschluss des Endlagers reicht, weit mehr Zeit in Anspruch nehmen 
wird, als das kurze Zeitalter der Atomenergie in Deutschland angedauert hat. 

In dieser Wendezeit steht die Bewegung vor der neuerlichen Entscheidung, 
ob und wie sie mit dem Staat in Sachen Endlagerung kooperieren soll. Denn mit 
der Verabschiedung des StandAG und der Einsetzung der Kommissionen sind 
neue institutionalisierte Orte für die Auseinandersetzungen um die Suche eines 
atomaren Endlagers entstanden, mit denen neue Handlungs- und Einflussmög- 
lichkeiten, aber auch Zwänge und strategische Selektivitäten entstanden sind. 
Chancen ergeben sich auch deshalb, weil beide Kommissionen öffentlich alte 
Forderungen der Bewegung, die Suche nach einem atomaren Endlager ergeb- 
nisoffen zu führen sowie die Finanzierung abzusichern, aufgriffen haben. Aller- 
dings kann auch die Frage gestellt werden, inwiefern die Institutionalisierung 
der Standortsuche mit der Verabschiedung des Stand AG und der Einsetzung 
der Kommissionen als strategischer Schritt angesehen werden kann, die Anti- 
Atom-Bewegung hegemonial einzubinden und dadurch das staatliche Projekt 
der Standortsuche zu legitimieren. 


Die Anti-Atom-Bewegung im Endlagerprojekt 


Die Reaktorkatastrophe im japanischen Fukushima hatte erhebliche Auswir- 
kungen aufdie Energie- und Atompolitik der schwarz-gelben Bundesregierung, 
auch im Hinblick aufdie Frage nach der Endlagerung (Huß 2015). Während die 
damalige Bundesregierung in ihrem Energiekonzept im Winter 2010 (BT-Drs. 
17/3049: 9) noch auf eine schnellere Erkundung des Salzstockes Gorleben bis 
2012 drängte und damit eine endgültige Festlegung auf Gorleben als Endlagers- 
tandort nahe legte, wurde schon kurz nach der Reaktorkatastrophe in Fukushima 
von der Erkundung „möglicher alternativer Entsorgungsoptionen“ (CDU 2011: 
7) gesprochen. Ein Zeitfenster für eine Neuausrichtung der Endlagerdebatte 
öffnete sich, in der auch die Anti-Atom-Bewegung ihre Vorstellung von der Ge- 
staltung der Standortsuche für ein Endlager in die Öffentlichkeit tragen konnte. 
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Mit der ersten Atommüllkonferenz im Sommer 2012 in Hannover schuf sich 
die Anti-Atom-Bewegung einen eigenen Raum, um ihre Vernetzungen und ihre 
Forderungen zu verstetigen. Bei den fortan halbjährlich stattfindenden Konfe- 
renzen wurden interne Debatten über die Atomenergie- und Endlagerpolitik wie 
über die eigenen Strategien geführt sowie Fachwissen zusammengetragen, etwa 
die umfassende Bestandsaufnahme des Atommülls in Deutschland (Schönber- 
ger 2013). Im Februar 2013 wurde ein gemeinsames Vorgehen beschlossen: die 
sofortige Beendigungder Vorbereitung des Stand AG, eine Aufarbeitungder bis- 
herigen Fehler, weitreichende substanzielle Mitbestimmungund Kontrollrechte 
für die Bevölkerung, eine Übertragung der Rückstellungen der EVU in einen 
öffentlich-rechtlichen Fonds sowie eine sofortige Stilllegungaller Atomanlagen 
(Klages 2013: 5). Anknüpfend an den Abschlussbericht des Arbeitskreises Aus- 
wahlverfahren Endlagerstandorte (AkEnd 2002), der im Rahmen der Atomkon- 
sensverhandlungen 1999 eingerichtet wurde, forderte die Anti-Atom-Bewegung 
außerdem ein faires und wissenschaftsbasiertes Verfahren. Dieses sei nur realis- 
tisch, wenn es eine vorgeschaltete, mindestens zweijährige bundesweite Debatte 
über die Endlagerung radioaktiver Abfälle gäbe (Rudek 2011: 1). 

Seit der Vorlage des ersten Entwurfs des Stand AG Anfang 2012 begleitete die 
Anti-Atom-Bewegung die Debatte um das Stand AG kritisch. Dies zeigte sich 
besonders deutlich Ende Mai 2013 hinsichtlich der kurzfristigen Einladung des 
Umweltministeriums zu einem „Bürgerforum zum Standortauswahlgesetz“, dem 
sich mehr als 140 Initiativen und Umweltverbände verweigerten. Während das 
Bürgerforum von den Parteien als „neue Form der direkten Demokratie“ (Vogt 
2013) gelobt wurde, kritisierte die Bewegung es als „Scheinverfahren“ (Brink 
2013) und „reine Alibi-Veranstaltung“ (Schulterschluss 2013). Die Absage wurde 
mit dem erzeugten „Zeitdruck und dem fehlenden politischen Willen zur gesell- 
schaftlichen Debatte“ begründet (ebd.). Das „Bürgerforum zum Standortaus- 
wahlgesetz“, dessen Gesamtprogramm komplett vom BMU festgelegt wurde und 
dessen TeilnehmerInnen nur 5 Minuten Redezeit zugestanden wurde, und ein 
Gesetzestext für das Stand AG, der schon weitgehend feststand, führten folglich 
nicht zur erhofften Versöhnung zwischen den Konfliktparteien (Brunnengräber 
2015: 111). 

Das vorgelegte Endlagersuchgesetz sei „der fünfte Schritt vor dem ersten“ (BI 
Lüchow-Dannenberg 2013), so das kritische Urteil der Anti-Atom-Bewegung 
zu dem Zustandekommen des Stand AG. Inhaltlich wird der Gesetzestext 
hauptsächlich wegen des weiteren Einschlusses des Salzstocks Gorleben in den 
Auswahlprozess und der fehlenden Einflussmöglichkeiten der Zivilgesellschaft 
kritisiert. Die Anti-Atom-Bewegung befürchtet, dass das Gesetz und die Endla- 
ger-Kommission vielmehr den Standort Gorleben legitimieren und zementieren; 
das Endlagersuchgesetz somit zu einem „Gorleben-Auswahlgesetz“ (Euler 2012) 
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wird. Gleichzeitig wurde kritisiert, dass das Suchverfahren schon geregelt sei, 
bevor die Endlager-Kommission überhaupt Empfehlungen aussprechen kann, 
die zudem nicht einmal bindend sind (Ehmke/Conradt 2014: 9). Dies mache 
vor allem, so die Kritik der Anti-Atom-Bewegung, das durch das StandAG neu 
geschaffene „Bundesamt für kerntechnische Entsorgung“ (BfE) deutlich, dessen 
Einrichtung und Aufgaben in der Kommission überprüft werden sollen. Es sei 
ein zweifelhaftes Vorgehen, erst ein Gesetz zu beschließen und dann eine Kom- 
mission arbeiten zu lassen. 

Die verschiedenen Umweltverbände und Initiativen hatten kurz nach der 
Verabschiedung des Gesetzes, im Juli 2013, vorgeschlagen, dass die Endlager- 
Kommission ihre Arbeit erst aufnehmen soll, wenn das Gesetz evaluiert und 
eine überarbeitete Version beschlossen ist (ebd.). Gleichzeitig wurde an der Zu- 
sammensetzung der Kommission kritisiert, dass sie zu stark von den Parteien 
und atomkraftfreundlichen InteressenvertreterInnen dominiert sei. Vor allem 
als bekannt wurde, dass Plätze von Statusgruppen (etwa Gewerkschaften) von 
atomkraftfreundlichen VertreterInnen besetzt wurden, sahen sich weite Teile 
der Bewegung in ihrer Kritik bestätigt (Stay 2014: 4). Eine Beteiligung an der 
Endlager-Kommission wurde deshalb von fast allen Teilen der Anti-AKW- Bewe- 
gungin dieser Zeit abgelehnt (Brink 2013; AAPG 2013; Conradt/Ehmke 2013). 

Doch die Ablehnung zur Mitarbeit war nicht Konsens in der Anti-Atom- 
Bewegung, sondern vielmehr der Auftakt einer längeren kontroversen Diskussion 
darüber, ob man sich aus strategischen Gründen doch an der Endlager-Kommis- 
sion beteiligen sollte. In dieser standen den Umweltverbänden zwei Plätze zu, 
welche jedoch zum Start der Endlager-Kommission erst einmal leer blieben. Die 
Diskussionen innerhalb der Anti-Atom-Bewegung waren zu dieser Zeit noch 
nicht abgeschlossen. Die BefürworterInnen argumentierten, dass man durch 
eine Beteiligung an der Kommission Zugriff auf interne Informationen bekä- 
me und durch fundierte Minderheitsvoten den Eindruck von Einstimmigkeit 
vermeiden würde (von Sydow 2014). Des Weiteren wäre eine generelle Absage 
der Öffentlichkeit nicht zu vermitteln, fordere man doch seit Jahrzehnten eine 
stärkere Einbindungder Zivilgesellschaft. Außerdem wäre ein medienwirksamer 
Ausstiegjederzeit möglich. GegnerInnen einer Beteiligungargumentierten, dass 
eine Teilnahme „das gesamte Vorgehen und die aktuelle Atompolitik dadurch 
legitimieren“ würde (APPB 2013). Die gesamte Anti-Atom-Bewegunglaufe Ge- 
fahr als „Feigenblatt missbraucht und für Empfehlungen oder Beschlüsse der 
Kommission mithaftbar gemacht zu werden“ (GAA 2013), welche sie selbst jedoch 
durch die Stimmenverteilung in der Kommission nicht beeinflussen könne. 

Die Diskussion wurde kontrovers und öffentlich in den verschiedenen Me- 
dien und Foren der Anti-Atom-Bewegung geführt. Während zu Beginn der 
Debatte noch der Kompromiss diskutiert wurde, die zwei Sitze der Endlager- 
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Kommission mit „Gorleben-Fachleuten aus der Anti-Atom-Szene zu besetzen“ 
(Conradt/Ehmke 2013: 5), kristallisierte sich im Laufe der Diskussion immer 
mehr heraus, dass die Mehrheit der Anti-Atom-Bewegungeine Teilnahme an der 
Endlager-Kommission ablehnte. So einigten sich die verschiedenen AkteurInnen 
der Anti-Atom-Bewegung Ende August 2013 auf die Nichtbesetzung der zwei 
Sitze in der Endlager-Kommission. Auch die größeren Umweltverbände, wie 
etwa Greenpeace oder Robin Wood, entschieden sich gegen eine Teilnahme oder 
stellten, wie die Initiative .ausgestrahlt oder der BUND, einen Forderungskatalog 
auf, von dessen Erfüllung sie ihre Teilnahme abhängig machten. 

So überrascht, enttäuscht und wütend waren dann auch die Reaktionen der 
Anti-Atom-Bewegung, alsder BUND-Gesamtrat in einer Versammlungam 10. 
April 2014 für die Teilnahme an der Endlager-Kommission votierte, obwohl 
der vom BUND aufgestellte Forderungskatalog nicht erfüllt war. In den Dis- 
kussionen um eine Beteiligung hatte sich der BUND gegen eine Mitwirkung 
starkgemacht. Noch Anfang Februar 2014 hatten verschiedene hohe BUND- 
Funktionäre in einem Antwortschreiben an die Bundestagsabgeordnete Sylvia 
Kotting-Uhl betont, dass sie als Teil der Anti-Atom-Bewegung nicht an der 
Endlager-Kommission mitwirken werden (BUND 2014a). In einer gemeinsamen 
Presseerklärung von rund 20 Anti-Atom-Initiativen stellten diese klar, dass die 
„Teilnahme des BUND an der Kommission nicht in unserem Namen erfolgt“ 
und dass durch seine Beteiligung die „Endlagersuche unter wissenschaftlich und 
politisch völlig untragbaren Bedingungen legitimiert wird“ (Fels 2014). 

Trotz der Entscheidung, zusammen mit der wenigbekannten und in Fragen der 
Atompolitik bisher kaum in Erscheinunggetretenen Deutschen Umweeltstiftung, 
die Plätze für die Umweltverbände in der Endlager-Kommission einzunehmen, 
lehnten die anderen großen Umweltverbände und die Anti-Atom-Initiativen 
weiterhin eine Mitarbeit an der Kommission ab (Häfner 2015: 6). So schrieben 
die drei Organisationen Greenpeace, .ausgestrahlt und die BürgerInneninitiative 
(BI) Lüchow-Dannenbergim November 2014 einen offenen Briefan die Endlager- 
Kommission, worin sie ihre Absage für eine Anhörung vor der Kommission damit 
begründen, dass sie nicht bereit sind, als „Statisten Bürgerbeteiligung für einen 
Prozess vorzugaukeln, dessen Ergebnis [...] durch die falschen Rahmenbedingun- 
gen bereits vorgezeichnet ist“ (Greenpeace u.a. 2014: 2). Trotz der Teilnahme des 
BUND bleibt der größte Teil der Anti-Atom-Bewegung bei seiner Einschätzung 
der Kommission als „Pseudo-Beteiligung“ (Budde/Schröder 2014: 7). 
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Die Debatte um die Teilnahme an der Endlager-Kommission hat zu einigen 
Verschiebungen innerhalb der Anti-Atom-Bewegung geführt. Durch die Ent- 
scheidung des BUND und der Deutschen Umweltstiftung, in der Endlager-Kom- 
mission mitzuarbeiten, wurde der Beschluss der Atommüllkonferenz unterlaufen 
und somit ein gemeinsames strategisches Vorgehen der Anti-Atom-Bewegung 
verhindert. Um diese Verschiebungen besser sezieren zu können, soll im Fol- 
genden eine inhaltlich-strategische Analyse der wichtigsten Akteure aufseiten 
der Anti-Atom-Bewegungin der Endlagerdebatte vorgenommen werden.° Dazu 
dient eine Typologisierungim Hinblick aufdie strategischen Positionen einzelner 
Akteure und deren Positionierung zur Mitarbeit in der Endlager-Kommission. 
Wir unterscheiden zwischen Akteuren, die eine Mitarbeit an der Endlager- 
Kommission generell ablehnen und denjenigen, die ihre Mitarbeit an spezifische 
Voraussetzungen koppeln. Erstere sollen im Folgenden als „Verweigerer“ und 
letztere als „Verhandler“ bezeichnet werden.’ Dabei muss beachtet werden, dass 
die Positionen der einzelnen Akteure das Ergebnis interner Diskussionsprozesse 
und Interessenkämpfe zwischen verschiedenen Fraktionen waren. Dabei sind die 
Heterogenität wie die Auseinandersetzungen zwischen den verschiedenen inter- 
nen Interessengruppen stärker, je größer und einflussreicher eine Organisation ist. 


Die Gruppe der „Verweigerer”: Keine Mitarbeit in dieser Kommission! 


Die „Gruppe der Verweigerer“ hat schon kurz nach der Veröffentlichung des 
Gesetzentwurfes des Stand AG eine Mitarbeit an der Endlager-Kommission auf- 
grund „eklatanter Mängel“ abgelehnt (Edler 2013: 9). Zu dieser Gruppe zählen 
u.a. Greenpeacel, die Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg und Robin Wood 
sowie eine Vielzahlan Anti-Atomgruppen und Initiativen, wie etwa AntiAtom- 
Berlin oder das Anti-Atom-Plenum Göttingen. Die Kritik am Stand AG und 
der Endlager-Kommission wird von der „Gruppe der Verweigerer“ fundamental 


8 Diese Auswahl orientiert sich an den in der Debatte am aktivsten sich agierenden 
Akteuren. 

9 Hierbei soll nicht verstanden werden, dass sich die darunterfallenden Akteure der Debatte 
oder der Suche nach einem Endlager für hoch radioaktive Reststoffe insgesamt verweigern. 
Vielmehr sollen mit der Bezeichnung „Verweigerer“ nur diejenigen Akteure erfasst werden, 
die eine Teilnahme an der Endlager-Kommission, wie sie im Stand AG von 2013 festgelegt 
wurde, verweigerten. 

10 Obwohl Greenpeace (2012) in ihrem „Vorschlag“ Voraussetzungen und Forderungen 
für ein Endlagersuchverfahren artikuliert hatten, entschieden sie sich relativ früh in der 
Debatte, nicht an der Endlager-Kommission mitzuarbeiten. 
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artikuliert und bezicht sich nicht nur auf einige Punkte, sondern auf das End- 

lagersuchverfahren im Allgemeinen. Zwar variiert die spezifische Argumenta- 

tion je nach Akteur, jedoch lassen sich folgende grundlegende Kritikpunkte 
herausarbeiten: 

- Vor der Verabschiedung des Stand AG fand keine Aufarbeitung von Fehlern 
im Umgang mit radioaktiven Reststoffen in der Vergangenheit statt. Diese 
Aufarbeitung stellt für die „Gruppe der Verweigerer“ jedoch die Grundvo- 
raussetzung für eine Beschäftigung mit der Endlagerung in der Gegenwart 
dar (Hucko 2013). 

— Der Salzstock Gorleben bleibt weiterhin im Standortauswahlverfahren für ein 
Endlager. Dieses „Grundübel des Gesetzes“ (Ehmke/Conradt 2014) macht 
für die „Gruppe der Verweigerer“ die Arbeit der Kommission nicht fair und 
ergebnisoffen. Vielmehr schen sie die Gefahr, dass der Salzstock Gorleben 
als Endlagerstandort durch die Kommission legitimiert wird. Ebenfalls be- 
steht die Befürchtung, dass alle Ergebnisse der Endlager-Kommission sich auf 
Kompromisse zwischen den Gorleben-BefürworterInnen- und -gegnerInnen 
reduzieren werden (Hucko 2013). Solche Kompromisse führen jedoch aus Sicht 
der „Verweigerer“ nicht zum bestmöglichen Standort, sondern zu erneuter 
Stagnation bei der Standortsuche. 

- Es fand vor der Verabschiedung keine breite öffentliche Debatte über die 
Atommiüllendlagerungstatt. Nur eine breite öffentliche Diskussion kann nach 
Ansicht der „Verweigerer“ Vertrauen in das Verfahren und die Institutionen 
schaffen und somit sicherstellen, dass die Endlagerung durch einen breiten 
Konsens in der Bevölkerung akzeptiert wird. Das Stand AG spiegelt dagegen 
keinen breiten gesellschaftlichen, sondern vielmehr einen reinen Parteienkon- 
sens wider (Ehmke/Conrad 2014). 

- Aufgrund der Zusammensetzung, der Kompetenzen sowie der Stellung der 
Endlager-Kommission im Stand AG wird die Endlager-Kommission nicht als 
Ort für ein ergebnisoffenes, transparentes und faires Suchverfahren angeschen. 


Angesichts dieser fundamentalen Kritik am Stand AG und der Endlager-Kom- 
mission hat die „Gruppe der Verweigerer“ relativ früh entschieden, sich nicht 
an der Kommission zu beteiligen, sondern deren Arbeit vielmehr kritisch zu 
begleiten. Die „Gruppe der Verweigerer“ lehnt dabei nicht nur die Mitarbeit, 
sondern auch jegliche direkte Zusammenarbeit mit der Endlager-Kommission ab. 
Diese Entscheidung ging auch mit der strategischen Prämisse einher, dass durch 
außerinstitutionellen Protest mehr erreicht werden könne, als mit der Arbeit 
innerhalb der Kommission (Ehmke/Conrad 2014; Hucko 2013). Dabei haben 
sich die „Verweigerer“ nicht aus der Debatte herausgehalten, sondern vielmehr 
konstruktive Vorschläge artikuliert oder eigene Konzepte entwickelt, bzw. diese 
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erneutin die Diskussion gebracht. So hat Greenpeace aufsein Konzept von 2012 
verwiesen und auch die BI Lüchow-Dannenberg hat ihre Idee eines Legislatur 
übergreifenden Zukunftsrates, der im Vorfeld eines Gesetzes die gesellschaftliche 
Diskussion begleitet und moderiert, mehrmals in der öffentlichen Debatte plat- 
ziert (BI Lüchow-Dannenberg 2013: 5). Damit wurde sowohl das Ziel verfolgt, der 
Öffentlichkeit die eigene Verweigerungshaltungverständlich zukommunizieren 
und gleichzeitig auch ein alternatives Konzept zum tatsächlichen Verfahren 
vorzulegen. 


Die Gruppe der „Verhandler”: Mitarbeit nur unter Voraussetzungen? 


Zur Gruppe der „Verhandler“ gehören jene Gruppen und Organisationen, die 
eine Mitarbeit an der Endlager-Kommission nicht unisono abgelehnt, sondern 
ihre Teilnahme an Forderungen und Voraussetzungen geknüpft haben. Dazu 
zählt der BUND (2012), der seine Forderungen schon im Mai 2012 öffentlich 
machte, aber auch die Gruppe .ausgestrahlt (2014), die erst Ende März 2014 ihre 
„13 Voraussetzungen für die Mitarbeit in der Atommüll-Kommission“ veröffent- 
lichte. Die artikulierten Forderungen und Voraussetzungen unterscheiden sich 
jedoch in ihrer Reichweite und ihrem Rahmen, was hauptsächlich im Zeitpunkt 
ihrer Artikulation begründet liegt. Während der BUND vor allem grundlegende 
Forderungen an ein Verfahren zur Standortauswahl formulierte, legte .ausge- 
strahlt nach der Verabschiedung des Gesetzes nur Mindeststandards für eine 
Mitarbeit in dem neu geschaffenen Gremium vor. Das selbstformulierte Ziel, das 
‚ausgestrahlt mit der Artikulation der 13 Mindestanforderungen für ein faires 
Verfahren erreichen wollte, war die „Vertrauenskrise zwischen Bevölkerungund 
Politik“ (.ausgestrahlt 2014: 2) zu überwinden und die Kommission politisch 
aufzuwerten. Vor allem aber zielten die Mindestanforderungen darauf, den Druck 
auf die vier Bundestagsfraktionen zu erhöhen und sie zu Zugeständnissen zu 
zwingen. Wollte die Endlager-Kommission in der Öffentlichkeit nicht als einseitig 
dominiert wahrgenommen werden, benötigte sie die Mitarbeit der Anti-Atom- 
Bewegung. Außerdem zielte .ausgestrahlt darauf, eine generelle Bereitschaft zur 
Übernahme von Verantwortung in der Endlagerstandortsuche zu signalisieren. 
Nachdem Anfang April 2014 nur eine der dreizehn Forderungen erfüllt war, 
beschloss .ausgestrahlt, sich unter den gegebenen Bedingungen nicht an der 
Endlager-Kommission zu beteiligen. 

In der Debatte innerhalb der Bewegung hatte .ausgestrahlt auf die Möglich- 
keiten einer Mitarbeit hingewiesen und für seine Entscheidung den Dialog mit 
anderen Initiativen und Gruppen aus der Anti-Atom-Bewegung gesucht (Stay 
2013: 30; ‚ausgestrahlt 2013). Damit agierte .ausgestrahlt ganz anders als der 
BUND, der schon sehr früh und noch vor vielen anderen Umweltverbänden und 
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Anti-Atom-Initiativen öffentlich seine Mitarbeit an der Endlager-Kommission 
ausschloss. Mit Verweis auf eine Stellungnahme zum Stand AG vom Mai 2013 
wurde eine Teilnahme an der Kommission abgelehnt. Darin heißt es, dass das 
StandAG „in wesentlichen Punkten die Zielsetzungen und Forderungen des 
BUND“ (BUND 2013: 1) und damit auch den Vorstellungen einer ergebnisof- 
fenen und transparenten Endlagerstandortsuche nicht erfüllt (Becker 2013). So 
listet die Stellungnahme auf, dass das Stand AG den Forderungen des BUND in 
12 Punkten widerspricht oder zumindest Unklarheiten bestehen (ebd.). 

Von dieser Linie rückte der BUND-Vorstand jedoch trotz Beschluss der 
Bundesdelegiertenversammlung 2013 ab und formulierte neue, in ihrer Reich- 
weite und Rahmung deutlich kurzfristigere Kriterien. Obwohl auch viele 
dieser Forderungen unerfüllt blieben und nur einige ganz oder nur zum Teil 
erreicht werden konnten, beschloss der BUND-Gesamtrat, nach dem letzten 
Gespräch mit den BerichterstatterInnen der Parteien, sich doch an der Endlager- 
Kommission zu beteiligen. Diese Entscheidung wurde mit der Veränderung 
von Rahmenbedingungen und der damit einhergehenden „Chance für einen 
Neustart in der Endlagersuche“ (BUND 2014b) begründet. Ziel des BUND 
in der Endlager-Kommission sei es, das beschlossene „Verfahren vom Kopf auf 
die Füße“ (ebd.) zu stellen und eine breite gesellschaftliche Debatte zu starten 
(Brunsmeier 2014). Dabei konzentriert sich der BUND auf eine grundsätzli- 
che Evaluierung des Stand AG sowie auf kurzfristige Änderungen des Gesetzes 
(ebd.). Obwohl sich die vom BUND artikulierten Kriterien mit denen von .aus- 
gestrahlt formulierten Voraussetzungen deckten, entschied sich der BUND, an 
der Endlager-Kommission mitzuarbeiten. Diese relativ unvermittelte und teils 
widersprüchliche Strategieänderung des BUND-Gesamtrates in Bezug auf die 
Endlager-Kommission muss dabei als eine Veränderung der Kräfteverhältnisse 
innerhalb des BUND zugunsten spezifischer, mit der staatlichen Politik verbun- 
denen, Interessenfraktionen gedeutet werden. Dabei stellte die „magnetische 
Anziehungskraft“ (Brunnengräber 2013b: 360) staatlicher Institutionen, die sich 
etwa aus finanziellen Zuwendungen, der Einbindung in strategische Planungen 
oder dem Zugang zu Informationen und medialer Aufmerksamkeit speist, sicher 
ein wichtiges Entscheidungskriterium dar. Die Stabilität der Entscheidungzeigte 
sich auf der Bundesdelegiertenversammlung des BUND im November 2014, als 
eine deutliche Mehrheit den Gesamtratsbeschluss vom April 2014 bestätigte. 


Die Energiewende als erweiterter Kontext 


Die EVU verfolgen die Endlagerstandortsuche nicht mit hoher Priorität, weil 
damit nicht zuletzt hohe Kosten verbunden sind, die sie nicht alleine werden 
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aufbringen und die nicht umfänglich kalkuliert werden können (KFK 2016). 
Sie halten am Salzstock Gorleben als Endlager fest, für dessen Erkundung und 
Ausbau sie bereits 1,6 Milliarden Euro verausgabt haben (Brunnengräber/Mez 
2014: 378). Damit trugen sie alte Konflikte in die Endlager-Kommission. Zu- 
gleich vollzogen sich Veränderungen im ehemals engen staatlich-industriellen 
Komplex, der den „Atomstaat“ (Jungk 1977) ausmachte. Die AKW-Betreiber 
reichten nach dem neuerlichen Atomausstieg infolge von Fukushima verschiedene 
Klagen gegen die Bundesrepublik Deutschland ein. Neun Verfassungsbeschwer- 
deverfahren sind anhängig. Während Vattenfall außerdem vor dem Schiedsge- 
richt der Weltbank klagt, müssen RWE, E.ON und EnBW den Klageweg über 
die deutschen Gerichte nehmen. Schon vor 2011 wurde gegen die Einführung 
der Kernbrennstoffsteuer Einspruch eingelegt, sodass insgesamt 31 Klagen und 
Verfassungsbeschwerden anhängig sind (Stand Mai 2016). 

Die Klagen sind letztlich der Ausdruck des Aufbäumens gegen das Ver- 
schwinden ihres klassischen Geschäftsmodells mit seinen zentralisierten Ver- 
sorgungsstrukturen und gegen die Krise der fossil-nuklearen Energiewirtschaft, 
die im Zuge der Energiewende europaweit zu beobachten ist. In Deutschland 
stellt sie sich durch den Ausstiegsbeschluss der schwarz-gelben Bundesregierung 
und den Aufstieg sogenannter „grüner Kapitalfraktionen“ (Haas/Sander 2013: 
12ff.) besonders dramatisch für die EVU dar. E.ON machte 2011 aufgrund 
von Abschreibungen auf den konventionellen Kraftwerkspark erstmals in der 
Unternehmensgeschichte Verluste; 2015 kam es zum Rekordverlust von knapp 
sieben Milliarden Euro. Der Konzern vollzog außerdem eine operative Trennung 
in zwei Unternehmen, die im Juni 2016 von den Aktionären beschlossen wurde. 
Nunmehr ist Uniper für die Aktivitäten mit den herkömmlichen Kraftwerken 
(Kohle, Gas und Wasser), das Geschäft mit Russland sowie die Aktivitäten im 
Rohstoff und Energie-Handel zuständig. Aich, die Atomsparte, sollte eigentlich 
an Uniper übergeben werden. Nachdem die Bundesregierung aber eine Nach- 
haftung beschlossen hat und E.ON sich somit den finanziellen Pflichten für 
die Endlagerung durch eine Aufspaltung nicht entziehen kann, verbleibt die 
Verantwortung für die AKWs und den Atommüll im Mutterkonzern. 

Auch RWE und EnBW mussten Gewinneinbußen aufgrund der Energiewen- 
de hinnehmen; bei E.ON und RWE wurden MitarbeiterInnen entlassen. Die 
Agentur Moody’s senkte das Ratingvon RWE im Mai2016 aufBaa3. Vattenfall 
hat bereits die Notbremse gezogen und wird seine deutsche Kohlesparte verkau- 
fen. Diese Entwicklungen machen deutlich, dass die anstehende Finanzierung 
der Stilllegung, des Rückbaus und der Endlagerung durch die Rückstellungen, 
die von den AKW-Betreibern gebildet wurden, nicht garantiert ist, und letztlich 
die öffentlichen Haushalte belastet werden (KFK 2016). Dass die beiden Kom- 
missionen eingesetzt wurden, kann vor diesem Hintergrund als Schwäche der 
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nuklearen Kapitalfraktionen gedeutet werden, die ihre zentralen Interessen - den 
Weiterbetrieb der AKWs, die weitere, fast unkontrollierte Verfügung über die 
Rücklagen sowie die Endlagerungim Salzstock Gorleben - in den Staatsapparaten 
nicht mehr verwirklichen konnten. Sie mussten sich aufgrund ihrer wirtschaftli- 
chen Schwäche und der neuen staatlichen Regulierung auf Verhandlungen und 
Kompromisse einlassen. 

Die KFK-Kommission war quasi das Ventil, durch das der alte Konflikt aus 
der Endlager-Kommission ausgelagert wurde. Auch hier waren zivilgesellschaft- 
liche Akteure über die Mitarbeit des WWF an der Kommissionsarbeit vertreten. 
Darüber oder insgesamt über die Zusammensetzung der Kommission fanden 
jedoch kaum öffentliche Diskussionen ähnlich derjenigen bei der Endlager- 
Kommission statt. Dies war der Einsicht über die Notwendigkeit geschuldet, 
dass die Rückstellungen der EVU für die Endlagerung möglichst umgehend 
und möglichst sicher in einen Fonds eingezahlt werden müssen, um sie für die 
zukünftig anfallenden Kosten der Endlagerung zu sichern. Dass am Ende ein 
Kompromiss stehen würde, der nicht mehr dem Verursacherprinzip entspricht, 
der die Verantwortung teilweise aus den EVU in die öffentliche Hand über- 
gibt und der bei Weitem nicht alle Finanzierungsfragen im Umgang mit den 
Ewigkeitslasten klärt, wurde bereits im Vorfeld erwartet. Allerdings hat die 
KFK-Kommission Empfehlungen formuliert, die nun im Parlament beraten 
und in Gesetztexte überführt werden. 


Die Anti-Atombewegung im Kampf um Hegemonie 


Die Anti-Atom-Bewegung war mit dem erneuten Atomausstiegnach Fukushima 
und der Dynamisierung der Debatte um die Endlagerfrage einem „Dilemma“ 
(Stay 2013) ausgesetzt. Dieses offenbarte sich mit dem Angebot, in der Endlager- 
Kommission sowohl inhaltlich als auch strategisch mitzuarbeiten. Strategisch 
befand sich die Anti-Atom-Bewegungnach der Reaktorkatastrophe in Fukushima 
in einer Situation relativer Stärke und hatte ein hohes Mobilisierungspotenzial. 
Gleichzeitig bestand jedoch das Bewusstsein, dass eine Mobilisierung gegen 
die Einlagerung von Atommüll nicht grundsätzlich möglich ist, da der hoch 
radioaktive Atommüll irgendwo gelagert werden muss (Brunnengräber 2013a: 
2). Die bisherige Strategie eines „Dagegen-sein“ wäre im Fall der staatlich orga- 
nisierten Standortsuche ins Leere gelaufen, weil innerhalb der Bewegung ein 
erhöhtes Interesse an der Suche eines „bestmöglichen“ Endlagers besteht. Denn 
die Anti-Atom-Bewegunghatte immer wieder die Standortsuche für ein Endlager 
und die Einsetzung einer entsprechenden Kommission gefordert. Gleichzeitig 
bestanden aufgrund vielfältiger historischer Erfahrungen begründete Ängste 
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vor einer Vereinnahmung des herrschenden Blocks und einer Legitimierung des 
„Atomkomplexes“ (Brunnengräber/Mez 2014: 381). 

Wie schon unter der rot-grünen hat sich nun mit der schwarz-roten Bundesre- 
gierungder Modus der hegemonialen Auseinandersetzungerneut verändert. Nur 
wurde die atompolitische Wende nun nicht nur per Gesetz, sondern institutionell 
abgesichert. Daher führte der staatlich verkündete Neustart in der Standortsuche 
für ein Endlager dazu, dass die strategische Ausrichtung der Anti-Atom-Bewe- 
gung erneuert werden musste. Diese Einsicht und das gleichzeitige Dilemma, 
welches die Debatte um die Besetzung der Endlager-Kommission offenbarte, 
führten in der Anti-Atom-Bewegung zu unterschiedlichen Analysen und Inter- 
pretationen der aktuellen Situation und somit letztendlich zur Herausbildung 
der beiden Akteursgruppen, wie sie oben dargestellt wurden. Der grundlegende 
Unterschied zwischen den Strategien der beiden Gruppen lag vor allem darin, 
dass die „Verhandler“ die Position der Anti-Atom-Bewegung innerhalb der he- 
gemonialen Auseinandersetzung so einschätzten, dass ihre Forderungen und 
Voraussetzungen für eine Endlagerstandortsuche zumindest in Teilen unter 
dem gegebenen Kräfteverhältnis durchsetzbar sind. Die grundlegende Kohärenz 
mit dem herrschenden Block in der thematischen Forderung eines Endlagers 
ermöglichte hier das Zusammenwirken und führte zu Interessendivergenzen 
innerhalb der Anti-Atom-Bewegung. Aber erst langfristig wird sich zeigen, ob 
die Unterschiede zwischen den qualitativ unterschiedlichen Akteursgruppen 
und Handlungsstrategien so groß sind, dass sie über die Arbeit der Endlager- 
Kommission hinaus als „Spaltpilz“ wirken (vgl. Schluchter 2014). 

Insgesamt können beide Strategien bisher jedoch nicht als erfolgreich bezeich- 
net werden. Zwar wurde biszum April 2014 der Erkundungsbereich in Gorleben 
außer Betrieb genommen, ein Castor-Stopp ins Wendland verhängt sowie das 
alte Planfeststellungsverfahren beendet. Der Salzstock Gorleben aber, welcher für 
die Anti-Atom-Bewegung als Symbol ihres jahrzehntelangen Kampfes für einen 
Neustart der Endlagerstandortsuche gilt, wurde weder aus dem Suchverfahren 
genommen, noch wurden seine Schachtanlagen vollständig verfüllt. Stattdessen 
wurden nur wenige staatliche Angebote unterbreitet. Die „Opfer, [...] die nicht 
das Wesentliche betreffen“ (Gramsci 1991: 1567.) führten jedoch dazu, dass 
Teile der Anti-Atom-Bewegung vom Mehrwert einer Mitarbeit in der Endlager- 
Kommission überzeugt und somit in das politische Projekt „Endlagerstandort- 
suche“ eingebunden werden konnten. 

Dabeihandelt es sich, ähnlich wie beim Atomausstieg der rot-grünen Bundesre- 
gierung, um den Versuch, grundlegende Forderungen der Anti-Atom-Bewegung 
zu übernehmen, nicht jedoch das hinter dem Konflikt stehende Herrschaftsver- 
hältnis zu beseitigen. Während eine Endlager-Kommission eingesetzt wurde, 
was einer langjährigen und grundlegenden Forderungder Anti-Atom-Bewegung 
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entspricht, wurden nicht nur die EVU daran beteiligt, sondern gleichzeitig 
die Kommission in ihrem Handeln durch das schon verabschiedete Stand AG 
eingeschränkt. Durch die Beibehaltung Gorlebens im Endlagersuchverfahren 
haben sich bereits bestehende und langjährige Konfliktlinien in die Endlager- 
Kommission eingeschrieben, wodurch ein spezifisches Kräfteungleichgewicht 
innerhalb der Kommission entstanden ist. Gleichzeitig wird durch die Einbe- 
ziehung der Zivilgesellschaft die Idee einer realen politischen Teilhabe und einer 
Mitentscheidungsmöglichkeit vermittelt. 


Fazit: Strategische Selektivitäten in der Endlagerpolitik 


Das Stand AG in Verbindung mit der Endlager- sowie der KFK-Kommission 
stellen den staatlichen Versuch dar, die arompolitischen Konflikte zu entschärfen 
und die verloren gegangene Diskurshoheit über die Lagerunghoch radioaktiver 
Stoffe wiederzuerlangen (Brunnengräber/Häfner 2015: 21). Durch die Schwä- 
chung der EVU und die zahlreichen Proteste der Anti-Atom-Bewegung wurde 
nicht nur das Kräfteverhältnis in der Atomenergiepolitik verschoben, sondern 
gleichzeitig auch die Handlungskompetenz der Regierung herausgefordert. 
Weil die Kompetenz des Staates herausgefordert war, wurde der Konflikt um 
die Endlagerung institutionalisiert, nicht zuletzt, um den Fokus der Auseinan- 
dersetzungen von den Arenen der Zivilgesellschaft in die Strukturen des Staates 
zu verschieben. Mithilfe der materialistischen Staatstheorie konnten wir zeigen, 
dass der Staat derartige Konflikte kleinzuarbeiten versucht und spezifische In- 
teressen strukturell bevorzugt. Die Kommissionen können dementsprechend 
als eine materielle Verdichtung von Kräfteverhältnissen bezeichnet werden, 
also als ein Ergebnis von Auseinandersetzungen, die sich innerhalb des Staates 
materialisieren (vgl. Poulantzas 2002: 173). Sie können zwar als Resultat zivil- 
gesellschaftlicher Proteste um die (ungelöste) Endlagerung radioaktiver Abfälle 
und als Ergebnis einer Verschiebung von Kräfteverhältnissen zugunsten der 
Anti-Atombewegung sowie grüner Kapitalfraktionen im herrschenden Block 
verstanden werden. Gleichzeitig stellen die Kommissionen jedoch ein institu- 
tionalisiertes und stark reglementiertes Terrain zur Austragung und Bearbei- 
tung spezifischer Konflikte dar, auf dem die Anti-Atombewegung nur wenig 
Einfluss hat. Sie dienen als Ort, an dem der zivilgesellschaftliche Widerstand 
„versachlicht“ (Stützle 2006: 198) und im Sinne einer staatlich-bürokratischen 
Logik prozessierbar gemacht wird. Das lässt sich auch an der Diskursbegrenzung 
verdeutlichen, bei der durch die spezifische Definition von Begriffen staatliche 
Vorgaben gemacht werden (Brunnengräber/Häfner 2015: 21). Die Debatten und 
die Entwicklung von Handlungsmaßnahmen finden in einem institutionellen 
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„Korsett“ der staatlich-bürokratischen Kommissionsarbeit statt. Der Staat in 
seiner Funktion als Wissensapparat spielt in der Auseinandersetzung um die 
Endlagerstandortsuche eine zentrale Rolle, da aufseinem Terrain der Konfliktals 
„wissenschaftlicher Diskurs“ in Form der Kommissionen bearbeitet wird. Dies 
geschicht jedoch nicht aus dem Grund, den „verschiedenen Interessengruppen 
Raum für politische Artikulation zu geben“ (Stützle 2006: 198), sondern viel- 
mehr um einen Kompromiss - in unserem Fall die Ergebnisse der Kommissionen 
— zu organisieren. 

Durch die weiter bestehenden, wenn auch geschwächten „polit-ökonomischen 
Interessenüberschneidungen“ (Brunnengräber/Mez 2014: 381) zwischen den 
nuklearen Kapitalfraktionen und spezifischen Staatsapparaten weisen allerdings 
auch die neuen Institutionen strategische Selektivitäten auf, welche das Ergebnis 
der bisherigen historischen Auseinandersetzungen um die Atomenergie- und 
Endlagerpolitik sind. Unter strategischer Selektivität versteht Bob Jessop (1990) 
die regelmäßige und quasi systematische Bevorzugung spezifischer Gruppen in 
bestimmten Staatsapparaten, welche sich durch historische und kontingente 
Auseinandersetzungen zwischen Gruppen für spezifische Strategien heraus- 
gebildet haben. Damit stellen die Kommissionen kein neutrales Terrain dar, 
sondern sind vielmehr in ihrer Struktur und ihrem strukturell-bürokratischen 
Ablauffundamental vermachtet. So äußerten sich die strategischen Selektivitäten 
etwa in der Besetzung der Kommission, in der die nuklearen Kapitalfraktionen 
nicht nur direkt durch die VertreterInnen der EVU an den Entscheidungen der 
Kommission beteiligt waren, sondern gleichzeitig indirekt durch Repräsentanz 
weiterer „Statusgruppen“ (etwa der Gewerkschaften). Ausdruck davon sind da- 
bei nicht zuletzt die Ergebnisse der beiden Kommissionen, die den Interessen 
der atomfreundlichen Kapitalfraktionen näher sind als den Forderungen der 
Anti-Atom-Bewegung. 

Diese spezifische Struktur macht ebenso wie die Ergebnisse der Kommis- 
sionen deutlich, dass die Endlagerstandortsuche vonseiten des Staates weder 
einen breiten gesellschaftlichen Konsens noch einen „Neustart“ darstellt und 
auch nicht „ergebnisoffen“ geführt werden kann. Vielmehr stellten die Endlager- 
Kommission und die KFK vermachtete Arenen dar, die aufgrund von Interessen- 
überschneidungen zwischen den atomaren Kapitalfraktionen und spezifischen 
Staatsapparaten, strategische Selektivitäten aufwiesen. Dennoch führte der 
„Neustart“ in der Endlagerstandortsuche zu einer gewissen Entschärfung des 
Konflikts. Die Angebote zur Mitarbeit in den staatlichen Institutionen und die 
Schwierigkeit, sich gegen die (herrschende) Endlagerpolitik zu stellen, störten 
die Dynamik innerhalb der Anti-Atom-Bewegung und führten zu einem anhal- 
tenden Diskussionsprozess über das Verhältnis zu staatlichen Institutionen und 
den Grenzen einer konfrontativen Strategie in der Endlagerfrage. 
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Das kurz- und mittelfristige Ziel der staatlichen Strategie scheint zu sein, 
die intellektuell-moralische Führung in der Atomenergie- und Endlagerpolitik 
wiederzuerlangen, ohne sich in den Arenen der Zivilgesellschaft mit den zentralen 
Anliegen der Anti-Atom-Bewegung auseinandersetzen zu müssen. So wurde 
weder eine breite öffentliche Debatte über die Endlager zugelassen oder organi- 
siert, noch folgten die bisher stattgefundenen Bürgerdialoge und -Foren sowie 
die Endlager-Kommission selbst partizipativen Ansätzen, wie sie beispielsweise 
vom AkEnd in seinem Abschlussbericht 2002 entwickelt wurden (AkEnd 2002). 
Vielmehr wurde versucht, die Anti-Atom-Bewegung in die Endlager-Kommission 
einzubinden, um die dort gefällten Entscheidungen für die Endlagerstandortsu- 
che und in letzter Instanz auch ein mögliches Endlager für radioaktive Abfälle 
zu legitimieren und gesellschaftlich durchsetzen zu können. 

Es bleibt festzuhalten, dass die kooperative Strategie des Staates bisher nicht 
zu einer Einbindung der Anti-Atom-Bewegungin das politische Projekt des herr- 
schenden Blocks geführt hat. Auch wenn sich zivilgesellschaftliche Gruppen an 
den beiden Kommissionen beteiligten, kann derzeit nicht von einer umfassenden 
oder anspruchsvollen Beteiligung in Verbindung mit Einflussmöglichkeiten der 
Anti-Atom-Bewegung gesprochen werden. Vielmehr blieb die Bewegung auf 
kritischer Distanz zu dem Verfahren und seinen Institutionen. Alle Bewegungs- 
akteure haben gerade auch während der Kommissionsarbeit immer wieder scharfe 
Kritik geäußert und diese auch am Abschlussbericht der Endlager-Kommission 
deutlich zum Ausdruck gebracht (vgl. .ausgestrahlt 2016). Folglich kann auch 
die kooperative Strategie der „Verhandler“ in der Anti-Atom-Bewegung nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass längst noch kein hegemonialer Konsens, d.h. eine 
aktive und breite Zustimmung hinsichtlich der Standortsuche für ein Endlager, 
erzielt werden konnte. 
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1. Einleitung 


Die internationale Staatengemeinschaft einigte sich beidem globalen Klimagipfel 
Ende 2015 in Paris auf ein Nachfolgeabkommen für das Kyoto-Protokoll. Sie 
verständigte sich darin auf das Ziel, die Erderwärmung auf maximal 1,5 Grad 
Celsius zu begrenzen. Ob dieses ehrgeizige Vorhaben verwirklicht wird, ist je- 
doch mehr als fraglich, zumal die weltweite Emissionsentwicklung nach wie vor 
steil nach oben weist. Der neue Vertrag überlässt die Umsetzung der Vorgaben 
weitgehend den Nationalstaaten. 

Damit Deutschland seiner Verantwortung für die Begrenzung des Klimawan- 
dels gerecht werden kann, müsste es seine Treibhausgasemissionen viel drastischer 
reduzieren, als das bisher der Fall ist. Nicht zuletzt die Energieversorgung, auf 
der der Fokus dieses Artikels liegt, müsste umfassend dekarbonisiert werden. In 
diesem gesellschaftlichen Sektor ringen zwei Akteursgruppen miteinander um 
die Gestaltung der gesellschaftlichen Naturverhältnisse, die sich jeweils einem 
Hegemonieprojekt zurechnen lassen (vgl. Haas in diesem Band). Während die Stra- 
tegien der grauen Akteure (v.a. Stromkonzerne, klassische Industrieunternehmen, 
deren Verbände und Think Tanks) darauf abzielen, ihr fossil-nukleares Geschäfts- 
modell möglichst lange aufrechtzuerhalten und die Energiewende auszubrem- 
sen, setzen sich die grünen Akteure (v.a. Erneuerbare-Energien-Unternehmen 
und deren Verbände, Umweltverbände, ökologische Forschungsinstitute und 
Ihink Tanks) dafür ein, die Energieversorgung rasch vollständigauferneuerbare 
Energien umzustellen. Nach der Atomkatastrophe von Fukushima konnten die 
grünen Kräfte zwar durchsetzen, dass die Bundesregierung unter Angela Merkel 
(CDU) die kurz zuvor beschlossene Laufzeitverlängerung aufgab und zu einem 
mittelfristigen Ausstiegspfad zurückkehrte. Spätestens seit Fukushima wurde 
ein Konsens in der Gesellschaft erreicht, dass die deutsche Energieversorgung 
komplett aufregenerative Energien umgestellt wird. Merkel integrierte die Ener- 
giewende allerdings in einen neuen energiepolitischen Kompromiss zwischen 
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denkonkurrierenden Hegemonieprojekten, indem sie zugleich die Interessen der 
konventionellen Stromkonzerne verteidigte. Sie unterstützte ihre Strategien, die 
Kohlekraft als Alternative zur Atomenergie zu stärken und die Energiewende aus- 
zubremsen und in einer konzernfreundlichen Weise umzubauen (Sander 2016). 

Vor diesem Hintergrund bleibt der Systemkonflikt zwischen grauem und 
grünem Energieregime unentschieden. Die erneuerbaren Energien werden kurz 
vor ihrem endgültigen Durchbruch aufgehalten. Umso weniger ist eine grund- 
legende Transformation der Naturverhältnisse im Energiebereich abzuschen. 
Die Stromversorgung wird weiterhin von (demokratisch kaum kontrollierbaren) 
Konzernen und Stadtwerken bestimmt. Zwar konnten mit dem Ausbau der 
erneuerbaren Energien auch andere Akteure, die nicht dem Kapital zuzurechnen 
sind, Erzeugungsanlagen aufbauen. Dabei handelt es sich allerdings überwiegend 
um privilegierte Haushalte aus dem Kleinbürgertum und den ländlichen Klassen. 
Die energieintensiven Unternehmen zahlen Dumpingpreise für ihren Strom, 
während jedes Jahr hunderttausende Haushalte von der Elektrizitätsversorgung 
abgeklemmt werden, weil sie die Rechnungen nicht bezahlen können. Wachstum- 
simperativ und imperiale Lebensweise werden auch unter den Vorzeichen einer 
regenerativen Energieversorgung nicht infrage gestellt (Brand/ Wissen 2011). In 
dieser Situation der Blockade liegt die Hoffnung aufeinem Akteur, der aus einer 
relativen Außenseiterposition in die energiepolitische Konstellation interveniert 
- der aktionsorientierten und kapitalismuskritischen Klimagerechtigkeitsbe- 
wegung. Diese ist zwar selbst dem grünen Projekt zuzurechnen, stellt allerdings 
eine relativ eigenständige, emanzipatorische Fraktion innerhalb der heterogenen 
grünen Akteurslandschaft dar. Das Phänomen der Klimabewegung ist jedoch 
kaum sozialwissenschaftlich erforscht. Bisher liegen nur einzelne Untersuchungen 
vor allem zu den Klimaprotesten auf internationaler Ebene vor (Brunnengräber 
2011; Dietz/Garrelts 2013). Nur wenige Arbeiten beschäftigen sich mit Klimabe- 
wegungen auf einer (sub-)nationalen Ebene. Auch zum Feld der Energiekämpfe 
wurden bisher nur wenige Analysen veröffentlicht. Nicht zuletzt beziehen sich 
die AutorInnen teilweise auf widersprüchliche oder unklare Verständnisse von 
sozialen Bewegungen und der sie umgebenden Gesellschaft. 

Sowohl das wissenschaftliche als auch das politische Erkenntnisinteresse des 
vorliegenden Artikels liegt darin, das Potenzial der Klimagerechtigkeitsbewegung 
auszuloten, zu einem Treiber für eine tief greifende sozial-ökologische Transfor- 
mation zu werden. Indem die Bewegung mithilfe einer historisch-materialisti- 
schen Perspektive beleuchtet wird, soll zugleich der analytische Mehrwert eines 
solchen Ansatzes der Bewegungsforschung bestimmt werden. Der Artikel geht 
also der Frage nach, wie mit einer historisch-materialistischen Bewegungsanalyse 
die Formierung und gesellschaftliche Wirkung der Klimagerechtigkeitsbewe- 
gung beschrieben werden kann. Zunächst soll die verwendete Definition von 
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sozialen Bewegungen erklärt werden. Ferner wird ein kurzer Überblick über 
die gängigen Ansätze der Bewegungsforschung gegeben. Ausgehend von einer 
Kritik dieser Analyseinstrumente werden Elemente einer historisch-materialis- 
tischen Bewegungsforschung skizziert (2.). In einem nächsten Schritt soll der 
Forschungsstand zu (internationalen) Klimabewegungen dargestellt werden. In 
diesem Zusammenhangwird argumentiert, dass insbesondere die (sub-)nationale 
Ebene intensiver erforscht werden muss (3.). Vor diesem Hintergrund werden die 
Merkmale und die Entwicklungder Klimagerechtigkeits- und Energiekämpfebe- 
wegungin Deutschland kursorisch wiedergegeben. Es wird die These vertreten, 
dass sich ein sozial-ökologischer und ein radikal-ökologischer Bewegungsflügel 
herausgebildet haben (4.). Auf dieser Grundlage sollen zwei ausgewählte energie- 
politische Kampagnen bzw. Auseinandersetzungen genauer betrachtet werden. 
Diese werden beispielhaft mit den vorgeschlagenen Analyseinstrumenten einer 
historisch-materialistischen Bewegungsforschung analysiert, um den wissen- 
schaftlichen Mehrwert einer solchen theoretischen Perspektive zu demonstrieren 
(5.). Schließlich sollen einige wissenschaftliche und politische Schlussfolgerungen 
aus den Erkenntnissen formuliert werden (6.). Letztere basieren wesentlich auf 
empirischen Erhebungen, die für eine Studie über die Klimagerechtigkeitsbewe- 
gung in Deutschland für die Rosa-Luxemburg-Stiftung durchgeführt wurden 
(Sander i.E.). Neben einer Analyse von relevanten Zeitschriftenartikeln und 
Strategiepapieren aus dem Forschungsfeld wurden 13 ExpertInneninterviews 
mit Klima-AktivistInnen und der Bewegung nahestehenden Personen geführt. 


2. Zu einer historisch-materialistischen Bewegungsforschung 


Die sozialwissenschaftliche Bewegungsforschung ist vor allem in den Vereinigten 
Staaten entstanden. Dort wurden ihre wesentlichen Ansätze entwickelt und 
dort hat sich diese Forschungsrichtung am stärksten institutionalisiert. Auch 
in der Bundesrepublik Deutschland hat sich in den letzten Jahrzehnten eine 
eigenständige Bewegungsforschung herausgebildet, die Methoden aus der ang- 
loamerikanischen Tradition übernahm, aber auch eigene Zugänge entwickelte. 
Doch selbst wenn mit der Zeit eine Vielzahl von Bewegungsstudien vorgelegt 
wurde und der Gegenstand zuletzt wieder eine wachsende wissenschaftliche 
Aufmerksamkeit verzeichnete, ist die Erforschung sozialer Bewegungen kaum 
an deutschen Universitäten verankert (Rucht 2011; Haunss/Ullrich 2013). 
Nichtsdestotrotz hat sich auch hierzulande ein Kanon von Definitionen und 
analytischen Ansätzen etabliert. Bei der Definition von sozialen Bewegungen 
beziehe ich mich auf Mark Herkenrath, der sich wiederum an Joachim Raschke 
orientiert. Demnach werden sie als soziale Netzwerke definiert, „welche i) sich 
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selbst als Gruppe begreifen, ii) das Ziel verfolgen, grundlegenden sozialen Wandel 
zu bewirken, zu verhindern oder umzukehren und iii) deren Kollektiv eine geringe 
interne Rollenspezifikation aufweist“ (Herkenrath 2011: 25). 

Um ihren Gegenstand zu erklären und zu analysieren, muss die Bewegungs- 
forschung eine Reihe von Fragen beantworten: Wie hängt die Entstehung von 
sozialen Bewegungen mit den gesellschaftlichen Strukturen und ihren Dyna- 
miken zusammen? Wie formieren sich Bewegungen als kollektive Akteure und 
schaffen eine gewisse Dauerhaftigkeit, ohne ihren Bewegungscharakter zu ver- 
lieren? Wie entfalten sie gesellschaftliche Wirkung und wie werden sie politisch 
erfolgreich? Darauf geben die verschiedenen Ansätze der Bewegungsforschung 
recht unterschiedliche Antworten. Im Folgenden sollen die Grundannahmen der 
wesentlichen Ansätze kurz vorgestellt und einer marxistischen Kritik unterzogen 
werden (für eine Übersicht Herkenrath 2011; Hellmann/Koopmans 1998). 

Mit analytischen Begriffen und Konzepten wie structural strain, relative de- 
privation und collective behavior erklärten die frühen BewegungsforscherInnen 
Protestbewegungen als subjektive Ausdrucksformen objcktiver gesellschaftli- 
cher Widersprüche und Umbruchsprozesse. Aus einer massenpsychologischen 
Perspektive betrachteten sie Bewegungen cher als irrationales Symptom denn 
als bewussten Akteur sozialen Wandels (vgl. Smelser 1965). Im Gegensatz dazu 
begreift der Ressourcenmobilisierungsansatz soziale Bewegungsorganisationen 
als strategisch handelnde Akteure, die gezielt Ressourcen (Geld, ehrenamtliches 
Engagement und öffentliche Legitimation) einsetzen, um ihre klar definierten 
politischen Ziele zu erreichen. Sowohl die Entstehung als auch der Erfolg von 
Bewegungen hängen demnach von den Möglichkeiten und dem strategischen 
Geschick ihrer AnführerInnen ab (McCarty/Zald 1977; Opp 1994). Auch wenn 
es wichtigist, die strategischen und strukturellen Ressourcen von Bewegungen zu 
bestimmen, die nicht zuletzt in ihrer Klassenbasis zu suchen sind, ist die klassische 
rational-choice-Perspektive dieses Ansatzes nach der postpositivistischen Wende 
nicht mehr zu halten. Denn gerade für soziale Bewegungen spielen Werte und 
Begehren, Vertrauen und Erfahrungen eine zentrale Rolle, die nicht aufrationale 
Kalküle zu reduzieren sind. 

Demgegenüber legt der Ansatz der politischen Gelegenheitsstrukturen seinen 
Fokus auf die institutionellen Kontextbedingungen von Bewegungshandeln. 
Er erklärt die Formierung und die Wirkung von Bewegungen, die Häufigkeit 
und Form von Protestaktionen aus den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
und dem Charakter des politischen Systems. Soziale Bewegungen würden vor 
allem dann entstehen, wenn Protest angesichts halb-offener politischer Systeme 
erforderlich, aber auch Erfolg versprechend für sozialen Wandel sei (Kitschelt 
1986; Tarrow 1998). Die Schwäche dieses Ansatzes besteht allerdings darin, 
dass unklar bleibt, wie die Gelegenheitsstrukturen gesellschaftstheoretisch zu 
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erklären sind, und ganz unterschiedliche Modelle verwendet werden, um sie 
konkret zu analysieren. Das dritte wichtige Erklärungsmodell wird durch den 
Framing-Ansatz verkörpert, der in der theoretischen Tradition des symbolischen 
Interaktionismus steht. Er geht davon aus, dass die Akteure sozialer Bewegun- 
gen die Wirklichkeit auf eine bestimmte Weise interpretieren müssen, um ein 
soziales Phänomen als Problem zu deuten, mögliche Lösungen zu konstruieren 
und UnterstützerInnen zu mobilisieren (Schetsche 1996; Benford/Snow 2000). 
Engdamit verbunden ist das Konzept der kollektiven Identitäten. Diesem zufolge 
entwickele sich in sozialen Bewegungen ein gemeinsames Set von Werten und ein 
kollektives Wir-Gefühl, dienotwendigsind, um eine Bewegung zu formieren und 
zu reproduzieren (Melucci 1989). Beide Ansätze leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Erklärung von Protestbewegungen. Sie überbetonen jedoch die sprachlichen 
und interpretativen Elemente von Protesthandeln und vernachlässigen dessen 
materielle Grundlagen. 

Angesichts der genannten Schwächen der etablierten Bewegungsforschung 
lohnt es sich, an Einsichten der marxistischen Gesellschaftstheorie anzuknüp- 
fen, um die Rolle von Bewegungen in der Reproduktion und Infragestellung 
der kapitalistischen Produktionsweise zu bestimmen. Für Marx spielten soziale 
Bewegungen die zentrale Rolle für gesellschaftlichen Wandel; sie galten ihm 
als Motor der Geschichte (Marx 1848). Marx hat allerdings nie eine explizite 
Theorie sozialer Bewegungen entwickelt. Ferner war die Entstehung der Bewe- 
gungsforschung im engeren Sinne mit einer Krise des traditionellen Marxismus 
der Arbeiterbewegung verbunden. Sie ist vor dem Hintergrund eines Bedeu- 
tungsverlustes der proletarischen Bewegungen und eines Aufkommens neuer 
sozialer Bewegungen zu verstehen, die sich neuen Themen jenseits von Arbeit 
und Klassenkampf zuwandten. 

Dennoch ist eine historisch-materialistische Perspektive weiterhin fruchtbar 
auch für eine Theoretisierung scheinbar postmoderner sozialer Bewegungen. So 
haben viele marxistische DenkerInnen im Anschluss an Marx versucht, Protest 
und Widerstand konzeptionell einzuordnen. Ich beziehe mich allerdings nur auf 
eine bestimmte Variante marxistischer Bewegungsanalyse, die die widersprüch- 
liche Rolle von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) in der internationalen 
Politik aus einer neogramscianischen Perspektive beleuchtet. NGOs sind als Teil 
der Zivilgesellschaft daran beteiligt, ein hegemoniales Projekt zu konstituieren, 
zu reproduzieren, zu modifizieren oder infrage zu stellen. Sie finden durchaus 
Zugang zu den Institutionen des internationalisierten Staates und können (be- 
grenzte) Verbesserungen durchsetzen. Aber zugleich agieren sie dabei als relativ 
schwache Player aufeinem hochgradigvermachteten Terrain und werden von den 
herrschenden Kräften als Legitimationsreserve benutzt (Walk/Brunnengräber 
2000; Brand u.a. 2001). Allerdings untersuchen diese Arbeiten vor allem die Rolle 
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vonNGOs, während auch soziale Bewegungen im engeren Sinne gewinnbringend 
mithilfe einer gramscianischen Lesart gedeutet werden können (Bedall 2014). 

Ohne den Anspruch zu erheben, an dieser Stelle eine neue Bewegungstheorie 
zu entwickeln, sollen wesentliche Elemente einer historisch-materialistischen Be- 
wegungsforschung in der Tradition von Antonio Gramsci und Nicos Poulantzas 
angedeutet werden. Die folgenden Ausführungen sind von der oben zitierten 
Literatur inspiriert; die vorgeschlagene Systematisierung einer marxistischen 
Bewegungsanalyse ist aber mein Entwurf. Zunächst ist es in der Tat richtig, 
dass die Entstehung von sozialen Bewegungen, ihre Form und ihre Wirkung 
nicht ohne die widersprüchlichen Strukturen der kapitalistischen Gesellschaft 
zu begreifen sind. Aus einer historisch-materialistischen Perspektive müssten die 
Tendenzgesetze der kapitalistischen Ökonomie und deren prekäre Stabilisierung 
in einem historischen Block und im bürgerlichen Staat als Rahmenbedingungen 
begriffen werden. Diese Strukturen konkretisieren sich in bestimmten Akku- 
mulationsstrategien, hegemonialen Konstellationen in der Zivilgesellschaft und 
den strategischen Selektivitäten einzelner Staatsapparate. Bewegungen sind aber 
nicht bloß Ausdruck gesellschaftlicher Widersprüche oder sozialer Umbruchs- 
prozesse, sondern selbst Verursacher und Antrieb von sozialem Wandel. Denn 
sie sind zugleich ein emergentes Phänomen, denen ein Eigensinn zukommt und 
deren Auftreten gerade die Reproduktion gesellschaftlicher Strukturen infrage 
stellen kann. Soziale Strukturmuster und Protestbewegungen sind als dialektisch 
aufeinander bezogen zu denken (vgl. Görg 1992). 

Die konkrete Formierung und Wirkung von sozialen Bewegungen kann 
mit Gramscis Hegemonietheorie analysiert werden. Als Teil einer machtförmig 
strukturierten Zivilgesellschaft kämpfen sie mit vielfältigen anderen bzw. ge- 
gen vielfältige andere Akteure um die gesellschaftliche Hegemonie. Allerdings 
zielen sie in der Regel nicht darauf, selbst die Führung über andere Gruppen zu 
übernehmen, sondern eine Aktivierung und Selbsttätigkeit der Subalternen zu 
erreichen, sind also in der Tendenz gegenhegemonial. So müssen Bewegungs- 
akteure im integralen Staat, der ein asymmetrisches und zerklüftetes Terrain 
darstellt, um die Verallgemeinerungihrer Ziele ringen. Sie müssen ihre Strategien 
über ihren engeren Wirkungsradius hinaus aufandere gesellschaftliche Gruppen 
ausdehnen und zugleich partiell Forderungen von ihnen aufnehmen, um ihr Ge- 
sellschaftsprojekt hegemonial werden zu lassen. Solche Projekte bestimmt die For- 
schungsgruppe Staatsprojekt Europa als Hegemonieprojekte: „Das entscheidende 
Zuordnungskriterium ist die Frage, ob die Strategien von Akteur_innen in einem 
Konfliktfeld signifikant übereinstimmen, ob sie eine gemeinsame, bestimmte 
Richtungteilen. Hegemonieprojekte sind also Bündel von Strategien, dieähnliche 
Ziele verfolgen“ (Buckel u.a. 2014: 46). Dabei können drei Dimensionen der 
zivilgesellschaftlichen Hegemonie unterschieden werden (vgl. Sander 2016): Die 
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diskursive Dimension hebt darauf ab, dass die gesellschaftlichen Kräfte wie zum 
Beispiel Bewegungsakteure den öffentlichen Diskurs prägen müssen. Sie zielen 
darauf, dass ihre Deutungen und Narrative in den verschiedenen Institutionen 
der Zivilgesellschaft (Medien, Schulen und Universitäten, Kultureinrichtungen 
etc.) dominant werden und als alternativlos erscheinen. Davon soll die populare 
Dimension abgegrenzt werden, die sich aufdas Alltagsleben der Menschen bezicht. 
Die Sichtweisen der Akteure müssen sich in das Alltagsbewusstsein der Subjekte 
einschreiben, die diese Weltauffassungen nicht nur in der Kommunikation mit 
ihrem sozialen Umfeld (Familie, FreundInnen, KollegInnen etc.) reproduzieren, 
sondern sie auch in eine Veränderungihrer alltäglichen Praxis umsetzen. Schließ- 
lich weist die strategische Dimension darauf hin, dass die politischen Gruppen auf 
der Ebene der politischen Akteurskonstellationen möglichst viele und relevante 
Akteure in ihr Projekt gewinnen müssen: Interessenverbände, Gewerkschaften, 
kleinere Initiativen und Vereine, wissenschaftliche Institute und Stiftungen, 
kirchliche Institutionen. 

Zunächst ist die Formierung einer Bewegungzu betrachten, bevor ihre gesell- 
schaftliche Wirkung bestimmt wird. Die Protestgruppen müssen eine kollektive 
Identität sowie gemeinsam geteilte Deutungen und Ziele (Frames) entwickeln, 
um sich als Bewegung zu konstituieren. Sie müssen AktivistInnen und weitere 
Akteure für sich gewinnen. Denn eine Bewegungkann nic allein, sondern nur im 
Zusammenspiel mit anderen Kräften eine gesellschaftliche Wirkung entfalten. 
Davon ist der Kampf um die Hegemonie in der weiteren Zivilgesellschaft zu 
unterscheiden. Darin muss die Bewegung den öffentlichen Diskurs im Sinne 
ihrer Ziele verändern, indem sie an die etablierten Frames anknüpft und diese 
umdeutet oder neue Frames einführt. Ferner muss sie darauf zielen, über ihre 
eigenen Kreise hinaus den Alltagsverstand von vielen Menschen zu verändern, 
ihre alltägliche Praxis zu beeinflussen und sie für ihre Strategien zu aktivieren. 

Schließlich steht eine Bewegung vor der Herausforderung, ihre Strategien 
in die Staatsapparate einzuschreiben, um tatsächlich die staatlichen Politiken, 
die als verdichtete Kompromisse zwischen sozialen Kräften zu verstehen sind, 
verändern zu können. Dabei treffen sie auf die spezifischen strategischen Selek- 
tivitäten einzelner Apparate, die sie überwinden bzw. verschieben müssen. Sie 
können sowohl aus der Distanz eine Wirkungauf das Ensemble der Staatsapparate 
entfalten als auch unmittelbar mit verbündeten Apparaten kooperieren, um sich 
gegen gegnerische Apparate durchzusetzen. Verschiedene Bewegungen haben 
jedoch sehr ungleiche Potenziale, ihre Anliegen politisch durchzusetzen. Ihre 
Chancen variieren wesentlich abhängig von ihrer Klassen- und Machtbasis, den 
Bedingungen des jeweiligen Politikfelds und der Radikalität ihrer Forderungen. 
Ferner zielen gar nicht alle Bewegungen darauf, den Staat zu Veränderungen zu 
bewegen, sondern orientieren aufden Aufbau alternativer Solidarstrukturen oder 
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einer unabhängigen Gegenmacht. Nichtsdestotrotz haben auch diese Initiativen 
einen vermittelten Effekt auf den Staat, weil sich darin immer die gesellschaftli- 
chen Verhältnisse widerspiegeln. In einem nächsten Schritt soll nun die bisherige 
wissenschaftliche Debatte zur Klimabewegung nachgezeichnet werden, die dann 
in einem späteren Schritt mithilfe der soeben entwickelten Analyseperspektive 
gedeutet wird. 


3. Der Forschungsstand zu Klimabewegungen 


Seit den 1990er Jahren lag der sozialwissenschaftliche Fokus auf der wider- 
sprüchlichen Rolle der Nichtregierungsorganisationen in der internationalen 
Klimapolitik, die damals die bestimmenden zivilgesellschaftlichen Akteure in 
diesem Feld waren (Walk/Brunnengräber 2000). Seit einigen Jahren wird die 
Herausbildung einer neuen Klimabewegung ausgemacht, die allerdings in sich 
sehr heterogen und bisher noch wenig erforscht ist (Garrelts/Dietz 2013; Dietz 
2013). Achim Brunnengräber (2012) verortet sie in einem neuen Bewegungszyk- 
lus: Nach der Phase der konsensorientierten UN-Gipfel gewinnen seit geraumer 
Zeit wieder kritischere und protestorientierte Bewegungsakteure an Bedeutung, 
die auf die Entfaltung einer multiplen Krise des Neoliberalismus und zuneh- 
mende Schließungseffekte in den internationalen Institutionen verweisen. Die 
transnationalen Occupy-Proteste waren ein deutlicher Ausdruck dieses neuen 
Zyklus sozialer Kämpfe. 

Dieses Phänomen lässt sich auch in der internationalen Klimapolitik beob- 
achten. Spätestens seit der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und 
Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro prägten die pragmatischen NGOs aus dem 
globalen Norden, die sich im Climate Action Network (CAN) zusammenge- 
schlossen hatten, das Bild der internationalen Klimadiplomatie. Positionierten sie 
sich zunächst noch kritisch gegenüber Marktmechanismen in der Klimapolitik, 
erkannten sie diese nach deren Verankerung im Kyoto-Vertragan und setzten sich 
fortan nur noch für deren konsequente Umsetzungein (Unmüßig2011). „Doch 
mittlerweile ist das affirmative Agieren von NGOs innerhalb der institutiona- 
lisierten Regelwerke zur Bekämpfung des Klimawandels in die Krise geraten. 
Bewegungsnetzwerke sind entstanden, die auf Distanz zu den Institutionen des 
Politikfelds gehen und seine Agenda zu erweitern versuchen“ (Brunnengräber 
2013: 359). 

So gründete auf dem Klimagipfel 2007 in Bali eine Reihe von kritischen 
Süd-NGOs das neue Netzwerk Climate Justice Now! (CJN), das sich schnell 
verbreiterte und als neuer Akteur in der Klimapolitik etablierte. Dieser Vorgang 
markierte eine Spaltung und Verschiebung im gesamten zivilgesellschaftlichen 
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Feld und führte zu einer Repolitisierung der internationalen Klimapolitik. Das 
neue Netzwerk wandte sich zum einen gegen die false solutions des ofiziellen UN- 
Prozesses und stritt unter dem Leitkonzept der Klimagerechtigkeit für eine tief 
greifende Transformation der globalisierten kapitalistischen Produktions- und 
Lebensweise, um die grundlegenden Ursachen der Klimakrise zu adtessieren. 
Zum anderen setzte es nicht nur auf eine kritische Begleitungder UN-Verhand- 
lungen, sondern wählte zunehmend protestorientierte, außerinstitutionelle 
Ausdrucksformen. In diesem Kontext entstanden auch in vielen Ländern des 
globalen Nordens neue Graswurzelbewegungen, die sich die Klimagerechtigkeit 
auf die Fahnen schrieben. Vor allem beim umkämpften Klimagipfel 2009 in 
Kopenhagen kam es zu einer engen Kooperation von südlichen CJN-Gruppen 
und neuen Klimagerechtigkeitsbewegungen aus dem globalen Norden (della 
Porta/Parks 2013; Bedall 2014). 

Allerdings handelt es sich bei den neuen Bewegungen keineswegs um ein 
widerspruchsfreies Phänomen. So weist Brunnengräber (2013) darauf hin, dass 
sie oft einen hybriden Charakter haben und auch etablierte Umweltverbände 
einschließen. Ferner macht er eine paradoxe Reorientierung auf den Staat als 
Problemlöser aus. Eine erhebliche Schwäche der Forschungen zur neuen Klim- 
abewegung liegt gleichzeitig darin, dass sie bisher kaum die Prozesse auf einer 
(sub-Jnationalen Ebene untersuchen und teilweise die Transnationalisierung 
von Bewegungshandeln überschätzen. Denn dieses findet nach wie vor ganz 
wesentlich auf unteren räumlichen Maßstabsebenen statt. Positive Ausnahmen 
bilden etwa Fabian Frenzel (2011), der die Entstehung der Klimacamps seit 2006 
in Großbritannien untersucht, oder Georg Kössler (2013), der detailliert die 
Herausbildung der deutschen Klimabewegungrekonstruiert (vgl. Neuner 201]; 
mehrere Beiträge in Dietz/Garrelts 2013). Weil in diesem Bereich jedoch noch 
erheblicher Forschungsbedarfbesteht, soll im Folgenden in Anschluss an Kössler 
(2013) die Entwicklung der graswurzelorientierten Klimagerechtigkeitsbewe- 
gung in Deutschland - zunächst deskriptiv - nachgezeichnet werden. 


4. Die Entwicklung der Klimagerechtigkeitsbewegung 
in Deutschland 


Die Klimagerechtigkeitsbewegungentstand in der Bundesrepublik nach den Pro- 
testen gegen den G8-Gipfel 2007 im Ostseebad Heiligendamm. Obwohldie Akti- 
onen gegen den Gipfel unter den globalisierungskritischen Gruppen insgesamt als 
sehr erfolgreich bewertet wurden, scheiterten sie mit einem ihrer zentralen Ziele, 
das Treffen der StaatenlenkerInnen öffentlich zu delegitimieren. Das lagnicht zu- 
letzt daran, dass Angela Merkel das Klimathema als Legitimationsreserve nutzen 
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konnte, um der umstrittenen Zusammenkunft ein positives Image zu geben. In 
der Folge warben eine Reihe von AktivistInnen der globalisierungskritischen 
Bewegung dafür, eine eigenständige linke Klimapolitik zu entwickeln, um dem 
herrschenden Klimadiskurs etwas entgegenzusetzen und tatsächlich wirksame 
Protestformen gegen die Verursacher der globalen Erwärmungzu etablieren (An- 
tiRassismusBüro Bremen 2007). Der erste praktische Ausdruck dieser Debatten 
bestand darin, dass ein Zusammenhang von Klima-AktivistInnen gemeinsam 
mit antirassistischen Gruppen das Klima- und Antirassismuscamp im Sommer 
2008 in Hamburg organisierte. Die Idee hatten sie von den britischen Camps for 
Climate Action importiert (Frenzel 2011). In der Hansestadt hatten die Grünen 
gerade entgegen ihrem Wahlkampfversprechen in der neuen schwarz-grünen 
Landesregierung das stark kritisierte Steinkohlekraftwerk Moorburg genehmigt. 
Obwohl die geplante Besetzung der Kraftwerksbaustelle letztlich nicht gelang, 
wurde das Klimacamp ein wichtiger Schritt beim Aufbau einer aktionistischen 
Klimabewegung in der Bundesrepublik (Koburger/Doria 2008). 

Nach dem Hamburger Camp konzentrierte sich das neu gegründete 
Klima!Bewegungsnetzwerk auf die Mobilisierungzu dem internationalen Klima- 
gipfel im Dezember 2009 in Kopenhagen. Während in der globalen Öffentlichkeit 
große Hoffnungen geweckt wurden, dort könnte ein Nachfolgeabkommen für 
das auslaufende Kyoto-Protokoll beschlossen werden, setzten die aktionistischen 
Gruppen darauf, in der dänischen Hauptstadt ein Seattle der Klimabewegung 
zu schaffen (Müller 2009). Dabei knüpften sie an die kritischen Süid-NGOs von 
CJN an. Darüber hinaus gründeten sich mit Climate Justice Action und Never 
Trust A Cop zwei schwerpunktmäßig europäische Netzwerke, die Aktionen au- 
ßerhalb des Gipfelgeschehens vorbereiteten (Bedall 2014). Die Protestaktionen 
in Kopenhagen verliefen jedoch weitgehend enttäuschend für die Bewegung. Zu 
wenige AktivistInnen waren gekommen, um die Aktionen trotz der massiven 
Polizeirepression durchzuführen. Nicht zuletzt misslang die zentrale Aktion 
Reclaim Power, mit der eine alternative Versammlung der Bewegungen auf dem 
Tagungsgelände erzwungen werden sollte. Trotz des Scheiterns des offiziellen 
Gipfels gelanges nicht, eine emanzipatorische Perspektive für Klimagerechtigkeit 
in der Öffentlichkeit sichtbar zu machen (Avanti 2010). 

Nach den ernüchternden Gipfelprotesten geriet die Bewegung zunächst in 
eine Krise. Viele AktivistInnen wandten sich wieder anderen Themenfeldern zu. 
Neu entstandene Gruppen und Netzwerke schliefen ein. Die übrig gebliebenen 
Gruppen entschieden sich bewusst, nicht mehr den internationalen Klimagipfeln 
zu folgen, sondern sich lokalen und regionalen Kämpfen um Klimagerechtigkeit 
zuzuwenden. Die neue Strategie bestand darin, die wesentlichen Verursacher des 
Klimawandels (wie Kohlekraftwerke) anzugreifen und eine tatsächliche Gegen- 
macht vor Ort aufzubauen (Klima!Bewegungsnetzwerk 2010). Eine wichtige 
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Rolle für diese Neuorientierung spielte das Klimacamp in Bonn anlässlich der 
Klima-Zwischenverhandlungen im Juni 2010. Das Camp fungierte zwar in ge- 
wisser Weise als Fortsetzung der Kopenhagen-Proteste, markierte aber schon 
den Übergang zu lokalen Kämpfen. Eine zweite Neuerung lag darin, dass die 
Bewegungsich nun auf „Energiekämpfe“ konzentrieren wollte. Vor allem wurde 
verstärkt die Zusammenarbeit mit der Anti-Atom-Bewegunggesucht, die damals 
angesichts der AKW-Laufzeitverlängerungen ein massives Revival erlebte (Avanti 
Klima AG 2009). Anfang2011 gründete sich zudem aufeiner Aktionskonferenz 
Energiekämpfe in Bewegung (EKIB) als neues Netzwerk der Klimabewegung. 
Die Gruppe Gegenstrom Berlin schlug dort das Konzept der Energiedemokratie 
als verbindendes Moment für die Energiekämpfe-Gruppen vor: „Die einigende 
Klammer einer solchen Bewegung ist der Kampf für Energiedemokratie. Demo- 
kratie heißt, die Entscheidungen, die unser aller Leben prägen, gemeinsam und 
ohne Profitzwang treffen zu können“ (Gegenstrom Berlin 2011). 

Nach Kopenhagen kristallisierten sich zwei unterschiedliche politische Rich- 
tungen innerhalb der Klimagerechtigkeitsbewegung heraus, die im Folgenden 
als sozial-ökologischer und radikal-ökologischer Bewegungsflügel bezeichnet 
werden. Der sozial-ökologische Flügel setzte sich zum Ziel, an die konkreten 
Kämpfe und Begehren der Menschen hierzulande, vor allem in den Städten, anzu- 
knüpfen. Die notwendige radikale Reduktion der Treibhausgasemissionen sollte 
mit Ansätzen sozialer Gerechtigkeit und direkter Demokratie vor Ort verbunden 
werden. Den betreffenden Gruppen ging es darum, erstrebenswerte Beispiele 
einer sozial-ökologischen Transformation zu entwickeln, die die Menschen bei 
dem tief greifenden Umbauprozess der Gesellschaft „mitnimmt“. Der Hinter- 
grund ihrer Strategie war, dass es den Stromkonzernen zunehmend gelang, die 
Energiewende über die Kostenfrage zu diskreditieren. Diese Konzerntaktik war 
deshalb so erfolgreich, weil steigende Strompreise tatsächlich für viele Menschen 
ein wachsendes Problem darstellen und die Umweltbewegungkeine glaubwürdige 
Antwort auf diese Herausforderung hat (Sander 2015). 

In der Bewegung wurden eine Reihe von Ansatzpunkten einer sozial-ökologi- 
schen Klimapolitik diskutiert und erprobt. So wurden in Hamburg und Berlin 
jeweils Bündnisse mitgetragen, die mithilfe von Volksbegehren eine Rekommu- 
nalisierung und Demokratisierung der lokalen Stromversorgung durchsetzen 
wollten (s.u.). Es ging ihnen darum, praktische Beispiele für die Vision einer 
Energiedemokratie zu schaffen. In Städten wie Bremen, Hamburg, Berlin, Han- 
nover und Tübingen wurden Kampagnen für einen kostenlosen öffentlichen 
Nahverkehr gestartet, um auch im Bereich der Mobilität deutlich zu machen, dass 
sich ökologische und soziale Ansprüche in einer klimagerechten und lebenswer- 
ten Stadt verbinden lassen. In Berlin entwickelte eine Klimagruppe ferner eine 
Kampagne gegen Energiearmut und Stromabklemmungen, indem sie das Thema 
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öffentlich skandalisierte und nach Möglichkeiten einer solidarischen Praxis mit 
den Betroffenen suchte. Zuletzt litten die sozial-ökologischen Projekte jedoch 
unter strategischen Orientierungsschwierigkeiten. Sie fanden kaum noch An- 
satzpunkte, mit denen sich eine tatsächliche Bewegungsdynamik erzeugen ließ. 

Demgegenüber zielten die Gruppen des radikal-ökologischen Flügels der Klim- 
abewegung darauf, die Treibhausgasemissionen im globalen Norden angesichts 
der ökologischen Untragbarkeit des westlichen Entwicklungsmodells massiv zu 
reduzieren. Deswegen konzentrierten sie ihre Aktionen auf die Carbon Majors, 
die großen CO,-emittierenden Konzerne. In Deutschland gerieten schnell die 
großen Braunkohlereviere, das Rheinland und die Lausitz, ins Visier der akti- 
onistischen KlimaschützerInnen. Die Begründung für diese Fokussierung war, 
dass die Kohle einen erheblichen Anteil an den CO,-Emissionen in Deutschland 
hat und folglich durch einen sofortigen Kohleausstieg drastische Emissionsre- 
duktionen erreicht werden könnten. Ferner verwiesen die KohlegegnerInnen 
auf die massiven Verheerungen, die die Braunkohleindustrie für Menschen und 
Umwelt vor Ort mit sich bringt. Schließlich erkannten sie in den Kohleprotesten 
eine gute Möglichkeit, Interessierten konkrete Aktionsangebote zu machen, um 
eine starke Bewegung aufzubauen. 

Protestierten Umweltverbände und lokale Bürgerinitiativen schon seit Jahr- 
zehnten gegen die Braunkohlewirtschaft, so brachten die aktionistischen Kli- 
magruppen neuen Wind in die Reviere. Im Rheinland organisieren sie seit 2010 
regelmäßig Klimacamps, von denen aus Protest- und Blockadeaktionen gegen die 
Infrastruktur der Kohleindustrie durchgeführt werden. Seit 2011 besetzen außer- 
dem anarchistische AktivistInnen immer wieder Bäume im Hambacher Forst, der 
Jahr um Jahr für den Tagebau weiter abgetragen wird (Stötzel 2012; AusgeCO,hlt 
2013). Seit 2011 organisiert zudem die Gruppe Gegenstrom Berlin das Lausitzer 
Klima- und Energiecamp in der östlichen Braunkohleregion. Sie bemühte sich 
stärker als die westlichen Klimagruppen darum, lokale KohlegegnerInnen in den 
Campprozess einzubinden und den Austausch mit der ansässigen Bevölkerung 
zu suchen. Vor diesem Hintergrund konnte sich das Lausitzer Camp als feste 
Institution des regionalen Kohlewiderstands etablieren, startete allerdings nicht 
ähnlich konfrontative Aktionen wie die rheinländischen Klima-AktivistInnen. 

Die verschiedenen Strömungen der deutschen Klimabewegung fanden sich 
schließlich Ende 2014 in der Kampagne Ende Gelände zusammen. Darin kristal- 
lisierten sich die Strategien ganz verschiedener Akteure wie der klassischen Um- 
weltverbände und der Degrowth-Bewegung, die sich ebenfalls in diesen radikal- 
ökologischen Ansatz einbrachten. Ferner wurde die Entstehung der Kampagne 
stark von den Rahmenbedingungen der ofliziellen Klima- und Energiepolitik 
beeinflusst. Zum einen wurden in den Ende 2015 bevorstehenden Klimagipfel in 
Paris wieder ähnlich große Hoffnungen gesetzt wie schon in Kopenhagen. Zum 
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anderen gewann in der deutschen Öffentlichkeit die Debatte um die Zukunft 
der Kohlekraftan Dynamik. Als strategische Antwort auf dieses Settingwählten 
die Klimagruppen Ende Gelände. 

Im August 2015 schlug das Klimacamp nahe dem rheinländischen Erkelenz 
seine Zelte auf. Dort fand zudem eine Sommerschule zur Verbindung von Wachs- 
tumskritik und Klimagerechtigkeit statt. Am 15. August gelanges über tausend 
AktivistInnen, in einen nahe gelegenen Tagebau einzudringen und die Kohle- 
bagger für einen Tagzu blockieren. Die Aktion wurde als großer Erfolggewertet, 
weil sich viele neue Menschen darin politisierten und mit dieser Form des zivilen 
Ungehorsams enorme Resonanzen in der Öffentlichkeit ausgelöst wurden. Vor 
diesem Hintergrund wiederholte das Bündnis die Aktion am Pfingstwochenende 
in der Lausitz. Dort plant der bisherige Eigentümer Vattenfall, sein Braunkoh- 
legeschäft an den tschechischen Investor EPH zu verkaufen. Um dagegen auf 
einen zügigen Ausstieg aus der Kohle zu dringen, besetzten die Ende-Gelände- 
AktivistInnen für mehrere Tage einen Tagebau und die Versorgungsschienen 
zum Kohlekraftwerk Schwarze Pumpe. Weil dem Kraftwerk fast der Brennstoff 
ausging, musste es auf Notbetrieb herunter geregelt werden. Im Folgenden werden 
die bewegungstheoretische Diskussion und die empirische Entwicklung der deut- 
schen Klimabewegung zusammengeführt, indem der oben skizzierte historisch- 
materialistische Analyscansatz auf die hiesige Klimagerechtigkeitsbewegung 
angewandt wird. Vor allem sollan zwei Beispielen klimapolitischer Kampagnen 
der letzten Jahre dessen analytische Fruchtbarkeit demonstriert werden. 


5. Eine historisch-materialistische Perspektive 
auf die Klimabewegung 


Aufeiner grundlegenden Ebene kann festgestellt werden, dass die Entstehung.der 
Bewegungmit strukturellen Widersprüchen zusammenhängt. Der Klimawandel 
verkörpert eine materiell-stoflliche Krise der gesellschaftlichen Naturverhältnisse 
(Brunnengräber/Dietz 2011). Das dominante Frame der Klimaschutzpolitik 
geht davon aus, dass das Problem im Rahmen der bestehenden gesellschaftlichen 
Verhältnisse gelöst werden könne. In den letzten Jahren wird jedoch zunehmend 
deutlich, dass die vorherrschende Klimapolitik nicht in der Lage ist, die globale 
Erwärmung auf ein vertretbares Niveau zu beschränken, geschweige denn, dass 
sie grundlegende Gerechtigkeitsfragen lösen kann. Die Bewegung ist jedoch nicht 
einfach Ausdruck dieser Widersprüche. Denn die Klimagruppen sind im Wesent- 
lichen dadurch entstanden, dass die InitiatorInnen der Bewegung Klimawandel 
und -politik in einer bestimmten Weise gedeutet haben. Zunächst wurde in der 
entstehenden Bewegung in einem eigensinnigen und „autopoetischen“ Prozess 
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ein gemeinsames Frame entwickelt, das viele AktivistInnen inhaltlich überzeugte 
(diskursive Dimension). Zudem ist das Wachstum der Bewegung stark durch die 
affektive Begeisterung der TeilnehmerInnen gekennzeichnet, sodass sich in den 
gemeinsamen Diskussionen und Aktionen eine kollektive Identität herausbildete 
(populare Dimension). Ferner schlossen sich einige starke linke Gruppen und 
Organisationen der Bewegungan (strategische Dimension). 

Die Formierung der Klimagerechtigkeitsbewegung darfjedoch nicht dahin- 
gehend missverstanden werden, dass sie vollkommen unabhängig von ihrem 
gesellschaftlichen Kontext entstanden wäre und erst nachträglich zu ihm in ein 
Verhältnis getreten wäre. Die Gründung der aktionsorientierten Klimagruppen 
bewegte sich von Beginn im Rahmen von hegemonialen Auseinandersetzungen 
im integralen Staat. So ist die neue Bewegung als Teil einer emanzipatorischen 
Fraktion des grünen Hegemonieprojekts zu verstehen (s.o.). In dieser Rolle kämpft 
sie einerseits gemeinsam mit anderen „grünen“ Bündnispartnern gegen die Akteu- 
re des grauen Hegemonieprojekts und gegen das fossil-nukleare Energieregime. 
Sie versucht, grüne Strategien einer umfassenden Energiewende politisch zu 
verallgemeinern und das graue Projekt in eine ökonomisch-korporative Position 
zurückzudrängen. Andererseits ringt die Klimabewegunginnerhalb des grünen 
Projekts um dessen Verschiebung in Richtung einer radikalen sozial-ökologi- 
schen Transformation. Mit wechselnden Bündnispolitiken und Kampagnen 
und durchaus in einem spannungsreichen Verhältnis gegenüber VertreterInnen 
einer ökologischen Modernisierung bemüht sie sich, die Kräfteverhältnisse in- 
nerhalb der grünen Akteurskonstellation zu verschieben (Haas/Sander 2013). 
Es sollte deutlich geworden sein, dass der Framing-Ansatz zwar hilfreich ist, die 
Klimagerechtigkeitsbewegung zu verstehen. Die Untersuchung von Diskursen 
und Narrativen muss allerdings darüber hinaus auf integrale Weise mit einer 
Betrachtung der Aktionsformen und alltäglichen Praktiken, der strategischen 
Bündnisformierungen und materiellen Effekten verbunden werden, um die Be- 
wegunginihrer ganzen Komplexität zu begreifen. Diese Analyseperspektive soll 
nunabschließend an zwei Kampagnenbeispielen der Klimabewegung verdeutlicht 
werden. 

Erstens hatte es in Hamburg schon seit Jahren Proteste gegen das Steinkoh- 
lekraftwerk Moorburg gegeben (s.o.). Kurz nach dem Klima- und Antirassis- 
muscamp startete ein zweiter Kampfzyklus gegen das unbeliebte Großprojekt. 
Denn Vattenfall wollte eine Fernwärmetrasse in die Stadt legen, um die Wirt- 
schaftlichkeit des Kraftwerks gewährleisten zu können. Obwohl Fernwärme 
prinzipiell eine fortschrittliche Technologie ist, hätte die Trasse eine Schneise 
der Zerstörung durch die Hansestadt geschlagen. Dagegen protestierte die neu 
gegründete Bürgerinitiative Moorburgtrasse stoppen, in der auch eine Reihe von 
linken Klima-AktivistInnen aktiv waren. Die Größe der Initiative blieb zwar 
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begrenzt, aber die Mitglieder entwickelten schnell eine starke kollektive Identität 
und eine enorme Entschlossenheit, um ihr gemeinsames Ziel zu erreichen. Sie 
erfuhren viel Sympathie in der städtischen Öffentlichkeit und Zivilgesellschaft. 
Insbesondere viele BürgerInnen teilten die Ablehnung der Fernwärmetrasse, 
weil sie eine Zerstörung innerstädtischer Parks, Verkehrsbehinderungen und 
Belastungen durch die jahrelangen Bauarbeiten befürchteten. Auch wenn sich 
nicht viele Menschen aktiv an den Protesten der Initiative beteiligten, war sie 
von einer immensen Unterstützung in den betroffenen Stadtteilen getragen. 

Indem die Klima-AktivistInnen den Kampf gegen die Kohle mit demjenigen 
um ein Recht aufeine lebenswerte Stadt verbanden, konnten sie ihre Strategien 
in der Hamburger Zivilgesellschaft ausdehnen. Mit der Moorburgtrasse fanden 
sie einen strategischen Hebel und ein erreichbares Ziel, sodass sich der Kampf 
gegen Vattenfall wirksam zuspitzen ließ. Einerseits überredete die Moorburg- 
trasseninitiative den Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND), gegen das 
Vorhaben zu klagen. Andererseits besetzten einige ihrer Mitglieder im Winter 
2009/2010 Bäume im Gählerpark. Obwohl der Hamburger Senat die Interes- 
sen des schwedischen Staatskonzerns verteidigte und eine große Selektivität zu 
dessen Gunsten aufwies, konnte sich die Initiative mit ihrer Doppelstrategie in 
die Staatsapparate einschreiben. Die Baumbesetzung wirkte aus der Distanz auf 
den Staat ein, während die Klage die Auseinandersetzung auf seinem Terrain 
suchte, sodass das entsprechende Gericht schließlich die Fernwärmetrasse kippte. 

Zweitens gründeten verschiedene umweltpolitische, globalisierungskritische 
und linksradikale Gruppen 2011 den Berliner Energietisch, um mithilfe eines 
Volksbegehrens die städtische Stromversorgung zu rekommunalisieren, die bisher 
ebenfalls von Vattenfall kontrolliert wurde. Mit einem eigenen Gesetz wollte 
die Initiative weitgehende soziale und ökologische Vorgaben, eine tief greifen- 
de Demokratisierung von Netzbetrieb und ein neu zu gründendes Stadtwerk 
durchsetzen. Die Formierung der neuen Allianz war insofern erfolgreich, als sie 
neben Klimagerechtigkeitsgruppen auch zahlreiche andere Akteure des grünen 
Projekts umfasste, die sich trotz ihrer politischen Heterogenität auf das gemein- 
same Framing einer demokratisierten kommunalen Energieversorgung einigen 
konnten (vgl. Angel i.E.; Becker u.a. 2015; Blanchet 2015). 

Darüber hinaus errang das Bündnis schnell eine Hegemonie im Feld der städ- 
tischen Energiepolitik, zumal es im öffentlichen Diskurs einen starken Zuspruch 
erfuhr, viele gesellschaftliche Akteure die Kampagne unterstützten und eine 
überwiegende Mehrheit der Bevölkerung die Initiative begrüßte. Insbesondere 
beteiligten sich viele Menschen an der Unterschriftensammlung für die ersten 
zwei Stufen des Volksbegehrens, sodass es zu einer massenhaften Aktivierungvon 
BerlinerInnen jenseits der aktivistischen Kreise kam. Es gelangdem Energietisch, 
seine Strategien in der städtischen Zivilgesellschaft auszudehnen und zugleich 
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Anliegen anderer Gruppen aufzugreifen, indem er bewusst nicht nur ökologi- 
sche, sondern auch demokratische, sozialpolitische und gewerkschaftliche Ziele 
verfolgte. Darin konnten die linken Klimagruppen Vattenfall als Vertreter des 
grauen Projekts konfrontieren und zugleich eine relative Linksverschiebung in 
der grünen Akteurskonstellation bewirken. 

Ferner war die Bewegungin der Lage, ihre Strategien auch in die Staatsapparate 
einschreiben, sodass die drei Oppositionsparteien im Abgeordnetenhaus (Bünd- 
nis90/Die Grünen, DIE LINKE, Piraten) und auch eine Minderheitengruppe 
in der SPD ihre Forderungen aufgriffen. Allerdings wiesen die dominanten 
staatlichen Kräfte im Senat eine massive strategische Selektivität zugunsten des 
grauen Projekts - Vattenfall - auf und schirmten sich erfolgreich von den ge- 
sellschaftlichen Begehren ab. Sie nutzten ihre administrativen Möglichkeiten, 
um mit dem 3.11.2013 einen sehr ungünstigen Termin für den Volksentscheid 
zu bestimmen, sodass die Initiative des Energietischs zwar eine überwiegende 
Mehrheit gewann, jedoch knapp an dem nötigen Quorum scheiterte. Sie hatte 
die Gefahr unterschätzt, die dieser Hebel in den Händen des Senats bedeutete, 
und war nicht in der Lage, im Vorfeld ausreichend öffentlichen Druck aufzu- 
bauen, um den naheliegenden Termin der Bundestagswahl am 22.9.2013 zu 
erzwingen. Zwar konnte sie durch eine intensive Mobilisierung rund 600.000 
UnterstützerInnen am Abstimmungstag an die Urnen bringen. Es gelang ihr 
jedoch nicht, die vielen Menschen insbesondere in den städtischen Randbezirken 
zu erreichen, die - anders als bei regulären Wahlen - eine selbstverständliche 
Teilnahme an Volksentscheiden bisher nicht verinnerlicht haben. So konnte der 
Energietisch nicht die notwendigen 25 Prozent „Ja“-Stimmen der BürgerInnen 
zusammenbringen. 


6. Ausblick 


Es konnte gezeigt werden, dass die Entwicklung der Klimagerechtigkeitsbewe- 
gungin Deutschland und einzelne ihrer Kampagnen mit einer historisch-materi- 
alistischen Bewegungsanalyse erklärt werden können. Eine solche integriert nicht 
nur bisherige Ansätze der Bewegungsforschung wie Ressourcenmobilisierung, 
Gelegenheitsstrukturen und Framing, sondern verortet die Protestgruppen auch 
im Kontext gesellschaftlicher Strukturen und ihrer Veränderungen. Indem das 
Ringen der Bewegungsakteure um Hegemonie und ihre Einschreibung in die 
Staatsapparate analysiert wird, kann ein wichtiger Beitrag dazu geleistet werden, 
ihre Formierung und gesellschaftliche Wirkung zu verstehen. Auf diese Weise 
konnte die Entwicklung und Rolle der deutschen Klimagerechtigkeitsbewegung 
rekonstruiert und analysiert werden. Insbesondere wurde anhand der Beispiele 
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Moorburgtrasse verhindern und dem Berliner Energietisch gezeigt, wie Klimagrup- 
pen konkret in ihrer gesellschaftlichen Umwelt agieren und wie sie politisch 
erfolgreich werden können. Da bisher zu Klimabewegungen in nationalen Kon- 
texten relativ wenige Forschungsarbeiten vorliegen und auch der vorliegende 
Beitrag nur in Ansätzen eine Analyse der deutschen Bewegungsakteure leisten 
konnte, sind weitere Forschungen in diesem Feld nötig, um die Entstehungs- 
und Erfolgsbedingungen der neuen graswurzelorientierten Klimagruppen zu 
verstehen und den analytischen Wert einer hegemonie- und staatstheoretisch 
inspirierten Bewegungsforschung auszuloten. Auch für die politische Praxis 
lassen sich aus den vorhergegangenen Ausführungen einige Schlussfolgerungen 
ziehen. So wäre es sinnvoll, wenn die Klimagruppen noch stärker als bisher ihre 
eigenen Strategien und ihre Möglichkeiten, gesellschaftlich wirksam zu werden, 
reflektieren und ihre Praxis dementsprechend modifizieren. Sie sollten sich nicht 
nur fragen, wie sie ihre Anliegen im öffentlichen Diskurs verbreitern und weitere 
Akteure einbeziehen kann, um hegemonial zu werden. Vor allem müssten sie 
Praktiken entwickeln, die größere Kreise von Menschen jenseits der begrenzten 
aktivistischen Gruppen unmittelbar in die Klimaproteste einbeziehen. Eine 
wichtige Konsequenz ist nicht zuletzt, dass zwar an den radikal-ökologischen 
Protesten gegen die Kohleindustrie, wie sie sich in Ende Gelände ausdrücken, 
festgehalten werden sollte. Zugleich wären aber wieder neue Ansätze einer urba- 
nen sozial-ökologischen Klimapolitik zu erproben, um eine Hegemonie für das 
Projekt einer tief greifenden Transformation der vorherrschenden Produktions- 
und Lebensweise zu gewinnen. 
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Sozial-räumliche Dynamiken der Agrartreibstoffe 
Transnationale Netzwerke, skalare Rekonfigurationen, 
umkämpfte Orte und Territorien 


Einleitung 


Die Förderung der Agrartreibstoffe (Biodiesel- und Ethanolerzeugnisse aus 
Nahrungspflanzen) als mögliche Lösung der Klima- und Energiekrise im Be- 
reich Verkehr geht seit den frühen 2000er Jahren weltweit mit tief greifenden 
sozial-räumlichen Veränderungen einher. In der Europäischen Union (EU) ist 
der Verbrauch von Agrartreibstoffen zwischen 2002 und 2012 von 1,1 auf 14,5 
Millionen (Mio.) Tonnen (t) Öläquivalent gestiegen. Nach einem Rückgang in 
2013 folgte ein erneuter Anstieg des Konsums in 2014 (auf 14 Mio. t). Derzeit 
machen Agrartreibstoffe 4,9 Prozent des gesamten Kraftstoffverbrauchs in der EU 
aus, bis 2020 soll dieser Anteil auf sieben Prozent steigen (EurObserv’ER 2015). 

Eng mit dem steigenden Verbrauch in der EU verbunden ist der Produkti- 
onsboom sogenannter flex crops' in Südostasien, Lateinamerika und Subsahara- 
Afrika. Denn infolge von Liberalisierung steigen die Importe in die EU seit 
Mitte der 2000er Jahre an - sowohl von Rohstoffen als auch bereits verarbeiteten 
Agrartreibstoffen (Vogelpohl 2015). Der Großteil dieser Importe kommt aus 
Südostasien, Latein- und Nordamerika (Danker u.a. 2013). 

Insbesondere die räumliche Entkopplung von Konsum und Produktion auf 
globaler Ebene ist ein zentraler Ausgangspunkt politischer Kritik an Agrartreib- 
stoffen, die häufig im Sinne von Nord-Süd-Ausbeutungsverhältnissen vorgebracht 
und mit Bildern, wie „Tank versus Teller“ symbolisiert wird. Wir argumentieren 
in diesem Beitrag, dass diese Kritik, auch wenn wir sie politisch teilen, nicht 
hinreichend ist, um die komplexen sozial-räumlichen Dynamiken im Bereich 
der Agrartreibstoffe zu fassen. Einerseits zeichnet sich das Agrarkraftstoffprojekt 


1 Alsflex crops werden Fruchtsorten (u.a. Mais, Palmöl, Zuckerrohr, Soja) bezeichnet, die 
je nach Weltmarktbedingungen in der Nahrungsmittelindustrie, der Kosmetikbranche 
oder im Bereich „grüner“ Kraftstoffproduktion verwertet werden können (Borras u.a. 


2015). 
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(McMichael 2008: 14) durch neue transnationale Süd-Süd-Nord-Beziehungen 
und Netzwerke aus, die maßgeblichen Einfluss auf die Ausweitung der Agrar- 
kraftstoffproduktion nehmen. Transnationale Produktionsnetzwerke, die etwa 
Malaysia, Indonesien und Europa miteinander verbinden und von Unterneh- 
men aus unterschiedlichen Weltregionen geknüpft werden, verändern globale 
politisch-ökonomische Machtverhältnisse (Dauvergne/Neville 2009, 2010; Hol- 
lander 2010). Andererseits sind Agrartreibstoffe von räumlich-maßstäblichen 
Wandelprozessen gekennzeichnet: Investitionsentscheidungen werden nicht 
mehr nur auf nationaler Ebene oder in den Firmenzentralen der großen Agrarun- 
ternehmen getroffen, sondern zunehmend auf der Ebene globaler Finanzmärkte 
- mit weitreichenden Folgen für die Orte der Produktion und die politischen 
Kräfteverhältnisse. 

Schließlich werden die meisten Rohstoffe für die Herstellung von Agrartreib- 
stoffen unter Einsatz von moderner Technologie und Kapital in agrarindustriel- 
len Komplexen und auf monokulturellen Plantagen produziert (Pye 2008). Die 
Ausweitung dieser Produktionsweise in Regionen, die bisher für die Kapitalver- 
wertungkaum von Bedeutung waren, geht mit umfassenden Landschaftstrans- 
formationen einher. Wo Palmöl- oder Zuckerrohrplantagen entstehen oder 
sich ausweiten, verändern sich Landnutzungen und -besitzverhältnisse, werden 
Institutionen zur Regelung des Zugangs zu und der Verteilung von Land und 
Wasser transformiert, entstehen neue bauliche Infrastrukturen (Straßen, Müh- 
len, Transportinfrastruktur), werden soziale Verhältnisse verändert (Arbeits-, 
Geschlechter- und Klassenverhältnisse) und damit Machtverhältnisse potenziell 
neu geordnet. Diese Prozesse gehen mit Konflikten um den Zugang zu Land, 
territoriale Kontrolle, Identität, Arbeitsbedingungen, die Sicherung von Lebens- 
grundlagen und den Erhalt sensibler Ökosysteme einher. Die Orte der Produktion 
von Rohstoffen werden dabei oft selbst zum Gegenstand der Kämpfe. Das ist vor 
allem dann der Fall, wenn sie für die Protestakteure mehr sind, als nur ein Stück 
Land oder ein Waldgebiet, das scheinbar „keiner nutzt“, sondern wichtige soziale, 
historische und kulturelle Bezugspunkte darstellen. 

Viele der sozial-räumlichen Dynamiken im Bereich der Agrartreibstoffe gehen 
auf ihre Rohstoffbasis zurück: Bei Ethanol ist diese mehrheitlich Zuckerrohr, 
Zuckerrüben, Mais und Getreide, bei Biodiesel Raps-, Soja- und Palmöl. Vie- 
le dieser Pflanzen sind flex crops. Agrartreibstoffe, die aus flex crops gewonnen 
werden, verstärken die bestehenden Tendenzen des „agri-food capitalism“, 
damit verbundene Ernährungskrisen und die Verdrängung kleinbäuerlicher 
Produktionsweisen und Identitäten (McMichael 2015). Vor diesem Hintergrund 
argumentieren Ben White und Anirban Dasgupta (2010: 599), dass sich der 
„Agrarkraftstoffkapitalismus nicht wesentlich von anderen Formen kapitali- 
stischer Monokultur-Produktion unterscheidet“ (Übers. d. A.). Wir stimmen 
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diesem Argument zu, insofern landwirtschaftliche Wandelprozesse betrachtet 
werden. Für Plantagenarbeiter_innen oder Kleinbäuer_innen macht es keinen 
Unterschied, ob das Ölder Palmenplantagen zu Biodiesel oder Pflanzenfett verar- 
beitet wird. Jenseits dieser Ebene der Verarbeitung weisen Agrartreibstoffe jedoch 
Charakteristika auf, die sie von anderen Bereichen agrarindustrieller Produktion 
unterscheiden. Auf (supra-)nationaler Ebene sind Agrartreibstoffe eingebettet in 
dominante Klimawandel-, Entwicklungs- und Versorgungssicherheitsdiskurse. 
Transnational verbinden sie staatliche Akteure, Agrarunternehmen, Chemic-, 
Automobil- und Energiekonzerne in Netzwerken, innerhalb derer sich neue 
„Knoten der Macht“ (Flitner/Görg 2008) herausbilden. Gleichzeitig entstehen 
entlangdieser Netzwerke neue transnationale Räume für politischen Protest von 
Klima-Aktivist_innen, Plantagenarbeiter_innen, Gewerkschaften, kritischen 
Konsument_innen und Umweltverbänden (Pye 2010; 2015). 

Diesen sozial-räumlichen Dynamiken gehen wir im Folgenden aufder Grund- 
lage von Sekundärliteratur sowie eigenen empirischen Forschungen in Südostasi- 
en, Lateinamerika, Subsahara-Afrika und Europa? nach. Theoretisch beziehen 
wir uns auf Ansätze aus den Bereichen der kritischen Geographie und kritischer 
raumbezogener Debatten in den Sozialwissenschaften. Wir verfolgen mit dem 
Beitrag ein doppeltes Ziel: Wir loten die analytischen Potenziale räumlicher 
Kategorien für die Analyse der sich neu ordnenden Energieversorgung aus; und 
wir analysieren machtkritisch die spezifischen sozial-räumlichen Dynamiken 
des Agrarkraftstoffprojektes. 

Der Artikel ist wie folgt aufgebaut: Im nächsten Abschnitt stellen wir unseren 
theoretischen Analyserahmen sowie zentrale Raumkategorien vor. Anschließend 
skizzieren wir vier sozial-räumliche Dynamiken und Prozesse des „Agrarkraft- 
stoffprojektes“: die Herausbildungtransnationaler Produktions- und Protestnetz- 
werke, Prozesse skalarer Rekonfiguration, Territorialisierung und ortsbezogene 
soziale Kämpfe. Im Schlussteil fassen wir den Mehrwert einer raumtheoretisch 
inspirierten Analyse des Agrarkraftstoffprojektes zusammen und diskutieren Im- 
plikationen und Herausforderungen, die sich aus den beschriebenen räumlichen 
Dynamiken für die Politisierung des Agrarkraftprojektes ergeben. 


2 Unsere empirischen Arbeiten erfolgten im Rahmen folgender Forschungsprojekte: 
Kristina Dietz forschte u.a. in Kolumbien (Projekt „Fair Fuels? Zwischen Sackgasse 
und Energiewende: Eine sozial-ökologische Mehrebenenanalyse transnationaler Bio- 
kraftstoffpolitik“, 2009-2013, Finanzierung: BMBF), Bettina Engels in Äthiopien und 
Burkina Faso (Projekt „Umweltwandel, Ernährungskrisen und Konflikt in Subsahara- 
Afrika“, 2010-2012, Finanzierung: Deutsche Stiftung Friedensforschung) und Oliver 
Pye in Südost-Asien (Projekt „Die Entstehung sozialer Bewegungen im Kontext von 
Prekarisierungund Transnationalität in Südostasien“, 2009-2013, Finanzierung: DFG). 
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Raumtheoretische Grundannahmen und Kategorien 


Ausgangspunkt unserer Überlegungen ist, dass raumtheoretische Kategorien 
eine Analyse der sozial-räumlichen Dynamiken im Agrarkraftstoffsektor ermög- 
lichen, welche die politisch-ökonomischen Makrostrukturen in Beziehungzu den 
konkreten, ortsgebundenen Kämpfen um Land, Arbeit und anderes setzt. Eine 
raumtheoretisch inspirierte Analyse gibt Aufschluss über die dem Agrarkraftstoff- 
projekt inhärenten sozial-ökologischen Widersprüche und Machtverhältnisse. 

Sie liefert darüber hinaus politische Ansatzpunkte für eine emanzipatorische 

und reflexive Gestaltung der Energie- bzw. Kraftstoffversorgung. 

Raum ist für die Produktion, den Konsum und die Regulation von Agrartreib- 
stoffen von zentraler Bedeutung, Gleichzeitigwird Raum durch die Herstellung 
und den Verbrauch von Agrartreibstoffen (neu) produziert. Dabei sind Raum 
und Raumproduktionen immer gesellschaftlich umkämpft (vgl. Belina 2013). 
Für die Analyse der umkämpften Raumordnungen des Agrarkraftstoffprojektes 
ziehen wir folgende Kategorien heran: 

- Netzwerke: transversale, sozial produzierte Formen interräumlicher Verflech- 
tungen zwischen Orten, Dingen, Akteuren und Institutionen (Latour 2005; 
Sheppard 2002) 

— scales, re-scaling: räumliche Maßstabsebenen sozialer Prozesse (Herod 201]; 
Swyngedow 1997; Wissen 2008) 

- Territorium, Territorialisierung: sozial umkämpfte Prozesse, in denen unter- 
schiedliche Akteure mittels Grenzziehungen im Raum Kontrolle über ein 
bestimmtes Gebiet (Territorium) erlangen bzw. Ein- und Ausschluss durch- 
zusetzen versuchen (Peluso/Lund 2011; Vandergeest/Peluso 1995; Sack 1986) 

— place: sozial konstruierte, kontingente Orte mit gesellschaftlicher und kultu- 
reller Bedeutung (Massey 1991; Escobar 2001). 

Bob Jessop, Neil Brenner und Martin Jones konzeptualisieren in ihrem TPSN- 

Ansatz (Territory, Place, Scale, Networks) diese Raumdimensionen als „wech- 

selseitig konstitutiv und relational verwobene Dimensionen sozial-räumlicher 

Verhältnisse“ (Jessop u.a. 2008: 389, Übers. d. A.). Wir schließen uns dieser 

relationalen und multidimensionalen Konzeptualisierungssozial-räumlicher Ver- 

hältnisse an. Aber eine relationale Raumperspektive auf Agrartreibstoffe ist kein 

Selbstzweck, denn die „Relevanz einer bestimmten Raumform [...] lässt sich nur 

aus der Perspektive der beteiligten Akteure heraus ableiten“ (Mayer 2008: 416, 

Übers. d. A.). Aus diesem Grund spricht sich Margit Mayer dafür aus, „sowohl 

in unseren theoretischen Bemühungen als auch in unserer politischen Praxis an 

den konkreten sozialen Prozessen und Praktiken anzuknüpfen, anstatt räumliche 

Dimensionen zu verdinglichen“ (ebd., Übers.d. A.). Raum kann also nur im Kon- 

text sozialer Praxis verstanden und konzeptualisiert werden (vgl. Harvey 1973). 
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Mit diesen Grundannahmen wenden wir uns gegen deterministische Vorstel- 
lungen von Raum als einen externen, soziale Prozesse umschließenden „Contai- 
ner“ ebenso wie gegen rein konstruktivistische Sichtweisen, die Raum jegliche 
Materialität absprechen. Die physische Materialität erlangt für sozial-räumliche 
Transformationsprozesse und Verhältnisse durchaus Bedeutung. In Anlehnung 
an Marx (1890: 198) gehen wir davon aus, dass auch die physische Materialität 
von Raum gesellschaftlich produziert ist. Raum ist zugleich sozial produziert 
und produktiv. Raum kann soziales Handeln beeinflussen; aber nur in sozialen 
Prozessen, insbesondere bei Naturaneignung, erlangt Raum soziale Bedeutung, 

Dieses Argument lässt sich am Beispiel der Ölpalme verdeutlichen: Zwölfbis 
24 Stunden nach der Ernte verliert die Ölpalmfrucht ihren Fettsäureanteil. Um 
daher eine schnelle Weiterverarbeitungsicherzustellen, bedarfes einer bestimm- 
ten built environment („gebauten Umwelt“, vgl. Harvey 1982: 233) bestehend aus 
unter anderem Ölmühlen, Transportinfrastrukturen, Straßen. Investitionen in 
solche immobilen Infrastrukturen binden Kapital. Zugleich verändern sie die all- 
gemeinen Bedingungen der Produktion und des Konsums, die damit verbunden 
sozialen Formen der Naturaneignung sowie der räumlichen Ordnung sozialer 
Verhältnisse. Der kapitalistische Zwang zur Akkumulation erfordert, dass die 
Ölmühlen 24 Stunden am Tag, sieben Tage die Woche in Betrieb sind. Das hat 
Konsequenzen für die räumliche Organisation der Produktion: Palmölplantagen 
müssen groß genug sein, damit sie profitabel betrieben werden können; Ölmühlen 
und Plantagen müssen sich in räumlicher Nähe befinden. So schreibt sich die 
Materialität der Ölpalmfrucht im Kontext kapitalistischer Naturaneignung in 
sozial-räumliche Verhältnisse (Arbeit, Landnutzung, -zugang und -kontrolle) 
ein. Das Beispiel zeigt, wie die Materialität der Ölpalmfrucht vermittelt über 
kapitalistische Formen der Naturaneignung und -produktion sozial-räumlich 
relevant wird, in der Art und Weise, wie Arbeit organisiert und Landschaften 
mittels der Ausdehnung monokultureller Plantagen und exklusiver Landnutzung 
und -kontrolle transformiert werden. 

Im Folgenden widmen wir uns weiteren, das Agrarkraftstoffprojekt prägenden 
sozial-räumlichen Dynamiken: transnationalen Produktionsnetzwerken und Pro- 
testen, scale und re-scaling Prozessen, umkämpften Territorialisierungsstrategien, 
place und place-based struggles. Zuvor stellen wir aktuelle Produktionszahlen 
im Agrarkraftstoffscktor und die Tendenzen globaler raum-zeitlicher Neuver- 
teilungen von Kapital und Arbeit aus einer Nord-Süd-Perspektive dar, wobei 
insbesondere die Rolle der EU beleuchtet wird. 
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Globale Produktion von Agrartreibstoffen und die Rolle der EU 


Prozesse der räumlichen Ausdehnung und Konzentration von Kapital und 
Arbeit sind Ergebnisse widersprüchlicher räumlicher Dynamiken der Kapita- 
lakkumulation (Harvey 2001: 246). Während der Zwang zur Akkumulation 
Konzentrationsprozesse in der Produktion hervorruft, führt die Notwendigkeit 
der Kapitalverwertungzu raum-zeitlicher Neuverteilung von Kapital und Arbeit. 
Diese kapitalistische Logik „ungleicher Entwicklung” (Smith 1984) gilt auch für 
den Agrarkraftstoffsektor. 

Ein Blick in die globalen Produktionszahlen zeigt, dass der Agrarkraftstoff- 
sektor bislangnicht durch eine globale Arbeitsteilunggekennzeichnet ist, bei der 
der globale Süden die Rohstoffe für die Aufrechterhaltung von rohstoflintensiven 
Konsum- und Mobilitätsmustern im wohlhabenden Norden liefert. Gegenwärtig 
konzentrieren sich Konsum und Produktion von Agrartreibstoffen im Norden. 
Mit mehr als 50 Milliarden Litern in 2012 sind die USA der weltweit größte 
Produzent von Ethanol auf Pflanzenbasis (EIA 2016). Im selben Jahr produzierte 
die EU mit 9,2 Milliarden Litern nahezu die Hälfte der globalen Biodieselmenge. 
Gleichzeitig ist der Biodieselverbrauch in der EU am höchsten (Danker u.a. 
2013: 14; Murphy u.a. 2012: 19). Die relative Verteilung von Produktion und 
Konsum im Weltmaßstab ist jedoch nicht statisch. Bis 2006 war Brasilien der 
weltweit größte Ethanolproduzent. Seit 2007 steigen Produktion und Konsum 
von Ethanol in Asien, seit 2015 auch in Subsahara-Afrika (REN21 2016: 39). 
2015 wurden weltweit 130 Milliarden Liter Agrartreibstoffe produziert (zum 
Vergleich 2012: 105 Mrd. ]), 60 Prozent davon entfallen aufdie USA und Europa, 
40 Prozent auf Länder Lateinamerikas (Brasilien, Argentinien, Kolumbien) und 
Asiens (China, Thailand, Singapur, Indonesien, Indien und Malaysia) (ebd.: 142). 
2012 lag diese relative Verteilung noch bei etwa 65 zu 35 Prozent. Vor allem im 
Bereich Biodiesel zeigt sich eine kontinuierliche Expansion der Produktion und 
des Konsums im Süden. Während in Argentinien, Brasilien, Indonesien, Kolum- 
bien, Malaysia und China die Produktionszahlen steigen, stagnieren sie in Europa 
(ebd.: 38f.). Dieser Trend erklärt sich unter anderem mit einem Politikwechsel 
in Europa. 2003 begann die EU, den Sektor zu liberalisieren und damit stärker 
den globalen Wettbewerbslogiken zu unterwerfen (EU 2003; Vogelpohl 2015). 
Infolgedessen stiegen die Investitionen in die Produktion von Agrartreibstoffen 
außerhalb Europas, also dort, wo die Produktionsmittel (Arbeitskraft, Land, 
etc.) relativ günstig zu haben sind. In der Renewable Energy Directive (RED) 
von 2009 formuliert die EU darüber hinaus das Ziel, die Beimischungsquote 
von erneuerbaren Energien im Bereich Transport bis zum Jahr 2020 auf zehn 
Prozent (zuvor 5%) zu erhöhen (EU 2009). Um das Ziel zu erreichen, ist die EU 
auf Rohstoff- und Agrartreibstoffimporte angewiesen, denn alleine über Produk- 
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tionssteigerungen in Europa lässt sich der Bedarf nicht decken. Agrartreibstoffe, 
die aufdas 10-Prozent-Ziel angerechnet werden sollen, müssen jedoch bestimmte 
Nachhaltigkeitskriterien erfüllen. Diese untersagen die Nutzungvon Rohstoffen, 
die auf entwaldeten oder ökologisch wertvollen Flächen angebaut wurden, und 
verlangen eine um 35 Prozent bessere Treibhausgas-(THG)-Bilanz im Vergleich 
zu fossilen Kraftstoffen (vgl. Vogelpohl u.a. 2015). Aktuell gelten etwa 90 Prozent 
der beigemischten Agrartreibstoffe in der EU als „nachhaltig“. Mit den Nachhal- 
tigkeitskriterien wollte die EU die weitere Zerstörung von sensiblen Ökosystemen 
und Entwaldung für den Anbau von flex crops verhindern. Regierungen und 
Unternehmen mit Sitz in Ländern des Südens reagierten auf diese Zugangsbe- 
schränkungen zum europäischen Markt mit dem Aufbau heimischer Märkte 
und der Verabschiedung nationaler Beimischungsquoten. So steigt in Ländern 
Lateinamerikas, Asiens und Subsahrara-Afrikas derzeit beides, die Produktion 
und der Konsum von Agrartreibstoffen (Pradhan/Ruysenaar 2014). 


Transnationale Produktionsnetzwerke und Proteste 


Der Vergleich von nationalen Produktions- oder Verbrauchsmengen gibt zwar 
erste Hinweise aufinternationale Verschiebungen von Produktion und Konsum. 
Die transnationalen räumlichen Dynamiken des Agrarkraftstoffprojektes und 
damit verbundenen Machtverhältnisse deckt eine solche Analyse jedoch nicht 
auf. Diese dehnen sich entlang transnationaler Produktionsnetzwerke jenseits 
nationalstaatlicher Grenzen von den Orten der Produktion zu jenen der Wei- 
terverarbeitung (Zuckerfabriken, Ölmühlen oder Agrarkraftstoffraffinieren) 
sowie den Orten und Infrastrukturen des Transports und der Verteilung (Hä- 
fen, Straßen) aus und verbinden diese mit den Orten des Konsums (Tankstel- 
len). In Anlehnung an Neil Coe u.a. (2004: 471) verstehen wir transnationale 
Produktionsnetzwerke als transnational „organisierte, vernetzte Funktionen 
und Tätigkeiten von Firmen und anderen Institutionen, über die Güter und 
Dienstleistungen produziert und verteilt werden“ (Übers. d. A.). Trotz ihres 
Netzwerkcharakter sind transnationale Produktionsnetzwerke nicht frei von 
Hierarchien und Machtasymmetrien. Agrarbusiness-Riesen, die sogenannten 
ABCD-Unternehmen - ADM (Archer Daniels Midland), Bunge, Cargill und 
Louis Dreyfus - (Murphy u.a. 2012; Leopold 2015) sind entscheidende Akteure 
in den Netzwerken. Sie verfügen über eine relevante Machtstellung im Bereich 
Agrartreibstoffe in den USA. Hiervon ausgehend transnationalisieren sie ihre 
Aktivitäten. ADM kontrolliert ein Fünftel der Ethanolproduktion in den USA 
und betreibt Biodieselanlagen in Deutschland, Brasilien, Indien und Indonesien. 
Louis Dreyfus ist der zweitgrößte Ethanolproduzent Brasiliens. 2009 hat das 
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Unternehmen eine Biodieselraffinerie in Wittenberg (Deutschland) mit einer 
Produktionskapazität von 200.000 Tonnen pro Jahr übernommen (Murphy 
u.a. 2012: 44ff). 

Auch wenn die ABCD-Konzerne wichtige Teile transnationaler Produkti- 
onsnetzwerke kontrollieren, erlangen transnationale Unternehmen (TNC) des 
globalen Südens in diesen Netzwerken zunehmend Bedeutung, So betreibt die 
staatliche malaysische Sime-Darby-Gruppe allein in Indonesien 71 Plantagen und 
25 Ölmühlen sowie weitere in Malaysia (Sime Darby 2016). Diese Unternehmen 
kontrollieren transnationale Produktionsnetzwerke von der Plantage bis zur 
Mühle und darüber hinaus. Gleichzeitig sind sie in ihren Strukturen transnati- 
onal. Ein Beispiel hierfür ist das Unternehmen Wilmar International mit Sitz in 
Singapur. Die malaysische Kuok Group, der indonesische Millionär Sitoris und 
ADAM (10 %) besitzen Anteile an Wilmar. Das Unternehmen ist weltweit der 
größte weiterverarbeitende Konzern von Palmöl. Es besitzt Ölpalmplantagen 
in Malaysia, Indonesien, Uganda und Westafrika und kontrolliert Produkti- 
onsnetzwerke, die fast 100 Raffinerien mit weiterverarbeitenden Fabriken in 
Indonesien, Malaysia, China, Vietnam, Europa und Afrika verbinden. Bis 2012 
hatte Wilmar acht Biodieselanlagen mit einer Produktionskapazität von zwei 
Millionen Tonnen pro Jahr aufgebaut (Wilmar International 2013: 26). 

Ein zentraler Unterschied zwischen Agrartreibstoffen und der flex-crop- 
Produktion ist die Bedeutung von Öl- und petrochemischen Konzernen in den 
Agrartreibstoffnetzwerken. Diese nehmen eine mächtige Position ein, denn sie 
kontrollieren die Verteilerinfrastruktur. Agrartreibstoffe werden mit konven- 
tionellem Sprit gemischt und als E10- oder B5-Kraftstoff an den Tankstellen 
verkauft. Die Verbindung aus Rohstoffproduktion, Raflinerien und Tankstellen 
schafft neue räumlich spezifische globale Produktionsnetzwerke. Beispielhaft 
hierfür ist der Bau von zwei der weltweit größten Agrarkraftstoffrafinerien 
durch den finnischen Ölkonzern Neste Oil in Singapur und Rotterdam, womit 
Neste Oil zu einem der „größten Biodieselproduzenten weltweit geworden ist“ 
(Greenpeace 0.J.; vgl. EurObserv’ER 2015). 

Der Netzwerkcharakter der transnationalen Wertschöpfungsketten bietet je- 
doch auch zivilgesellschaftlichen Akteuren neue Möglichkeiten zur Politisierung. 
Das zeigt die Protestkampagne von Robin Wood gegen Wilmar und Unilever. 
Über im Internet zugängliches Filmmaterial verband die Umweltorganisati- 
on konkrete Orte wie Sungai Beruang auf Sumatra mit Konsument_innen in 
Deutschland (Pye 2015). Die NGO versuchte mit der Kampagne, bekannte Mar- 
ken wie „Rama“-Margarine oder große Palmölabnehmer wie Unilever oder Nestle 
zu zwingen, kein Palmöl mehr zu verwenden oder ihre Palmöllieferanten zu 
Nachhaltigkeitskriterien zu verpflichten. Gleichzeitigübten Aktivist_innen mit 
direkten Blockadeaktionen vor der betreffenden Palmölraffinerie Druck auf Un- 
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ternehmen wie Wilmar aus. Dieses Beispiel zeigt die konstitutive Verwobenheit 
von Produktionsnetzwerken und multiskalaren Strategien von Protestakteuren. 


Scale, rescaling und globale Finanzmärkte 


Transnationale Produktionsnetzwerke bilden eine zentrale Dimension von 
re-scaling-Prozessen im Bereich Agrartreibstoffe: lokale und regionale Maß- 
stabsebenen der Produktion werden zunehmend in transnationale Wertschöp- 
fungsketten integriert. Re-scaling-Prozesse zeigen sich darüber hinaus in vielen 
anderen Bereichen des Agrarkraftstoffsektors. In der EU findet re-scalinghin zur 
europäischen Ebene statt. Dies drückt sich auf der Ebene politischer Programme 
wie RED (EU 2009), Zielformulierungen sowie in der diskursiven Vermittlung 
von Agrartreibstoffen als technische Lösung für das Problem des Klimawandels 
aus. Mit neuen Umwelttechnologien und „komplexen verwaltungstechnischen 
und institutionellen Konfigurationen“ auf EU-Ebene wird versucht, einen socio- 
ecological fix herbeizuführen, bei dem sich „nichts wirklich verändert“ (Sywnd- 
gedouw 2011: 79£.). Dabei wird zivilgesellschaftliche Kritik an Agrartreibstoffen 
aufgenommen, in Verwaltungsinstrumente wie Nachhaltigkeitskriterien und 
Zertifizierungsprogramme übersetzt und systematisch entpolitisiert. Derartige 
Prozesse der technokratischen Entpolitisierung sind nicht nur auf EU-Ebene 
zu verzeichnen. Jedoch lassen sie sich insbesondere hier beobachten, denn die 
EU als supranationale Maßstabsebene zeichnet sich durch ein hohes Maß an 
Technokratie und komplexen Verwaltungsprozessen aus. Diese unterliegen ge- 
ringerer demokratischer Kontrolle durch gewählte Repräsentant_innen und 
Zivilgesellschaft, als es in den Nationalstaaten meist der Fall ist. 

Die Kapitalflüsse und Investitionsentscheidungen, welche die räumliche 
Expansion in der Agrarstoffindustrie beeinflussen, finden zunehmend auf der 
Maßstabsebene der global integrierten Finanzmärkte statt (Castells 2010). Ag- 
rartreibstoffe beschleunigen die bereits vorhandene Tendenz der „Finanzialisie- 
rung des globalen Lebensmittelsystems“ (Clapp 2014: 2). Die Finanzialisierung 
der Lebensmittelindustrie beschreibt die zunehmend aktive Rolle von Banken, 
Versicherungsunternehmen, Hedge Fonds, Staats- und Pensionsfonds beim 
Kauf von Land, bei Investitionen in der Agroindustrie und Termingeschäften 
mit Nahrungsmitteln. Agrartreibstoffe heizen diese spekulativen Geschäfte 
durch zusätzliche Nachfrage an. So investieren Staatsfonds etwa aus Abu Dha- 
bi, Norwegen, China und Singapur in Anbauflächen in anderen Ländern, um 
ihre Energieversorgung mittels Agrartreibstoffen zu sichern (Burch/Lawrence 
2009: 272). Darüber hinaus werden Agrartreibstoffe auch direkt zum Gegen- 
stand von Finanzgeschäften und -spekulationen. Aktienfonds wie HgCapital, 
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Impax, InfraRed, BlackRock und Pensionsfonds wie Calvers haben Milliarden 
in renewable energy funds investiert. Die Weltbank verkauft green bonds, die auch 
Agrarkraftstoffunternehmen beinhalten. Die Einführung des Renewable Fuel 
Standard (RFS) in den USA wurde mit der Einführung von Agrarstoffzertifika- 
ten begleitet, damit Benzinproduzenten, die keine reelle Beimischung vorweisen, 
dies mit dem Kauf von Zertifikaten ausgleichen können. Diese Zertifikate er- 
halten eine 38-stellige Zahl, die Renewable Identification Number (RIN). RINs 
sind über den Chicago Mercantile Exchange (CME) frei handelbar (Yacobucci 
2013). So entsteht ein eigenes, spekulatives Finanzgeschäft mit den RINs, das 
Kapitalflüsse in die Agrotreibstoffproduktion prägt. 

Für die sozialen Kämpfe um die Agrarkraftstoffproduktion haben re-scaling- 
Prozesse ambivalente Implikationen. Einerseits erschwert die Verschiebung von 
Entscheidungen auf Skalen wie die EU und die global integrierten Finanzmärkte 
die Mobilisierung zu und die Erfolgschancen von Protesten gegen die Expansion 
der Agrartreibstoffe und ihre vielfältigen, häufig negativen sozialen und ökologi- 
schen Wirkungen. Akteure aufder supranationalen und Finanzmarkt-Skala sind 
oft schwer zu identifizieren und für lokale und nationale Protestakteure schwie- 
riger zu adressieren. Entscheidungsprozesse werden komplexer, intransparenter, 
zeitlich komprimierter — per Mausklick an den Börsen oder programmierter 
Algorithmen werden Palmöltermingeschäfte in Sekundenschnelle um die Welt 
geschickt - und der demokratischen Kontrolle entzogen. 

Agrar- und Nahrungsmittelunternehmen, Ölkonzerne und Banken schaffen 
entlang der Wertschöpfungskette ihr eigenes governance network, bei denen na- 
tionale Parlamente an Einfluss verlieren. Ein Beispiel hierfür ist der Roundtable 
on Sustainable Palmoil (RSPO). Indem zivilgesellschaftliche Akteure und ihre 
Kritik in solche Foren und Diskurse inkorporiert werden, werden Kämpfe gegen 
die Expansion der Agrartreibstoffe potenziell erschwert und delegitimiert. Zu- 
gleich können die Klimadebatte und die gezielte Förderung von Agrartreibstoffen 
zu einer Neupolitisierung agrarökonomischer Fragen führen, im Zuge derer 
politische Maßgaben einiger Nationalstaaten und der EU in den Fokus neuer 
Netzwerke und Kampagnen treten, wie Oliver Pye (2010; 2015) am Beispiel des 
Palmölsektors zeigt. Zivilgesellschaftliche Palmölkampagnen überspringen auf 
unterschiedliche Weise die nationale Skala und verknüpfen räumliche Maßstab- 
sebenen miteinander. Lokale Akteure im ländlichen Raum gehen Allianzen mit 
nationalen Organisationen und städtisch verorteten NGOs ein, die wiederum 
Verbindungen mit Akteuren in Europa knüpfen. Regenwaldaktivist_innen ar- 
beiteten an der nationalstaatlichen Ebene vorbei, um mit konsumkritischen 
Kampagnen Palmölunternehmen direkt unter Druck zu setzen. 
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Unterschiedliche Akteure und Gruppen, etwastaatliche Akteure, Unternehmen, 
Landbesitzer_innen, Kleinbäuer_innen oder indigene Gruppen, setzen Terri- 
torialisierung ein, um Kontrolle über natürliche Ressourcen und Menschen zu 
erlangen und zu erhalten - innerhalb wie jenseits nationalstaatlicher Grenzen. 
Über Territorialisierung werden politische Forderungen an den Raum gebun- 
den, Subjekte geschaffen und Macht- und Herrschaftsverhältnisse in den Raum 
eingeschrieben (vgl. Sack 1986: 19). In Prozessen der Territorialisierung geht es 
darum, mittels Grenzzichungen, etwa durch rechtliche Instrumente, institu- 
tionelle Allianzen oder Vereinbarungen zwischen unterschiedlichen Gruppen 
und Akteuren, Kontrolle über ein bestimmtes Gebiet (Territorium) zu erlangen. 
Relevant für die Analyse ist nicht das Territorium als solches, sondern die sozialen 
Praktiken der Territorialisierung sowie ihre Bedeutung für soziale Verhältnisse 
(vgl. Belina 2013: 89). 

Im Kontext des Agrarkraftstoffprojektes ist Territorialisierung meist ein 
umkämpfter Prozess, bei dem sich unterschiedliche territoriale Forderungen 
gegenüberstehen oder überlagern. Ein Beispiel bilden Kämpfe um die Ausweitung 
von Palmölplantagen in Kolumbien (vgl. Marin-Burgos 2014; 2015). Nach der 
Verabschiedung von Gesetzen und politischen Programmen zur Förderung der 
Produktion und des Verbrauchs von Agrartreibstoffen in Kolumbien während 
der Regierungsära von Älvaro Uribe (2002-2010) weitete sich die Fläche, auf 
der Ölpalmen angebaut werden, stark aus: von etwa 160.000 Hektar im Jahr 
2001 auf 450.000 Hektar im Jahr 2014 (Fedepalma 2015: 22). Aktuell werden 
mehr als 40 Prozent der kolumbianischen Palmölproduktion für die heimische 
Biodieselproduktion verwendet (ebd.: 26). Die Hächenmäßige Ausdehnung der 
Palmölproduktion ist in den Gebieten des Anbaus und darüber hinaus umstritten 
und umkämpft. 

Ein eindrucksvolles Beispiel stellt die Ausweitungvon Palmölplantagen in der 
Gemeinde Maria la Baja in der Region Montes de Maria im Nordwesten Kolum- 
biens dar (Coronado Delgado/ Dietz 2013; Ojeda u.a. 2015). Zwischen 2001 und 
2010 verdreifachte sich die Fläche, auf der in der Gemeinde Ölpalmen angebaut 
werden. Mehr als die Hälfte (etwa 100.000 Hektar) der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche werden heute für den Palmölanbau genutzt. Der Palmölboom schließt 
in Marta la Baja an eine Phase gewaltvoller Vertreibung an. Etwa ein Drittel der 
Gemeindebevölkerungfloh zwischen Ende der 1990er Jahre und Mitte der 2000er 
vor paramilitärischer Gewalt und ließ über 21.000 Hektar Land unbewirtschaftet 
zurück. Viele der ehemals Vertriebenen sind mittlerweile in die Gemeinde zu- 
rückgekehrt, Zugang zu Land für Nahrungsmittelproduktion besteht für diese 
Akteure jedoch nur in einem geringen Maß (ebd.). Denn mit der Einführungvon 
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Palmölplantagen begann in Maria la Baja eine Ära exklusiver agrarindustrieller 
ländlicher Entwicklung mit widersprüchlichen sozial-räumlichen Folgen, zu de- 
nen insbesondere ein Wandel territorialer Kontrolle zählt. In Maria la Baja ist die 
Palmölproduktion eng mit der Ausweitungterritorialer Kontrolle durch die dort 
produzierende Unternehmensgruppe Oleoflores verknüpft. Das Unternehmen 
betreibt in Maria la Baja eine Ölmühle mit angeschlossener Biodieselproduktion 
und bewirtschaftet eigene und gepachtete Flächen. Darüber hinaus kontrolliert 
es die Landnutzungmittels so genannter „produktiver Allianzen“. Diese staatlich 
geförderten Allianzen zielen darauf, Kleinbäuer_innen in die agrarindustrielle 
Palmölproduktion über Vertragslandwirtschaft zu integrieren, ohne bestehende 
Landbesitzverhältnisse zu verändern. Doch auch wenn Kleinbäuer_innen ihren 
Landbesitz nicht verlieren, verändern sich mit dem vertraglich geregelten Anbau 
von Ölpalmen sozial-räumliche Verhältnisse. Verträge können nur Bäuer_innen 
schließen, die über Landbesitztitel verfügen. Ehemals Vertriebene, Landlose oder 
andere, die keine Besitzurkunden vorweisen können, sind ausgeschlossen. Um 
Mischnutzungen (z.B. Schweineweide) oder ein Durchqueren der Palmölplan- 
tagen von Anwohner_innen und Nutztieren zu vermeiden, werden Plantagen 
umzäunt und Flächenlücken in der Plantagenlandschaft geschlossen. Damit 
werden neue Grenzen im Raum gezogen, die es verhindern, dass Anwohner_innen 
weit entfernt liegende Ländereien auf direktem Wege erreichen oder Nutztiere 
im Schatten der Palmen weiden (vgl. Coronado Delgado/ Dietz 2013; Ojeda u.a. 
2015; Petzl 2016). 

Das Beispiel von Maria la Baja zeigt, wie die Ausweitungvon Palmölplantagen, 
dem wichtigsten Rohstoff zur Herstellung von Biodiesel in Kolumbien, lokal 
und regional von Maßnahmen der Territorialisierung begleitet wird. Mit dem 
Ziel, Land, Landnutzung, Menschen und ökonomische Verhältnisse zu kontrol- 
lieren, schaffen Unternehmen, staatliche Stellen und Landbesitzende eine neue 
Palmölterritorialität. Von dieser werden andere Nutzungen und Nutzer_innen 
mittels Einzäunung und der Privatisierung öffentlicher Güter (beispielsweise 


Wege) ausgeschlossen. 


Place 


In der Kategorie place kristallisieren sich die Auseinandersetzungen um das Ver- 
hältnis von Materie - Natur eingeschlossen - und ihrer sozialen Bedeutung in 
besonderer Weise. Place als raumtheoretische Kategorie bereichert die Analyse 
sozialer Kämpfe um Agrartreibstoffe um Fragen von Identität und Globali- 
sierung. Denn viele der Kämpfe um die Ausweitung der fex crops Produktion 
sind place-based und werden lokal als Kämpfe um Kultur, Ort und Territorium 
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interpretiert. Der Ort stellt eine zentrale Quelle für Kultur und Identität dar 
— Identitätskonstruktionen entlang von Kategorien wie Ethnizität, Autochtho- 
nie, Indigenität und Nation beziehen sich fast immer auf Orte und Territorien. 
Vielerorts entzünden sich Konflikte um die Umnutzung von Flächen zugunsten 
der Agrarkraftstoffproduktion an konkreten Orten mit besonderer kultureller, 
historischer oder spiritueller Bedeutung: Berge, Flüsse oder Bäume ebenso wie 
Friedhöfe und Gedenkorte oder Gebäude wie Moscheen oder Kirchen. Orte sind 
häufig auch der Ausgangspunkt von sozialen Kämpfen gegen die Agrarkraft- 
stoffindustrie. Der Kampf um den Zugang zu und die Kontrolle über Land ist 
dabei in kulturelle und Identitätsfragen eingebettet. So begründen Indigene in 
Jambi (Südsumatra) ihren Widerstand gegen ein Palmölunternehmen mit ihren 
vielfältigen ökonomischen und spirituellen Beziehungen zum Wald: „Wir, die 
suku anak dalam, haben uns zur Sicherung unserer Lebensgrundlagen immer 
im gesamten Waldgebiet bewegt. Wir sind im Wald, um zu jagen, medizinische 
Pflanzen zu sammeln, Wurzeln, Rattan und Bauholz. Wir haben heilige Plätze, 
die wir besuchen, und wir haben unsere Begräbnisstätten dort. Wir bewegen uns 
im Wald, weiles unsere Tradition und unser Gewohnheitsrecht ist, weil es unsere 
Ländereien sind, die wir nutzen, und unser Wald, von dem wir leben.“ (Colchester 
u.a. 2011: 9, Übers. d. A.) In diesem Fall geht es um einen Konflikt zwischen 
dem Wilmar-Tochterunternehmen PT Asiatic Persada und Kleinbäuerinnen 
und -bauern der indigenen Gruppe Batin Sembilan, um eine 20.000 Hektar 
umfassende Plantagenkonzession in Sungai Beruang, Jambi, Südsumatra, der 
im August 2011 eskalierte. In West-Kalimantan (Indonesien) war die Rodung 
eines Friedhofwaldes der Auslöser für Proteste lokaler Bevölkerungsgruppen 
gegen eine Palmölplantage (Milieudefensie 2007). 

Darüber hinaus führt die Neuordnung des Raums durch globale Produkti- 
onsnetzwerke teilweise auch zur Neukonfiguration von Beziehungen zwischen 
Orten. Ein Beispiel hierfür sind transnationale soziale Räume, welche durch die 
Migration von Arbeiter_innen aus Indonesien in die Palmölindustrie in Malaysia 
entstehen (Pye 2015). Durch ihre Bindungen und Beziehungen in ihre Herkunfts- 
dörfer in Indonesien bilden die Arbeitsmigrant_innen Netzwerke, in denen 
die Entsendedörfer wichtige Orte der sozialen Landschaft der Palmölindustrie 
bilden - obwohl dort kein Palmöl angebaut wird und keine Agrartreibstoffe pro- 
duziert werden. Viele Arbeitsmigrant_innen folgen Freund_innen, Angehörigen 
und Nachbar_innen, die vor ihnen nach Malaysia aufgebrochen sind. Auf diese 
Weise entwickeln sich spezifische historisch-räumlich kontingente Beziehungen. 
Über einen Zeitraum von 20 oder 30 Jahren migrieren Menschen aus einem 
Ort in dasselbe Gebiet in Malaysia. Die Vielzahl einzelner Netzwerkknoten, 
die indonesische Orte mit malaysischen verbinden, ist dabei an ein größeres 
Gesamtnetzwerk in Malaysia angeschlossen. 
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Diese Netzwerke ermöglichen es den Migrant_innen auch, territoriale Grenz- 
zichung infrage zu stellen. Dafür wenden sie die Strategie des Lari („weglaufen“) 
an: Statt sich einem Arbeitgeber zu fügen, laufen sie weg, wenn Arbeitsbedingun- 
gen oder Bezahlung für sie inakzeptabel sind. Über ihre Netzwerke bekommen 
die Arbeitsmigrant_innen Informationen darüber, welches Unternehmen besser 
bezahlt, wo die Arbeit selbst angenehmer ist und wo Arbeiter_innen gerade ge- 
braucht werden. Über das Netzwerk können sie auch besser auf Polizeikontrollen 
und Razzien reagieren, indem sie vorab davon erfahren oder sich an sicheren 
Orten verstecken können. Die Lari-Strategie funktioniert mitunter als eine Art 
Tarifverhandlungmit den Füßen. Die erhöhte Mobilität der Arbeiter_innen, die 
sie mit ihrer Vernetzung herstellen, bedeutet, dass sie nicht jeden Lohn und jede 
Zwangssituation akzeptieren müssen (ebd.). 


Fazit 


In diesem Beitrag haben wir die Potenziale räumlicher Kategorien für die Analyse 
und Politisierung des Agrarkraftstoffscktors aufgezeigt. Mit einer raumtheo- 
retisch inspirierten Analyse gelingt es, die komplexen Machtverhältnisse und 
transnationalen Verflechtungen, die das Agrarkraftstoffprojekt kennzeichnen, 
aufzudecken. Dabei wird deutlich, dass sozial-räumliche Verhältnisse und deren 
Transformation im Bereich Energie nicht mit einer Raumkategorie allein erklärt 
werden können. Eine vereinfachte Analyse im Sinne „steigende Nachfrage im 
Norden, Zerstörung im Süden“ wird weder der Komplexität noch der Wider- 
sprüchlichkeit der transnationalen Verflechtungen im Agrarkraftstoffsektor 
gerecht. So haben der Nachhaltigkeitsdiskurs und die politische Regulierung der 
EU in Teilen des globalen Südens zu einer Debatte um eigenständige Entwicklung 
und zum Aufbau einer eigenen Agrarkraftstoflindustrie beigetragen. Diese und 
andere sozial-räumliche Interdependenzen des Agrarkraftstoffprojektes lassen 
sich daher besser aus einer relationalen Analyseperspektive, wie sie der TPSN- 
Ansatz vorschlägt, untersuchen. Ein solcher Zugang bietet drei entscheidende 
Vorteile: Erstens ist er multidimensional angelegt, indem er explizit horizontale 
(Territorium) und vertikale (scale) Raumdimensionen erfasst und analytisch 
verknüpft. Die Verbindung mit Netzwerk und place ermöglicht es, den mit scale 
als analytischer Kategorie verbundenen theoretischen Anspruch einzulösen, 
die vertikale Raumdimension konsequent als nicht hierarchisch zu fassen. Wie 
sich in der Analyse des Agrarkraftstoffprojekts zeigt, entfalten sich die räumli- 
chen Dynamiken eines solchen sozial-ökologischen Felds in einem komplexen 
Geflecht von Beziehungen zwischen Orten und Maßstabsebenen. Zweitens er- 
öffnet die Verknüpfung der vier beschriebenen Kategorien eine Perspektive, die 
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politisch-ökonomische Strukturen und soziale Kämpfe, mithin also das Handeln 
sozialer Akteure, gleichermaßen in die Analyse einbezieht und zueinander in 
Verbindung setzt - und zwar ohne dass dabei Strukturen der Makro- bzw. glo- 
balen Ebene und Akteurshandeln der Mikro- bzw. lokalen Ebene zugeordnet 
würden. Dies lässt sich an den Beispielen, die wir in diesem Artikel angeführt 
haben - die Palmölkampagnen, die Konflikte um die Ausweitung der Plantagen 
in Marta la Baja (Kolumbien), die Kämpfe der indonesischen Arbeitsmigrant_in- 
nen in Malaysia —, verdeutlichen. Drittens ist eine raumtheoretisch angeleitete 
Analyse in der Lage, die Implikationen der spezifischen physisch-materiellen 
Eigenschaften von Agrartreibstoffen bzw. der für ihre Produktion angebauten 
Pflanzen zu erfassen. Am Beispiel der Ölpalme haben wir gezeigt, dass deren phy- 
sische Eigenschaften entscheidende Bedeutung für die räumliche Organisation 
der Produktion und mithin für die „gebaute Umwelt“ (Plantagen, Ölmühlen, 
Raffinieren, Straßen, Tankstellen) haben. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Die in diesem Artikel entwickelte 
Analyseperspektive bietet die Möglichkeit, die sich wandelnden Macht- und 
Ungleichheitsverhältnisse des Agrarkraftstoffprojektes in Bezug zu setzen zu 
ortsbezogenen Kämpfen, re-scaling-Prozessen, transnationalen Produktions- 
netzwerker und der Tendenz der Finanzialisierung der Lebensmittel- und 
Agrarkraftstoffproduktion. Entscheidend ist hierbei, dass nicht der Raum als 
solcher im Mittelpunkt der Analyse einer Neuordnung der Energieversorgung 
steht. Wir fragen vielmehr danach, welche Bedeutung die politisch-ökonomische 
Rekonfiguration (re-scaling) des Agrarkraftstoffsektors auf nationaler, euro- 
päischer und der globalen Ebene der Finanzmärkte für politische Macht- und 
Kräfteverhältnisse und für soziale Kämpfe hat. Im Anschluss daran lassen sich 
aus der Transnationalisierung der Produktion und des Konsums auch Schlüsse 
für eine Politisierung von Energiethemen ziehen. Politische Strategien, die Ag- 
rartreibstoffe im Rahmen einer „Ein-Ihema-Kampagne“ (Tank versus Teller, 
Ernährungssouveränität) kritisieren, greifen zu kurz. Sie vernachlässigen ins- 
besondere die zentrale Bedeutung der Finanzmärkte sowie der Automobil- und 
Ölindustrie. Die Neustrukturierung der Produktion in transnational operie- 
renden Produktionsnetzwerken erfordert auch eine Neuausrichtung sozialer 
Kämpfe: Kämpfe des „flex crop-Proletariats“ müssen transnationalisiertund an 
Kämpfe um öffentliche Verkehrsplanung, Industrieproduktion und Mobilitäts- 
muster anschließen - im globalen Norden und Süden gleichermaßen sowie in 
transregionalen Aktivist_innenetzwerken. 
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Jenseits des Bürgerinvestors: Energiewende 


needs Degrowth 


Die erfolgreiche Energiewende wird nun 
ausgebremst von der „grauen Fraktion“ der 
traditionellen Energiewirtschaft - so der 
Warnrufvielerihrer AnhängerInnen ange- 
sichts der Novellierungen des Erneuerbare- 
Energien-Gesetzes (EEG) 2014 und 2016. 
In den letzten Jahren gelang in Deutsch- 
land in der Tat wie in kaum einem anderen 
industrialisierten Land ein satter Einstieg 
in grünere Stromerzeugung. Aktuell liegt 
der Anteil Erneuerbarer an der Strompro- 
duktion bei 30 Prozent. Möglich wurde das 
durch das EEG, das allen Betreibern einen 
Netzzugang und eine fixe Einspeisevergü- 
tunggarantierte. So rentierten sich Investi- 
tionen in Fotovoltaik, Wind und Biomasse, 
ermöglicht durch einen Aufschlagaufden 
Strompreis (EEG-Umlage). Aus der in- 
novativen Bastelei von Öko-Kommunen 
und -pionieren der 1980er Jahre wurde ein 
halbwegs gesicherter Wirtschaftszweigund 
ein geschätzter Wachstumsimpuls. Dieser 
staatlich geförderte vornehmlich techno- 
logische Wandel der Industriegesellschaft, 
diese „ökologische Modernisierung“ (Jä- 
nicke 2008) wird auch in Zukunft weiter- 
gehen - bei allen Widerständen und zu 
erwartenden Modifikationen, wie sie sich 
in den aktuellen Kämpfen um die Novel- 
lierungen des EEG zeigen. 

Von Energiewende-AktivistInnen 
heftig kritisiert wird zum einen, dass das 
bisher freie Ausbautempo in Zukunft 
reguliert werden soll. Von 2000 bis 2015 
stieg der Anteil erneuerbarer Energie (EE) 
an der Stromproduktion von sieben auf 


30 Prozent. Nun werden Obergrenzen 
festgelegt: Im Jahre 2025 soll der Anteil 
maximal 45 Prozent betragen. Das kann 
man aus radikal-ökologischer Perspektive 
kritisieren: Warum denn nicht mehr? Eine 
Abkehr von den EE allerdings würde an- 
ders aussehen: Nach wie vor sind das jedes 
Jahr 1,5 Prozent mehr EE und auch die 
Ziele aus dem Energiekonzept der Bun- 
desregierung (Bundesregierung 2010), die 
mit eben diesem Zuwachs im Jahre 2050 
bei 80 Prozent landen will, wären dadurch 
nicht gefährdet. 

Der zweite Kritikstrangbezicht sich auf 
die Einführung von Ausschreibungen, bei 
denen der günstigste Anbieter (der die 
niedrigsten Vergütungen bzw. Zuschüsse 
haben möchte) den Zuschlagbekommt, an- 
stelle der bisherigen garantierten fixen Ein- 
speisevergütungen. Damit solle die dezen- 
trale Bürgerenergiewende kaputtgemacht 
werden zugunsten einer Reanimation der 
großen Energiekonzerne. „Bürgerenergie- 
wende“ meint die Beteiligung von Bürge- 
Innen an Planung, Investition und Betrieb 
von Anlagen zur erneuerbaren Erzeugung 
von Strom. Etwa die Hälfte der Erzeu- 
gungsleistung von Wind, Fotovoltaik- 
und Biogas-Anlagen ist in „Bürgerhand“, 
genauer: Sie wird besessen von „Einzelei- 
gentümern“ (24%, zumeist Fotovoltaik), 
„Bürgerenergiegesellschaften“ wie Genos- 
senschaften, „Mitarbeiter- oder Kunden- 
beteiligungen“ (10%, zumeist Wind) so- 
wie „Bürgerbeteiligungen“ (13%, zumeist 
Wind). Mit letzteren sind „überregionale 
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Investitionen und Minderheitsbeteiligun- 
gen von Bürgern an Betreibergesellschaften 
von EEG-Anlagen“, gemeint (Trend Re- 
search/Leuphana Universität Lüneburg 
2013). Nichtals „Bürgerenergie“ hingegen 
zählen die 53-Prozent-EEG-Anlagen, die 
von den großen vier Energieversorgern 
(E.ON, RWE, Vattenfall und EnBW), 
Stadtwerken sowie institutionellen und 
strategischen Investoren betrieben werden. 


Die Bürgerenergiewende 
geht weiter 


Als Bürgerenergie im „engeren Sinne“ de- 
finieren Trend Research und die Leuphana 
Universität LüneburgEinzeleigentümerund 
Bürgerenergiegesellschaften, die zusammen 
34 Prozent der installierten Stromerzeu- 
gungsleistung aus EE halten (cbd.) und in 
der Region, in der die Anlagen stehen, an- 
sässigsind. Genau diese eigentliche Form der 
Bürgerenergie, jenseits von reinem grünem 
Investment, wird auch weiterhin möglich 
sein: Im neuen EEG sind zwar Ausschrei- 
bungsmodelle vorgesehen, an denen sich 
aufgrund der Kostenrisiken nach aller Er- 
fahrung nur große Anbieter beteiligen wer- 
den. Mit der Bagatellgrenze von 1 Megawatt 
(MW, entspricht etwa 10.000 Quadratme- 
tern Fotovoltaik), für die keine Ausschrei- 
bung erfolgen soll, wird allerdings ein breiter 
Schutzraum für den Betrieb kleinerer Anla- 
gen gewährt: Für sie gibt esnach wie vor eine 
Anschlusspflicht des Netzbetreibers und fixe 
garantierte Einspeisevergütungen. Hausei- 
gentümerInnen oder Dorfgemeinschaften, 
die als „Prosumenten“ (Paech 2012) bzw. 
selbstversorgende EnergiebürgerInnen ein 
paar Fotovoltaik-Module auf ihrem Dach, 
eine Biogasanlage in ihrem Dorf oder ein 
kleines Windrad aufihrer Weide installieren 
möchten, können dies weiterhin aufgrund 
der öffentlichen Förderung durch das EEG 


realisieren. 
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Je mehr solche kleinen BetreiberInnen 
wirkliche ProsumentInnen sind und nicht 
einfache StromproduzentInnen, desto cher 
ist die Wirtschaftlichkeit der EE-Anlage 
gegeben, denn deren Stromgestehungs- 
kosten! (und die daran orientierten fixen 
EEG-Vergütungen) liegen inzwischen 
deutlich unter den Strombezugskosten für 
Endverbraucher: Wer seinen Strom selbst 
verbraucht, hat ökonomische Vorteile 
gegenüber dem reinen Einspeisen. Auch 
MieterInnen können davon profitieren: 
Wohnungsbaugesellschaften oder Energie- 
genossenschaften können ihren regenerativ 
erzeugten Strom vom Dach als sogenann- 
ten Direktverbrauch ohne Stromsteuer und 
Netzentgelte verkaufen und so zu einer 
verbesserten Wirtschaftlichkeit gelangen. 
Der Betrieb solcher Mieterstrommodelle 
ist durch neue Definitionen und Regelun- 
gen im Energiewirtschaftsgesetz (Garantie 
unkomplizierter Zählerablesungen durch 
den Netzbetreiber, Verrechnungsmodelle 
bei Anbieterwechsel etc.) inzwischen 
rechtlich abgesichert. 

Das Fazit zur Novellierung des EEG 
muss also lauten: Ja, es gibt Verschiebun- 
gen zwischen Regulierungsformen, aber als 
grünes Projekt im Sinne einer ökologischen 
Modernisierung, eines Green New Deals, 
ist die Strom-Energiewende nicht gefähr- 
det. Auch können gerade diejenigen Ele- 
mente, die dem Leitbild einer Bürgerener- 
giewende am nächsten sind, weitergeführt 
werden: Dezentrales Investment in kleine 
Anlagen und die Idee der Selbstversor- 
gungin Form als Strom-ProsumentIn. Ein 
„graues Projekt“ (Tobias Haas in diesem 
Heft) ist durch das neue EEG nicht auf 


1 Stromgestehungskosten sind die Kosten, 
die für die Energieumwandlung von ei- 
ner anderen Energicform in elektrischen 
Strom anfallen. 
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dem Vormarsch. Es gibt allerdings einen 
grauen Restaurationsversuch durch die 
neue Rechte. Die AfD ist die einzige Partei, 
die die Energiewende dezidiert ablehntund 
für die der Klimawandel ein Hirngespinst 
der 1968er-Hegemonie ist. 

Auch mit dem neuen EEG kann eine 
grundsätzlich positiv zu bewertende Praxis 
politischer Ökologie weiter gehen. Denn 
beialler Kritik an sozialen Schieflagen und 
blinden Flecken, die im Folgenden weiter 
ausgeführt wird, istzunächst festzuhalten, 
dass die EEG-geleitete Praxis der Strom- 
energiewende erstens überhaupt einen Ein- 
stiegin den Ausstieg aus dem Fossilismus 
möglich gemacht hat. Zweitens stellt sie 
einen unterstützenswerten „Verstoß“ gegen 
das neoliberale Prinzip des reinen Marktes 
dar. Die staatlich-regulative Bevorzugung 
von Erneuerbaren stellt das gesellschaft- 
liche Interesse an der Verhinderung einer 
für das Leben vieler Menschen katastro- 
phalen Erderwärmung über die Interessen 
einzelner Marktteilnehmer, die dadurch 
empfindliche Rückgänge ihrer Gewinne 
verzeichnen müssen. Das EEG ist eine 
Investitionslenkung in Form einer Rah- 
mensteuerung, ohne auf Staatseigentum 
und Detaileingriffe zu setzen. Eine solche 
Rahmenregulierung ist mehr als die grün 
erneuerte marktliberale Idee eines ethi- 
schen Marktes, auf dem ethische Konsu- 
mentInnen auf ethische ProduzentInnen 
treffen - eine Denkrichtung im ökologi- 
schen Diskurs, die allein aufeinen Kultur- 
und Präferenzwandel der Einzelnen setzt 
in der Hoffnung, dass früher oder später 
alle ethisch verantwortlich handeln (Ad- 
ler/Schachtschneider 2010), in diesem Fall 
also ihren Ökostrom gegen Aufpreis bei 
irgendeinem Ökostromerzeuger bestellen. 
Dazu würde ein liberalisierter europäischer 
Energiemarkt mit ein paar harmonisierten 
technischen und organisatorischen Regeln 
zur Sicherstellung grenzüberschreitender 
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Lieferungen ausreichen. Die Rahmenre- 
gulierung des EEG mit dem Eingriff in 
den Marktpreis und der Sicherstellung 
der Möglichkeit der Ökostromproduktion 
hingegen stellt eine Verallgemeinerungdes 
ethisch-ökologischen Anspruchs dar: Ein 
Zwang zum ethischen Produzieren, Kon- 
sumieren und Bezahlen von Ökostrom. 


Ökosteuer für Privatinvestitionen: 
Kein Modell 


Das ökonomische Modell dieses Zwangs 
zum Bezahlen ist im Grunde Folgendes: 
Auf den Konsum der EndverbraucherIn- 
nen wird eine Ökoabgabe erhoben (die 
EEG-Umlage), mit deren Einnahmen das 
Investment für dasRichtige gefördert wird. 
Analog zur 1999 bis 2003 eingeführten 
Ökologischen Steuerreform (ÖSR) be- 
wirkt sie eine Umverteilung nach oben, 
wie im Übrigen bei allen bisher angewen- 
deten ökonomischen Instrumenten der 
Energiewende (Schachtschneider 2012). 
Ärmere Haushalte zahlen zwar weniger 
als Wohlhabende, da sie - entgegen weit- 
verbreiteter Annahmen - unterdurch- 
schnittlich Energie konsumieren (Bach 
2009; Kopatz 2013; Keuschnigg/Schubert 
2013). Siezahlen im Saldo aber drauf, weil 
sie nicht oder in geringerem Maße von der 
Verwendungdieser Einnahmen profitieren 
(als Investitionshilfe im Falle des EEG oder 
als Senkung von Rentenbeiträgen im Falle 
der ÖSR). Eine Alternative wäre die För- 
derung des gesellschaftlich gewünschten 
Öko-Investments von Privaten durch die 
Besteuerung Wohlhabender, etwa durch 
eine Vermögenssteuer, eine Erbschafts- 
steuer oder einen „Energiewende-Soli“. 
Ein anderer Weg zur Vermeidung 
dieser Umverteilung nach oben wäre die 
Förderung anderer Eigentümerstruk- 
turen für das erwünschte Investment, 
also etwa die in der Linken viel zitierten 
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„demokratischen Stadtwerke“, bei denen 
alle BürgerInnen mitbestimmen können 
und von deren Energiewende-Aktivitäten 
ökonomisch alle in gleichem Maße profi- 
tieren würden. Es istallerdings kein Trend 
der Rekommunalisierung der Energie- 
produktion zu verzeichnen. Zwar gab es 
Anfang der 2010er Jahre eine Reihe von 
Stadtwerke-Neugründungen, vor allem in 
kleineren Städten zum Zwecke der Wieder- 
erlangung der Konzession für den Betrieb 
des Stromnetzes, den einige Kommunen 
als finanziell attraktiv erkannten. „Oben- 
drauf“ wurde häufig das Ziel formuliert, 
die Energiewende durch den Aufbau ei- 
gener Erzeugungskapazitäten bei EE und 
Kraft-Wärme-Kopplung voranzutreiben. 
Zudem gab es in jüngster Zeit auch in ei- 
nigen größeren Städten (Berlin, Hamburg, 
Oldenburg) vom „sozial-ökologischen 
Flügel“ der linken Klimabewegung (vgl. 
Hendrik Sander in diesem Heft) Kampa- 
gnen für einen Rückkauf vormals öffent- 
licher Netze. Diese Bewegung konnte sich 
aber nicht ausweiten, da sie die essenzielle 
Dringlichkeit ihres Anliegens für das Ge- 
lingen der Energiewende nicht deutlich 
machen konnte. Ob die Stadt Hamburg 
oder irgendein Privater das Stromnetz in 
einem hoch regulierten Umfeld betreibt, 
ändert zunächst nichts am Zubau neuer 
EE-Anlagen oder dem fehlenden Ausstieg 
aus der Kohleverstromung: Netzbetreiber 
müssen jeden Strom diskriminierungs- 
frei durchleiten. Entgegen der Hoffnung 
vieler linker EnergiewendeaktivistInnen 
ist der Aufbau eigener regenerativer Er- 
zeugungskapazitäten durch Stadtwerke 
hingegen bisher vernachlässigbar. Deren 
EE-Anteilan der Stromproduktion lagmit 
12 Prozent im Jahre 2012 weit unter dem 
bundesweiten Wert und ist seitdem nicht 
nennenswert gestiegen. Offensichtlich sind 
viele Rosinen bei Fotovoltaik- und Winds- 
tandorten aufkommunalem Gebiet schon 
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herausgepickt, zudem schrecken Kom- 
munalvertreterInnen angesichts austeri- 
tätsbedingter knapper Finanzspielräume 
vor Ausgaben auch dort zurück, wo die 
Absicht nach mehr eigenen Investitionen 
in die Energiewende zumindest deklara- 
tiv verankert werden konnte, wie etwa im 
Zuge des erfolgreichen Volksentscheids in 
Hamburg. 

Beide potenziellen Wege einer Ver- 
meidung der sozialen Schieflage bei der 
Finanzierung der Energiewende - Finan- 
zierungder privaten Produktion nur durch 
Wohlhabende oder Nutznießung für alle 
durch öffentliche Produktion - wurden 
und werden nicht gegangen, obwohl sie 
(europa-Jrechtlich möglich wären. Die Bür- 
gerenergiewende in der jetzigen Form war 
der historische Kompromiss einer ökologi- 
schen Modernisierung der Stromproduk- 
tion durch Regulierung des Strommark- 
tes, verbunden mit der Förderung neuen 
Kleinunternehmertums und der Hoffnung 
auf neue Exportchancen. Latenter, also 
nicht thematisierter Bestandteil dieses 
Deals war eine überproportionale Belas- 
tung ärmerer Schichten. Ebenfalls nicht 
eingeflochten wurden Vorstellungen einer 
Demokratisierung der Energieproduktion. 
In der Energiewendebewegungvorhandene 
Hoffnungen wurden (im doppelten Wort- 
sinne) aufgehoben in der Möglichkeit, als 
private EnergiebürgerInnen allein oder in 
einer Energiegenossenschaft gemeinsam 
ethische InvestorInnen sein zu können. 

Die diesen Kompromiss tragende 
Kräftekonstellation setzt sich wesentlich 
zusammen aus grün-ethisch orientier- 
ten Mittelschichten, aus BeraterInnen, 
IngenieurInnen und FacharbeiterInnen, 
die an neuen Erwerbsmöglichkeiten als 
Selbstständige, TeilhaberInnen oder Mit- 
arbeiterInnen in kleinen und mittleren 
Unternehmen interessiert sind, sowie aus 
InvestorInnen und UnternehmerInnen, die 
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neue sicherere Anlagemöglichkeiten sehen. 
„Bürgerenergiewende“ ist das verbindende 
soziale Paradigma dieser gesellschaftli- 
chen Koalition. Eingeführt wurde es von 
Energiewende-AktivistInnen, von denen 
viele der neuen kleinen Unternehmen ge- 
gründet wurden. Sie woll(t)en damit die 
Energiewende von „unten“ gegen die alten 
Konzerne vorantreiben. Mit der Erzählung 
der Bürgerenergiewende können sie im Ver- 
bund mit weiteren Schichten ihren morali- 
schen Impetus als Energiewende-Befürwor- 
terInnen mit ihrem sozialen Statusbedürfnis 
als verantwortlich gestaltende BürgerInnen 
und ihrem finanziellen Interesse als Anle- 
gerInnen verbinden. Kritiken daran, etwa 
am Preisanstieg für Strom, der vor allem 
Arme trifft, werden entsprechend vehement 
zurückgewiesen und als Propaganda ewig 
gestriger Konzerne gebrandmarkt, ohne das 
dabei zutage tretende Verteilungsproblem 
als solches anzuerkennen. 

Wie jedes soziale Paradigma ist auch der 
Begriff der Bürgerenergiewende nichtganz 
sauber. Eigentlich ist sie nur eine Bürge- 
rinvestor-Energiewende. „Bürgerenergie- 
wende“ blendet aus, dass weite Schichten 
nicht investitionsfähiger BürgerInnen aus- 
geschlossen sind. In der Begrenztheit dieses 
Kompromisses, in ihren blinden Flecken 
liegen auch die Grenzen für seine Auswei- 
tung: Die Strom-Energiewende wird nach 
diesem Schema nicht weitergehen können. 
In der EEG-Novelle werden der Zubau und 
das Modell der Fixvergütung auch deshalb 
begrenzt, weilein weiterer Preisanstieg, un- 
ter dem Ärmere besonders zu leiden hätten, 
die Akzeptanz der Energiewende zu stark 
gefährden würde. 

Noch weniger kann das Modell der 
Stromenergiewende auf den Gebäude- 
wärme-Sektor ausgeweitet werden. Er spielt 
von der Ressourcen- und Emissionsbilanz 
her eine weitaus größere Rolle, die Ener- 
giewende dort ist aber im Vergleich zum 
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Stromsektor relativ schwach entwickelt. 
Die Problematik der „Umverteilung nach 
oben durch Energiewende“ setzt hier stär- 
kere Widerstände, dadie Umwandlungdes 
Altbaubestandes in Niedrigenergiehäuser 
kostenintensiver ist. Die Mehrkosten 
durch die Stromenergiewende betragen 
für einen Vierpersonen-Haushalt ca. 20 
Euro pro Monat, die durch Umlage der 
Modernisierungskosten verursachte effek- 
tive Erhöhung der monatlichen Miete bei 
energetischer Gebäudesanierung beträgt 
dagegen 100 Euro für eine 100-Quad- 
ratmeter-Wohnung - bei durchschnittli- 
chen Sanierungskosten, die eingesparten 
Energiekosten von maximal 50 Euro pro 
Monat bereits abgerechnet (Simons 201]; 
Schachtschneider 2012). Die Wärmeener- 
giewende kann so zur „ökologischen Gen- 
trifizierung“ (Holm 2011) „missbraucht“ 
werden. Aber auch die Anwendung des 
EEG-Modells, eine kostendeckende Ver- 
gütung energetischer Sanierung, finanziert 
über eine entsprechende Umlage (einen 
Aufschlag auf den Gas- und Heizölpreis) 
würde zu einem Vielfachen der Belastun- 
gen durch die EEG-Umlage führen - und 
wäre daher nicht ohne große soziale Frik- 
tionen realisierbar. 

Es gibt zwar ein breites ökonomisches, 
politisches und ideologisches Interesse, 
auch im Gebäudesektor die Energiewende 
weiterzu treiben. Es herrscht aber Ratlosig- 
keit, wie die für eine ambitionierte Emis- 
sionsminderung um 80 Prozent bis zum 
Jahre 2050 notwendige Erhöhungder nor- 
malen Sanierungsrate von 1 Prozent aufca. 
2,5 Prozent pro Jahr erreicht werden kann, 
ohne den EigentümerInnen große Mitnah- 
megewinne zu verschaffen, die aus öffentli- 
cher Hand finanziert werden. Dabei gäbe es 
durchaus auch im Kapitalismus eine radi- 
kale Reform-Idee: die Finanzierung energe- 
tischer Sanierung mit einer „Soli-Abgabe“ 
von HausbesitzerInnen, entsprechend 
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ihrer Gewinne durch Vermietung. Das 
wäre das Modell „Wohlhabende zahlen 
die Energiewende“, eine Kombination aus 
Ökologie und Umverteilung, diesmal von 
oben nach unten. 

Im dritten wichtigen Feld der Energie- 
wende, der Mobilität, wird das Stromener- 
giewende-Modell „Ökosteuer für Privatin- 
vestitionen“ ebenfalls nicht angewendet. 
Es würde bedeuten: Auf alle Mobilitäts- 
kilometer wird eine Abgabe erhoben, mit 
der dann der öffentliche Verkehr gefördert 
wird. Die Praxis sieht anders aus — die Fi- 
nanzierung der Defizite des Nahverkehrs 
erfolgt über sogenannte Regionalisierungs- 
mittel des Bundes, d.h. über das allgemeine 
Steueraufkommen. Hier ist schon am ehes- 
ten das Prinzip „Wohlhabende finanzieren 
die ökologische Alternative“ angewendet, 
allerdings in geringem Umfang und mit 
hoher Schwelle für die Beteiligung armer 
Schichten an einer Öko-Mobilitäts-Kultur, 
da die Tickets für sie in der Regel zu teuer 
sind. Um mit Open Access (etwa ein ticket- 
loser ÖPNV) die noch bestehende Hürde 
zur Oko-Mobilität für alle wegzureißen, 
müsste dieser Finanzierungsmechanismus 
„oben für alle“ ausgebaut werden. 


Green New Deal needs 
Energiewende 


Mit dem bei Nutzung von Sonne, Wind 
und Biomasse technisch naheliegenden 
Wechsel von zentraler zu dezentraler Er- 
zeugung des Stroms war die Vorstellung 
verbunden, alle BürgerInnen könnten 
nun als SelbstversorgerInnen beispielhaft 
schon einmal zeigen, wie der Ausstieg aus 
dem Kapitalismus geht. Dass mit dem 
technologisch gebotenen Wandel der 
Produktivkräfte hin zu mehr dezentraler 
Erzeugung auch ein Wechsel zu einer 
anderen Produktionsweise, einer weniger 
kapitalistischen oder zumindest einer 
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sozial gerechteren Variante verbunden ist, 
stellt sich allerdings als Illusion heraus: 
Solare Gesellschaft gleich solidarische 
Produktion (Altvater 2005) - diese Glei- 
chung gilt nicht. Wenn auch die Genese 
des Kapitalismus erst durch den Einsatz 
fossiler Brennstoffe möglich wurde, ist 
doch der Umkehrschluss nicht wahr: Sein 
Ende wird keineswegs durch den Rück- 
zug aus fossiler Energie erzwungen oder 
auch nur begünstigt. Dezentrale Strom- 
erzeugung darf nicht mit der Erreichung 
einer Unabhängigkeit vom Kapitalismus, 
sozusagen einer Wiederaneignungvon Pro- 
duktionsmitteln verwechselt werden. Die 
partielle Selbstversorgung mit Fotovoltaik- 
Modulen und Windrotoren gelingt nur, 
wenn diese High-Tech-Produkte vorher auf 
neuen grünen Märkten gekauft wurden. 
Keine dezentrale Stromerzeugungsanlage 
ist selbst produziert. Es geht auch in der de- 
zentralen Bürgerenergiewende nichts, ohne 
dass die neuen grünen Kapitalfraktionen 
(Haas/Sander 2013) Profit erwirtschaften. 

Die Energiewende ist zwar in ihrer 
regulatorisch-ökonomischen und damit 
auch sozialpolitischen Feinstruktur um- 
kämpft, aber als zentraler Bestandteil der 
vorherrschenden Variante eines Green 
New Deal wird sie prägend bleiben. 
Dessen Grundprinzip besteht darin, mit 
einer erhöhten Nachfrage nach grünen 
Technologien und Produkten für neues 
Wachstum zu sorgen. Dem Staat kommt 
bei diesem langanhaltenden grünen Kon- 
junkturprogramm eine größere Rolle zu 
als im reinen Neoliberalismus. Die grüne 
industrielle Revolution soll durch direkte 
staatliche Investitionen in ökologische In- 
frastruktur, die Schaffungeines günstigen 
Rahmens für das Wachstum des Marktsan 
grünen Produkten und Dienstleistungen 
auf den Weg gebracht werden. Letzteres 
war und bleibt die bevorzugte Strategie 
für die Strom-Energiewende. 


Energiewende needs Degrowth 


Dem Green New Deal liegt wie seinem 
historischem Vorläufer, dem New Deal, 
eine bestimmte Vorstellung sozialen Fort- 
schritts zugrunde. Das soziale Angebot, 
der „Deal“, besteht in der Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen und dem dazugehö- 
rigen Empowerment der ArbeitnehmerIn- 
nen, die aus den Alt-Industrien heraus ge- 
drängt sind oder es noch werden. Durch 
Erhöhung der Bildungsausgaben und 
-chancen sollen die von Ausschließung 
Bedrohten wieder in die (Arbeits-)Gesell- 
schaft hereingenommen werden. Dies ist 
gleichzeitig funktional notwendig, denn 
die neuen grünen Arbeitsplätze erfordern 
höhere Qualifikationen als die alten mas- 
senindustriellen Fertigungslinien. Die so- 
ziale Frage als Verteilungsfrage hingegen 
gilt als weitgehend gelöst, eben durch den 
historisch längst vollzogenen New Deal. 
Daher wird ein durch Öko-Besteuerung 
bzw. im Falle der Stromenergiewende 
durch die EEG-Umlage verursachter An- 
stieg der Preise für Strom, Mobilität und 
Heizen nicht als soziales Problem, etwaals 
Verschärfungökonomischer Ungleichheit 
gesehen. Daalle Arbeit bekommen werden 
(„grünes Jobwunder“), könne auch jedeR 
mit den höheren Preisen leben - so die zu- 
meist implizite Annahme. Zudem reiften 
durch den Innovationsschub günstigere 
umweltschonende Alternativen wie billi- 
ger Solarstrom, gedämmte Wohnungen, 
öffentlicher Verkehr oder efhziente Elekt- 
rogerätc heran. Allenfalls besonders belas- 
tete ärmere Schichten sollen in bestimmten 
Fällen einen Ausgleich erhalten, etwa für 
ansteigende Heizkosten (Heinrich-Böll- 
Stiftung 2009). 

Während diese dominante Variante des 
Green New Deal keine sozialpolitischen 
Komponenten enthält, werden Forderun- 
gen wie Arbeitszeitverkürzung, Mindest- 
löhne, höhere Unternehmenssteuern, aber 
auch verstärkte öffentliche Investitionen 
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für den ökologischen Umbau in gewerk- 
schaftliche und linkssozialdemokratische 
Konzepte eines ‘sozialen’ Green New Deal 
eingearbeitet (Schachtschneider 2009). Die 
damit verbundene Hoffnung ist, erst diese 
Umverteilungvon Arbeit und Einkommen 
könne den Knoten im Investitionsstau 
lösen, da dadurch die schwächelnde Bin- 
nennachfrage in den exportorientierten 
Industrieländern angeregt wird. Finanziert 
werden soll der ökologische Umbau bzw. 
die Energiewende durch höhere Steuern 
für Wohlhabende und Unternehmen statt 
durch die Belastung von Konsum durch 
Ökosteuern. Weiterer Bestandteil sind 
Forderungen nach „guter Arbeit“, wie sie 
etwa die IG Metall in ihren Kampagnen 
und Organizing-Versuchen in der Wind- 
energiebranche zu verankern versucht. 
Zudem sollen nach diesem Paradigma 
die Energiewende-Investitionen stärker 
aus der öffentlichen Hand kommen, um 
gestalten zu können, aber auch um sie an 
den Gewinnen zu beteiligen. Die jüngsten 
Kampagnen zur Rekommunalisierungder 
Netze für Strom und Gas wurden (auch) 
so begründet und versuchten damit das 
grüne Projekt um rote Bestandteile zu 
erweitern. Damit ähnelt die soziale Vari- 
ante des Green New Deal am ehesten dem 
historischen Vorläufer. Auch im New Deal 
wurden Steuern erhöht, um öffentliche In- 
vestitionen zu finanzieren, trugen höhere 
Löhne zur Steigerungder Binnennachfrage 
bei. Gemeinsam ist dem Green New Deal 
und seiner ‘sozialen’ Variante allerdings 
die Hoffnungauf Wachstum als Löser von 
Wirtschaftskrise, sozialer und ökologischer 
Herausforderung. 


Energiewende needs Degrowth 


Es gibt aber auch wachstumskritische 
Vorschläge für einen Green New Deal. 
In der Studie des Wuppertal-Instituts 
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„Zukunftsfähiges Deutschland in einer 
globalisierten Welt“ etwa wird ein „neuer 
Gesellschaftsvertrag“ gefordert: Die Bür- 
gerInnen als UnternehmerInnen und 
KonsumentInnen sollen einen Teil ihrer 
„Kapital- und Komfortmacht an die Natur 
und die Schlechtergestellten aufdem Glo- 
bus“ abtreten, das heißt sie sollen als „eco- 
nomic under achiever“ sich weniger vom 
globalen Konsumkuchen nehmen, als sie 
könnten und damit Entfaltungsräume für 
Ärmere ermöglichen. Diese Umverteilung 
sichere ihnen im Gegenzug eine lebens- 
werte Umwelt. Der notwendige Rückbau 
des fossilen Ressourcenverbrauchs um 80 
bis 90 Prozent bis zum Jahr 2050 werde 
sich kaum mit einer Verdoppelung des 
Bruttoinlandsprodukts - was einer cher 
geringen jährlichen Wachstumsrate von 
1,5 Prozent entspräche - vereinbaren las- 
sen. Zukunftsfähigkeit erfordere deshalb, 
schon heute vorsorgend Wege zu einer 
Wirtschaftsweise einzuschlagen, die allen 
Bürgern ein gedeihliches Leben sichert, 
ohne auf ständiges Wachstum angewie- 
sen zu sein.“ (BUND/EED 2008). Dazu 
werden neue Wohlstandsmodelle des „we- 
niger ist mehr“, des „simplify your life“, der 
„Eleganz der Einfachheit“ etc. propagiert. 
Anders als im „Empowerment“-Deal und 
im „Umverteilungs“-Deal gehen diese 
AutorInnen davon aus, dass sich Res- 
sourcenverbrauch und Wachstum nicht 
dauerhaft entkoppeln lassen und daraus 
die Forderung nach einem neuen Wohl- 
standsmodell erwächst, welches aber oh- 
nehin dringend notwendig für ein besseres 
Leben sei. Dem Lebensstil nach ist es ein 
„Entrümpelungs“-Deal, dem Leitbild der 
Arbeit nach ein anti-produktivistischer 
Deal: Ziel ist nicht mehr, möglichst viel 
(Grünes) zu produzieren und möglichst 
viel (grüne) Arbeit zu schaffen. 

Damit ist angezeigt, welche Ansprü- 
che an eine umfassende Energiewende 
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im Rahmen einer sozial-ökologischen 
Transformation, einem „Phasenwechsel 
mit offenem Ausgang“ (Adler/Schacht- 
schneider 2010), bearbeitet werden müss- 
ten - jenseits einer auf technologische 
Innovationen fokussierten ökologischen 
Modernisierung, wie sie aktuell durch 
die Strom-Energiewende vollzogen wird. 
Mit der neu entflammten Degrowth-Ori- 
entierung wird das aufgegriffen. Die an 
ihr orientierten Akteure versuchen: gutes 
Leben bzw. die Abkehr von einer „imperi- 
alen Lebensweise“ (Brand/ Wissen 2013) 
in ersten Praxisschritten umzusetzen. Es 
geht nicht nur um eine andere technische 
Form der Energiebereitstellung, sondern 
um weniger Energiebedarf, durch Werte- 
wandel, durch mehr gemeinschaftliches 
Leben, durch mehr Regionalwirtschaft, 
durch mehr solidarisches Wirtschaften. 
Diese Strategie des sozio-ökonomischen 
Kulturwandels von unten ist ein notwen- 
diger Schritt, um zu zeigen, dass es auch 
anders gehen könnte. Aber es ist keine 
hinreichende Strategie, um diese Kultur 
des „Weniger“ aus der Nische zu bringen. 
Denn sie erscheint keineswegs für die 
Mehrheit als attraktive Idee. Pickett und 
Wilkinson (2010) konnten empirisch 
zeigen, dass mit steigender ökonomischer 
Ungleichheit kompensatorischer und 
statusorientierter Konsum zunimmt, was 
immer mit steigendem Energiebedarf ver- 
bunden ist. Der Kulturimpuls „Befreiung 
vom Überfluss“ (Paech 2012) kann es sich 
also nicht „leisten“, Ungleichheit als „Ne- 
benwiderspruch“ abzutun. Das gilt nicht 
nur in ökonomischer Hinsicht. Der Leis- 
tungsdruck steigt in einer zunehmend ubi- 
quitär wettbewerbsförmig strukturierten 
Gesellschaft auf vielen Feldern (vgl. Rosa 
2012). Wer ständig damit beschäftigt sein 
muss, seine unsichere gesellschaftliche 
Anerkennung nicht nur in der Erwerbsar- 
beit, sondern auch bei Intimbeziehungen, 


Energiewende needs Degrowth 


Freundschaften, Elternschaft, Körperäs- 
thetik, Gesundheit, Kultur, sozialem En- 
gagement etc. durch Verbesserung seiner 
„Performance“ zu sichern, wird kaum auf 
seinen Energiebedarf dabei achten können. 

Wer die Energiewende bis zum Punkt 
eines nicht-imperialen, global-fairen Ener- 
gieverbrauchs führen möchte, kommt um 
Fragen nicht herum, wie die energieinten- 
sive Ungleichheit, die Wettbewerbs- und 
Hierarchieförmigkeit der Gesellschaft 
verringert werden kann. Dafür kann 
eine Reform der Finanzierung, die Öko- 
Förderung mit Umverteilung nach unten 
verbindet und damit die Energiewende 
in Richtung der sozialen Variante eines 
Green Deals umspurt, nurein Anfangsein. 
Allerdings muss auch die weitergehende 
Degrowth-Bewegung Umverteilung als 
notwendige Bedingungeines gesellschafts- 
weiten Turns zum „Weniger“ erkennen. 
Dazu muss sie politischer werden, indem 
sie etwa fragt: Wie können ökonomische 
und soziale Anerkennungsverhältnisse 
geschaffen werden als Basis für eine breit 
geteilte Bereitschaft zur Suffizienz, was 
auch immer jedeR Einzelne darunter fassen 
mag? Wie kann die persönliche ökonomi- 
sche Existenz jenseits der Erwerbsarbeit 
gesichert werden, sodass der Druck zur 
Aufrechterhaltung problematischer, die 
Energiewende permanent behindernder 
Produktion (z.B. Braunkohle, Autoin- 
dustrie) sich verringert? Wodurch können 
Langsamkeit und Gelassenheit gegenüber 
den multiplen gesellschaftlichen Wetrbe- 
werben eine angstfreie Option werden? 
In welcher Weise lässt sich die konkret- 
utopische Perspektive persönlicher Befrei- 
ung aus stressigen und energieintensiven 
Alltagsverhältnissen durch institutionell 
abgesicherten Zeitwohlstand denken? 
Wie kann die Entwicklung immaterieller 
Bedürfnisse politisch gestützt werden? 
Welche Degrowth-Potenziale in diesem 
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Sinne hätte etwa ein bedingungsloses 
Grundeinkommen? 

Die wachstumskritische Bewegung 
muss ebenso aus ihrer kulturellen Nische 
heraus. Bisher ist in ihr die Vorstellungvon 
Subsistenzarbeit als Ersatz arbeitsteiliger 
gesellschaftlicher Produktion dominant. 
Es ist aber davon auszugehen, dass das oft 
zeitaufwändigere und mühseligere Selber- 
machen in einer kulturell fragmentierten 
Moderne keineswegs für alle eine attraktive 
Lebensperspektive darstellt. Zu fragen ist 
daher: Mit welcher Arbeitspolitik, kön- 
nen verschiedene (Work)-Lifestyles of 
Degrowth realisiert und damit die vor- 
herrschenden produktivistischen Orien- 
tierungen abgebaut werden? Wie kann 
gebrauchswertorientiertes solidarisches 
Wirtschaften finanziell und institutionell 
gefördert werden, sodass sich dieser Ansatz 
sozial-ökologischer Arbeitsteilung verall- 
gemeinern kann? 

Schritte in Richtung einer solchen 
- objektiv antikapitalistisch wirkenden 
_ Energiewende jenseits eines grün-pro- 
duktivistischen Green New Deal wird es 
nicht im Konsens mit der gegenwärtigen 
Mehrheitsgesellschaft geben. Werden diese 
Fragen der politischen Stützungund Absi- 
cherungeiner energiebedarfsarmen Kultur 
des Guten Lebens aber von der Degrowth- 
Bewegungzusammen mitder Energie-und 
Klimabewegung aufgegriffen und in not- 
wendigerweise auch konfrontativere Forde- 
rungen im Sinne nicht reformistischer Re- 
formen (Andre Gorz) übersetzt, sind auch 
neue Akteurs-Allianzen möglich. Daswäre 
nicht nur ein Hinausführen des grünen 
Projekts über sein gegenwärtiges Stadium 
der Investorbürger-Energiewende, sondern 
ein Beitrag gegen das weitere Erstarken des 
nicht nur energiepolitisch „grauen“ Restau- 
rationsprojekts der Rechten. 
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Die Strategie der convergence des luttes in Frankreich 
Zur Bewegungsdynamik zwischen Demokratie- und 


Klassenfrage 


Rückkehr der Bewegung der Plätze, Rück- 
kehr des Klassenkonflikts, Rückkehr der 
Geschichte? Im achten Jahr der Dauerkrise 
werden die Herrschenden auch in Zent- 
raleuropa vom Gespenst der Demokratie- 
frage heimgesucht. Die Massenbewegung 
der Anti-Austeritäts- und Demokratie- 
kämpfe erreicht in Frankreich ihr bislang 
geoökonomisch nördlichstes Kampffeld 
- und das ausgerechnet in dem Land, in 
dem die gesellschaftliche Linke mit den 
Anschlägen von Paris, repressivem Aus- 
nahmezustand und einem erstarkten Front 
National bei den Regionalwahlen Ende 
2015 in kollektiver Depression versunken 
schien. Weniger als ein halbes Jahr später: 
Jugendbewegung, Platzbesetzungen und 
Massenstreiks gegen die „Reformgesetze“ 
Loi El Khomri und ihre neoliberale Welt. 
Der politische Konflikt in Frankreich tritt 
in einer Intensität und Dynamik auf, die 
bewirkt, dass sich nicht nur die Parameter 
des politischen Felds schneller verschieben 
als die Herrschenden (re-Jagieren können, 
sondern auch neue Formen der politischen 
Artikulation und Strategie entstehen. 

In Frankreich kristallisiert der Prozess 
der Arbeitsgesetzreform Loi El Khomri, 
benannt nach Myriam El Khomri, der 
Ministerin für „Arbeit, Beschäftigung 
und sozialen Dialog“, die autoritäre Ver- 
schärfung der neoliberalen Agenda: Zur 
Durchsetzung des Gesetzentwurfs, der 
insbesondere eine „Flexibilisierung“ der 
Arbeitszeiten und die Schwächung der 


Gewerkschaften bewirken soll (ausführ- 
lich Syrovatka 2016b), wurde die parla- 
mentarische Debatte zweimal durch den 
Verfassungsparagrafen 49.3 ausgehebelt. 
Die Zustimmungswerte für das Gesetz 
tendieren wie die von Francois Hollande 
gegen 10 Prozent. Nur 5 Prozent der 
französischen Bevölkerung fühlen sich 
von Politiker*innen überhaupt noch re- 
präsentiert, die Fünfte Republik steckt 
in einer Repräsentationskrise. Der Front 
National, zunächst wegen Verstrickungen 
in die Panama-Paper-Affäre in der Defen- 
sive, konnte die „Krise des Establishments“ 
im Kontext der Arbeitsgesetzreform nicht 
nutzen. Je länger und tiefer sich die Bewe- 
gung gegen die Loi El Khomri in die Ge- 
sellschaft einschreibt, desto eher wird es der 
gesellschaftlichen Linken möglich, sich aus 
einer Defensivposition herauszubewegen 
und zwischen Demokratie- und Klassen- 
frage einen Selbstkonstitutionsprozess zu 
suchen. 

Während die mediale Berichterstat- 
tung in den Kategorien der Quantität der 
gewerkschaftlichen Mobilisierungszah- 
len oder der abstrakten Überschätzung 
von Nuit Debout als demokratischem 
Leuchtturm verhaftet bleibt, sind die 
strategischen Einsätze, Dynamiken und 
Erfolge der Proteste bisher wenig beleuch- 
tet. Ich möchte zeigen, dass die Bewegung 
in der Strategie der convergence des luttes 
(Bündelung der Kämpfe) als Suche nach 


einem gemeinsamen Kampffeld und als 
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Zusammenführung der Kämpfe gegen 
verschiedene Unterdrückungs- und Aus- 
beutungsverhältnisse konvergiert. Die 
Qualität der französischen Bewegung soll 
erstens im Kontext des Bewegungszyklus 
seit den 2010er Jahren alseine Annäherung 
von Demokratie- und Klassenkämpfen ge- 
deutet werden (1). Vor dem Hintergrund 
der „neuen Protestbewegungen“ werden 
dann die zentralen Wegmarken und 
strategischen Einsätze der Bewegung in 
Frankreich als convergence des Luttes dar- 
gelegt (2). Ausgehend von Felix Syrovatkas 
hegemonietheoretischer Analyse wird die 
nachhaltige Krise des neoliberalen Regie- 
rungsprojekts als Interventionsmöglich- 
keit für einekommende Bewegungheraus- 
gestellt (3). Abschließend wird gegen jede 
nationalistische Hypothese in Angesicht 
der Verwerfungen innerhalb der neolibe- 
ralen EU eine europäisch-transnationale 


Bewegungsperspektive skizziert (4). 


1. Nuit Debout im 
Bewegungszyklus 


Der globale Protestzyklus seit Ende 2010 
hat durch vielfältige Massenproteste und 
Revolten in großen Teilen der Welt neue 
Formen des Protests, der Organisation 
und Subjektivität hervorgebracht. Dieser 
„Epochenbruch“ (Azzellini 2014) bedeu- 
tet einerseits eine Kritik an sozialen, poli- 
tischen und ökonomischen Verhältnissen 
sowie andererseits eine Selbstorganisation 
und Suchbewegung nach anderen Prak- 
tiken des Gemeinsamen von bisher nicht 
organisierten Menschen. „Die Konsistenz 
in Umfang, Reichweite, Inhalt, politischer 
Ausrichtung und Form, die dabei an den 
Tag tritt, ist mindestens seit den 1960er 
Jahren unbekannt.“ (Ebd.: 496) Vor die- 
sem Hintergrund sind die Ereignisse in 
Frankreich zu verstehen. Nuit Debout 
lässt sich als jüngste Erhebung in einem 
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Bewegungskontinuum von Aufständen 
seit Occupy Wallstreet, den Besetzungen 
des Tahrir-Platzes oder der M15-Bewe- 
gung in Spanien deuten. Diese werden, 
auch wenn sie vorübergehend von Plätzen 
verschwunden sind, hinsichtlich ihrer 
Sprache, Forderungen und Aktionsformen 
explizit zitiert und wieder aufgenommen. 
Dies reicht von der Platzbesetzung (wie sie 
insbesondere für die arabischen Revolten 
ausschlaggebend waren) und den Formen 
der partizipativen Demokratien, bis hin 
zu den experimentellen Zeichensymbo- 
len und der Umbenennung von Orten.! 
Der Geist der Erhebungen drängt nach 
Aktualisierung und Weiterentwicklung. 
Charakteristisch für Nuit Debout ist 
zudem der Versuch, das kapitalistische 
Zeitregime aufzuhalten, was sich in der 
Aktionsform der Blockade verdeutlichte 
und in der Veränderung des herrschenden 
Kalenders einen symbolischen Ausdruck 
fand. Während die „großen Revolutionen 
neue Kalender einführen“ (Benjamin 1992: 
151), trat hier das historische Bewusstsein 
zutage, einen Interventionspunkt gegen die 
Schwäche der Herrschenden in Frankreich 
setzen zu können. 

Die Nuit-Debout-Bewegung baut in 
der Form auf den „neuen Protestbewe- 
gungen“ auf und erhält mit dem Kampf 
gegen das Gesetz El Khomiri einen direkt 
klassenkämpferischen Irhalt. In dieser di- 
alektischen Zitation der Geschichte bringt 
Nuit Debout in seiner dynamischen Phase 
einen qualitativen Sprung im Vergleich zu 
beispielsweise den Besetzungen bei Occupy 
Wallstreet: Es geht nicht um die Platzbeset- 
zung als solche, sondern um die (Wieder-) 
Aneignung des öffentlichen Raums, um 


1 So wurde beispielsweise der Place de la 
Republique symbolisch zum Place de la 


Commune umbenannt. 
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eine strategische Diskussion zur Bünde- 
lung der Kämpfe verstetigen zu können. 
Der zeitweise besetzte Platz spielt für die 
Bewegung so lange eine progressive Rolle, 
wie er hilft, die eigene Kraft zu stärken, 
Begegnungen und Erfahrungen des Ge- 
meinsamen sowie direkte Aktionen und 
eine Koordinierung der Kämpfe herbei- 
zuführen. Die Demokratiefrage, die sich 
nun bestenfalls durch den Prozess der 
Koordinierung der Kämpfe an der Frage 
der Klassenorganisation erweisen muss, 
wäre damit keine selbstbezügliche mehr, 
sondern artikuliert sich in einer doppelten 
Bestimmung: „Wie wollen wir leben und 
wie müssen wir dafür kämpfen?“ 


2. Die Strategie der convergences 
des luttes 


Wenn sich anhand der neuen Massenpro- 
teste zeigen lässt, dass esnur einen Funken 
braucht, der das Feuer des Widerstands 
entfacht, so sehr braucht es auch eine 
antizipierende Suche nach einem kata- 
Iysierenden Kampffeld. Die Öffnung der 
Situation hängt von einem koordinieren- 
den Vorlauf ab, in dem Kräfteverhältnisse 
analysiert und organisatorische Vorberei- 
tungen getroffen werden. Für die Pariser 
Proteste war der Ratschlag mit dem Titel 
„Leur faire peur”: une initiative commune 
contre l’oligarchie“(„‚Ihnen Angst ma- 
chen’: eine gemeinsame Initiative gegen 
die Oligarchie“) am 23. Februar 2016 
ausschlaggebend, bei dem Gewerkschaf- 
ten, Intellektuelle und Linksradikale über 
eine Initiative diskutierten, die sich gegen 
die „Oligarchie“ in Ökonomie, Politik und 
Medien richten sollte. ? 


2 Vgl. fakirpresse.info/leur-faire-peur, 
28.2.2016. 
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Die Frage aufder Tagesordnungllautete, 
wie gegen die extreme Rechte, die gemä- 
Bigte Rechte und neoliberale Hegemonie 
ein linker politischer Block entstehen 
kann. Dieser „Bewegungsratschlag“ ging 
davon aus, dass es zeitgleich Demonst- 
ration gegen den Ausnahmezustand, die 
Besetzungen bei Notre-Dame-des-Landes, 
Proteste gegen Goodyear und Universitäts- 
reformen gab, aber keine gemeinsame Ar- 
tikulation eines linken gesellschaftlichen 
Blocks. Er war also von Anfangan darauf 
konzipiert, eine convergence des luttes her- 
beizuführen. Das Loi El Khomri war nur 
der entscheidende Anlass, der ein seit der 
Einführung des Ausnahmezustands sich 
beständigpolitisierendes Spektrum von Ju- 
gendlichen und Linken zu einer Bewegung 
konvergieren ließ. 

Die Bewegung weist eine große Hetero- 
genitätinihren Akteuren’innen (Gewerk- 
schaften, Schüler*innen, Linksradikale, 
Prekarisierte) und Aktionsformen (De- 
monstrationen, Besetzungen, Blockaden, 
Streiks) auf. Bisher lassen sich grob drei Be- 
wegungsetappen unterscheiden, in denen 
verschiedene Akteur*innen mit verschie- 
denen Aktionsformen in verschiedene ge- 
sellschaftliche Bereiche interveniert haben. 
Erstens eine Jugendbewegung, die wesent- 
lich von Schüler*innen getragen Schul- und 
Unistreiks, Blockaden und Aktionen des 
zivilen bis militanten Ungehorsams orga- 
nisierte,; zweitens die Bewegungder Plätze, 
die sich ausgehend vom symbolträchtigen 
Place de la Republique frankreichweite 
städtische Orte kollektiv wieder aneignete,; 
und drittens eine Streikbewegung, die in 
zentralen logistischen Bereichen das Land 
fast zum Erliegen bringen konnte. 

Aus dieser Übersicht lässt sich eine 
vorläufige These gewinnen: Das Bewe- 
gungssubjekt, wesentlich Jugendliche 
und Prekarisierte, konnte -— vermittelt 
über eine strategische Planung - mit 
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der Platzbesetzung die Demokratiefrage 
öffnen und die Klassenfrage an die Ge- 
werkschaftsführung und Arbeiter*innen 
adressieren. Der Zusammenhang von 
„Arbeiter*innenunruhen“ und „Platzbe- 
setzungen“, wie ihn Torsten Bewernitz 
(2014) herausstellt, kann modifiziert 
bestätigt werden: Die durch Prekarisie- 
rungstendenzen bedingte thematische 
und personelle Annäherung zwischen 
Arbeiter*innenkämpfen und sozialen 
Bewegungen führte - anders als in seinen 
Beispielen - vom Protest zum Streik. 

Felix Syrovatka (2016: 321) verweist in 
der PROKLA bereits auf das Ineinander- 
greifen der verschiedenen Akteur*innen 
und Aktionsformen: „Zwar war die Platz- 
besetzung in Paris im Vorfeld vom linken 
Kollektiv convergence des luttes um den 
Filmemacher Francois Ruffin organisiert 
worden, jedoch konnte sich die Dynamik 
von Nuit Debout erst durch die breite 
Unterstützung von Studierenden, Schü- 
lerInnen und Intellektuellen entfalten.“ 
Diese Überlegung kann noch dynami- 
scher formuliert werden: Das Kollektiv 
der con vergences des Luttes organisierte 
eine „Platzbesetzung“, die auf dem sich 
bildenden politischen Bewusstsein von 
hunderttausenden Jugendlichen einen 
Kulminationspunkt der Bewegungantizi- 
‚pierte. Ohne die Jugendbewegungvor dem 
31. März, die wochenlangen Blockaden, 
Schulstreiks und Auseinandersetzungen 
mit der Staatsmacht auf der Straße wäre 
Nuit Debout in dieser Form nicht denkbar 
gewesen. 

Die Dynamik der ersten Tage im 
April zeigte, was eine aktionsorientierte 
und klassenkämpferische Platzbesetzung 
leisten kann: Die wilden Demonstratio- 
nen, die Blockaden der Fastfood Ketten 
und die Aktion vor dem Renault-Werk 
am 19. April waren ausgehend vom Place 
de la Republique koordiniert worden. 
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Die heterogenen Arbeitsgruppen zu den 
Teilbereichskämpfen formulierten auf 
dem Platz einen antifaschistischen, anti- 
rassistischen, queer-feministischen und 
ökologischen Grundkonsens, der sich auf 
die Klassenfrage ausrichtete. Am 28. April 
sprach Philippe Martinez, der Generalse- 
kretär des wichtigsten gewerkschaftlichen 
Dachverbands Confed£ration generale du 
travail (CGT) - im demokratischen Ver- 
fahren als einer unter allen anderen - auf 
der Place de la Republique. Die Streik- 
Kommission von Nuit Debout drängte 
auf einen Generalstreik, Martinez sprach 
von der Bestrebung, die Streiks zu gene- 
ralisieren.? Die Streikbewegung konnte 
schließlich an neuralgischen Punkten der 
Infrastruktur große Wirkung entfalten. 
So wurden 16 der 19 Atomkraftwerke, alle 
Raffinieren, der Nah-, Luft und Fernver- 
kehr bestreikt und teilweise mit Blockaden 
unterstützt. Auch hier zeigte sich ansatz- 
weise ein formierendes Klassenbewusstsein 
in der convergence des luttes. 


3. Die neoliberale 
Hegemoniekrise in Frankreich 


Dass die Streiks und Blockade nicht auf- 
rechterhalten werden konnten, der avan- 
cierte Klassenkonflikt nicht in einen Gene- 
ralstreik mündetet, liegt an der Schwäche 
der französischen Gewerkschaften, an 
der Polizeirepression und an mangelnder 
internationaler Unterstützung. Bevor 
abschließend in diese Richtung einige 
Fluchtpunkte für eine Bewegungsperspek- 


tive skizziert werden, sei kurz auf die tiefer 


3 Ohne den zweitstärksten, gewerkschaft- 
lichen Dachverband die Confedera- 
tion frangaise democratique du travail 
(CFDT), die sich auf die Seite der Re- 
gierung stellte, erfolgt in der Regel kein 
Generalstreik. 
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liegende Hegemonickrise im europäischen 
Kontext hingewiesen. 

Auf einer makroökonomischen Ebene 
der binneneuropäischen Konkurrenz 
nimmt Frankreich eine Schlüsselposition 
zwischen den ökonomisch „reicheren 
Nordländern“ und den „ärmeren Südlän- 
dern“ ein. Die Hoffnung der griechischen 
Regierung unter Tsipras lag nicht zuletzt 
darin, dass von der „sozialdemokrati- 
schen“ Regierung Frankreichs ein Impuls 
für einen linken Anti-Austeritätsblock 
innerhalb der EU ausgehen könnte (vgl. 
Syrovatka 2015: 142). Wie Syrovatka 
(2016a: 51) in seiner Studie zur französi- 
schen Reformpolitik ausführlich darlegt, 
standen die Zeichen dafür bereits seit der 
„austeritätspolitischen Wende“ der Re- 
gierung Mitterrand in den 1980er Jahren 
zunehmend schlechter. Mit der aufkom- 
menden Wirtschafts- und Finanzkrise 
Ende der 2000er Jahre verschärften sich 
der Druck der europäischen Institutionen 
und transnationalen Kapitalfraktionen auf 
Frankreich in der Weise, dass die austeri- 
tätspolitischen Reformvorhaben zuneh- 
mend gegen die Absprachen mit den So- 
zialpartnern durchgesetzt wurden: „Dies 
macht die neue Qualität des neoliberalen 
Projekts deutlich, für das die Rentenreform 
2010 oder das Loi Macron im Jahr 2015 
innerhalb des Untersuchungszeitraums 
eindrucksvolle Beispiele sind. Während 
Reformen vor dem Ausbruch der Krise 
nach Protesten und Streiks verwässert oder 
gar ganz zurückgenommen wurden, wie 
etwa bei Plan Jupp& im Jahr 1995, wurden 
die umstrittenen Reformpläne zunehmend 
autoritär durch eine Umgehungder Sozial- 
partner oder zuletzt durch eine Umgehung 
demokratischer Verfahren durchgesetzt.“ 
(Ebd.: 217£.) Mit Rückgriff auf die mate- 
rialistischen Staatstheorien von Gramsci 
und Poulantzas diagnostiziert Syrovatka 
daher eine sich seit 2009 verschärfende 
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Hegemonickrise, in welcher der „Konsens“ 
(zum neoliberalen Herrschaftsprojekt) ver- 
stärkt mit „Zwang“ gepanzert wird. 

Das zeigt sich insbesondere im Auto- 
ritarismus von Emanuel Valls durch eine 
forcierte Polizeirepression: Tausende 
Festnahmen, Schnellverurteilungen mit 
bis zu 6 Monaten Haft für angebliche 
Steinwürfe, präventive Demonstrations- 
verbote für Aktivist*innen im Schatten 
des Ausnahmezustandes bis hin zu einem 
Versuch, die gewerkschaftlichen Demons- 
trationen vollständig zu verbieten (wie 
es seit der Zeit der Kolonialkriege nicht 
mehr vorgekommen war). Die Strategie 
der Polizeirepression sorgte bisher mit Ge- 
walt dafür, dass bei den Demonstrationen 
- trotz einer breiten Ablehnungdes Geset- 
zes - nicht die notwendige Breite für eine 
Rücknahme der Loi El Khomiri erreicht 
werden konnte. Diskursiv wurde immer 
wieder versucht, die Trennung von guten 
und bösen Demonstrant*innen zu bemü- 
hen und der Begriff Casseur (Randalier*in) 
geprägt. Dieser wurde insbesondere nach 
der Zentralmobilisierung am 14. Juni, als 
etwa eine halbe Million Menschen in Pa- 
ris gegen das neoliberale Arbeitsgesetz auf 
die Straße gingen, gegen die Bewegung in 
Anschlag gebracht. Diese konnte dadurch 
allerdings nicht gespalten werden, cher 
im Gegenteil: Der Corzege de Tete (Spitze 
des (Demonstrations-)Zugs) der radikale 
Block innerhalb der Demonstrationen, der 
im Mai noch von den CGT-Ordner*innen 
angegriffen wurde, war nicht mehr nur 
an der Spitze der Demonstration gedul- 
det, sondern umfasste am 14. Juni 2016 
mehrere Tausend Menschen aus verschie- 


4 Ein Zusammenschnitt der Polizeige- 
walt von der Demonstration am 26. 
Mai findet sich hier: youtube.com/ 
watch?’v=pHkJObnuVsc. 
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denen Spektren, die in einer unerhörten 
Anstrengung die Demonstration gegen 
Schlagstöcke, Schockgranaten und Was- 
serwerfer verteidigten. Hier zeigte sich 
die convergence des luttes auch in ganz un- 
mittelbarer Solidarität, im gemeinsamen 
Schutz der Demonstration vor der staatli- 
chen Repression. 


4. Fluchtpunkte für eine 
transnationale Strategie 


In der convergences des luttes - der Strate- 
giedebatte über ein günstiges Kampffeld 
und der durch materielle Praktiken getra- 
genen Spektren übergreifende Solidarität 
- zeigen sich auch die Ansätze für einen 
linken gesellschaftlichen Block. Die Pro- 
teste in Frankreich weisen politisch und 
zeitlich bereits über den Präsidentschafts- 
wahlkampf 2017 und die Koordinaten des 
neoliberalen Herrschaftsprojekts hinaus. 
Die zentrale Frage lautet, wie schr es der 
Bewegung gelingt, sich eigenständig po- 
litisch zu artikulieren und somit in der 
Lage ist, auf die etablierten politischen 
Akteur*innen Druck auszuüben. Mit- 
telfristig wird es darauf ankommen, eine 
landesweite linksradikale Organisation 
aufzubauen, die zwischen heterogenen Be- 
wegungsspektren die strategische Debatte 
der convergence des Luttes verstetigen kann. 

Ein weiterer Schritt, der von Nuit De- 
bout bereits antizipiert wird, besteht da- 
rin, die Engführung des Protests auf das 
Terrain des Nationalstaats aufzusprengen. 
Das Gesetzesvorhaben Loi E/ Khomri - 
von transnationalen Kapitalfraktionen 
und der EU gefordert - ist in Frankreich 
mittlerweile durchgesetzt. Die aufgezeigte 
neoliberale Hegemoniekrise und die ge- 
meinsame Kampferfahrung verschiedener 
Akteur*innen legen allerdings nahe, dass 
der Konflikt schon bald an anderer Stelle 


wieder entflammen kann. Hierbei wäre es 


David Doll 


zentral, offensivere Kampagnen zu führen, 
die nicht auf die Verteidigung des Sozial- 
staates hinauslaufen. 

Mit der wegweisenden Kooperation 
zwischen französischen und belgischen 
Gewerkschaften, die zur gleichen Zeit 
gegen das ähnlich gelagerte sogenannte 
Petersgesetz streiken, ist zudem ein nächs- 
ter Schritt für transnationale Wider- 
standspraktiken vorgezeichnet. Nach der 
Niederlage der Syriza-Regierung war der 
einhellige Tenor, dass der Konflikt wesent- 
lich im Zentrum Europas verloren wurde. 
Für die politische Praxis hat diese Einsicht 
jedoch keine Konsequenzen: Die politische 
Linke in Deutschland skandalisierte weder 
nachhaltig die verschärfte Polizeigewalt, 
den Ausnahmezustand oder die Aushebe- 
lungder parlamentarischen Debatte, noch 
konnte sie eine gewerkschaftliche Solidari- 
tät oder finanzielle Unterstützung für die 
französischen Streikenden organisieren 
(die ohne Streikkassen ökonomisch unter 
großem Druck stehen) — geschweige denn 
gemeinsame Aktionen an der deutsch- 
französischen Grenze, Unterbrechungen 
der Warenzirkulation, oder Verbindung 
mit eigenen Kämpfen herbeiführen. Die 
zeitlich-räumliche Fragmentierung der 
Linken in Europa muss überwunden wer- 
den. Eine zukünftige „europäische Linke“ 
sollte einen europäisch-transnationalen 
Standpunkt gegen die neoliberale EU und 
die nationalistischen Regressionen for- 
mulieren. Auf den national-rassistischen 
Kampagnenerfolg des „Brexits“ werden 
die Kapitalfraktionen immer schon mit 
mehr Neoliberalismus geantwortet ha- 
ben - eine Fragmentierung unter diesen 
Vorzeichen bedeutet niemals einen pro- 
gressiven Austritt aus dem neoliberalen 
Herrschaftsprojekt. Statt in nostalgische 
Überhöhung des Sozialstaates im Rahmen 
von Plan-B-Konzepten zurückzufallen, 


gilt es, gegen die EU der Herrschenden 
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transnationale Bruchstellen zu eruieren. 
Dafür braucht es eine convergence des lut- 
tes auch auf europäischer Ebene. In diese 
Richtung hat etwa das Blockupy-Bündnis 
in Spektren- und länderübergreifender 
Zusammenführung von Anti-Austeritäts- 
und Demokratiekämpfen wegweisende Ar- 
beit geleistet. Mittelfristig wird es darauf 
ankommen, zeitlich und räumlich hetero- 
gene Bewegungen und Initiativen in einer 
geteilten strategischen Praxis gegen das 
jeweils schwächste Glied der neoliberalen 
Kette konvergieren zu lassen. Dabei bleibt 
Frankreich ein entscheidendes Kampfteld: 
nicht nur wegen der Regierungskrise der 
Parti Socialiste, nicht nur wegen einer 
kämpferischen Tradition der institutio- 
nell schwachen Gewerkschaften, nicht 
nur wegen der Rückkehr der Bewegungder 
Plätze - sondern auch und vor allem, weil 
hier durch die convergences des luttes eine 


neue Form der strategischen Bündelung 


Phase 2 


Zeitschrift gegen die Realität 
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von Demokratie- und Klassenkämpfen 
bereits antizipiert wird. 
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Die Selbstreflexion des Marxismus 
Fünfzig Jahre Negative Dialektik 


Vor fünfzig Jahren, im Herbst 1966, erschien die Negative Dialektik, eines der 
wichtigen Werke Theodor W. Adornos. An diesem Buch arbeitete er mehr als 
sechs Jahre. Während dieses Zeitraums verfasste er Aufsätze, hielt mehrere Vor- 
lesungen und bot mehrere Seminare an, die sich mit den Themen des Buches 
befassten. Die Negative Dialektik zählte er zu jenen Werken, die er „in die Waag- 
schale zu werfen habe“ (vgl. Adorno 1970: 537). Doch nicht, weil das Buch ein 
bedeutender Beitrag zur philosophischen Diskussion über Dialektik ist, soll es 
hier gewürdigt werden, sondern weil es einen der Meilensteine in der Entwick- 
lung der marxistischen Theorie darstellt. An den Zusammenhang dieses Buches 
mit dem Marxismus und seine Bedeutung für ihn gilt es zu erinnern. Adornos 
Überlegungen stellen ausdrücklich ein kritisches Verhältnis zur 11. Feuerbach- 
These her: „Die Philosophen haben die Welt nur verschieden interpretiert, es 
kömmt draufan, sie zu verändern.“ (Marx 1845, MEW 3:7) Doch was ist, wenn 
die Bemühungen, die Welt zu verändern, gescheitert sind, man sich gleichwohl 
nicht entmutigen lassen, nicht aufgeben will und die Ziele weiterhin für richtig 
hält? Betrifft dies nicht auch die Theorie? Muss dann nicht die Frage nach der 
„Interpretation“, nach der Theorie, nach den Subjekten der Theorie neu, nach 
einer Erneuerung der Theorie und der Intellektuellen gestellt werden? Adorno 
stellt diese Frage gleich zu Beginn des Buches: „Philosophie, die einmal überholt 
schien, erhält sich am Leben, weil der Augenblick ihrer Verwirklichung versäumt 
ward. Das summarische Urteil, sie habe die Welt bloß interpretiert, sei durch 
Resignation vor der Realität verkrüppelt auch in sich, wird zum Defaitismus 
der Vernunft, nachdem die Veränderung der Welt mißlang.“ (Adorno 1966: 15) 
Das ist kein nachträglicher Triumph für die Philosophie. Sie hat sich historisch 
überlebt; es geht nicht um die naive Fortsetzung oder gar restaurative Wiederbe- 
lebung einer besonderen akademischen Wissenspraktik. Adornos Buch ist kein 
fachphilosophisches Buch. Wenn Philosophie fortgesetzt werden kann oder 
besser: fortgesetzt werden muss, dann, weil es nicht zu jener Verwirklichung 
der Theorie kam. An jenen folgenreichen Moment, an dem sich Theorie und 
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Geschichte erneut auseinander traten, muss erinnert werden, weil er die Ge- 
schichte dieser Gegenwart ist und sich immer noch vollzieht. Adornos Geste der 
reflexiven Hinwendung zur theoretischen Praxis ist bedeutend: in der Theorie 
nicht von Bewegungzu Bewegungzu springen, von Triumph zu Triumph zu eilen 
und sich nur für Erfolge zu interessieren, sondern das Scheitern, die Niederlagen 
für die Theorie ernst zu nehmen - und dies nicht kleingläubig, um ein Zeichen 
der Resignation zu setzen, wie Adorno oft von jenen missverstanden wurde, die 
das Projekt der Emanzipation nicht einmal in ein paar aufgeregten Jugendjah- 
ren teilen sollten, um sich von ihm dann abzuwenden, sondern die 'Iheorie der 
Emanzipation zu erneuern und dieser neue Impulse zu geben. „Was in Hegelund 
Marx theoretisch unzulänglich blieb, teilte der geschichtlichen Praxis sich mit; 
darum ist es theoretisch erneut zu reflektieren, anstatt daß der Gedanke dem 
Primat von Praxis irrational sich beugte; sie selbst war ein eminent theoretischer 
Begriff.“ (Adorno 1966: 147) Die selbstreflexive Geste von Adorno ist also keine 
Resignation, sondern motiviert davon, einem „veränderten Vernunftbegriff“ 
zuzuarbeiten (Adorno 1969: 292). Dazu wendet er sich gegen die von Linken 
wie Karl Korsch oder den VertreterInnen des sogenannten dialektischen Mate- 
rialismus (Diamat) in Anspruch genommene Einheit von Theorie und Praxis. 
In dieser vermeintlichen Einheit komme es, für Adorno ein Hinweis auf das 
Scheitern der Theorie, zu ihrer Unterordnung: „Die Forderung der Einheit von 
Praxis und Theorie hat unaufhaltsam diese zur Dienerin erniedrigt; das an ihr 
beseitigt, was sie in jener Einheit hätte leisten sollen. Der praktische Sichtvermerk, 
den man aller Theorie abverlangt, wurde zum Zensurstempel. [...] Das Verhält- 
nis beider Momente zueinander ist nicht ein für allemal entschieden, sondern 
wechselte geschichtlich. Heute, da der allherrschende Betrieb Theorie lähmt und 
diffamiert, zeugt Theorie in allihrer Ohnmacht durch ihre bloße Existenz gegen 
ihn.“ (Adorno 1966: 146f). 

Tatsächlich haben die Linken und ihre marxistische Linie, auf die Adorno 
Bezug nimmt und in die er sich mit seinen Texten einschreibt, eine lange Ge- 
schichte von Niederlagen erfahren. Dazu gehört die gescheiterte Revolution 
von 1848, die Niederschlagung der Pariser Kommung, das Scheitern der Revo- 
lutionen in Westeuropa nach dem Ersten Weltkrieg und die Zerschlagung der 
Rätebewegung, die autoritären Dynamiken innerhalb der Linken selbst und 
schließlich der Nationalsozialismus mit all seinen Verbrechen - zu denen nicht 
zuletzt gehörte, den Marxismus als höchste Stufe der Aufklärung und die ihn 
vertretenden Intellektuellen zu verfolgen: „Der Marxismus muß sterben, damit 
Deutschland leben kann.“ (Vgl. die Rede Hitlers am 10.2.1933, youtube.com/ 
watch’?v=FDbmB_QKPo4) Diese Barbarei war - im Sinne einer negativen 
Dialektik - nicht das Andere der Zivilisation, sondern sie konnte sich auf die 
moderne staatliche Organisation, aufdie Demokratie, auf die Universitäten, auf 
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die fortgeschrittenen Wissenschaften und technischen Entwicklungen, auf die 
neuesten Medienpraktiken und weiträumigen Transportsysteme stützen (vgl. Ad- 
orno 1966: 359). Die marxistische Tradition muss diese Niederlagen zum Anlass 
nehmen, über ihre eigenen Unzulänglichkeiten nachzudenken. Die marxsche 
Theorie kann eine neue Bedeutung gewinnen und der Marxismus fortgesetzt 
werden, wenn er die eigene Theorie und ihre Praxis sowie den Anspruch aufeinen 
veränderten Vernunftbegriff ernst nimmt. In der kritischen Theorie müsse „der 
Marxismus - ohne daß er aufgeweicht würde - sich selbst kritisch reflektieren“ 
(Adorno 1969: 292). Kritische Theorie ist für Adorno also intern mit Marxismus 
verbunden; sie ist die Fortsetzung des Marxismus, die Form, in der er sich selbst 
reflektiert; das bedeutet umgekehrt aber auch, dass die marxistische Theorie durch 
diese Reflexion, durch dieses Stadium der kritischen Theorie hindurch gehen 
muss, wenn sie ihren emanzipatorischen Gehalt bewahren und erneuern will. 
Über die Angemessenheit und das Potenzial der Theorie entscheidet also nicht 
allein die richtige, objektiv-sachliche Einschätzung der konkreten Situation der 
bürgerlichen Gesellschaft. Es ist für die Theorie selbst konstitutiv, die historische 
Konstellation durch das Verhältnis der Theorie zur Praxis, also ihre eigene theore- 
tische Praktik zu bestimmen. Denn ihre besondere Form, ihre spezifische soziale 
Praxis, ihre Ansprüche, ihre Begriffe, Gegenstände und Argumentationsweisen 
ebenso wie der von ihr ausgearbeitete Begriff der Praxis können autoritäre Folgen 
haben oder der Grund dafür sein, dass sie die Individuen nicht erreicht, um zu 
jener mobilisierenden Kraft und Einsichtsfähigkeit beizutragen, die zu verändern- 
der Praxis im emphatischen Sinn führt. Wissenschaft ist, Adorno zufolge, nicht 
die geeignete Form. Als eine der Produktivkräfte sei sie mit den Produktionsver- 
hältnissen verflochten und unterliege jener Verdinglichung, „gegen welche die 
kritische Theorie sich richtet. Sie kann nicht das Maß der kritischen Theorie, diese 
kann nicht Wissenschaft sein wie Marx und Engels es postulierten.“ (Adorno 
1969: 292) Wissenschaften, die sich als einzelwissenschaftliche Disziplinen in 
die gesellschaftliche Arbeitsteilung einfügen, bieten nicht den Raum für eine 
reflektierte Neufassung der marxistischen Theorie und für die Arbeit an einem 
veränderten Vernunftbegriff, der sich dessen bewusst ist, dass auch noch die 
Bestrebungen nach Emanzipation der Dialektik der Aufklärung unterworfen 
sein und in Barbarei umschlagen können. 

Dies umreißt das Selbstverständnis der Negativen Dialektik, die als eine der 
großen Innovationen der marxistischen Theorie begriffen werden muss. Das wird 
von Adorno nicht plakativ annonciert, aber die Absichten und Argumente lassen 
sich deutlich erkennen und verfolgen in den Texten, die seit den 1930er Jahren 
von den Vertretern der Kritischen Theorie formuliert wurden. Insofern ist esin 
systematischer Hinsicht irreführend, wenn in der neueren Literatur dieser Zu- 
sammenhang weitgehend außer Betracht gelassen wird (vgl. Seel 2006: S6ff; Hon- 
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neth/Menke 2006; Sommer 2016); umgekehrt wird die Bedeutung von Adornos 
Überlegungen für eine marxistisch zu verstehende Dialektik kaum angemessen 
gewürdigt (vgl. Haug 1995). Mit seinem Buch setzt Adorno Überlegungen fort, 
die in der Dialektik der Aufklärung zum ersten Mal formuliert wurden. Dieses 
gemeinsam von Max Horkheimer und ihm verfasste Buch versucht, jenen Schock 
der Niederlage begrifflich zu fassen, den die Vertreter der Kritischen Theorie nicht 
im Sinn allein einer historisch-politischen Niederlage erfuhren, sondern einer, 
die die Theorie selbst berührte. In den großen, programmatischen Texten der 
Kritischen Theorie, die insbesondere von Max Horkheimer während der 1930er 
Jahre als Fortsetzung und Aktualisierung der marxschen Theorie ausgearbeitet 
wurden, stand im Zentrum die Überzeugung, dass Marx an das Emanzipati- 
onspotenzial des Bürgertums angeknüpft hatte, vor allem an den Begriff der 
Vernunft. In seiner Theorie habe dieser Begriff die dem Entwicklungsstand der 
bürgerlichen Gesellschaft gemäße kritische Gestalt angenommen. Wenn esdem 
Idealismus darum gegangen sei, die Wirklichkeit zu vergeistigen und zu verklären, 
so bedeutete die materialistische Wendung, die gesellschaftlichen Verhältnisse in 
ihrer Gesamtheit zu begreifen, zu gestalten und vernünftigzu planen. Damit sollte 
der Widerspruch von Allgemeinem und Partikularem aufgehoben werden, wie er 
für die bürgerliche Gesellschaft charakteristisch ist. Der Liberalismus erwartet, 
dass sich aus der Vielzahl von individuellen Nutzenverfolgern das Allgemeine 
und die größere Wohlfahrt für alle ergeben würden. Doch das geschicht nicht. 
Vielmehr verhält es sich so, einem Argument von Marx zufolge, dass die kapita- 
listisch formierte Gesellschaft rational im Einzelnen ist, also dort, wo nach dem 
Gesichtspunkt des einzelwirtschaftlichen Profitgesichtspunkts die Unterneh- 
mensabläufe aufs Äußerste kontrolliert, geplant und gelenkt werden. Im Ganzen 
jedoch besteht Irrationalität: Externalisierung der Folgen, Konkurrenz, Arbeits- 
losigkeit, Kriege oder Krisen, Zerstörung von individuellen Lebensperspektiven 
und gesellschaftlichem Reichtum. Zahllose Anstrengungen werden aufgeboten, 
um diese Irrationalitäten dann sekundär wieder zu bewältigen oder zu integrieren 
und die immer wieder scheiternde Einheit der Gesellschaft zu erzwingen (vgl. 
Demirovie 2015). Die kritische Gesellschaftstheorie nimmt demgegenüber in 
Anspruch, den Begriff der Vernunft von der Einzelrationalität der ihren Nutzen 
verfolgenden Akteure oder den Einzelwissenschaften auf die Gesellschaft als 
ganze auszudehnen. Dies ist jedoch nur möglich, wenn das Zusammenleben der 
Menschen von ihnen selbst vernünftig geplant werden würde. Vernunft ist, so 
verstanden, also nicht nur ein Erkenntnisvermögen, sondern wird praktisch und 
gegenständlich, sie stellt ein Verhältnis zwischen Menschen und der Welt dar. 
Dass die Vernunft gegenständlich, wirklich werden soll, ist kein abstrakter 
Wunsch. Denn sie ist dies in gewisser Weise immer schon. In der Wirklichkeit ist 
das Momentvon Vernunft und Planungenthalten, denn die Arbeit der Einzelnen, 
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mit der sie Natur aneignen, beruht auf Erkenntnis und ist begrifflich organisiert. 
Das Resultat der Arbeit ist ideell schon vorhanden (vgl. Marx 1873, MEW 23: 
193). Es entsteht ein Kreislauf zwischen dem Begreifen, Wahrnehmen, Fühlen, 
Arbeiten und wiederum der sinnlichen Erfahrung und Erkenntnis der Wirklich- 
keit. Was die Menschen wahrnehmen, ist von ihnen selbst durch verändernde 
Arbeit in der Natur und in der Gesellschaft erzeugt. „Die Tatsachen, welche die 
Sinne uns zuführen, sind in doppelter Weise gesellschaftlich präformiert: durch 
den geschichtlichen Charakter des wahrgenommenen Gegenstands und den 
geschichtlichen Charakter des wahrnehmenden Organs. |...) Auf den höheren 
Stufen der Zivilisation bestimmt die bewußte menschliche Praxis unbewußt 
nicht bloß die subjektive Seite der Wahrnehmung, sondern in höherem Maß 
auch den Gegenstand. [...] Diese sinnliche Welt trägt die Züge der bewußten 
Arbeit an sich, und die Scheidung, was davon der unbewußten Natur, was der 
gesellschaftlichen Praxis angehört, ist real nicht durchzuführen.“ (Horkheimer 
1937: 174f) Zwischen der Vernunft und der gegenständlichen Welt gibt es dieser 
praxisphilosophischen Überlegung Horkheimers zufolge eine interne Vermitt- 
lung. Die gegenständliche Welt darf nicht unter der „Form des Objekts“ (Marx 
1845, MEW 3: 5) gesehen werden, vielmehr lässt sie sich als eine von Menschen 
bearbeitete und konstituierte begreifen. Deswegen wohnt ihr Vernunft inne. Die 
Philosophie der Praxis zielt darauf, diese schon in der konkreten Welt vorhandene 
Vernunft weiter zu entfalten. Im weiteren Prozess durchdringt die Vernunft diese 
Welt immer weiter und organisiert sie nach ihren Prinzipien, so dass sich Subjekt 
und Objekt immer weiter durchdringen und beide eine Einheit bilden, in der das 
Subjekt, also die vernünftige Menschheit, durch seine Begriffe und seine Praxis 
das Objekt bestimmt. 

Die Welt, wie sie ist, verwirklicht Vernunft. Dies bildet die Grundlage dafür, 
dass sich die Menschen erhalten. Doch ist diese Selbsterhaltung von Herrschaft 
bestimmt und durchdringt auch die Vernunft selbst. Die Theorie und die Vernunft 
werden Teil der gesellschaftlichen Arbeitsteilung. Sie werden von der körper- 
lichen Arbeit isoliert und nehmen selbstständige Gestalt insbesondere in den 
Wissenschaften an. Die Theorie wird auf ihre aus der kapitalistisch bestimmten 
beruflichen Arbeitsteilungerwachsenden wissenschaftsdisziplinären Formen und 
Berufe verkürzt. Auf diese Weise wird der Gesamtprozess verkannt (vgl. Hork- 
heimer 1937: 171). Die Welt besteht jedoch nicht aus isolierten Faktizitäten, die 
passiv darauf warten, klassifiziert, disziplinär zugerechnet und unter bestimmte 
Kategorien subsumiert zu werden. Doch die Ignoranz gegenüber der internen 
Vermittlungund wechselseitigen Verweisung der gegenständlichen Welt und ihre 
verfügende Zergliederungentsprechen dem ausbeutenden Selbstverständnis von 
Herrschaft. Wenn die Welt nun in dieser bestehenden Form schon vernünftig ist, 
dann ist die Vernunft kein kritischer Maßstab mehr, sondern affirmativ. Bestätigt 
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wurde diese Befürchtung nach dem Verständnis der kritischen Theoretiker in 
einem weltgeschichtlichen Ausmaß, als mit den Planungsversuchen in der So- 
wjetunion Herrschaft über Menschen und Natur keineswegs verringert wurde. 
Auch der Nationalsozialismus nahm für sich umfassende Planungin Anspruch: 
„Nicht die Planenden herrschen (das war der Irrweg der Utopie), sondern die 
Herrschenden planen“, wie Hans Freyer (1933: 31) dies im Namen der völkischen 
Revolution auf den Punkt brachte (vgl. Marcuses Besprechung in der Zeitschrift 
für Sozialforschung Jg. 2, 1933: 272f). Planung stellt also keineswegs als solche 
schon eine Alternative zu Herrschaft dar, sondern lässt sich von dieser durchaus 
instrumentalisieren. Dies tangiert aber auch den Begriff der Vernunft selbst. Denn 
wenn Vernunft umfassend die Wirklichkeit ebenso wie die menschlichen Sinne 
und ihr Denkvermögen organisiert, dies aber nicht zu Emanzipation, sondern zu 
einem immer noch dichteren Herrschaftszusammenhang führt, dann sind die 
praxisphilosophischen Überlegungen, wie sie Horkheimer angestellt hatte, im 
Kern berührt. Vernunft ist dann kein Maßstab der Emanzipation mehr, sondern 
schlimmer noch, die Emanzipationsbestrebungen und die sie orientierenden 
und mit ihnen verbundenen Begriffe sind ihrerseits der Dialektik der Aufklä- 
rung unterworfen. Anders gesagt: Werden die praxisphilosophischen Begriffe 
einer vernunftgemäßen Gestaltung der Welt verfolgt, dann deutet alles darauf 
hin, dass sich die Verhältnisse zu einer Totalität ausbilden, in der die Menschen 
zwar ihre Vernunft verwirklichen, dies aber gerade nicht zu Emanzipation führt, 
sondern zu einem höchsten Maß an Unfreiheit. Entsprechend reproduziert sich 
die verhängnisvolle Dialektik von Aufklärung und Mythos immer weiter und 
auf höherer Stufenleiter. Die Frage stellt sich, ob Aufklärung und Vernunft un- 
vermeidlich dem Immer-Gleichen solcher Umschläge von Aufklärungin Gegen- 
Aufklärung unterworfen sind oder ob sie radikaler begriffen und sich selbst aus 
diesem verhängnisvollen Kreislaufbefreien können - und zwar mit den Mitteln 
der Vernunft, weil ein anderer Begriff als der der Vernunft nicht zur Verfügung 
steht. Deswegen nehmen Horkheimer und Adorno eine grundlegende Kritik 
und Selbstkritik der Vernunft in Angriff. Sie wollen aufzeigen, dass und warum 
die Aufklärung historisch bislang scheiterte. Mit der Vernunft verbindet sich 
der Anspruch, die Welt von der Seite des Subjekts zu gestalten, sie vollständigzu 
durchdringen und alle Aspekte derart zu vermitteln, dass sie sich einer Totalität 
einfügen. Nichts darf anders sein, alles muss sich dem konstitutiven Subjekt, 
seinem Bewusstsein und Willen, seiner Vernunft fügen. Was sich dem verfü- 
genden und planenden Zugriff, dem Kommando über Arbeit und Natur nicht 
unterwirft, muss eliminiert werden. Subjekt und Objekt bilden auf diese Weise 
eine zwanghafte Einheit, in der das Subjekt den Anspruch erhebt, bestimmend 
zu sein. Unter den Bedingungen von Herrschaft kommt es zwischen der Vernunft 
der Menschen und der Welt zu einer Tautologie. Deswegen können Horkheimer 


Fünfzig Jahre Negative Dialektik 465 


und Adorno sagen, dass die Aufklärung totalitär sei (vgl. Horkheimer/Adorno 
1947. 28). 

Die nach herrschaftlichen Gesichtspunkten arbeitsteiliggegliederte Vernunft, 
die ihre eigene totalitäre Dynamik nicht durchschaut, bleibt naturverhaftet. Sie 
entzieht sich nicht den Zwängen der herrschaftlich organisierten Naturaneig- 
nung. Dies bedeutet, dass Zusammenhänge zerrissen werden: hier das Subjekt, 
das mit sich identisch zu sein glaubt und Kategorien setzt, die es der gegenständ- 
lichen Welt - Natur und Gesellschaft - aufzwingt; dort die gegenständliche 
Welt, die als außerhalb des Verhältnisses zu den Menschen stehend gedacht 
wird. Um zu überleben, scheint es erforderlich zu sein, dass sich die Menschen 
den Naturzwängen unterwerfen und diese durch Anpassung in die Gesellschaft 
selbst hinein nehmen: mit der Annahme, dass angesichts der materiellen Not 
im Prozess der Naturaneignung das Überleben der Einzelnen nur gesichert ist, 
wenn das Ganze überlebt und im Zweifelsfall die Einzelnen geopfert werden 
müssen, dass deswegen die Starken den Vorrang vor den Schwachen haben, dass 
es Menschen gibt, die den Überblick und das allgemeine Wissen haben, das sie 
ermächtigt, die anderen zu kommandieren, zu führen, unterzuordnen. In sol- 
chen Allgemeinheiten wie Göttern und Gott, Markt, Nation, Rasse oder Staat, 
die das Primat vor den Einzelnen haben und über diese sich hinwegsetzen, im 
Hinnehmen der gesellschaftlichen Arbeitsteilungund dem Kommando über die 
Arbeit, in der Formierung einer stabilen, starren, männlichen Identität, die sich 
der zu beherrschenden Welt entgegensetzt, behauptet sich die Naturgeschichte 
in und durch die Aufklärung über die Freiheit der Menschen. 

Aufklärungvollzicht sich historisch bislangdurch Widersprüche hindurch. Es 
gibt keinen historischen Zeitpunkt vor der Aufklärung, auch die ersten Mythen 
waren bereits Aufklärung, denn sie trugen dazu bei, Natur zu erhellen, Furcht und 
Not von den Menschen zu nehmen, Kooperation zu ermöglichen, das Überleben 
zu gewährleisten und neue Freiheit zu erschließen. Doch aufgrund ihrer inne- 
ren Dynamik geht Aufklärung immer wieder in den Mythos über - auch noch 
die Wissenschaft wird zu einer zwingenden Gewalt und verliert insofern ihre 
aufklärend-emanzipatorische Bedeutung. Um Natur zu beherrschen, bilden sich 
übermächtige allgemeine Instanzen aus und statten einige wenige Individuen mit 
der Macht und dem Recht aus, im Namen jener Allgemeinheit das menschliche 
Zusammenleben zu organisieren. So erscheint die Herrschaft des Allgemeinen 
prinzipiell für das menschliche Zusammenleben als notwendig, um das Über- 
leben der Einzelnen zu sichern. Die Ursache für diesen kreislaufartigen Prozess, 
in dem sich das Immer-Gleiche der Herrschaft erneuert, erblicken Horkheimer 
und Adorno in einem Mangel an selbstreflexiver Aufklärung der Aufklärung, 
Diese begreift sich selbst nicht in der Fatalität ihrer Umschläge. Sie ist so damit 
beschäftigt, die Gesetzmäßigkeit in der Welt ‘da draußen’ zu begreifen und jede 
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Stufe der Aufklärung für die letzte zu halten, dass sie nicht wahrnimmt, wie sie 
selbst Teil des mythischen Verhängnisses ist - wie aber auch der Mythos wieder in 
Aufklärungübergeht. Diese Fatalität stellt sich ein, weil Vernunft innerhalb der 
Logik der gesellschaftlichen Arbeitsteilung funktioniert - ein partikulares Mo- 
ment, das sich als Allgemeinheit missversteht - und nicht durch Selbstbesinnung 
aus dieser heraustritt, sich selbst nicht als Fortsetzungvon Natur und als Moment 
in einem Prozess zwischen Gesellschaft und Natur versteht, sondern unterstellt, 
das Denken könne allein bei sich bleiben und aus sich heraus die gegenständli- 
che Welt bestimmen. „Wenn das Denken bewußtlos seinem Bewegungsgesetz 
folgt, wendet es sich wider seinen Sinn, das vom Gedanken Gedachte, das der 
Flucht der subjektiven Intentionen Einhalt gebietet. Das Diktat seiner Autarkie 
verdammt Denken zur Leere; diese wird am Ende, subjektiv, zur Dummheit 
und Primitivität. Regression des Bewußtseins ist Produkt von dessen Mangel 
an Selbstbesinnung.“ (Adorno 1966: 152) 

Die Kritik des Denkens in seiner bisherigen historischen Gestalt zielt kei- 
neswegs allein auf einen Bewusstseinsakt, sondern auf eine Objektivität: eine 
intellektuelle Praxis, die als Vernunft gilt, aber nur ein Moment des Herrschafts- 
zusammenhangs ist. Dieser Herrschaftszusammenhangbesteht aus der Ordnung 
der Dinge, der Ordnung der Wörter, der Ordnung des Zusammenlebens. Alles 
bildet einen Zusammenhang, in dem diese Welt als mit sich identisch erkannt 
wird: Kontinuitäten und Allgemeinheiten, die ihrem Prinzip nach als unverän- 
derlich gelten - der Staat, die Familie, das Recht, der Markt, das Geld, der Krieg, 
die Anpassung. Sie bilden ein Ganzes, eine Totalität, in das sich jedes Moment als 
ein notwendiges Moment einfügt. Seine Freiheit und seinen vollen Sinn erlangt 
es, wenn eszu einem vermittelnden Moment in der Reproduktion dieses Ganzen 
wird. Dieses Denken, seine Begriffe, die damit verbundene gesellschaftliche Ar- 
beit und kollektiven Praktiken erzeugen den Zusammenhang als herrschenden 
Zusammenhang, in dem diejenigen, die herrschen, im Namen des Überlebens 
aller die Prinzipien zur Geltung bringen, die den Herrschaftszusammenhang 
erhalten. Dieses herrschende Denken ist seit der frühesten Aufklärung gekenn- 
zeichnet durch den Begriff der Äquivalenz: vom Besonderen wird abgeschen, 
um die einzelnen Dinge mit den Begriffen gleichzumachen, um sie aneignen 
und kontrollieren zu können. Aufklärung sei die radikal gewordene, mythische 
Angst, nichts Unbekanntes solle es mehr geben, nichts dürfe mehr draußen 
sein (vgl. Horkheimer/Adorno 1947: 38). Die bürgerliche Gesellschaft stellt für 
Adorno die volle Entfaltung dieses Herrschaftszusammenhangs zu einer sich 
mehr und mehr abschließenden Totalität dar. Denn entscheidend wird nun der 
Tauschakt der lebendigen Arbeit gegen den Lohn. „Die durch ‘Produktion’, durch 
gesellschaftliche Arbeit nach dem Tauschverhältnis zusammengeschlossene Welt 
hängt in allen ihren Momenten von den gesellschaftlichen Bedingungen ihrer 
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Produktion ab und verwirklicht insofern in der Tat den Vorrang des Ganzen über 
die Teile; darin verifiziert die verzweifelte Ohnmacht eines jeden Individuums 
heute den überschwenglichen Hegelschen Systemgedanken.“ (Adorno 1963: 274) 
Das universale Tauschverhältnis ist kein anonymer, fetischhafter Sachzwang, 
sondern steht selbst unter der Herrschaft der über die gesellschaftliche Produktion 
Verfügenden (ebd.). Es ist Herrschaft, die das Klassenverhältnis hergestellt - 
Adorno hat recht, auch wenn er Marx missversteht: „Das ist natürlich eine der 
Marxischen Theorie gegenüber vollkommen häretische Ansicht, weil Marx ja 
geglaubt hat, gerade umgekehrt die Herrschaft aus dem Tauschverhältnis ableiten 
zu dürfen.“ (Adorno 1964: 97) Mit der bürgerlichen Gesellschaft gelangt die 
Geschichte wie an einen teleologisch angelegten Kulminationspunkt. Hegel 
kann deswegen auch als der affirmative Denker genau dieser Totalität gelten. Die 
bürgerliche Gesellschaft ist diejenige, die die Natur ebenso wie alle Verhältnisse 
zwischen Menschen immer weiter und intensiver nach ihren eigenen Begriffen 
gestaltet, um schließlich infinitesimal immer totalitärer zu werden. Auch noch 
die Widerstände und Widersprüche, die in diesem Zusammenhang entstehen, 
werden genutzt, um schließlich Herrschaft durchdringender zu gestalten und zu 
perfektionieren. Adorno ist sich selbst der Tatsache bewußt, dass die Totalität der 
bürgerlichen Gesellschaft nicht ihrem Begriff entspricht, vielleicht auch niemals 
entsprechen wird und immer wieder neue Ungleichzeitigkeiten hervorbringt, 
also Praktiken, Denkweisen, die jeweils sich dieser Totalität nicht fügen. Solche 
Momente können jeweils kleine Nischen der Freiheit darstellen. Doch ihm geht 
es mit dieser stilisierten Dystopie einer sich teleologisch abschließenden Totalität 
um etwas anderes: nämlich ein Denken frei zu setzen, das sich die Macht dieses 
Ganzen zueignet, die Totalität von innen heraus aufsprengt und damit ganz 
andere Verhältnisse ermöglicht. Ein solches Denken erkennt er in der Dialck- 
tik. Dialektik ist nach Hegel organisierter Widerspruchsgeist. Listiges Denken, 
schlüpft es in die feindlichen Mächte hinein und erhofft sich den Sieg „über die 
Übergewalt der Welt, die es ohne Illusion durchschaut, davon, daß es diese Über- 
gewalt gegen sie selber wendet, bis sie ins Andere umschlägt.“ (Adorno 1963: 287) 

Adorno weiß darum, dass Dialektik affirmativ sein kann. Dies gilt noch bis in 
die Linke hinein, die als Ergebnis der Negation der Negation ein Positives erwartet 
hat und nicht eine radikalere Verneinung noch des Negativen selbst. Zwar sei 
Dialektik „Asyl allen Gedankens der Unterdrückten, selbst des nie von ihnen 
gedachten. Aber sie war als Mittel, Recht zu behalten, von Anbeginn auch eines 
zur Herrschaft, formale Technik der Apologie unbekümmert um den Inhalt, 
dienstbar denen, die zahlen konnten: das Prinzip, stets und mit Erfolg den Spieß 
umzudrehen. Ihre Wahrheit oder Unwahrheit steht daher nicht bei der Methode 
als solcher, sondern bei ihrer Intention im historischen Prozeß.“ (Adorno 1951: 
280) Louis Althusser kritisiert die hegelsche Dialektik, weil sie teleologisch sei 
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und alle Vielfalt in eine zeitliche Homogenität zwinge. Michel Foucault hat 
gegen diejenigen, die in der Dialektik eine philosophische Methode für das Ver- 
ständnis der historischen Kämpfe schen, eingewandt: „Im Grunde kodifiziert 
die Dialektik den Kampf, den Krieg und die Zusammenstöße in einer Logik, 
einer sogenannten Logik des Widerspruchs; sie integriert sie in den doppelten 
Prozeß einer Totalisierung und einer zugleich endgültigen, grundlegenden und 
aufjeden Fall irreversiblen Rationalisierung. Schließlich garantiert die Dialektik 
durch die Geschichte hindurch die Bildung eines universellen Subjekts, einer 
versöhnten Wahrheit und eines Rechts, in dem alle Partikularitäten letztlich den 
ihnen zugewiesenen Platz gefunden hätten.“ (Foucault 1976: 71). Adorno will 
sich dialektisch selbst die so kritisierte Dialektik noch zunutze machen. An jener 
vereinheitlichenden Totalisierunghat Herrschaft über die Jahrtausende gewirkt; 
in der zur Totalität gefügten bürgerlichen Gesellschaft verdichten sich - so ließe 
sich mit Althusser (vgl. 1965: 119) sagen - alle die Herrschaftspraktiken zur 
„Einheit eines Bruchs“, zur Möglichkeit, mehr als nur die neueste Gestalt von 
Herrschaft, die Lohnarbeit, zu überwinden. Es ist so, als hätte Adorno Althussers 
und Foucaults Kritik antizipiert, denn ohne apologetisch zu werden, versucht er 
eine Konzeption von Dialektik auszuarbeiten, die solchen Einwände Rechnung 
trägt und weder für Totalisierung noch für systematische Theorie plädiert. Das 
Ergebnis ist seine Konzeption einer negativen Dialektik. 

Dialektik ist für Adorno ein Denken, das, weil es selbstreflexiv ist, nicht in- 
nchält, sich also nicht mit den klassifikatorischen Kategorien schon bescheidet. 
Es akzeptiert die Trennung von Subjekt und Objekt nicht, sondern überlässt 
sich der Dynamik der Begriffe, die von sich aus über sich hinaus auf das Ge- 
dachte wollen. Damit aber werden die Begriffe, das Gedachte, wiederum vom 
Gegenstand bestimmt - in der Artund Weise, in der die Gegenstände begrifllich 
angeeignet werden. Das Denken ist nicht ‘wertneutral’, Ergebnis einer dem Ge- 
genstand äußerlichen Entscheidung des erkennenden Subjekts zur Hypothese. 
Fruchtbar werde Erkenntnis nicht durch die Ausschaltung.des Subjcekts, „sondern 
vielmehr kraft dessen höchster Anstrengung, durch all seine Innervationen und 
Erfahrungen hindurch“ (Adorno 1963: 256). Adorno würde deswegen wohl 
auch jene spontane liberale optische Erkenntnistheorie ablehnen, der zufolge 
die Perspektive, die jeweils aufgesetzte Brille entscheidend dafür ist, wie der Ge- 
genstand erscheint und jeweils erkannt wird. In einer solchen Erkenntnistheorie 
bleibt das Subjekt immer auf Distanz und pluralistisch, man scheint es einmal 
so, ein anderes Mal so sehen zu können, der Konflikt der Sichtweisen wird selbst 
nicht noch einmal als gegenständlicher, als einer in der Sache liegender Konflikt 
ausgetragen. „In gewissem Betracht ist die dialektische Logik positivistischer als 
der Positivismus, der sie ächtet: sie respektiert, als Denken, das zu Denkende, 
den Gegenstand auch dort, wo er den Denkregeln nicht willfahrt. Seine Analyse 
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tangiert die Denkregeln. Denken braucht nicht an seiner eigenen Gesetzlich- 
keit sich genug sein zu lassen; es vermag gegen sich selbst zu denken, ohne sich 
preiszugeben; wäre eine Definition von Dialektik möglich, so wäre das als eine 
solche vorzuschlagen.“ (Adorno 1966: 144) Zu den Erfahrungen gehören die 
widersprüchlichen Bewegungen der Begriffe, in denen die Individuen sich und 
die Wirklichkeit denken und fühlen: Freiheit kann die des Mächtigen sein, der 
sich in seiner kraftstrotzenden Überlegenheit rücksichtslos durchsetzt und nicht 
binden lassen will - Freiheit kann der Schutz vor den Zumutungen solcher Will- 
kür mittels Rechtsgarantieren sein - Freiheit kann schließlich in die gemeinsame 
Gestaltung der Verhältnisse übergehen, unter denen die Gestaltungsspielräume 
der Einzelnen immer noch größer werden; Gleichheit ist Gleichheit hinsichtlich 
eines Kriteriums und setzt also Ungleichheit - es wird deswegen dieses Ungleiche 
zum Ausgangspunkt von differenziellem Handeln, um Gleichheit herzustellen 
- doch diese Gleichheit wiederum droht Differenzen zu unterwerfen. Dialektik 
findet sich auch aufganz anderen Ebenen. So wurde von der großen Wirtschafts- 
krise als einem nicht erwartbaren „schwarzen Schwan“ gesprochen, so wie alle 
Krisen in der kapitalistischen Produktionsweise wie von außerhalb einzutreten 
scheinen und nicht als Momente eines Reproduktionskreislaufs gedacht werden 
können, der aus internen Gründen in sein Gegenteil, eine Störung umschlägt. 
Für Adorno ist Dialektik mehr als nur eine Wechselwirkung von zwei für sich 
bestehende Entitäten. Subjekt und Objekt sind reziprok durchdrungen, bilden 
gleichzeitigeine Einheit und gehen doch in dieser nicht auf. Das Nichtaufgehende 
muss in die Theorie mit hinein genommen werden (vgl. Adorno 1964: 125). Wird 
dies getan, verändert sich das Verständnis von Gesellschaft selbst. Der Rassismus 
oder Antisemitismus, die Krise oder der Klimawandel, die sexuelle Gewalt treten 
zur Gesellschaft nicht nachträglich hinzu, sondern sind konstitutiv für sie. Doch 
bleibt ein Widerspruch der bürgerlichen Gesellschaft, dass es ihr nicht möglich 
ist, sich als eine rassistische, antisemitische, sexistische, gewalttätige Gesellschaft 
zu denken. Wenn es solche entsprechenden Denkweisen, Einstellungen oder 
Praktiken gibt, dann werden sie als Ausreißer, Verschen, Missverständnisse, 
Abweichungen, Irrationalitäten einzelner Personen gedeutet - die Gesellschaft 
ist System und Nicht-System. Mit einer Vielzahl von sozialen, administrativen, 
polizeilichen Maßnahmen wird derart Integration organisiert, dass es solche Vor- 
kommnisse nicht mehr gibt - jedenfalls nicht an der Oberfläche des Alltags, nicht 
in einer relevanten Häufung, nicht in der offiziellen Selbstwahrnehmung der 
Gesellschaft, wie sie von Politik und Medien inszeniert wird, was dann wiederum 
zu Angst, Bedrohungsgefühlen, Ressentiments führt. Die Gesellschaft geht zur 
Tagesordnung, zur Normalität über, vermittelt sich selbst das Selbstverständnis, 
sie sei die eine Gesellschaft. Bis dann ein Streik ausbricht, ein Flüchtlingsheim 
brennt, ein Anschlag stattfindet, Menschen an den Tafeln um ein Mittagessen 
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anstehen oder DemonstrantInnen vor Endlagerungsstätten auftauchen. Die 
Gesellschaft ist eins, das nicht eins ist. Sie will mit sich identisch sein, und doch 
gelingt ihr dies nicht. Diese Identität, die nicht mit sich identisch sein und werden 
kann, ist der Gegenstand der Dialektik. „Die bürgerliche Gesellschaft ist eine 
antagonistische Totalität. Sie erhält einzig durch ihre Antagonismen hindurch 
sich am Leben und vermag sie nicht zu schlichten.“ (Adorno 1963: 274) 

Es gehört zu den Selbstverständlichkeiten im Wissen über Adornos Theorie, 
dass er sich gegen das identifizierende Denken wendet, also die begrifliche Be- 
stimmung der Gegenstände oder sozialer Verhältnisse. Die Begriffe erscheinen 
in ihrer Allgemeinheit als symbolische Gewalt, die dem von ihnen Gemeinten 
Unrecht zu tun scheint und seine Besonderheit reduziert. Tatsächlich kritisiert 
Adorno diese verfügende Gewalt, die das Viele und Einzelne unter starre Kate- 
gorien bringt. Seine philosophischen Überlegungen dienen der Kritik des kon- 
stitutiven Subjekts, das von sich selbst glauben machen will, dass sein denkendes 
Ich alle seine Vorstellungen begleiten kann. Adornos begriffliche Anstrengung 
zielt darauf, immanent den Weg aus der Immanenz der Begriffe nach draußen 
zu eröffnen. Den Materialismus will Adorno (1966: 197) nicht weltanschaulich 
gesetzt, sondern durch Begriffe, durch menschliche Aktivität vermittelt wis- 
sen — ganz im Sinne der ersten Feuerbach-Ihese, in der Marx dem Idealismus 
bescheinigt, darin dem Materialismus überlegen zu sein, dass er die subjektive 
Seite, die menschliche Tätigkeit einbezieht. Adorno kritisiert am herrschenden 
Erkenntnismodellalle Elemente: die Isolierung von Subjekt und Objekt und ihre 
Entgegensetzung, die verfügende Haltung und identitäre Starrheit des Subjekts, 
die Unterstellung, dass die klassifikatorische Ordnung und Subsumtion des Ein- 
zelnen unter allgemeine Oberkategorien schon Erkenntnis sei; die Reduktion des 
Objekts auf bloß einzelne, passive Gegenstände, die sich fügen und in keinem 
Zusammenhang zu stehen scheinen. Doch Adorno flüchtet nicht in Intuition, 
Leid oder Kunst, wie manchmal behauptet wird; vielmehr betont er immer und 
immer wieder, dass anders als durch Theorie und Begriffe das Seiende nicht gege- 
ben ist. Des Einzelnen, des Vielen können wir nicht unmittelbar habhaft werden. 
Es gibt keinen anderen Weg als die begriffliche und theoretische Erschließung 
der Wirklichkeit. Die Illusion, es gäbe andere Möglichkeiten „schlüge als mi- 
metische Regression ebenso in Mythologie, ins Grauen des Diffusen zurück, 
wie am Gegenpol das Einheitsdenken, Nachahmung blinder Natur durch de- 
ren Unterdrückung, auf mythische Herrschaft hinausläuft. Selbstreflexion der 
Aufklärung ist nicht deren Widerruf.“ (Adorno 1966: 160). Deswegen kann 
Adorno dafür argumentieren, dass es der Identifikation bedarf. Ohne sie könne 
nicht gedacht werden, keine Annäherungan das Besondere und Nichtidentische 
stattfinden. „Insgeheim ist Nichtidentität das Telos der Identifikation, das an ihr 
zu Rettende; der Fehler des traditionellen Denkens, daß es die Identität für ein 
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Ziel hält [...] Dialektisch ist Erkenntnis des Nichtidentischen auch darin, daß 
gerade sie, mehr und anders als das Identitätsdenken, identifiziert. Sie will sagen, 
was etwas sei, während das Identitätsdenken sagt, worunter etwas fällt, wovon es 
Exemplar ist oder Repräsentant, was es also nicht selbst ist.“ (Adorno 1966: 152) 
Aus dem Spiegelverhältnis von Subjekt und Objekt, von Begriffund Gegenstand 
soll herausgetreten werden, die Tautologie ist zu durchbrechen, die sich daraus 
ergibt, dass die die Menschen umgebende Welt von ihnen erzeugt, umgestaltet 
und auf eine gewisse Weise immer schon von ihnen begriffen ist, sodass sie das 
Andere, das Nicht-Aufgehende, die Veränderung nicht denken können, sondern 
immer und immer wieder unter den und in den Veränderungen das Identische 
identifizieren. Jenes Nichtidentische zu erfahren ist in gewisser Weise einfach, 
denn erforderlich ist nur, der Erfahrung der Bewegungen des Begriffs und des 
Gegenstands zu überlassen, also jener schwebenden Passivität des Denkens, die 
Adorno für charakteristisch für Dialektik hält: die Erfahrung des „Widerstands 
des Anderen gegen die Identität“ (Adorno 1966: 163). Es geht also nicht um 
Identität in der Nichtidentität, sondern um Nichtidentität in der Identität (Ad- 
orno 1963: 157), also darum, die Individuen und die Gegenstände aus dem sich 
wie eine Spiegelrelation schließenden Zusammenhang der Totalität zu befreien. 
Diese Nichtidentität ist selbst jedoch nichts positiv Gegebenes, sie ist auch kein 
Rest, das, was an der Kante des Begriffs als Abgeschnittenes von der Sache dann 
übrig bleibt. Es ist also nicht möglich, sich einfach positiv aufsie als einen Stand- 
punkt zu beziehen und über das Identische hinweg zu gehen. Nichtidentität ist 
selbst eine Vermittlungskategorie. „Als Bewußtsein von Nichtidentität durch 
Identität hindurch ist Dialektik nicht nur ein fortschreitender sondern zugleich 
retrograder Prozeß. ... Nur an der vollzogenen Synthesis, der Vereinigung der 
widersprechenden Momente, offenbart sich die Differenz.“ (Adorno 1966: 160) 

Das Viele ist nicht unmittelbar zugänglich, weil es in ein gewalthaftes System 
der Äquivalenz integriert ist, das zur Totalität wird. Wenn Adorno die Tendenz 
der identitären Durchdringung des sozialen Lebens und des Denkens durch das 
System, also durch Herrschaft, kritisiert, so auch jene Haltung der Resignation 
der Theorie vor der Einzelheit, die sich angeblich nicht begreifen lasse. Geistige 
Undurchdringlichkeit und gefräßiger Überschwang entsprechen sich in ihrer 
Missachtung des Gegenstands. Die Gesellschaft muss als Totalität gedacht wer- 
den, gleichzeitig müssen die Brüche und das Scheitern jener Totalität in den 
Begriff mit hinein genommen werden. Dies gelingt nur durch Dialektik: diese 
Totalität ist eine, doch es gelingt ihr nicht, diese prätendierte Totalität zu werden, 
da sie aus sich heraus ständig von Neuem desintegrative Tendenzen erzeugt, der 
sie mit umfangreichen Integrationsmaßnahmen begegnen muss; sie hält sich 
für ein sich selbst setzendes System, doch hat es Voraussetzungen in Herrschaft 
und in von dieser geprägten Naturaneignung; Herrschaft beansprucht absolute 
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Immanenz, und doch kann sie von außen gedacht werden, weil sie von einem 
Subjekt konstituiert wird, dem es angesichts der Widerstände der Dinge und der 
Menschen nicht gelingt, sich endgültig zu setzen. 

Dies sind Antworten auf die Frage, ob es angesichts des Vielen plausibel ist, 
von Widersprüchen zu sprechen. Warum nämlich sollte überhaupt dialektisch 
gedacht werden? Dialektik ist nur möglich, wenn es zu Widersprüchen kommt. 
Sie sind weder allein in den Gegenständen zu finden noch im Denken. In der 
Wirklichkeit gibt es nur die vielfältigen Dinge, die in keinem logischen Verhältnis 
zueinander stehen. Diese Mannigfaltigkeit des einfach Unterschiedenen dann 
auf die logische Form des Widerspruchs zu bringen, erscheint wie eine Reduk- 
tion. Adorno stimmt einem solchen Einwand gegen Dialektik teilweise zu. Der 
Widerspruch sei nichts Wesenhaftes (Adorno 1966: 17). Dieser sowohl als auch 
Dialektik haben einen historischen Index, nur unter bestimmten historischen 
Bedingungen ist es unerlässlich, in Begriffen des Widerspruchs und der Dialektik 
zu denken. Der Widerspruch sei „Index der Unwahrheit von Identität, des Auf- 
gehens des Begriffenen im Begriff“ (ebd.). Adorno fasst das Problem, so scheint 
es, jedoch gleichzeitigauch unhistorisch: „Der Schein von Identität wohnt jedoch 
dem Denken selber seiner puren Form nach inne. Denken heißt identifizieren. 
Befriedigt schiebt begrifliche Ordnungsich vor das, was Denken begreifen will“ 
(Ebd.) Die Totalität erscheint nach Begriffen der Logik als widerspruchsfrei. 
Entsprechend nehme alles qualitativ Verschiedene die Signatur des Widerspruchs 
an. „Der Widerspruch ist das Nichtidentische unter dem Aspekt der Identität; 
der Primat des Widerspruchsprinzips in der Dialektik mißt das Heterogene am 
Einheitsdenken.“ (Ebd.) Wenn es sich so verhält, dann ist die Form des Wider- 
spruchs unvermeidlich. Doch Adorno hält an dem historischen Charakter der 
Dialektik fest. Sie wird sich überwinden lassen. „Dialektik entfaltet die vom 
Allgemeinen diktierte Differenz des Besonderen vom Allgemeinen. Während 
sie, der ins Bewußtsein gedrungene Bruch von Subjekt und Objekt, dem Subjekt 
unentrinnbar ist, alles durchfurcht, was es, auch an Objektivem denkt, hätte sie 
ein Ende in der Versöhnung. Diese gäbe das Nichtidentische frei, entledigte es 
noch des vergeistigten Zwanges, eröffnete erst die Vielheit des Verschiedenen, 
über die Dialektik keine Macht mehr hätte. [...] Der Versöhnung dient Dialektik. 
Sie demontiert den logischen Zwangscharakter, dem sie folgt.“ (Ebd.: 18) Mit 
dieser Überlegung kehrt Adorno negativ-kritisch zur Dialektik der Aufklärung 
zurück. Die Begriffe müssen sich reflexiv der Erfahrung überlassen, die sie mit 
sich selbst machen, also der Erfahrung, dass Mythos und Aufklärungineinander 
umschlagen - und gerade diese widersprüchliche Bewegung ist derart zu denken, 
dass sie selbst überwunden wird. Die Erfahrung des Nicht-Aufgehenden, des 
Widerspruchs bedeutet, dass immer noch Herrschaft ist; aber essoll eben nicht zur 
widerspruchsfreien Totalität kommen. Der Ausdruck „negative Dialektik“ sollte 
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nicht philosophisch verrätselt werden, sondern ist wörtlich zu nehmen: Dialektik 
darfnicht afirmativ verstanden werden. „Dialektik ist das Selbstbewußtsein des 
objektiven Verblendungszusammenhangs, nicht bereits diesem entronnen. Aus 
ihm von innen her auszubrechen, ist objektiv ihr Ziel. [...] Ohne Identitätsthese 
ist Dialektik nicht das Ganze; dann aber auch keine Kardinalsünde, sie in einem 
dialektischen Schritt zu verlassen.“ (Ebd.: 398) Trivialer formuliert, Adorno ist 
kein Hegel-Marxist, sondern ein entschiedener Kritiker Hegels. Der Anspruch 
geht dahin, durch Dialektik auch noch Dialektik zu überwinden, also alle jene 
Verhältnisse, die zu Totalität, Widersprüchen und zu Dialektik führen - und 
zwar überwinden nicht innerhalb des Denkens durch diese oder jene logische 
Korrektur, die die Vernunft in ihre Schranken weist, oder durch sinnkritische 
Sprachanalysen, die nahelegen, dass die Widersprüche nicht tatsächlich objektiv 
in den Denkbewegungen existieren würden. Dialektik hat die Aufgabe, die wi- 
dersprüchlichen Bewegungen der Begriffe selbst zu erkennen, um auf diese Weise 
auf einen Umschlagzu drängen, der zur Versöhnung führt und Dialektik selbst 
noch erübrigt. „Utopie wäre über der Identität und über dem Widerspruch, ein 
Miteinander des Verschiedenen.“ (Ebd.: 153, vgl. auch ebd.: 21) 

Für die marxistische Theorie sind die Überlegungen Adornos folgenreich. 
Spätestens seit Geschichte und Klassenbewußtsein von Georg Lukäcs gab es die 
Überlegung, dass die bürgerliche Klasse aufgrund ihrer Distanz zur naturaneig- 
nenden Arbeit nicht in der Lage ist, zur Erkenntnis der Totalität zu gelangen. Ihr 
gelingt es nicht, die Sphäre des Marktes und der Zirkulation zu durchdringen und 
das Geheimnis der bürgerlichen Gesellschaft zu erkennen: nämlich hinter der 
Fassade von Subjckten, die als gleich und frei gelten können und müssen, um ihr 
Arbeitsvermögen als Ware verkaufen zu können, die Aneignung der Mehrarbeit 
dieser Subjekte. Die Arbeiterklasse hat aufgrund ihrer Stellung im Produktions- 
prozess genau die Möglichkeit zur umfassenden Erkenntnis der Iotalität. Siekann 
sich ihrer Lage bewusst werden, sich die Gesellschaft als Ganze aneignen und sie 
zu einer gelingenden, vernünftig gestalteten Totalität fortentwickeln. Zu einer 
solchen Totalitäts- und Vernunftkonzeption, die in den Texten von Horkheimer 
zunächst noch durchaus vertreten wurde, ging die Dialektik der Aufklärung auf 
kritische Distanz. Es geht genau nicht mehr um die Herstellung von Totalität. 
Das Selbstverständnis der kritischen Theorie ist nun strikt antitotalitär. Da, wie 
oben angesprochen, sich der Marxismus in der kritischen Theorie reflektiert, also 
sich in ihr erweitert reproduziert, kommt es damit also auch zu einer grundlegend 
veränderten Perspektive der marxistischen Theorie. Totalität wird nun kritisch und 
negativ begriffen; Dialektik ist das Selbstbewusstsein“, die Logik dieser Totalität, 
also mit ihr intern verbunden. Deswegen kann sie dazu dienen, diese Totalität 
zu überwinden. Denn Dialektik wendet sich auch noch gegen sich selbst, stellt 
die widersprüchliche Bewegung von Begriffen und Sachverhalten infrage und 
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arbeitet damit aufihre Überwindung hin - nicht im Sinn einer positiven Aufhe- 
bung, sondern in einer solchen Kritik der Totalität und der Dialektik, dass selbst 
Dialektik jede soziale und intellektuelle Notwendigkeit verliert. Die Negative 
Dialektik bereitet eine solche Überwindung der Dialektik vor, indem sie ein- 
dringlich vorführt, in welcher Weise Dialektik kritisch zu praktizieren sei. Die 
Unlösbarkeit von Widersprüchen in der kapitalistischen Gesellschaft: dass Geld 
das Allgemeine repräsentiert, über das einzelne Private nach Belieben verfügen 
können; dass formale Gleichheit umschlägt in Ungleichheit; dass Demokratie 
grundsätzlich mit Antinomien wie dem von Volkssouverän und Mehrheitsregel 
oder von Allgemeinheit und Partikularinteresse konfrontiert ist - erweisen sich 
nicht einfach als logische Probleme, sondern sind objektiv Resultat einer be- 
stimmten Gesellschaft. Auch die Denkbewegungen in ihrer Widersprüchlichkeit 
gehören zu dieser Objektivität. Insofern stellt die negative Dialektik die Auffor- 
derung dar, die Erfahrung solcher Widersprüche zuzulassen, sie bis ins Äußerste 
zu durchdenken, um gerade auf dieser Grundlage selbst noch gegen die Logik 
des Widerspruchs anzudenken, also die Frage aufzuwerfen: Warum kommt es 
überhaupt zu solchen Widersprüchen, warum lassen sie sich nicht auflösen - und 
welche Formen des Zusammenlebens erlauben es, diese Widersprüche nicht in 
einer umfassenden Theorie zu rationalisieren und „aufzuheben“, sondern sie zu 
überholen, so dass sie sich überhaupt gar nicht mehr stellen: Negation der Nega- 
tion, die negativ bleibt? Eine versöhnte Menschheit wäre über Dialektik hinaus. 

Nach diesem Verständnis und mit der Kritik an Totalität und Dialektikändert 
sich auch die Art und Weise des Denkens und der Anspruch an Theorie. Die 
Theorie zielt nicht mehr auf Vollständigkeit, darauf, dass immer neue Genera- 
tionen von WissenschaftlerInnen jedem Sachverhalt und jeder Klassifikation 
einen genau bestimmten Ort in dem immer umfassenderen Gebäude der Theorie 
zuzuweisen, so dass am Ende umfassende Totalitätserkenntnis stünde. Dass 
es so nicht geht, ist nicht das Zugeständnis eines Scheiterns, sondern kritische 
Einsicht, dass auch die materialistische Theorie über viele Jahrzehnte falschen, 
nämlich bürgerlichen, idealistischen Vorstellungen von Theorie und intellektu- 
eller Praxis gefolgt ist. Die Einheit der Gesellschaft besteht nicht, und sie istauch 
nicht anstrebenswert. Dies berührt auch die Logik der Theorie. Adorno verwirft 
nicht die Möglichkeit von Theorie überhaupt. Aber er plädiert dafür, dass die 
Theorie die Gestalt einer „nichtsystematischen Theorie“ annehmen muss (Adorno 
1964: 49). Ohne System verbindlich denken, heißt für Adorno, in Modellen 
zu denken: negative Dialektik sei ein Ensemble von Modellanalysen (Adorno 
1966: 39). Sie bringen Begriffe zu Konstellation zusammen. Begriffe stellen 
selbst soziale Verhältnisse dar, in ihnen werden die Gegenstände gedacht und in 
Zusammenhänge gebracht. Deswegen besteht die Gefahr, dass Begriffe an ihnen 
etwas abschneiden oder verstellen, weil sie sie der intellektuellen und sozialen 
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Praxis unzugänglich machen. Adorno argumentiert, dass in einer Konstellation 
von Begriffen, die sich um eine Sache versammeln, ein besonderes und durch- 
aus kontingentes begriflliches Verhältnis entsteht, in dem die Begriffe denkend 
erreichen, „was Denken notwendig aus sich ausmerzte“ (ebd.: 165). Die Erfah- 
rung des Objekts führt das Denken hin zu Konstellationen von Begriffen und 
Zusammenhängen, in denen das Objekt steht. Das subjektiv Gedachte gewinnt 
dadurch Objektivität, der Gegenstand verliert seine Selbstverständlichkeit als 
bloß Gegebenes. „Der Konstellation gewahr werden, in der die Sache steht, heißt 
soviel wie diejenige entziffern, die es als Gewordenes in sich trägt. Der Chorismos 
von draußen und drinnen ist seinerseits historisch bedingt. Nur ein Wissen 
vermag Geschichte im Gegenstand zu entbinden, das auch den geschichtlichen 
Stellenwert des Gegenstandes in seinem Verhältnis zu anderen gegenwärtig hat; 
Aktualisierung und Konzentration eines bereits Gewußten, das es verwandelt. 
Erkenntnis des Gegenstands in seiner Konstellation ist die des Prozesses, den er 
in sich aufspeichert. Als Konstellation umkreist der theoretische Gedanke den 
Begriff, den er öffnen möchte, hoffend, daß er aufspringe etwa wie die Schlösser 
wohlverwahrter Kassenschränke: nicht nur durch einen Einzelschlüssel oder eine 
Einzelnummer sondern eine Nummernkombination.“ (Ebd.: 165f) Das Denken 
in Konstellationen ist für Adorno die fortgeschrittene, emanzipierte Denkweise, 
die Begriffe derart in eine Konfiguration bringt, dass sich ein Verständnis der 
gesellschaftlichen Zusammenhänge ergibt, das die historische Notwendigkeitals 
Zufall erkennen lässt und den Umschlag in Emanzipation freisetzt. Totalität ist 
eine solche Konstellation. Entsprechend ist auch nicht Herstellungvon Totalität 
das Ziel, sondern die Freisetzung der Vielfalt ohne Maß. 

Dialektik ist aus vielerlei Gründen in den vergangenen Jahren oder Jahrzehnten 
als eine intellektuelle Praxis kritisiert worden. Eines der besten Motive bestand 
darin, die konkreten Kämpfe und die historischen Kontingenzen in den Blick 
nehmen zu wollen. Doch der Verzicht auf Dialektik hat die emanzipatorisch 
orientierte Analyse in erheblichem Maße beeinträchtigt. Dort, wo Antagonismen 
am Werk sind, wird auf Nominalismus oder auf Pluralismus ausgewichen, Wi- 
dersprüche werden in Paradoxien transformiert, die sich, würden sie nur richtig 
durchdacht, durch Einzelmaßnahmen auch wieder auflösen ließen oder als un- 
vermeidlich hinzunehmen seien. Dialektiken wie die zwischen dem Allgemeinen 
der kapitalistischen Produktionsweise und ihren besonderen historischen und 
regionalen Ausformungen, zwischen den verschiedenen Formen des Kapitals und 
den Verschiebungen der Dominanz in seinem Kreislauf, zwischen der Dynamik 
der Veränderung und Reproduktion und Beharrung der Verhältnisse werden 
nicht verständlich; ebenso gilt dies für die widersprüchlichen Zusammenhänge 
der Herrschaftsformen der Naturausbeutung, der kulturell-intellektuellen Ent- 
eignung und Entmündigung, der Lohnarbeit, des Rassismus oder des Sexismus; 
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und ebenso für die widersprüchliche Einheit von kapitalistischen Produktions- 
verhältnissen und repräsentativer Demokratie. So kommt es immer wieder zu 
Rückfällen in ökonomistische oder mechanische Analysen, die bestimmte Trends 
linear fortschreiben (das „Ende des Kapitalismus“) oder Phänomene künstlich 
voneinander trennen und das innere Band widersprüchlicher Bewegungen nicht 
verständlich machen. Adornos bedeutende Erneuerung der materialistischen 
Dialektik, die keineswegs das Selbstverständnis kritischer Theoriebildung heute 
bestimmt, gilt esanzueignen - und dies im Lichte kritischer Auseinandersetzun- 
gen mit Dialektik, um sie zeitgemäß fortzuentwickeln. Dabeisollte ihr vorläufiger 
Charakter im Blick behalten werden: dass nämlich die Notwendigkeit, dialektisch 
zu denken, selbst noch als Hinweis aufdie Notwendigkeit radikaler Veränderung 
zu verstehen ist. Von Versöhnung könnte erst gesprochen werden, wenn Antago- 
nismen gar nicht erst mehr entstehen und Dialektik überflüssig wird. 
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Ulf Kadritzke 


Zur Mitte drängt sich alles (Teil 1)* 
Historische Klassenstudien im Lichte der Gegenwart 


1. Die Mitte als Opfer einer Kohlweißlingsjagd 


Eskommt noch hinzu, daß ‘Mittelstand’ (oder Mittelklasse’) schon durch die Bestimmung 
‘mittel’ außerordentlich farblos und als bloßer Verlegenheitsbegriff deutlich verraten 
ist - das Wort ist ... der Posten jener Einheiten, mit denen man nichts anzufangen weiß. 


(Theodor Geiger 1930: 235) 


Das Unternehmen Renault steht mit allen vier Rädern in der Wirklichkeit. In 
der deutschen Version des Espace, einem Großraumgefährt für die Familie mit 
gchobenem Einkommen, ist aufder Armatur die Zentralverriegelungvon innen 
als „Ghetto-Schaltung“ angezeigt. Der Begriff sollberuhigen und versichern, dass 
die Kunden aus den gesicherten Mittelschichten auch durch unsichere Straßen 
sicher fahren. Der Name des Mechanismus, der das Innere des Wagens verlässlich 
gegen das gefährliche Außen abdichtet, greift nicht nur Stimmungen und Bedürf- 
nisse des kaufenden Publikums auf, er ist selbst Signum dieser Ängste und ihres 
typischen gesellschaftlichen Orts. Die unternehmerische Gefühlspolitik wirbt 
mit der Abschottung gegen die Risikozonen der Gesellschaft und demonstriert 
damit ihre dem Profit nicht abträgliche Sorge um die ‘Mitte. 

Auch wenn selten so offen wie bei Renault mit den Ängsten der Menschen 
gespielt wird, zeigt das Beispiel, in welchem Maße die Besorgnis über die tiefe 
Spaltungder Gesellschaft zugenommen hat. Dabei geschieht etwas aufden ersten 
Blick Seltsames. Wenn es darum geht, die objektive Lage und die Befindlich- 
keit von Menschen zu erforschen, ist in der öffentlichen Diskussion von sozialer 
Ungleichheit die Rede. Aber fast nirgends steigt der öffentliche Erregungspegel 
so hoch wie bei der Sorge um die sogenannte Mitte. Von ihr vor allem ist die 
Rede, wenn journalistische und wissenschaftliche Weltkundige uns die Zei- 
ten erklären. Sobald die neuesten sozialstatistischen Bulletins ausgegeben sind, 
wird die „schrumpfende Mitte“ beschworen, und ein Vielzitierter fügt warnend 


* Für ihre vielfältigen Ratschläge danke ich herzlich Martin Kronauer, Dorothea Schmidt, 
Rudi Schmidt, Ingo Stützle, Günter Thien und Markus Wissen. Für den vorliegenden Text 
sind sie jedoch nicht haftbar zu machen. 
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hinzu: „Die gesellschaftliche Mitte ... steht in der Gefahr, sich in eine obere und 
eine untere zu spalten“ (Münkler 2010a). Die naheliegende Frage, warum diese 
Entwicklung nicht als Ausweitung der Armutszone, Anwachsen der sozialen 
Ungleichheit oder Strukturwandel der Klassengesellschaft begriffen wird, passt 
offenbar nicht zum beharrlichen Glauben an die „Kultur der Mitte als Zent- 
ralraum der politischen Ordnung‘, als raison d’ötre moderner Gesellschaften: 
„Beim Blick auf die politische Mitte kommt der politischen Kultur ein mindes- 
tens ebenso großes Gewicht zu wie der Sozialstruktur.“ (Münkler 2016a) Ob 
also politisch oder gesellschaftlich gedeutet!, ob als schrumpfend oder gespalten 
beschrieben: Die Mitte der Gesellschaft erscheint wesentlicher als das Ganze, 
dessen Teil sie doch ist. 

Die Faszination für die Mitte mag sich auch banaleren Umständen des all- 
täglichen Denkens verdanken. Robert Musil bemerkte 1937 in einem Vortrag 
über den Allerweltsbegriff der Dummheit, dass wer über sie sprechen will „von 
sich voraussetzen muss, dass er nicht dumm sei.“ Bei der Mitte ist es umgekehrt. 
Dummbeit willsich niemand ernsthaft bescheinigen lassen, zur Mitte aber drängt 
sich alles. Was beide Begriffe gemeinsam haben, ist die elastische, durch Unschärfe 
gestützte Verwendbarkeit, wenn esgilt, Eigenschaften an Personen zu heften oder 
über-individuellen Einheiten zuzuordnen. Das Verfahren erinnert Musil an die 
bäuerliche Gewohnheit, bei der Kohlweißlingsjagd sicherheitshalber a//e Raupen 
dem schädlichen Tagfalter zuzurechnen und einzusammeln; so „weiß man bald 
nicht mehr, ob man noch hinter dem gleichen her sei“ (Musil 1937: 15). Ein solcher 
Kohlweißling ist gegenwärtigdie ‘Mitte’, die große Menschengruppen begrifflich 
einhegen soll. Nur gilt sie nicht wie die Dummheit als Schädling, sondern als 
Nützling: als Rollenmodelleiner geglückten, politisch den Extremen abgeneigten 
Lebensführung, die auch noch die Gesellschaft zusammenhält. 

An der empirischen Erforschung und gesellschaftspolitischen Ausdeutung 
dieser Mitte sind Ökonomie und Soziologie gleichermaßen beteiligt, zumeist 
unter dem Oberbegriff der „sozialen Ungleichheit“. Gerade einige der jünge- 
ren soziologischen Themenbände? vermitteln den Eindruck, als würde über die 
Mittelschichten weit intensiver nachgedacht als über die missing class der Armen 
(Newman/Tan Chen 2007). Das hat Folgen für den öffentlichen Diskurs. Im 


1 Ausführlicher zur politischen und sozialen Begründung von „Mitte und Maß“ siche 
Münkler (2010). Der Autor spekuliert noch mit einer dritten Dimension der Mitte: Es falle 
„das soziopolitische Scheitern an den Aufgaben der Mitte und das geopolitische Scheitern 
an der Mitte fast immer zusammen... .‘ Münkler (2016: 3) Dieser kühne Gedanke bleibt 
hier außer Betracht. 

2 Definitionen und Annäherungen an die Mitte bieten an: Vogel (2009: 21ff.); Mau (2012: 
13ff.); Koppetsch (2013: Teil 1); Müller (2013: 7f.); Bude (2014: 60ff.); Burzan et al. 
(2014: 17ff.); Marg (2014: 36ff.); Nachtwey (2016: 147ff.). 
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Reich der gehobenen Begriffe hat es die Mitte aus den soziologischen Studien 
in die Feuilletons wie auf die Wirtschaftsseiten geschafft; sie wird als Dutzend- 
ware des Zeitgeistes gehandelt und in den Rang einer Tragödie erhoben: als 
„Kampf um die Mitte“ (Henkel 2007) oder grobschlächtig suggestiv im Titel 
„Volk ohne Mitte“ (Aly 2015). Ferner im Angebot: Erosion der gesellschaftlichen 
Mitte, schrumpfende Mitte, gefährdete Mitte, gebeutelter Mittelstand. Das Drama, 
das sich hier abspielt, fördert die Verbitterung in der Mitte, deren Erregungspegel 
von bewegt, nervös und alarmiert bis enthemmt ansteigt. Die Mitte ist von Aus- 
plünderung, ja Verwahrlosung bedroht, kein Wunder, dass Angst, Verdruss und 
große Panik herrschen. 

Wo man auch hinschaut, die Mitte ist, wie Musils Kohlweißling, immer im 
Spiel.‘ Noch so zufällige Erscheinungen des Alltagslebens lassen sich im Ver- 
hältnis oder im Kontrast zu ihr deuten. Man kann die Mitte in die Vertikale 
stellen und nimmt dann die Einkommenshöhe oder den gesellschaftlichen Rang 
zwischen unten und oben in den Blick. Sie lässt sich sozialräumlich denken und ist 
in Diskursen vielseitigverwendbar: Die Mitte bewohnt das Innen und nicht das 
Außen, ihre Mitglieder sind Zugehörige und nicht Fremde. Politisch ist die Mitte, 
sofern sie nicht nervös wird, moralisch gefestigt - „Wir sind die Guten“ (Lesse- 
nich 2016) - und deshalb gemäßigt. Umso heftiger die öffentliche Aufregung 
über einen drohenden „Extremismus der Mitte“, vor dem das konfliktentwöhnte 
Bildungsbürgertum erschrickt, weil es jenseits der Floskel die kontroversen Deu- 
tungen zum Ende der Weimarer Republik? kaum mehr kennt. 

Noch in der Sorge der Kulturkritik und der Gesellschaftsdeuter über die 
schrumpfende Mitte nimmt der misshandelte Begriff Rache daran, wie er in der 
jüngeren Vergangenheit ungenau und ideologisch verwendet wird. Ursprünglich 
eingeführt, um die cher lästige Unterschicht‘ auf Abstand zu halten, hat sich die 
Mittelschicht aufwundersame Weise ausgedehnt, bis die Gesellschaft in ihr fast 
aufgeht - bis aufzwei Restposten: Elite oben, Arme unten. Politisch und ideolo- 
gisch steht diese Mitte für jene stabilisierenden Gesellschaftskräfte, die positive 
Eigenschaften wie Leistungswillen und Verlässlichkeit mit meritokratischen 
Vorstellungen verbinden: über Ungleichheit (in Maßen nützlich) und soziale 


3 Am Überbietungswettbewerb der Attribute nimmt auch die Website der Süddeutschen 
Zeitung im Themenschwerpunkt Mittelschicht teil. Über die inszenierte Mittelschicht- 
spanik spottet Kaube (2010). 

4 Die Publikationswut zur Mitte verschont mittlerweile nichts und niemanden: Die Kul- 
turkritik krönte jüngst den Rockmusiker Bruce Springsteen zum Meisterprediger der 
Mittelschicht (Forster 2016). 

5 Vgl. dazu vor allem Geiger (1930a; 1932); Speier (1977: Kap. X-XIV); Kracauer (1933); 
Lipset (1960); Kadritzke (1975: 343fF); Kocka (1977: 49f., 2I6ff.). 

6 Zur politischen Rolle und Phraseologie des Begriffs vgl. Lessenich (2006). 
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Gerechtigkeit (solange sie nicht Faulheit fördert) bis zur Gemeinwohlbindung 
(solange sie nicht zu teuer kommt). Kein Wunder, dass die meisten Mitglieder 
des befragten Gemeinwesens sich aus Gewohnheit einer derart idealen Mitte 
zurechnen. Wenn nun in der neuesten Umfrage 71 Prozent der Deutschen sich 
der Mittelschicht zugehörig fühlen, geht das noch über die Befunde der Sozial- 
statistik hinaus, die den (vor allem an Einkommen und Berufsstatus) gemessenen 
Umfang auf knapp 60 Prozent veranschlagt.’ Aber kaum jemandem aus der 
Forscherzunft fällt auf, dass 2006, noch vor Ausbruch der Finanzkrise, eine andere 
empirische Untersuchung mit der Auskunft hervortrat: „61 Prozent meinen, es 
gibt keine Mitte mehr, nur noch ein Oben und Unten.“ (Müller-Hilmer 2006: 
7). Dass methodisch der Tonfall der Frage schon die halbe Musik macht, scheint 
in Vergessenheit geraten zu sein. 

Was die Politik betrifft, wird zutreffend beschrieben und beklagt, es gehe den 
meisten Parteien nur noch um die Wählergunst der demoskopisch ständig abge- 
hörten Mitte. Wenn dann die öffentliche Meinungdiese Mitte mit der Mehrheit 
gleichsetzt, kann das kaum mehr erstaunen. Verwunderlich ist nur, dass darüber 
die Sozialforschung sich so wenig wundert - und stattdessen erschrickt, wenn 
der Anteil der über die Einkommen definierten Mitte zwischen 2000 und 2009 
von 67 auf 62 Prozent gesunken ist.® An sie ist deshalb die Frage zu richten, 
warum viele ihrer Vertreter an dem interessierten Missverständnis mitwirken, 
das die Ideologie einer „Wohlstand-für-alle“-Gesellschaft stützt und implizit den 
Gedanken, deren Inklusionskraft hänge maßgeblich vom sozialen Vorbild einer 
durch Leistung erfolgreichen Mittelschicht ab. 

Soweit der erste, empirisch nicht exakt vermessene, aber kaum irrige Eindruck 
aus der Welt der fachlichen und öffentlichen Diskurse. Wenn es stimmt, dass die 
herrschende ökonomische Theorie das Handeln von Akteuren auf Märkten nicht 
nur vorrangig als Erkenntnisgegenstand behandelt, sondern auch legitimiert und 
damit die Wirklichkeit „performativ“ mitgestaltet (vgl. Aspers/Becker 2008: 
240), ist zu fragen, ob das sozialwissenschaftlich vermittelte Bild der Gesellschaft 
mit dafür verantwortlich ist, dass die Mehrheit der befragten Menschen sich 
irgendwie zur Mitte zählt.’ Haben die soziologischen Ungleichheitsforscher 
genügend gründlich darüber nachgedacht, welche begrifflichen, theoretischen 


7 Vgl. Grieß (2016). Selbst von den Personen mit einem Haushaltsnettoeinkommen unter 
1.000 Euro ordnen sich noch mehr als ein Drittel der Mittelschicht zu. 

8 Die Befunde kritisiert Wagner (2012) in seinem methodenkritischen Kommentar zur 
Inflation der Mittelschicht-Begriffe: „Zählt man jemanden zur Mitte zugehörig, wenn er 
gleichzeitig in der Mitte der Verteilungen von Ausbildung, Berufund Einkommen liegt, 
dann schrumpft die Mitte in Deutschland überhaupt nicht.“ 

9 DenEinfluss sozialwissenschaftliche Forschung auf die öffentliche Deutung am Beispiel 
des Great British Class Survey zeigt Harper-Scott (2013). 
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und damit auch politischen Vorentscheidungen in den Verfahren und empirischen 
Fragestellungen eingeschlossen sind? Die folgenden Überlegungen gehen davon 
aus, dass aus dem Rückblick auf frühere Studien und Diskussionen zu lernen ist. 

In der Entwicklung des modernen Kapitalismus und seiner Klassenstruktur 
sticht ein Unterschied ins Auge. Das rasche Anwachsen des Industrieproletari- 
ats, seine Rolle im Verwertungsprozess des Kapitals und der ihnen vorenthaltene 
Anteil am gesellschaftlichen Reichtum ließen sich wissenschaftlich und politisch 
lange beschönigen, aber nicht mehr verdrängen, als die Arbeiterklasse selbst sich 
als soziale Bewegung zu Wort meldete. Die neu entstehenden Funktions- und 
Berufsgruppen hingegen, zum Teil besser bezahlt und in abgestufter Weise in 
Leitungsaufgaben eingebunden, betraten Ende des 19. Jahrhunderts ein bereits 
umkämpftes Terrain. Auf allen Ebenen wurde „schon die Betrachtung neu 
auftauchender Schichten oder Klassen durch Interessenkämpfe der bestehen- 
den influenziert“ (Lederer 1912: 52). Vor allem die im Angestelltenverhältnis 
beschäftigten Lohnarbeiterschichten wurden zum bevorzugten Objekt von Deu- 
tungskonflikten, in die sich Gewerkschaften und Parteien ebenso einmischten 
wie die mit der ‘sozialen Frage’ befassten Wissenschaften. Insbesondere dienten 
die zum „neuen Mittelstand“ ernannten, unter dem Angestelltentitel geführ- 
ten Lohnarbeiterabteilungen als Kronzeugen der bürgerlichen Harmonielchre 
einerseits, der Klassentheorie andererseits. Beide Positionen boten Antworten 
auf die Frage, wie sich im modernen Kapitalismus diese neuen Schichten ein- 
ordnen lassen: als Teil einer übergreifenden Klasse, als eigenständige soziale 
Schicht, die nicht in den Klassengegensatz eingespannt ist, oder gar als geho- 
benes Personal fürs Kommando über die Produktionsarbeit - man nennt das 
heute Management. 

Um zu begreifen, warum das ebenso suggestive wie schwammige Bild der Mitte 
bis heute im öffentlichen Diskurs über die Gesellschaft vorherrscht, lohnt sich 
ein Rückblick auf die performative Rolle der deutschen Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaft, die im Jahr 1897 den „neuen Mittelstand“ aus der Taufe hob. Die 
Resolution, die der Evangelisch-soziale Kongress im Anschluss an Gustav Schmol- 
lers Vortrag verabschiedete, feierte zum einen die Widerlegung der Marx’schen 
Theorie, die aus dem deutschen Wissenschaftssystem ausgesperrt blieb und doch 
stets eine hidden agenda bildete. Zum anderen lassen sich Schmollers Referat 
und die Resolution als Gründungsakt einer ‘neuen’ Mitte lesen, die bis heute als 
gesellschaftspolitisches Leitbild ihren Dienst tut: 


Der Evangelisch-soziale Kongress nimmt mit Genugtuung von der beruhigenden, auf 
wissenschaftliche Beobachtung gestützten Überzeugung des Referenten Kenntnis, daß 
die volkswirtschaftliche Entwicklung der Neuzeit nicht mit innerer Notwendigkeit zur 
Auflösung eines für die Vermittlung sozialer Gegensätze wichtigen und für das sittlich- 
religiöse Volksleben erfahrungsgemäß hochbedeutsamen Mittelstandes führen müsse, daß 
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vielmehr zwar gewisse Teile des bisherigen Mittelstandes voraussichtlich verschwinden, 
dagegen andere sich erhalten und neu sich bildende die alten niedergehenden ersetzen 


werden. (Verhandlungen 1897: 161f.) 


Nicht das beschworene „sittlich-religiöse Volksleben“ hat die Geschichte überdau- 
ert, wohl aber die wissenschaftliche Konstruktion einer neuen sozialen Mittel- 
schicht, die inden Wunschträumen des Bürgertums die schon spürbaren „sozialen 
Gegensätze“ mildern und den Gefahren des Klassenkampfes entgegenwirken soll. 
Zwar zerstoben die Illusionen der bürgerlichen ‘Kathedersozialisten’ im Ersten 
Weltkrieg und in den Krisen der Weimarer Republik, als weite Teile des neuen 
Mittelstands nicht so handelten, wie man es 1897 noch erhofft hatte. Vor dem 
Hintergrund der verschärft einsetzenden Klassenkämpfe enrfaltete sich eine nicht 
nur wissenschaftlich auf hohem Niveau, sondern auch leidenschaftlich geführte 
Debatte über den Charakter der ersten demokratischen Klassengesellschaft auf 
deutschem Boden. Die Analysen und konkreten Befunde aus jener Zeit können 
dazu anregen, den gegenwärtigen Diskurs über soziale Ungleichheit und die 
in ihm gehätschelte Mitte im Lichte der Frage zu prüfen, ob er die damaligen 
Erkenntnisse und Zugangsweisen zur Klassenfrage aufnimmt, ausblendet oder 
unter Angabe gewichtiger Gründe infrage stellt.'” 

Der folgende Beitrag dient einem begrenzten, letztlich politischen Erkenntnis- 
ziel. Ich versuche, im Rückblick aufdie “Weimarer Soziologie’ den Abschied von 
der klassentheoretischen Perspektive, den jüngere Analysen zur gesellschaftlichen 
Mitte genommen haben, als Verlust von Erkenntnismöglichkeiten und zugleich 
als renovierte Ideologie aufzuweisen. Das erfordert zunächst die Wiederaneignung 
wichtiger Diagnosen zur deutschen Klassengesellschaft der Weimarer Republik, 
an deren Ende sich die sozialen Ungleichheiten und die Klassenkämpfe zur Sys- 
temkrise verschärften. Insbesondere untersuchten diese Sozialwissenschaftler die 
gesellschaftliche Stellung der lohnabhängigen Mittelschichten und deren Rolle 
beim Übergangvon der Republik in die NS-Diktatur. Die damaligen Diagnosen 
vergleiche ich im zweiten Teil mit gegenwärtigen soziologischen Analysen, die 
vor allem im Rahmen der Ungleichheitsforschung die ‘Mitte der Gesellschaft’ 
thematisieren. Es geht mir nicht um empirische Details dieser Studien, son- 
dern um deren theoretische Leerstellen und das auf die Mitte fixierte Bild einer 
Gesellschaft jenseits der Klassen. Aus dieser Konfrontation entwickle ich am 
Schluss einige Gedanken zum Klassencharakter der Gesellschaft und zur Rolle 
der lohnabhängigen Mittelschichten. 


10 Im Folgenden sind die Begriffe Mitte, neuer Mittelstand, Mittelschicht und Mittelklasse 
trotz der kritisierten Unschärfe nicht zu vermeiden. Soweit nicht anders vermerkt, ist bei 
den hier verhandelten Mittelschichten das Attribut abhängig beschäftigt mitzudenken. 
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2. Aus dem Rückblick lernen: Lohnabhängige Mitte als 
verdeckte Klasse 


Man wird sagen, diese Schicht sei aber doch schr groß und wiege im sozialen und poli- 
tischen Leben recht schwer. Sehen wir sie uns - ohne das zu leugnen - einmal an! Wer 


gehört zum Mittelstand? (Theodor Geiger 1930: 235) 


2.1 „Neuer Mittelstand” oder Lohnarbeiterfraktion? 
Vom Nutzen alter Fragen 


Mit dem Fortgang der Industrialisierung und der Ausweitung der Dienstleis- 
tungsbereiche wurden auch die im zunächst sicheren Angestelltenstatus tätigen 
Arbeitskräfte den Konjunkturen, Strukturveränderungen und betrieblichen 
Rationalisierungsprozessen unterworfen. Emil Lederer (1882-1939), Siegfried 
Kracauer (1889-1966), Theodor Geiger (1891-1952), Carl Dreyfuss (1898-1969) 
und Hans Speier (1905-1990)"! studierten den Strukturwandel des modernen 
Kapitalismus vor allem im Blick auf diese neuen Schichten unter den abhängig 
Beschäftigten.'” Aber die Erforscher der Angestelltenwelt verstanden sich nicht 
als Bindestrichsoziologen, auch nicht als bloße Beobachter der Veränderungen 
in der Sphäre betrieblicher Arbeit. Sie studierten übergreifend die Entwicklung 
der Klassengesellschaft und suchten zugleich nach politischen Antworten auf die 
Krisen, die in ihrer Deutung der moderne Kapitalismus systemisch erzeugt. 
Ihre besondere Aufmerksamkeit galt der bis heute wichtigen Frage, wie die An- 
gestellten als modernster Typus der Lohnabhängigen „die Spannung zwischen 
den wirklichen Lebensbedingungen (...) und ihrer Ideologie“ (Kracauer 1930: 
115) austragen. Den Zusammenhang von Klassenlage, betrieblicher Stellung, 
Berufsideologien und Interessenorientierung behandelten die Sozialforscher 
mit je eigenen Akzenten. 

Was angesichts der schmalen Erträge der gegenwärtigen Ungleichheits- 
Empirie lehrreich erscheint: Die Weimarer Beobachter deuten die Lage der 
wachsenden, abhängig beschäftigten Mittelschichten, ohne die Kernstruktur der 


11 Speiers Studie konnte 1933 in Deutschland nicht mehr erscheinen; sie erschien, angeregt 
von Jürgen Kocka und vom Autor um aktuelle Anmerkungen ergänzt, 1977 in Deutsch. 

12 Mein Rückblick behandelt ausgewählte Studien über die lohnabhängigen Mittelschich- 
ten. Die schon in der Weimarer Zeit entwickelte Delegationstheorie von Fritz Croner 
(1954), der die Angestellten vor allem als Funktionäre der Unternehmensleitung deutet, 
bleibt außer Betracht. Emil Lederer wird nicht eigens gewürdigt; er stellte mit Jakob 
Marschak den Begriff des neuen Mittelstands als „immer weniger zutreffend“ (Lederer/ 
Marschak 1926: 141) infrage, bezogjedoch erst unter dem Eindruck der Wirtschaftskrise 
die Angestellten in die Lohnarbeiterklasse ein (vgl. Lederer 1928). Die Geschichte der 
Angestelltensoziologie resümiert eingehend Schmidt (2016). 
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Gesellschaft jenseits der Klassen'? zu suchen, wie dies in modernen Schichtungs- 
theorien geschicht. Sie untersuchen den Einfluss von Bildung, Herkunftsmilieu, 
beruflicher Qualifikation und betrieblicher Stellung auf die Entwicklung von 
materiellen und immateriellen Interessen wie auf die Formen des individuellen 
und kollektiven Handelns. Die meisten nehmen, in modifizierender Absicht oder 
kritischer Distanz, auf Karl Marx und Max Weber Bezug. Sie gehen von Marx’ 
Bestimmung der Klassen aus, von den Produktionsverhältnissen also, in denen 
sich die „Eigentümer von bloßer Arbeitskraft“ und die „Eigentümer von Kapital“ 
als Lohnarbeiter- und Kapitalistenklasse gegenüberstehen.!* Auf dieser ökono- 
mischen Grundlage nehmen sie auch Webers ergänzende Differenzierung nach 
Besitz- und Erwerbsklassen auf, die sie vor allem für ihre Ausdeutungbesonderer 
Angestellteninteressen heranziehen. Die Zugehörigkeit zu einer Klasse leitet 
Weber zunächst strengmarktökonomisch aus der Tatsache ab, „dass die Art, wie 
die Verfügung über sachlichen Besitz innerhalb einer sich auf dem Markt zum 
Zweck des Tausch begegnenden und konkurrierenden Menschenvielfalt verteilt 
ist, schon für sich allein spezifische Lebenschancen schafft“ (Weber 1922/1972: 
531). Der Ausschluss der ArbeiterInnen von diesem Besitz begründet sein am 
Ende des Ersten Weltkriegs gefälltes Urteil: „Jede Arbeiterschaft wird immer 
wieder in irgendeinem Sinne sozialistisch sein.“ (Weber 1918/1964: 270) 

Und die Kerngruppen des ‘neuen Mittelstands’? Dazu zählt Weber vor allem das 
„besitzlose“, abhängig beschäftigte Personal der betrieblichen und staatlichen Ver- 
waltungen, das dank „Intelligenz und Fachgeschultheit“ dem Rationalisierungs- 
druck weniger unterliege als „die Arbeiterschaft als Ganzes“ (Weber 1922/1972: 
225). In der bürokratischen Rolle unterscheiden sich für ihn die im Unternehmen 
tätigen Privatbeamten nur wenig vom Staatspersonal. Gemeinsame Merkmale 
des Berufs sind strenge Sachlichkeit und Loyalität gegenüber Unternehmen und 
Amt. Modern ist Webers Diagnose, wonach sich mit den Marktprozessen, und 
nicht etwa gegen sie, bürokratische Organisationsregeln auch jenseits des Staates 
ausdehnen. Im industriellen Grofßbetrieb, im Kaufhaus, aber auch in Parteien, 
Gewerkschaften und Verbänden werde die formale Rationalität dieses Berufs- und 


13 Die Deutungskämpfe spiegeln sich in den Titeln wider: Das zweite Proletariat (Schmidt- 
Leonhardt 1920); Die Angestellten als Stand und Klasse (Süssengut 1927); Die Umschich- 
tung des Proletariats (Lederer 1928); Der Mittelstand in der kapitalistischen Gesellschaft 
(Grünberg 1932). Zur Kritik der modernen Schichtungstheorien vgl. Ritsert (1998). 

14 Die im letzten Abschnitt des 3. Bandes von Das Kapital (Marx 1894/1967) benannte 
Revenuequelle der Grundeigentümerklasse ist hier vernachlässigt. Die Resultate (Marx 
1863-1865/1968) mit den ergänzenden Überlegungen zum ‘kombinierten Arbeitsvermö- 
gen’ waren den Weimarer Soziologen noch nicht bekannt; ihre Lektüre hätte sie in der 
Begründungeiner weiter gefassten, in sich differenzierten Lohnarbeiterklasse vermutlich 
bestärkt. 
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Verhaltenstypus die gesellschaftlichen Verkehrsformen prägen. Der Weg in die 
‘industrielle Dienstleistungsgesellschaft’ erscheint damit vorgezeichnet. 


Theodor Geiger: Klassenanalyse als Kritik des Verlegenheitsbegriffs Mittelstand 


Die besondere Mentalität, von der viele Mitglieder des ‘neuen Mittelstands’ 
typisch geprägt sind, hat auch Theodor Geiger im Blick, als er in der Krise der 
Weimarer Republik Die soziale Schichtung des deutschen Volkes (1932) unter die 
Lupe nimmt." Ihre fraglose Rolle könne jedoch keinesfalls die Einweisung des 
alten und neuen Mittelstands in eine gemeinsame Puferschicht begründen. Wer 
wissenschaftlich so verfahre, gliedere die Menschen zunächst 


nach der ökonomischen Lage, stutzt aber, wenn es sich darum handelt, etwa die An- 
gestellten unter die Rubrik Proletariat zu setzen; [...] er weiß, daß sie vielfach mit dem 
Proletariat nichts zu tun haben wollen, läßt sich also von seinem Einteilungsgrad etwas 
abhandeln und schiebt die ganze Gruppe zum ‘Bürgertum’ hinüber. [...] Vielfach sind 
diese Inkonsequenzen darauf zurückzuführen, daß schon unter der Hand in den Begriff 


der Mittelschicht die Vorstellungen ‘bürgerlicher Gesittung’ eingehen. (Geiger 1932: 13) 


Ersetzt man das Bürgertum durch die Mittelschichten, ist damit das gegenwärtige 
Dilemma einer auf die Mitte fixierten Gesellschaftsdeutung umrissen. 
Insbesondere mit dem Blick auf die im 'verspäteten’ deutschen Nationalstaat 
tief verankerten ständischen Selbstbilder der kleinbürgerlichen Besitzklassen'® 
verweist Geiger auf den historischen und wissenschaftlichen Widersinn der mit- 
telständischen Begriflichkeit.” „Mittel-Stand hieß das alte Besitzbürgertum 
.. um seiner ausgleichenden, den Klassenantagonismus dämpfenden Funktion 
willen.“ (ebd.: 125) Den ‘neuen’ Mittelstand hält er für eine semantisch falsche'® 


15 Geigers Klassenverständnis wird hier vor allem anhand der Studie von 1932 belegt. Eine 
konzentrierte, andere Positionen scharfsinnig kritisierende Theorie und Darstellung der 
deutschen Klassengesellschaft veröffentlichte er zuvor in Schmollers Jahrbuch (Geiger 
1930). Sein Begriff der „Mentalitäten‘; verstanden als „bewegende Kräfte in der Entwicklung 
des Wirtschaftslebens“ (Geiger 1932: 4) kann als Vorläufer der von Bourdieu (1982; 1983) 
entwickelten Kategorien gelten; auch vom Habitus ist schon die Rede (Geiger 1932: 13). 

16 Zum Vergleich: „Nach ihrer sozialen Herkunft stellen sich ... die deutschen Angestellten 
der Jahrhundertwende als deutlicher ‘nach unten’ abgegrenzte Schicht dar als ihre ame- 
rikanischen Kollegen zur selben Zeit.“ (Kocka 1977: 307) 

17 Ein wesentliches ständisches Element, das sich bis heute hält: Interessenpolitisch starke, 
früher durchweg selbständige Berufsgruppen (neben dem Handwerk und Bauern vor 
allem Ärzte, Anwälte, Architekten) regeln ihre beruflichen und materiellen Interessen 
in staatlich legitimierten Kammern. 

18 „... strenggenommen ist es nicht ‘ein Stand’, sondern in ihm leben dic alten Berufsstände 
fort; eswäre also wohl genauer gewesen, von Ständen der Mitte oder von einer ständischen 


Mittelschicht zu sprechen.“ (Geiger 1932: 125) 
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und vor allem ideologische Konstruktion. Sie überblende die gesellschaftliche 
Realität, indem sie höchst unterschiedliche Merkmale und Gewohnheiten einer 
als kleinbürgerlich oder ständisch beschriebenen Gesamtheit zuordne: „Ein Un- 
begriff ist der ‘Mittelstand’ nicht wegen der großen Zahl und Differenziertheit 
seiner Elemente, sondern wegen der völligen Unvergleichbarkeit der Mentalitäten, 
die sich typischerweise in seinem Umkreis vorfinden.“ (ebd: 128.) 

Die Zurückweisung einer diffusen sozialen Mitte begründet Geiger mit 
dem für den Kapitalismus konstitutiven Unterschied der ökonomischen Inte- 
ressenlagen. Er leugnet nicht, dass die alte Mittelklasse und die neuen Lohn- 
abhängigengruppen zunächst ähnlichen, von der sozialen Herkunft geprägten 
Leitbildern der Lebensführung anhängen, die er im Falle der Angestellten als 
Ausdruck „ständischer Nachklänge innerhalb der modernen Klassengesellschaft“ 
(ebd.: 121) deutet. Dennoch hält er daran fest, dass die beiden Gruppen nicht 
zu einer einheitlichen „Schicht von mentaler Verwandtschaft und gemeinsamer 
Sozialfunktion“ zusammenwachsen, „weil die eine ein soziales Relikt, die andre 
soziales Neuelement ist“ (ebd.: 136). Für Geiger ist eine ‘Mitte’, in der die be- 
drohte Besitzklasse des alten Mittelstands mit besitzlosen VerkäuferInnen der 
eigenen Arbeitskraft zusammengesperrt ist, ein wissenschaftlich unhaltbares 
Gedankengebilde.'” Der an Marx und Weber geschulte Soziologe resümiert am 
Ende der Weimarer Republik: 


Wo wirauch suchen: Ansatzpunkte einer Homogenität, die geeignet erschiene, Mittel- und 
Kleinunternehmer und höher qualifizierte Lohnbezicher oder Schreibstuben-Personal 
über den trennenden Graben ihrer wirtschaftlichen Existenzformen hinweg dauernd zu 
verkitten, sind nicht auffindbar. Fehlen demnach außer- oder überwirtschaftliche Ho- 
mogenitätsmomente, so wird die Verschiedenartigkeit der wirtschaftsgesellschaftlichen 
Standorte zwischen ‘altem’ und ‘neuem’ Mittelstand als Motiv der sozialen Meinungsbil- 
dung nicht auf die Dauer ausgeschaltet werden können. (Geiger 1932: 131) 


Des ungeachtet liegt für Geiger die politische und ideologische Funktion der in 
der Krise neu beschworenen Homogenität auf der Hand: Der Mittelstand solle 
als „Träger einer Ausgleichsfunktion“ (ebd: 124) fungieren, eine Rolle, die dann 
unter dem Druck der Wirtschaftskrise immer unrealistischer wurde. Schließlich 
setzten die maßgeblichen Kapitalfraktionen aufdie NS-Modernisierer’, in deren 
zur Volksgemeinschaft drapierten Klassendiktatur, wie Geiger voraussah, der 
vom Bürgertum mühsam konstruierte ‘Mittelstand’ sich als entbehrlich erwies 


(ebd.: Exkurs 109fF.). 


19 Auch unter methodischen Gesichtspunkten ist Geigers Kritik an einer begrifllich naiven 
Konstruktion der Mitte aktuell, wenn erzu den sozialstatistischen Analysen vermerkt, dass 
häufig „der Autor unterwegs vergessen hat, was erzahlenmäßig fixiert“ (Geiger 1932: 13). 
Das trifft auf viele der gegenwärtigen SOEP-Projckte zu, so interessant deren empirische 
Befunde im Einzelnen sein mögen. 
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Carl Dreyfuss: Illusorische Macht als Trostpreis der Deklassierung 


Mit der Ausdifferenzierung von Aufgaben und Positionen im kapitalistischen 
Unternehmen bezogen sich die wissenschaftlichen Kontroversen über die gesell- 
schaftliche Lage neuer Lohnabhängigengruppen auch auf die betriebliche Ebene. 
Die These vom 'neuen Mittelstand’ begründete dessen Sonderstellung vor allem 
mit der betrieblichen Hierarchie und deren Statusgefüge. In dieser Perspektive gal- 
ten qualifizierte Arbeitskräfte, die auf der Grundlage eines besonderen Fachwissens 
als Angestellte in die Planung des Produktionsprozesses oder gar in die Leitung 
des Unternehmens einbezogen waren, als ‘Mitherrschende’ in der Organisation, 
Kontrolle und Disziplinierung der ArbeiterInnen. Die rasch anwachsenden An- 
gestelltenfunktionen schienen jene Ansätze der marxistischen Klassenanalyse zu 
blamieren, die den übergreifenden Ausbeutungscharakter der Lohnarbeit zum 
Angelpunkt ihrer Zweiklassen-Theorie machten. Das damit schwerer zu entschlüs- 
selnde Verhältnis von Realität und Ideologie der Angestelltenberufe hat Carl 
Dreyfuss”” vor allem anhand der betrieblichen Praxis untersucht. Als Unternehmer 
und zugleich kritischer Wissenschaftler beobachtete er die Veränderungen der 
inneren Arbeitsteilung und deren Folgen für die Mentalität, sozialen Interessen 
und Denkweisen der Angestellten. In welchem Maße diese tatsächlich oder nur 
vermeintlich an der betrieblichen Herrschaft teilhaben und wie sie sich gesell- 
schaftlich verorten, zeigt seine noch 1933 erschienene Studie mit anschaulichen 
Beispielen aus den kaufmännischen und verwaltenden Funktionsbereichen. Weil 
bei vielen Angestellten die Überzeugung vorherrsche, „dass gerade der Beruf sie 
von anderen sozialen Gruppen, vor allen Dingen von den Arbeitern, wesentlich 
unterscheide“ (Dreyfuss 1993: 3£.), richtet sich sein besonderes Erkenntnisinte- 
resse auf den Inhalt und die Prägekraft der Berufsideologien. 

Als Untersuchungsfeld wählt Dreyfuss den damals noch kaum erforschten 
kaufmännisch-verwaltenden Bereich der privaten Unternehmen. Er begibt sich 
damit aufdas - neben dem der Techniker und Ingenieure - wichtigste Berufsfeld 
der Angestellten, das weniger von der stofflichen Seite der Tätigkeit als vom 
“Geist des Kapitalismus’ selbst geprägt ist. Hier arbeitet er an vielen Beispie- 
len (leitende Angestellte, Sekretärinnen und Stenotypistinnen, Angestellte im 


20 Unter denhier genannten “Weimarer” Soziologen ist Carl Dreyfuss am wenigsten bekannt. 
Sein Freund Theodor W. Adorno beschrieb ihn als „Philosoph von Fach, Großindustrieller 
von Berufund aus Zwang, und Literat nach Neigung“ (Stern 2005: 59). Nach Errichtung 
der NS-Diktatur versteckte die Schauspielerin Marianne Hoppe im Winter 1933/1934 
ihren jüdischen Freund in ihrer Dahlemer Wohnung. 1935 flüchtete Carl Dreyfuss nach 
London, wo er in Armut lebte. 1938 emigrierte er nach Argentinien, kehrte erst 1962 
nach Deutschland zurück und starb 1969. Vgl. dazu Stern (2005: S8ff., 109fF.). Die An- 
gestelltenstudie von Dreyfuss würdigt Schmidt (2016: 43ff.). 
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Außendienst und im Einzelhandel) den Einfluss der materiellen Lage und der 
Beschäftigungsform, des Aufgabeninhalts und vor allem der Betriebshierarchie 
auf die Berufsideologie heraus (vgl. 1933: 64fl.). Dreyfuss entschlüsselt, wie die 
„unternehmerische Beeinflussung“ den Aufstieg weit cher verspricht als gewährt 
- und dennoch mit der Modernisierung sständischer Illusionen neue Leistungsre- 
serven in der „Werkgemeinschaft“ erschließt (vgl. 1933: 18Sff.). Von der kritischen 
Analyse dieser Managementstrategien lässt sich noch heute lernen. 

Angesichts der ersten auch die Angestelltenarbeit im Kern erfassenden Ratio- 
nalisierungsperiode enthüllt Dreyfuss mit der bloßen Aufzählung der angeblich 
gemeinsamen Merkmale den ideologischen Charakter der ‘alt’ und 'neu’ übergrei- 
fenden Legende vom sozial ausgleichenden Mittelstand: Nach dieser Vorstellung 
zählen zur Mitte jene „Volksangehörigen“, die über „einiges Vermögen, ein eigenes 
Geschäft oder eine sichere Anstellung“ verfügen und im „bürgerlichen Zuschnitt 
ihrer Lebensführung über die großen Massen der arbeitenden Klassen hinaus- 
ragen, ohne aber durch ein großes Einkommen oder einen großen Besitz zu der 
kapital- und besitzreichen Klasse zu gehören“ (Wernicke 1922: 95). An diesen 
Kriterien nimmt Dreyfuss nüchtern Maß und zieht für den 'neuen Mittelstand’ 
die Bilanz: „Keines der in diesen Vorgaben enthaltenen Merkmale ist in der 
aktuellen Situation noch den Angestellten eigen.“ (1933: 258) 

Wie erklärt sich dennoch der fast panische Eifer, mit dem unter dem Druck 
der Krise viele angestellte LohnarbeiterInnen „vor der Klassenzugehörigkeit unter 
das Obdach dieser fiktiven sozialen Schicht“ (ebd.: 258) flüchteten? Zum einen 
wurden, gerade weil das alte Standesbewusstsein der realen Situation der Ange- 
stellten zunehmend widersprach, Leitbilder aus der ständischen Vergangenheit 
beschworen, „die durch die gewaltigen ökonomischen und sozialen Umwälzungen 
jede Beweiskraft verloren haben“ (ebd.: 256). Sie sollten in der betrieblichen Or- 
ganisationskultur die Beschäftigten innerlich an das Unternehmen binden. Als 
zweite maßgebliche Einflusskraft auf die Angestelltenillusionen deutet Dreyfuss 
die in der unternehmerischen Propaganda eingeflößte „berufliche und soziale 
Aufstiegsideologie“ (ebd.: 258); gerade nach dem Ersten Weltkrieg gingen auch 
sozialdarwinistische und militaristische Vorstellungen vom Daseinskampfin das 
„Gewebe von Berufsideologien“ ein. In Dreyfuss’ Kritik der Delegationstheorie 
zeichnet sich schon das zwiespältige Leitbild des Arbeitskraftunternehmers’ 
(Voß/Pongratz 1998) von heute ab: 


Ideologien, die wir bei der Untersuchung der Betriebshierarchic als fiktive Anordnungs- 
befugnis, als angemaßte oder eingebildete Selbständigkeit und Verantwortlichkeit ken- 
nenlernten, treten ... unter dem Schlagwort der ‘delegierten Unternehmensfunktion’ 
auf, ein so vieldeutig und dehnbar definierter Begriff, daß sich fast jeder Angestellte bis 
in die große Masse der mechanisch und schematisch Beschäftigten hinein als mit dieser 
Funktion betraut wähnen kann. (Dreyfuss 1933: 260) 
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Auch betriebliche Beispiele für feine sozialkulturelle Differenzierungen zum 

Zwecke der Disziplinierung führt Dreyfuss aus der Welt der Kaufhäuser vor. Dort 
werden die Herrenmodeartikel, der kunstgewerbliche Gegenstand oder dasSchmuckstück 
zum dokumentarischen Beweismittel für die Gehobenheit der Stellung einer Verkäufe- 
rin, Schuhe und Wäsche etwa kennzeichnen die mittlere Sphäre der Hierarchie, billige 
Haushaltsartikel und Lebensmittel ihre unterste Stufe. [...] Bezeichnend für die innerbe- 
triebliche Sozialwirkung ist der Brauch, nach dem in einem der Berliner Warenhäuser die 
Angestellten für kleine Verfehlungen bestraft werden. Bei der ersten Straffälligkeit wird 
die Verkäuferin für längere Zeit in die Käscabteilung versetzt. Bei Rückfälligkeit erfolgt 
eine Strafversetzung in die Fischabteilung. (Ebd.: 117f.) 


Mit solchen Beispielen und ihrer Deutung nimmt der kritische Beobachter die 
in Baudrillards Konsumtheorie aufgewiesene Nutzung der „Ungleichheit vor 
den Objekten im ökonomischen Sinn“ (1979/2015: 87) vorweg und zeigt, wie 
sich deren disziplinierende Kraft der sozialen Formatierung auch in der Sphäre 
der Arbeit entfaltet. 


Hans Speier: Verdeckte Klassenzugehörigkeit und die Rolle der Geltung 


Die gröbsten wissenschaftlichen Illusionen über die Pufferrolle eines neuen Mit- 
telstands wären vielleicht früher vergangen, hätten in den 1950er Jahren die 
soziologischen Wortführer in der Bundesrepublik schon Hans Speiers Studie 
lesen können. Der hatte kurz vor 1933 eine Soziologie der deutschen Angestell- 
tenschaft (1977) vorgelegt, die dann in Deutschland nicht mehr veröffentlicht 
werden konnte. Seine Analyse trägt sowohl dem strukturellen Wandel als auch 
den historischen Eigentümlichkeiten der deutschen Gesellschaft Rechnung. 
Speier betont zunächst die ökonomische Nicht-Selbständigkeit als gemeinsames 
Merkmal von ArbeiterInnen und Angestellten und verweist damit die These 
vom neuen Mittelstand ins Reich der Ideologie. Zugleich nimmt er genauer 
als viele zeitgenössische MarxistInnen wahr, in welchem Maße die modernen 
Angestelltenberufe historische Traditionslinien und eine soziale Spannweite 
einschließen, die das gesellschaftliche Bewusstsein auf je eigene Weise prägen 
und interessenpolitische Spaltungslinien erzeugen können. 

Mit scharfem Blick erfasst Speier das Zusammenspiel zweier Kräfte, das so- 
ziale Scheidelinien von der Art des Arbeiter- und Angestelltentitels bis heute 
begünstigt: zum einen die historisch gewachsenen, in Deutschland ständisch und 
obrigkeitsstaatlich geprägten Unterschiede (vor allem nach sozialer Herkunft, 
Geschlecht und Staatnähe des Berufs); zum anderen die modernen, Effizienz 
und Effektivität verbürgenden Organisationsformen, die jene Traditionen nicht 
etwa beseitigen, sondern für den betrieblichen Rationalisierungsprozess und die 
Beherrschung des gesellschaftlichen Wandels nutzen. Diese Kräfte fördern eine 
Geltungskonkurrenz nach Berufen und Bildungsabschlüssen, hierarchischen 
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Positionen und betrieblichen Funktionen, Alter und Geschlecht, selbst nach 
dem Prestige von Waren und Dienstleistungen. Das moderne Unternehmen 
erzeugt und erhält eine „verdeckte Klasse“, deren Mitglieder fein abgestuft in 
den Genuss kleiner Vergünstigungen oder deren bloßer Surrogate gelangen. Die 
betriebliche Personalpolitik nutzt in den Büro- und Verkaufsberufen auch das 
gesellschaftliche Geschlechterregime, das Irmgard Keun in Das kunstseidene 
Mädchen (1932) ironisch schildert, für kostensenkende Lohnungleichheit. Gegen 
Croners Delegationstheorie stellt Speier den klassenverdeckenden Charakter 
dieser Mechanismen heraus: Statt „von delegierter Leitung“ sei „von delegier- 
tem Ansehen“ (Speier 1977: 82) der Angestellten zu sprechen, während sich 
tatsächlich „nur eine schmale Spitze der Schicht ... in gesellschaftlicher Nähe 
der Unternehmer“ befinde (ebd.: 85). 

Im Kernbereich der anwachsenden “arbeitnehmerischen Mitte’ macht Speier 
dennoch ein Dilemma aus, das die betriebliche und gesellschaftliche Einordnung 
der Angestellten noch heute erschwert. Die ‘reine’ Klassentheorie gerate in Erklä- 
rungsnot, wenn es um das Begreifen der betrieblichen Abhängigkeitsverhältnisse 
geht: „Diese Theorie eröffnet zunächst eine tiefere Einsicht in die wirtschaftlichen 
Lebensbedingungen der angestellten Gehaltsempfänger, stößt aber aufsehr große 
Schwierigkeiten, wenn sie die soziale Geltung und die politischen Orientierungen 
der Angestellten zu bestimmen versucht.“ (Speier 1977: 85) Auf der betrieblichen 
Ebene zeigt er beispielhaft, wie die Entwicklung der Arbeitsteilung auf breiter 
Front „das Phänomen der verdeckten Klassenzugehörigkeit“ fördert. Deren Ein- 
fuss verzerre auch das gesellschaftliche Bewusstsein im betrieblichen Alltag: 
„Nicht das die Persönlichkeit missachtende Kalkül der Unternehmensleitung 
bestimmt ihren wahrnehmbaren Rang, sondern das Maß, in dem sie an der ... 
aufgegliederten Macht ‘des Kapitalisten’ kraft Organisation teilhaben.“ (cbd.: 
101) Ausdrücklich warnt er vor dem bloßen Verweis auf überkommene ‘mittel- 
ständische’ Traditionen, wenn die sozialökonomische Stellungmit dem Verhalten 
nicht übereinstimmt. Die Mahnung hat bis heute Gültigkeit. 

Im Lichte derart nüchterner Erkenntnisse bleibt eine Frage offen, die nach 
dem Schwinden vieler arbeitsrechtlicher Unterschiede und dem Bedeutungs- 
verlust rein hierarchischer Machtpositionen noch heute kontrovers erörtert 
wird: Sind die typischen Sozialfiguren des vermeintlich neuen Mittelstands die 
ersten Rollenmodelle für eine Moderne, die in raschem Wechsel stets neue Er- 
scheinungsformen der fremdbestimmten Arbeitskraft hervorbringt? Steht die 
größere Beweglichkeit von Angestellten, die anders als die ‘alte’ Arbeiterklasse 
Individualität zu verkörpern scheinen, für einen neuen Sozialcharakter, der den 
(zumeist männlich gedachten) Massenarbeiter des Industriekapitalismus abgelöst 
hat oder zumindest ergänzt? 
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Am frühesten und gründlichsten ist Siegfried Kracauer diesen Fragen nachgegan- 
gen. Er hält als einfühlsamer Beobachter der Zeit vor 1933 Einsichten bereit, die 
ungeachtet der besonderen historischen Umstände bis heute die Modernität seiner 
Diagnose ausmachen. Der Journalist, Romancier und Wissenschaftler entdeckt 
noch in den kleinen Symbolen und privaten Nischen der Angestelltenwelt die 
allgemeinen Züge der Entfremdung. Zugleich fragt er sich, wie diese Realität 
das Denken und Träumen der Menschen jenseits der Arbeit bestimmt. Seine 
Essays gelten bis heute als geschliffene, ins Gewand der Reportage gekleidete 
Analysen. Aber wo alle sich auf sie berufen, ist Vorsicht geboten. Kracauer hat 
anhand der Berliner Angestelltenwelt eine lohnabhängige Schicht im Umbruch 
durchleuchtet und deren Rolle in der Entwicklung der gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse insgesamt. 

Am Zusammenspiel von Sein und Bewusstsein, am Schwanken zwischen 
Aufstiegsstreben, beruflicher Alltagsroutine und flüchtiger Zerstreuungenthüllt 
Kracauer über die materielle Not hinaus die Orientierunglosigkeit vieler Ange- 
stellter. Indes leistet er sich nicht das bequeme Intellektuellenvergnügen, deren 
geschmälerte Karrierechancen pauschalzum Trugbild zu erklären. Er geht ihrem 
Schwinden auf vielen Ebenen und Pfaden nach: im System der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung und in den einzelnen Berufen, im betrieblichen Rationalisierungs- 
prozess wie am Schicksal der Arbeitslosigkeit. Erst vor diesem Hintergrund tritt 
der zunehmend illusionäre Charakter einer geborgten Geltung hervor, die ins 
geistige „Asyl für Obdachlose“ mündet (Kracauer 1939: 117). Die alltagskultu- 
relle Distanz, die viele Angestellte zur Arbeiterwelt aufrechterhalten, deutet der 
Diagnostiker als verzweifelten Gestus, auf den eine nüchterne Antwort erfolgt: 
„Aber winken nicht die höheren Schichten? Wie sich herausgestellt hat, winken 
sie unverbindlich von fern.“ (ebda: 120) Solche Einsichten haben den jüdischen 
Intellektuellen dem Bürgertum verdächtiggemacht und mit ins Exil getrieben." 

Mit Kracauer könnte die Ihese einer gesellschaftlichen Identität jenseits der 
Klassen, die ‘den’ Angestellten (typisch männlich) zum Kronzeugen anruft, für 
abgeheftet gelten. Denn diese Rolle setzt eine Gemeinsamkeit der gesellschaft- 
lichen Lage voraus, die am Ende der Weimarer Republik eine künstliche, nur 
noch illuminierte ist. Die ‘verdeckte Klasse’ der Angestellten mochte neben 
historischen Sehnsüchten die in der Hierarchie der betrieblichen Funktionen 
wurzelnde Fremdheit gegenüber dem industriellen Proletariat empfinden. Aber 
die objektiven Gründe für die gröbsten Vorurteile begannen zu verblassen, und im 


21 Den Bücherverbrennungen durch NS-Studenten am 10. Mai 1933 fiel in München, 
Nürnberg, Königsberg und Leipzig auch Kracauers Angestelltenstudie zum Opfer. 
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Betriebsalltag war die Gegnerschaft der Arbeiter zu den Angestellten oft stärker 
ausgeprägt als umgekehrt. Noch in seiner Analyse der Gründe für die Anzie- 
hungskraft der NS-Ideologie hielt Kracauer an der grundlegenden Erkenntnis 
fest, dass nach den objektiven Interessen die neuen, abhängig beschäftigten Mit- 
telschichten nichts mehr mit dem alten Mittelstand der Besitzenden verbindet: 
„Wird hier die Unabhängigkeit zum Schein, so hört sie bei den Angestellten auf, 
eine Hoffnung zu bilden.“ (1933: 225) Dennoch missachtet er in dem Prozess, in 
dem die kapitalistische Dynamik die Klassen und deren soziale Identitäten immer 
wieder neu erzeugt, keineswegs die Macht der gesellschaftlichen Institutionen und 
Konventionen, die Interessen und Mentalitäten prägen. Er hat diese Einflüsse am 
Beispiel des Films und der Massenmedien seiner Zeit aufs Genaueste untersucht 
(vgl. Kracauer 1947). 


2.2 Zwischenfazit: Erste Lehren für die Gegenwart 


Was lehren uns die nur scheinbar veralteten Studien? Die angestellten Arbeits- 
kräfte, am Ende des 19. Jahrhunderts von Schmoller zum ‘neuen Mittelstand’ 
geadelt, waren in den sozialen Umwälzungen nach dem Ersten Weltkrieg als die 
am stärksten wachsende Schicht in der Gesamtklasse der abhängig Beschäftigten 
(des Kapitals oder des Staates) erkannt worden. Die hier vorgestellten Weima- 
rer Gesellschaftsforscher bedachten in ihren Klassenanalysen neben den in der 
gesellschaftlichen und betrieblichen Arbeitsteilung hervortretenden Differenzie- 
rungslinien auch den historischen Einfluss der aus der alten Mitte stammenden 
Selbstbilder auf das ‘mittelständische’ Bewusstsein und die Lebensführung der 
neuen Lohnarbeitergruppen. Sie nahmen schr wohl wahr, dass die Fabrikarbeite- 
Innen die meisten Angestellten im betrieblichen Alltag den zherz und nicht den 
us zutechneten - und dass vielen Angestellte noch der Sehnsuchtsort einer siche- 
ren beruflichen Existenz vor Augen stand: „Das szändische Wunschbild bezeichnet 
den Punkt, an dem sich die Eigentümer und Arbeitnehmer des Mittelstands ... 
finden konnten.“ (Geiger 1932: 120) Dennoch ordneten die kritischen Weimarer 
Beobachter den ‘neuen Mittelstand’ sozialökonomisch der Lohnarbeiterklasse 
zu und deckten den gesellschaftlichen wie zugleich ideologischen Charakter der 
verdeckten Klasse auf. Auch empirisch ist das Bild schlüssig: Offene und verdeckte 
Lohnabhängige zusammengenommen, sind nach der sozialstatistischen Erhe- 
bung von 1925 von 32 Millionen Erwerbstätigen 21 Millionen unselbstständig 
beschäftigt bzw. arbeitslos, die Klasse der Lohnabhängigen umfasste damit zwei 
Drittel (66%) der Erwerbsbevölkerung. Wie viele davon sich wohlin der Antwort 
auf die heutigen Fragen der ‘Mitte’ zugerechnet hätten? 

Mit den Einsichten der Soziologen aus der von Krisen geprägten Endphase der 
Weimarer Republik ließe sich im Blick auf die gewandelten Verhältnisse noch 
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heute leben und forschen. Sie machen die wachsende Vielfalt an Lohnarbeits- 
formen begreiflich, die weder in mechanistischen Klassendefinitionen noch in 
Max Webers bürokratischem Typus angemessen eingefangen ist. Schon die Fülle 
an Qualifikationen, betrieblichen Positionen, Berufsfeldern und Arbeitsinhal- 
ten lässt jeden Versuch scheitern, noch eine objektive Einheit ‘der’ Angestellten 
oder gar ‘der’ Mittelschichten zu konstruieren. Was freilich bis heute gilt, ist 
die Erfahrung, dass Systeme der Arbeitsteilung und der Differenzierung nach 
Qualifikation und Verantwortung jene Mechanismen fördern, die Geiger, Speier 
und Dreyfuss zu einer modifizierten Klassentheorie nötigten. In ihr spielen be- 
triebliche Abstufungen und die Macht der sozialen Geltung auch klassenpolitisch 
eine neu zu interpretierende Rolle. Eine genauere Analyse hätte, so Speier im 
Rückblick, „zur Einschränkung der marxistischen Theorie vom ‘falschen’ und 
‘richtigen Bewusstsein ... führen müssen“ (1977: 89). Dass die teils betrieblich 
realen, teils künstlich inszenierten Abstufungen und Kontraste zwischen Unten 
und Mitte, Produktion und Verwaltung, ArbeiterInnen und Angestellten noch 
lange, wenngleich in blasseren Farbe überleben, zeigt sich daran, dass bis heute 
die Einkommen der Angestellten (und des Beamtenpersonals), die breiter denn je 
nach Branchen, Berufen, Hierarchiestufen und nach wie vor nach dem Merkmal 
des Geschlechts streuen, dennoch von ‘unten’ her häufig in dem Ruf stehen, 
ungerechtfertigt hoch zu sein. Zum Ergötzen der ökonomischen Elite und ihrer 
Beraterkaste neigen viele ArbeiterInnen dazu, das Angestellteneinkommen nicht 
etwaan den alle meritokratischen Maßstäbe?” sprengenden Prämien der vorwie- 
gend männlichen Spitzenmanager zu messen, sondern am Durchschnittslohn 
des Produktionsarbeiters, der indes häufig weit über dem vieler angestellter, vor 
allem weiblicher Arbeitskräfte im Dienstleistungsbereich liegt. 

In der marxistischen Diskussion und in der kritischen Sozialforschung 
herrschten häufig allzu optimistische Illusionen über die Vergänglichkeit kon- 
kurrenzgeprägter Gerechtigkeitsvorstellungen und Berufsmentalitäten, die auf 
Anerkennung durch Herrschaftsteilhabe setzen. Kritisch vermerkte Geiger zu 
einigen marxistischen Prognosen seiner Zeit: „Man soll nicht Bevölkerungs- 
massen als eine Schicht, Klasse oder Stand bezeichnen, weil man ihnen eine 
geschichtskonstruktiv geforderte Funktion im gesellschaftlichen Lebensprozeß 
zuschreiben möchte.“ (Geiger 1932: 125) Wenn auch damit das Problem eines 
“falschen Bewusstseins’ nicht hinwegerklärt ist, mag die ergänzende, schon Max 
Weber nicht unvertraute Sichtweise von Bourdieu (1983) theoretisch angemessen 
und empirisch nützlich sein: dass auch innerhalb der Klasse der abhängig Beschäf- 
tigten sich ein historisch erworbener Vorteil - nicht nur die soziale Herkunft, 


22 Zur Aushöhlungdes Leistungsprinzips durch das des marktbezogenen Erfolgs vgl. Neckel 
(2015). 
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sondern auch der seltene Berufoder die spezielle Qualifikation - zum kulturellen 
oder sozialen Kapital verfestigen kann. In welchem Maße und wie rasch solche 
relativen Vorteile anwachsen oder schwinden, ist jeweils nur empirisch zu ermit- 
teln. In der Gegenwart dürfte ein von Fachausbildung und Studium geprägtes 
Berufsbewusstsein weiter verbreitet sein als das gemeinsame Empfinden, einer 
von den ArbeiterInnen getrennten Mittelschicht anzugehören. 

Das Ergebnis ist damit zwiespältig. Einerseits fehlen den meisten der jenseits 
der unmittelbaren Produktion Beschäftigten eigenständige, von der Indus- 
triearbeiterschaft abgegrenzte Selbstbilder und Wertmaßstäbe, die eine neue 
"Mittelklasse für sich’ begründen könnten. Nachdem das klassische Proletariat 
nicht nur in seinem unqualifizierten Segment weiter deklassiert, sondern auch 
im Umfang geschrumpft und sozialstatistisch in die Minderheit geraten ist (vgl. 
Beaud/Pialoux 2004), dürfte heute eher zutreffen, dass das durchschnittliche 
Angestelltendasein im öffentlichen Bewusstsein den (erwünschten) Normalzu- 
stand der modernen Lohnarbeit repräsentiert. Andererseits wissen häufig gerade 
gehobene (nach wie vor typisch männliche) Angestellte bis heute, mit wem man 
sich nicht gemein macht. 

Dieser Rückblick soll keineswegs suggerieren, die Erkenntnisse und Kategorien 
ausden “Weimarer’ Klassenanalysen und Angestelltenstudien ließen sich unmit- 
telbar aufdie Gegenwart übertragen, als habe sich in Wirtschaft und Gesellschaft, 
an den Beschäftigungsformen und institutionellen Rahmenbedingungen, an 
den Mentalitäten und in der Interessenpolitik nichts geändert. Aber es bleiben 
Klassenverhältnisse. Hinter diese Diagnose fällt die derzeit vorherrschende Selbst- 
beschreibung der deutschen Gesellschaft zurück - unter tätiger Mithilfe einer 
weithin ‘klassenblinden’ Sozialforschung. Deren vorherrschende Deutung der 
empirisch vermessenen Ungleichheiten trägt begriffspolitisch mit dazu bei, dass 
sich die mediale Diskussion über soziale Spaltungen zur talkshowtauglichen Sorge 
um die angeblich „enthemmte Mitte“ (Decker u.a. 2016) verengt. Damit droht 
eine Verarmung, ja der Konkurs des öffentlichen Diskurses über eine Moderne, 
die niemals keine Klassengesellschaft war. 

Dieses kritische Urteil ist im zweiten Teil des Beitrags zu belegen und zu 
begründen. 
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Achim Brunnengräber and Felix Syrovatka: Confrontation, Cooperation or Cooptation? 
The establishment of a Commission for the Disposal of High-Level Radioactive Waste by 
the state puts the anti-nuclear movement into a new situation. In the past, the relationship 
between the movement and the institutions of the state was mainly characterized by con- 
frontation. But the establishment of a Repository Scarch Committee changed the situation 
and raised the question of cooperation. Using the hegemony theory, the article analyses the 
developments and conflicts between the movement and the state in the case of the scarch 
process for a nuclear waste repository. Thereby the article mainly focuses on dynamics inside 
the anti-nuclear movement and the relationship between the different fraction of the move- 
ment and the state. 


Alex Demirovic: Self-Reflection of Marxism. Fifty Years Negative Dialectics. The article 
argues that Adorno's book Negative Dialectics is a major contribution to the Marxist debate. 
Adorno’ starting point is a critigue of Marx’ eleventh Feuerbach-thesis that the world should 
not be longer interpreted but changed. After all the defeats that the left and Marxist theory 
had to experience since the middle ofthe 19th century Adorno argues for a renewal oftheory 
bya self-reflexive turn of Marxism. As an important moment of this self-reflection a critical as- 
sessment of dialectics itself is necessary. Adorno criticized the traditional idea of the negation 
of negation and the expectation of a positive result as well as the notion of totality. Critically 
approaching Hegel, he sces him as the affirmative theorist of the tendency of the bourgeois 
society to totalize itself. In opposition to this - and in difference to any Hegel-Marxism - 
Adorno conceive of dialectics as negative i.e. it has itself a temporal index and is a form of 
intellectual appropriation of the world only under conditions of domination. Io think in an 
emancipatory way then has as a consequence to develop a non-systematic theory and to be 
sensitive for the movements and contradictions of concepts that attract themselves and form 
constellations. 


Kristina Dietz, Oliver Pye and Bettina Engels: The spatial dynamics of agrofuels: transna- 
tional networks, re-scaling, places and territorial struggles. This article explores the spatial 
dynamics of agrofuels. Building on categories from the field of critical spatial theory, it shows 
how these categories enable a comprehensive analysis of the spatial dynamics of agrofuels that 
links the macro-structures of the global political economy to concrete, place-based struggles. 
Four core socio-spatial dynamics of agrofuel politics are highlighted and applied to empirical 
findings: territorialization, the financial sector as a new scale of regulation, place-based strug- 
gles and transnational spaces of resources and capital flows. 


David Döll : The Strategy of Convergence des luttes - Movement dynamic between de- 
mocracy and class questions. Ihe movement against the Loi Travail pushes the line of anti- 
austerity and democracy struggles to the center of Europe. Ihis paper reflects on the different 
steps of the “Convergence des Iuttes” (Convergence of Struggles) in the context of global move- 
ments and the crisis of neoliberal hegemony. It argues for strategic convergences of struggles 
on a European level. Ihe coming “European left” has to form a transnational project against 
the neoliberal EU and the nationalist regressions. 


Tobias Haas: Ihe Energiewende under pressure of (scalar) shifting relations of forces. An 
analysis ofthe EEG 2.0: The article argues that there has been a transformation of the Ger- 
man Energy Turn (Energiewende) within the last couple of years. This transformation hap- 
pens due to an offense of social forces that aim to slow down and push the Energiewende into 
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another, more centralized direction. This push to reconfigure the Energiewende is articulated 
and strengthened through the contested environmental and energy aid guidelines on the Eu- 
ropean scale. The multi-scalar shift of relations of forces are materialized in the Renewable 


Energy Act from 2014 (EEG 2.0). 


Ulf Kadritzke: Middle class as wishful thinking. Class studies of the past in the light of 
the present (Part 1): The public and scientific discourse about the social structure in Ger- 
many is characterized by an absence of class categories and a peculiar attentiveness towards 
the middle classes - even the misleading term ‘Mittelstand’ is in use. This mode of thinking 
‘beyond classcs’ is criticized in a historical perspective. We reconstruct how several important 
socials scientist of the "Weimar Republic’ (1919-1933) analyzed the socio-economic status 
and mentalities ofthe so called ‘Neuer Mittelstand’ (primarily consisting of private and public 
employees).Ihese sociologists revealed the clear majority of white collar and service workers 
as "hidden class! In economic terms they are an essential part of the wage-dependent working 
class, albeit employed under specific conditions. Their position in the hierarchy of organiza- 
tions and their (often merely pretended) prestige are the main causes of ‘middle class’ mentali- 
ties and their alienation’ from working class values, habits and orientations. Referring to the 
Marx-related, but modified class studies of the past, the second part ofthe essay - coming up 
in the next PROKLA issue - will discuss the shortfalls oftheories and conceptions of German 
middle classes in current sociology and politics, criticising their scientific approach as ‘class- 
ignoring’ ideologies. 


Hendrik Sander: The movement for climate justice and energy democracy in Germany: A 
historical-materialist movement-analysis. This article argues that social movement rescarch 
must be renewed by a historical-materialist perspective to be able to understand the emer- 
gence and effects of the relatively new climate justice movement in Germany. Ihe previous 
research on NGOs and social movements in climate politics is presented and the recent devel- 
opment oftthe climate justice movement in Germany is illustrated. In a final step two cases of 
climate movement campaigns are explained by means of the historical-materialist movement- 


analysis proposed by the author. 


Ulrich Schachtschneider: Beyond citizens’ investment: Energiewende needs Degrowth. 
The German Energiewende (Energy Turn) in the electricity sector should be understood as 
ecological progress and as an example that current politics don't necessarily all follow the 
neoliberal paradigm. However, the way of financing the Energiewende has lead to more in- 
equality. Both the ongoing technological transformation following the idea ofa Green New 
Deal and the paradigm „Bürgerenergiewende“ are not in danger with the new EEG regulation 
scheme. But in order to achieve a wider energy transition covering other important consump- 
tion sectors like housing or mobility as well as facilitatinga decline ofthe energy demand, less 
economical and social inequality beyond citizens’ investment is needed. 


Markus Wissen: Between neo-Fossilism and a „green economy“. Development trends of 
the global energy regime. Capitalism and the fossilist energy regime have been considered 
so closely interrelated that a crisis of the latter would inevitably raise a major threat for the 
former, resulting amongst others in growing geopolitical tensions. In critical (Marxist) de- 
bates such a crisis has been conceptualized as “peak oil” or “the end of cheap nature” (Jason 
Moore). However, the recent boom of unconventional fossil energies particularly in the USA 
has put such diagnoses in question. Ihe article analyses recent development trends of the 
global energy regime. Its main argument is that the crucial problem is not so much the pcak 
of scarce fossil resources. Neither is there simply a rising tension between the capitalist core 
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and its geopolitical competitors for reasons of energy supply. Rather, there are multiple ener- 
getic conflicts some of which criss-cross the line between the sphere of U.S. hegemony on the 
one hand and its competitors like China and Russia on the other. Ihe major energetic threat 
arises from the socially and environmentally destructive power of the (neo-)fossilist patterns 
of production and consumption. This threat won't be overcome by a “greening” of capitalism. 
Instead, overcoming it requires a fundamental transformation of the mode of producing and 
consuming energy. 
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